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28. Sitzung 

Bonn, den 13. Oktober 1983 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Dr. Barzel: Die Sitzung ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Meine Damen und Herren, am 3. Oktober ereig-
nete sich bei einem Übungsschießen der Bundes-
wehr auf dem Truppenübungsplatz Münsingen ein 
schweres Unglück. Dabei wurden zwei Offiziere der 
Bundeswehr getötet und 25 Menschen zum Teil 
schwer verletzt. Zu den Schwerverletzten gehört 
auch unser Kollege Dr. Fritz Wittmann aus Mün-
chen. 

Die Nachricht hat uns tief erschüttert. Im Namen 
des Deutschen Bundestages spreche ich den Ange-
hörigen der Soldaten, die in Erfüllung ihres 
Dienstes ihr Leben ließen, unser tief empfundenes 
Mitgefühl aus. Den Verletzten gilt von Herzen un-
ser Genesungswunsch. — Sie haben sich zu Ehren 
der Verunglückten erhoben. Ich danke Ihnen. 

Meine Damen und Herren, vor Eintritt in die Ta-
gesordnung habe ich einige Mitteilungen zu ma-
chen. 

Erstens. Am 10. Oktober 1983 hat Bundesminister 
Dr. Dollinger seinen 65. Geburtstag gefeiert. Ich 
wünsche ihm namens des Deutschen Bundestages 
Glück und Segen. 

(Beifall) 

Zweitens. Nach einer interfraktionellen Vereinba-
rung soll die verbundene Tagesordnung um den Zu-
satzpunkt „Erste Beratung des von den Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP eingebrachten Ent-
wurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Abgeordnetengesetzes und des Europaabgeordne-
tengesetzes" erweitert werden. Dieser Zusatzpunkt 
soll am Freitag nach Punkt 13 der Tagesordnung 
aufgerufen werden. Sind Sie damit einverstanden? 
— Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Drittens. Der Deutsche Bundestag hat die Bun-
desregierung durch Beschluß vom 23. Juni 1976 er-
sucht, dem Bundestag alle vier Jahre bis zur Mitte 
der Legislaturperiode einen Forschungsbericht und 
alle zwei Jahre einen Faktenbericht vorzulegen. 
Auf Antrag des Bundesministers für Forschung und 
Technologie sollen diese Berichte nach einer inter-
fraktionellen Vereinbarung künftig im ersten Quar-

tal der jeweiligen Berichtsjahre vorgelegt werden. 
Ist der Bundestag damit einverstanden? — Ich höre 
und sehe keinen Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Beratung des Berufsbildungsberichts 1983 
— Drucksache 10/334 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Haushaltsausschuß 

Dazu liegt Ihnen ein Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Drucksache 10/482 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Aussprache zwei 
Stunden vorgesehen. — Ich sehe keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Zur Begründung Frau Bundesminister Dr. 
Wilms. 

Frau Dr. Wilms, Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft: Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Debatte zum Berufsbil-
dungsbericht 1983 findet in einem Augenblick statt, 
in dem die aktuelle Lage auf dem Ausbildungs-
markt die öffentliche Diskussion beherrscht. Bevor 
ich auf Einzelheiten dieser aktuellen Lage eingehe, 
lassen Sie mich noch einige grundsätzliche Bemer-
kungen zum Bericht 1983 machen. 

Nach § 3 des Berufsbildungsförderungsgesetzes 
ist jährlich ein Bericht über die voraussichtliche 
quantitative und qualitative Entwicklung der Aus-
bildungsplatzsituation des kommenden Jahres vor-
zulegen. Der Hauptausschuß des Bundesinstituts 
für Berufsbildung hat am 13. Januar 1983 seine Stel-
lungnahme zu diesem Bericht in Form eines Mehr-
heits- und Minderheitenvotums abgegeben. 

Die Schwerpunkte des Berichts 1983 machen 
deutlich, welche Aspekte der beruflichen Bildung 
die Bundesregierung als besonders wichtig ansieht. 
Dazu vier Punkte. 

Die Ausführungen über die Durchsetzung der 
Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher Bil- 
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dung sollen erneut ein Anstoß sein, dem beruflichen 
Bildungsbereich, den mehr als drei Viertel der jun-
gen Menschen durchlaufen, mehr gesellschaftliche 
Anerkennung und gleichwertigen Rang in der Bil-
dungslandschaft zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Junge Menschen mit berufspraktischer, betriebli-
cher Ausbildung müssen ihre eigenständigen und 
gleichrangigen Bewährungs- und Aufstiegschancen 
im Beruf haben. Wir brauchen den hochqualifizier-
ten Facharbeiter ebenso wie die wissenschaftliche 
Spitzenleistung. 

Angesichts der künftigen Arbeitsmarktstruktu-
ren und der wachsenden Zahl von Abiturienten hal-
ten wir es für dringend geboten, die Einbahnstraße 
Abitur—Hochschule zu verlassen und das berufliche 
Bildungswesen stärker für Abiturienten zu öffnen. 
Es ist nicht verantwortbar, die Abiturienten aus-
schließlich auf die Hochschule zu verweisen, um sie 
dann nach langem Studium möglicherweise in die 
Hoffnungslosigkeit der Akademikerarbeitslosigkeit 
fallen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist ein Problem, das uns in den nächsten Jah-
ren in jedem Fall erhebliche Kopfschmerzen berei-
ten wird und das unsere gesamten Lösungsüberle-
gungen beanspruchen wird. Ich weiß, daß wir dabei 
in den nächsten Jahren, bis die ersten geburten-
schwachen Jahrgänge in die Ausbildung kommen, 
vor einer Gratwanderung stehen. Denn erst allmäh-
lich werden die Abiturienten einen betrieblichen 
Ausbildungsplatz finden, ohne einen Realschüler 
oder Hauptschüler möglicherweise zu verdrängen. 
Der betriebliche Ausbildungsmarkt ist j a nicht un-
begrenzt aufnahmefähig. Trotzdem müssen wir die-
sen Weg schon heute beginnen, damit wir den 
Abiturienten morgen gerade außerhalb der Hoch-
schulen echte Ausbildungschancen bieten können. 

Ein besonders schwieriges Kapitel — wir wissen 
es alle — ist heute und wird morgen noch sein die 
Situation von Mädchen und Frauen in der berufli-
chen Bildung. Die Berufsausbildungschancen für 
Mädchen sind nach wie vor sowohl quantitativ wie 
qualitativ eingeengt. Ihnen werden immer noch we-
niger Ausbildungsplätze in einem kleineren Berufs-
spektrum angeboten. Andererseits hat sich das Be-
rufswahlverhalten der Mädchen und jungen Frau-
en, die heute oftmals über einen höheren qualifi-
zierten schulischen Abschluß als früher verfügen, 
noch nicht arbeitsmarktgemäß und zukunftsorien-
tiert geändert. Nur bei sehr viel Flexibilität und 
Einsicht auf beiden Seiten, sowohl bei den Ausbil-
dungsbetrieben wie bei den Frauen selbst, werden 
wir die gegenwärtigen Strukturprobleme lösen kön-
nen. 

Noch ein Wort zu den nach wie vor großen Aus-
bildungsproblemen benachteiligter Jugendlicher. 
Die Bundesregierung hat im Regierungsentwurf für 
den Haushalt 1984 die Mittel für das Benachteilig-
tenprogramm auf 144 Millionen DM aufgestockt, so 
daß 1984 über 5 200 Jugendliche neu, zusätzlich in 
das Programm aufgenommen werden können. Dies 
allein reicht auf die Dauer alles nicht aus. Die Be-

rufsvorbereitung und die Berufsberatung sind ge-
rade für diesen Personenkreis zu intensivieren. 
Auch neue Formen sozialpädagogischer Vorberei-
tungsmaßnahmen sind zu erproben. Es zeigt sich, 
daß gerade die schulische Vorbildung solcher oft 
einseitig begabter Kinder unzureichend ist. Grund- 
und Hauptschulen sollten der Förderung dieser 
Kinder stärkere Aufmerksamkeit als bisher wid-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich denke, angesichts sinkender Schülerzahlen be-
steht hierzu eher die Möglichkeit als in Zeiten über-
füllter Klassen. Die Berufsbildung kann unmöglich 
alle Versäumnisse in der Schulbildung der jungen 
Menschen aufholen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es ist an der Zeit, daß sich die Schulen wieder ver-
stärkt der Bildung der Jugendlichen in den allge-
meinen Grundkenntnissen annehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dem Berufsbildungsbericht 1983 kommt heute 
selbstverständlich besonderes Interesse zu wegen 
der dort vorgenommenen Prognosen und Lageein-
schätzungen, die sich heute an den Realitäten mes-
sen lassen können. Lassen Sie mich dazu fünf Fest-
stellungen machen. 

Durch den persönlichen Einsatz des Bundeskanz-
lers und durch die besonderen Anstrengungen der 
Bundesregierung ist es gelungen, daß in diesem 
Jahr so viele neue Ausbildungsverträge wie nie-
mals zuvor abgeschlossen worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Industrie und Handel haben zum Stichtag 30. Sep-
tember 1983 bei den bisher abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträgen in ihrem Bereich einen Zuwachs 
von acht Prozent gegenüber dem Vorjahr ermittelt, 
das Handwerk in seinem Bereich einen Zuwachs 
von 10,8 %. 

(Berger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Insgesamt meldet z. B. der Deutsche Industrie- und 
Handelstag heute ein Mehr von 24 300 Ausbildungs-
stellen gegenüber dem Vorjahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir können auf Grund der bislang vorliegenden 
Daten mit Sicherheit von einer Zunahme der Zahl 
der abgeschlossenen Ausbildungsverträge um ca. 
38 000 gegenüber dem Vorjahr ausgehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Toll!) 

Die Gesamtzahl der neu abgeschlossenen Ausbil-
dungsverträge dürfte etwa 670 000 betragen. Eine so 
hohe Zahl neu abgeschlossener Ausbildungsver-
träge wurde bislang in keinem Ausbildungsjahr er-
reicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Daneben stehen nach den Statistiken der Bun-
desanstalt für Arbeit noch ca. 20 000 angebotene, bis 
jetzt unbesetzte Stellen. Ich wiederhole es: Ohne 
den großen persönlichen Einsatz des Bundeskanz-
lers und das große Engagement der Bundesregie- 
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rung und vieler Politiker in diesem Jahr, die gehan-
delt und nicht hämisch geredet haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Berger  [CDU/CSU]: Einige andere wollten 

es j a gar nicht!) 

hätten wir diese Rekordzahl an Verträgen nicht er-
reicht, und wir hätten heute vielleicht 100 000 und 
mehr Jugendliche ohne Bewerbungschancen; denn 
es wurden ja nach Angaben der Bundesanstalt für 
Arbeit 78 000 Bewerber mehr als 1982 vermittelt, 
und das trotz der schlechten Wirtschaftslage, in der 
sich viele Betriebe befinden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und trotz der 
Miesmacherei!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen 
Sie mich in diesem Zusammenhang auch dies noch 
einmal erwähnen: Auf dem Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkt erleben wir auch jetzt die Folgen einer 
13jährigen SPD-geführten Politik! 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Die Attraktivität der betrieblichen Berufsbildung 
für junge Menschen war offensichtlich nie so groß 
wie in diesem Jahr; noch nie haben sich so viele 
Jugendliche um Ausbildungsplätze beworben. Ins-
gesamt wird eine Bewerberzahl erreicht, die wahr-
scheinlich bei etwa 714000 liegt. Damit werden die 
bisherigen Nachfragerekordjahre 1980 und 1982 um 
etwa 50 000 übertroffen. Allein bei der Bundesan-
stalt für Arbeit, bei den Arbeitsämtern also, bewar-
ben sich etwa 93 000 Jugendliche mehr als im vori-
gen Jahr. Dieser Ansturm von Jugendlichen gerade 
auf die praxisorientierte Berufsbildung ist bildungs-
politisch in hohem Maße erfreulich. Die beste Versi-
cherung für die Zukunft wird auch von immer mehr 
Jugendlichen in einer soliden, praxisorientierten 
Berufsbildung gesehen. 

Bei der Erstellung des Berufsbildungsberichts 
wurde von den Fachleuten für 1983 auf der bislang 
für alle Jahre geltenden Berechnungsbasis ein Be-
darf von 655 000 Ausbildungsplätzen geschätzt. Auf 
dieser Geschäftsgrundlage mit einem Plus von 
30 000 Lehrstellen wurde dem Bundeskanzler die 
Lehrstellenzusage durch die Wirtschaft gegeben 
und auch eingehalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Diese Leistung der Wirtschaft in äußerst schwieri-
gen Zeiten gilt es anzuerkennen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich möchte der Wirtschaft auch im Namen der ge-
samten Bundesregierung für diese große Ausbil-
dungsleistung Dank sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Prognose war jedoch aus heutiger Sicht nicht 
weitreichend genug. Dafür gibt es Gründe. Lassen 
Sie mich einige nennen. Wichtigste Ursache ist das 
veränderte Bildungsverhalten der jungen Men-
schen. Wegen zunehmend schlechter Aussichten in 
akademischen Berufen verzichten mehr Hochschul-
berechtigte auf ein Studium, um eine Berufsausbil-

dung zu absolvieren. Etwa 20 000 Abiturienten mehr 
als im Vorjahr — das ist eine Steigerung von 58 % 
— wollen in diesem Jahr einen betrieblichen Aus-
bildungsplatz. Dies gilt gerade für junge Frauen, 
insbesondere für diejenigen, die früher ein Lehr-
amtsstudium aufgenommen hätten, für das sie 
heute keine Berufschance mehr sehen. 

Zwei Drittel der schwierig zu vermittelnden Be-
werber sind Mädchen, viele mit mittlerer Reife und 
sogar schulischer Berufsbildung. Viele Jugendliche 
schalten heute Ausbildungen hintereinander, zie-
hen Warteschleifen im Bildungswesen aus Sorge 
vor Arbeitslosigkeit. 

Die Attraktivität der beruflichen Bildung ist 
enorm gewachsen. Dies hängt auch damit zusam-
men, daß wir durch die mit Nachdruck geführten 
Kampagnen zur Erhöhung der Zahl der betriebli-
chen Ausbildungsplätze bei den Jugendlichen einen 
Mobilisierungseffekt erreicht haben. Die berufliche 
Bildung ist ökonomisch gesehen auch in der Vor-
stellung der jungen Leute ein knappes Gut gewor-
den. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir noch 
eine grundsätzliche Bemerkung. Das duale System 
ist keine Versicherung gegen Jugendarbeitslosig-
keit. Ausbildung kann Berufstätigkeit nicht erset-
zen. 50 000 nicht vermittelte Bewerber bei einem 
Plus von 78 000 Vermittlungen bei den Arbeitsäm-
tern zeigen in aller Deutlichkeit, daß auf Grund der 
schlechten Arbeitsmarktlage junge Menschen als 
Alternative zur Arbeitslosigkeit immer stärker 
Ausbildungsplätze nachfragen. Der eigentliche 
Mangel sind für viele junge Menschen Arbeitsplät-
ze. Das Angebot an Ausbildungsplätzen kann dieser 
Nachfrage nie voll entsprechen. Deshalb liegt der 
Hauptschlüssel für die Beseitigung der Mangeler-
scheinungen in einer zukunftsweisenden Wirt-
schafts- und Finanzpolitik, auf die die Bundesregie-
rung ihr Hauptaugenmerk richtet. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind zuversichtlich, daß wir die Talsohle in 
der Konjunktursituation durchschritten haben. Alle 
Zahlen weisen ja darauf hin. 

(Zuruf von der SPD: Wohin?) 

— Daß wir die Talsohle erreicht und durchschritten 
haben. 

Notwendig ist auch eine Politik eines flexibleren 
Arbeitsmarktes. Dazu gehören strukturelle Verän-
derungen, etwa in den Arbeitsformen, ebenso wie 
ein neues Verständnis von Solidarität zwischen den 
Generationen. 

Meine Damen und Herren, die aufgezeigten Ent-
wicklungen können kein Grund für hämische oder 
destruktive und schwarzmalerische Stellungnah-
men sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sollten im Gegenteil froh sein und das auch 
deutlich sagen, daß durch das Engagement der 
Wirtschaft und die Aktivitäten der Bundesregie-
rung ein so herausragendes Ergebnis zustande 
kam. Trotzdem müssen wir um der jungen Men- 
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schen willen um weitere Verbesserungen bemüht 
sein. Ich wiederhole das, was früher gesagt wurde. 
Der statistische Stichtag 30. September ist kein 
Endpunkt für die Vermittlung von Ausbildungs-
plätzen. Die Wirtschaft wird in den nächsten Wo-
chen im Wege des Nachrückverfahrens weitere 
Ausbildungsplätze erneut anbieten und besetzen. 
So wurden im Vorjahr in den letzten drei Monaten 
des Jahres noch zirka 8 500 junge Menschen ver-
mittelt. Im Spitzengespräch mit der Wirtschaft vor 
kurzer Zeit ist gerade diese Möglichkeit von Nach-
besetzungen erörtert worden. Betriebe und Berufs-
schulen, Kammern und Arbeitsverwaltung sind 
hier zu einem Höchstmaß an Flexibilität und gegen-
seitiger Hilfe aufgerufen. 

Mit dem in der vergangenen Woche vom Bundes-
kabinett beschlossenen einmaligen Sonderpro-
gramm in Höhe von rund 160 Millionen DM werden 
zusätzlich etwa 7 000 bis 8 000 überbetriebliche 
Ausbildungsplätze aktiviert. Die Lehrlinge werden 
eine Ausbildungsvergütung bis zur Höhe der Be-
rufsausbildungsbeihilfe nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz erhalten, also bis zu 395 DM monatlich 
plus Sozialabgaben. Diese Zuwendung des Bundes 
für die Vergütung halte ich angesichts der schwieri-
gen Situation für sinnvoll; denn es kommt jetzt dar-
auf an, mit dem vorhandenen Geld möglichst vielen 
Jugendlichen eine Ausbildungschance zu geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Sonderprogramm stellt keinen Bruch mit 
dem dualen System dar. Aus ordnungspolitischen 
Gründen werden keine betrieblichen, sondern aus-
schließlich Ausbildungen bei über- und außerbe-
trieblich organisierten Trägern in anerkannten 
Ausbildungsberufen gefördert. Eine Überleitung in 
die betriebliche Ausbildung soll zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt angestrebt werden. Die Vergabe der 
Mittel durch die Bundesanstalt für Arbeit erfolgt 
nur in engster Konsultation mit den örtlichen Kam-
mern, so daß hier kein ausbildungspolitisch ge-
fürchteter Wildwuchs entstehen kann. Die Betriebe 
der Wirtschaft werden nicht aus ihrer Verantwor-
tung für die betriebliche Berufsbildung entlassen. 
Der Staat wäre auch gar nicht in der Lage, die gro-
ßen Finanzierungsleistungen der Wirtschaft zu er-
bringen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Direkte Subventionen an die Betriebe kommen des-
halb für die Bundesregierung auch nicht in Frage. 

Auch die Länder, meine Damen und Herren, blei-
ben aufgefordert, ebenso wie die Wirtschaft in ihren 
Bemühungen, weitere Ausbildungsmöglichkeiten 
bis Ende des Jahres zu schaffen, nicht nachzulas-
sen. 

(Berger [CDU/CSU]: Der DGB auch!) 

Wir können nach allen Berichten, die uns vorliegen, 
davon ausgehen, daß durch Länderangebote zusätz-
lich noch weitere 10 000 bis 15 000 Ausbildungs-
plätze in den nächsten Wochen bereitgestellt wer-
den. 

Die Bundesanstalt für Arbeit wird ebenfalls für 
einen Teil der noch unvermittelten Bewerber zu-

sätzliche Bildungsgänge, Grundbildungslehrgänge, 
MBSE, einrichten. Hierdurch werden weitere etwa 
5 000 Plätze angestrebt. 

Meine Damen und Herren, mit diesen Maßnah-
men und mit dem Engagement der Wirtschaft wird 
es gelingen, den größten Teil der bis zum 30. Sep-
tember noch unversorgten Jugendlichen unterzu-
bringen. 

(Zander [SPD]: Der Kanzler hat gesagt: Je

-

der soll eine Stelle bekommen!) 

Ca. 700 000 Jugendliche werden in diesem Jahr eine 
Chance zur beruflichen Bildung erhalten, eine Lei-
stung, um die wir in Europa beneidet werden. Dies 
muß man einmal sehr, sehr deutlich sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Berger  [CDU/CSU]: Das ist Weltrekord!) 

Ich war gerade in diesen Tagen in Schweden, 
dem Lande, das von der Sozialdemokratie so hoch 
gelobt wird. Die Schweden beneiden uns um die 
Leistung, die wir in diesem Jahr und auch in den 
nächsten Jahren erreichen werden. 

(Krizsan [GRÜNE]: Wir leben hier in der 
Bundesrepublik, nicht in Schweden!) 

— Schauen Sie sich mal die Arbeitslosenzahlen in 
Schweden an, und schauen sie sich mal die Chan-
cen an, die junge Menschen dort haben! 

(Krizsan [GRÜNE]: Es geht um die Jugend

-

lichen hier, nicht die in Schweden!) 

Bei alledem, meine Damen und Herren, ist schon 
jetzt auf das Jahr 1984 zu blicken. Auch 1984 bleibt 
die Ausbildungsplatzsituation äußerst angespannt, 
und alle Kräfte sind herausgefordert; denn die 
Gründe, die in diesem Jahr zu einer Zerreißprobe 
geführt haben, bleiben auch 1984 bestehen. Aber 
ebenso, wie es in diesem Jahr gelungen ist, allen 
bösen Unkenrufen zum Trotz, nicht zu einer drama-
tischen, ausweglosen Situation für die junge Gene-
ration zu kommen, wird es uns auch im nächsten 
Jahr gelingen — davon bin ich überzeugt —, eine 
gute Chance für junge Menschen bereitzustellen. 

Ich habe die Zuversicht und ich bitte die Wirt-
schaft schon heute von hier aus, daß sie auch im 
nächsten Jahr unvermindert ihre Verantwortung 
für die Berufs- und Lebenschancen der Jugendli-
chen sieht und ohne staatliche Alimentierung das 
Ausbildungsangebot auf der jetzt erreichten Höhe 
hält. Es wird darauf ankommen, in einer Gemein-
schaftsaktion von Wirtschaft, Gewerkschaften, 
Staat und Verbänden eine erneute Anstrengung zu 
bewerkstelligen, um jungen Menschen Ausbil-
dungschancen zu geben. 

An der Sicherstellung der Ausbildungschancen 
für die junge Generation wird sich auch 1984 erwei-
sen, daß Solidarität und soziale Gerechtigkeit in der 
Bundesrepublik nicht Leerformeln, sondern gelebte 
Wirklichkeit sind. Die Bundesregierung hat bereits 
jetzt mit ihren Arbeiten begonnen, um die Lehrstel-
lenprobleme auch 1984 befriedigend zu lösen. Wir 
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werden auf diesem Wege weiterfahren. — Vielen 
Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Abgeordnete Kuhlwein. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aber jetzt nicht mit 
Häme!) 

Kuhlwein (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Den Beifall der Koali-
tion hatte die Dame, die der Bundeskanzler hier 
ständig im Regen stehen läßt, natürlich verdient. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir diskutieren heute den Berufsbildungsbericht 
1983. Dieser Bericht ist in einer Zeit entstanden, als 
der Bundeskanzler mit dem Aufschwung und der 
Ausbildungsplatzgarantie die Bundestagswahl ge-
winnen wollte. 

(Daweke [CDU/CSU]: Hat er auch!) 

Jetzt dauert der Aufschwung ein bißchen länger, 
und die Ausbildungsplatzgarantie ist schon heute 
geplatzt; denn wir wissen seit Mittwoch vergange-
ner Woche, daß die optimistischen Prognosen des 
Berichts wenig mit der Wirklichkeit der jungen 
Menschen in der Bundesrepublik zu tun haben. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie sind eine Unke! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Nur 

Miesmacherei!) 

Sie haben im Berufsbildungsbericht mit 655 000 
Bewerbern für dieses Jahr gerechnet. Mit dieser 
Prognose, meine Damen und Herren von der Regie-
rungskoalition, haben Sie weit daneben gelegen, 
weil wir heute davon ausgehen müssen — Frau 
Wilms hat die Zahl soeben genannt —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wußten alles 
besser!) 

daß insgesamt weit über 700 000 Bewerber um ei-
nen Ausbildungsplatz nachgefragt haben. Frau Mi-
nister Wilms, Sie können sich doch nicht davon 
freisprechen, daß sich die Zahlen so entwickelt ha-
ben. So etwas hat doch Gründe! Wer die Ursachen 
dafür sucht, muß sie doch in der Politik der Union 
finden. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU — Berger [CDU/CSU]: Sie ha

-

ben zuviel Magensäure! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Wer jungen Menschen in weiterführenden Schulen 
das BAföG wegnimmt, der braucht sich doch nicht 
darüber zu wundern, daß sie verstärkt betriebliche 
Ausbildungsplätze anstreben. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer Abiturienten die Aussicht eröffnet, am Ende 
des Studiums mit 40 000 DM in der Kreide zu ste-
hen, der hätte dies auch in seinen Hochrechnungen 
berücksichtigen müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer die Zukunftschancen der jungen Generation 
nur in Sonntagsreden beschwört, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dummes Zeug!) 

aber auf konkrete arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men verzichtet, der zwingt junge Menschen doch 
dazu, wenn sie eine Ausbildung hinter sich haben, 
noch eine andere anzuhängen, weil es immer besser 
ist, in Ausbildung zu sein, als arbeitslos auf der 
Straße zu liegen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sprüche, nichts als 
Sprüche!) 

Frau Minister Wilms, Sie sollten sich eigentlich 
freuen, wenn sich das Bildungsverhalten der jun-
gen Menschen verändert hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das tun wir ja 
auch!) 

wenn sie nicht direkt in die Arbeitslosigkeit gehen 
wollen, sondern auf jeden Fall eine Ausbildung mit-
machen wollen. Sie hätten das in Ihre Rechnungen 
mit einbeziehen müssen und nicht hier, wie soeben 
geschehen, lauthals beklagen dürfen. 

Meine Partei und die Gewerkschaften haben Sie, 
Frau Minister Wilms, insbesondere was die Konse-
quenzen aus der BAföG-Kürzung angeht, rechtzei-
tig gewarnt. Sie haben unsere Warnungen über-
hört. 

(Beifall bei der SPD) 

Am 30. September hat die Bundesanstalt für Ar-
beit festgestellt, daß die Ausbildungsplatzgarantie 
des Bundeskanzlers ein Windei war. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Aus welcher Quelle 
zitieren Sie?) 

„Für jeden ist eine Lehrstelle da", hieß es in den 
Anzeigen. So ist es in den Wahlanzeigen verspro-
chen worden. Frau Minister Wilms, jetzt können Sie 
sich doch nicht plötzlich auf das Kleingedruckte be-
rufen. Hier handelt es sich doch nicht um Haustür-
geschäfte, 

(Beifall bei der SPD) 

von denen man hinterher wenigstens noch zurück-
treten kann, sondern hier haben Leute ihre Stimme 
abgegeben, weil der Bundeskanzler den jungen 
Leuten konkret etwas versprochen hat. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Jetzt sind offiziell noch 50 000 Bewerber da, die kei-
nen Platz gefunden haben. Dazu kommen noch 
etwa weitere 30 000, die nur vorübergehend von Auf-
fangmaßnahmen erfaßt sind, die jedenfalls nicht 
qualifizierte Ausbildung bedeuten. 

Die Zahl der unvermittelten Bewerber stieg ge-
genüber dem Vorjahr um 46,3 %. Die Zahl der unbe-
setzten Stellen ist demgegenüber gesunken. Das 
heißt: Im Jahr der Kanzlergarantie gibt es die 
schlechteste Berufsbildungsbilanz seit 1970! 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 
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Die Zahlen lassen sich auch nicht durch Zahlen-
spielereien uminterpretieren, wie wir sie eben von 
Frau Minister Wilms gehört haben. 

(Daweke [CDU/CSU]: Was tun Sie denn?) 

Eines hat Bundeskanzler Kohl aus dieser Situa-
tion offenbar gelernt: Er will für 1984 und die Folge-
jahre keine Lehrstellengarantie mehr abgeben. 

(Zuruf von der SPD: Es sind auch keine 
Wahlen!) 

Die politischen Konsequenzen sind indes dürftig 
ausgefallen. Mit Ihrem neuen Sonderprogramm 
können Sie bestenfalls 8 000 Jugendliche versor-
gen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das nichts?) 

und auch das nur unter der Voraussetzung, daß das 
Programm noch rechtzeitig vor Ort in die Tat umge-
setzt werden kann. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Wollen Sie auch das 
madig machen?) 

Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion hat 
Ihnen im Dezember 1982 und im Juni 1983 Vor-
schläge gemacht, wie der Bund die Ausbildung mög-
lichst aller Jugendlichen sichern könnte. Sie haben 
unsere Vorschläge abgelehnt. Der Bundeskanzler 
muß jetzt die Konsequenzen dafür tragen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie hatten 13 Jahre 
Zeit für Vorschläge!) 

Es klingt ja nachträglich wie Hohn, was Helmut 
Kohl am 7. Januar dieses Jahres im Zweiten Deut-
schen Fernsehen wörtlich gesagt hat: 

Ich trete vor die Wähler nicht mit irgendwel-
chen Versprechungen, weil ich gewiß bin, daß 
nach den Erfahrungen von 1976 und 1980 un-
sere Wähler genug haben von Politikersprü-
chen vor der Wahl, die nach der Wahl dann 
nicht eingehalten werden, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

und von gegebenen Worten, die nicht eingehal-
ten werden. 

Es ist wahr: Die Wähler haben genug von solchen 
windigen Wahlkampfversprechungen. 

(Zustimmung bei der SPD — Berger [CDU/ 
CSU]: Deswegen hat er auch keine gege

-

ben!) 

Wenn ich in den Jargon des CDU-Generalsekretärs 
verfallen wollte, würde ich sagen: Bundeskanzler 
Kohl hat die Bundestagswahl 1983 mit einer Lehr-
stellenlüge gewonnen. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

Der Bundeskanzler will für das Jahr 1984 keine 
Garantie mehr übernehmen. Es gibt ja 1984 auch 
keine Bundestagswahl. Vielleicht hat er auch selbst 
gemerkt, daß er den Mund zu voll genommen hat. 
Aber zusätzliche politische Anstrengungen könnten 
wir wohl von ihm erwarten. Die Experten sagen 
schon heute voraus, daß die Probleme 1984 minde-
stens ebenso schwierig sein dürften. Die Nachfrage 
dürfte ungefähr in der Größenordnung dieses Jah-

res liegen, also zwischen 650 000 und 700 000, das 
Angebot jedoch erheblich darunter. 

Die Bundesanstalt für Arbeit rechnet damit, daß 
sich die außerordentlichen Mobilisierungsanstren-
gungen 1983 auf das Angebot im nächsten Jahr 
mindernd auswirken werden. Hinzu kommt, daß die 
Beschäftigung nicht so zunimmt, daß die Unterneh-
men zu zusätzlichen Ausbildungsanstrengungen 
veranlaßt würden. Schließlich ist auch damit zu 
rechnen, daß 40 % weniger Plätze als 1983 frei wer-
den, weil im nächsten Jahr ein relativ schwacher 
Ausbildungsjahrgang durch das duale System ge-
laufen und fertig geworden sein wird. 

Im Berufsbildungsbericht 1983 heißt es wörtlich: 
„Das duale System hat eine Bewährungsprobe be-
standen." Damit ist das Ausbildungsjahr 1982 ge-
meint, als immerhin am Ende 36 000 als Unvermit-
telte übrigblieben. Das war also damals schon nicht 
ganz richtig. 

Hinsichtlich der Ausbildungssituation in diesem 
Jahr kann man nur festhalten, daß das duale Sy-
stem trotz großer Anstrengungen in einem wesent-
lichen Punkt gescheitert ist, nämlich an der vom 
Bundesverfassungsgericht den Arbeitgebern aufge-
gebenen Verpflichtung, allen Jugendlichen einen 
Ausbildungsplatz zur Verfügung zu stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Urteil vom 10. Dezember 1980 zum Ausbil-
dungsplatzförderungsgesetz hat das Bundesverfas-
sungsgericht die besondere Verantwortung der 
Gruppe der Arbeitgeber für die Bereitstellung von 
Ausbildungsplätzen hervorgehoben. Ich zitiere aus 
diesem Urteil noch einmal, weil das offenbar nicht 
alle von Ihnen kennen. Wörtlich: 

In dem in der Bundesrepublik bestehenden 
dualen Berufsausbildungssystem mit den Lern-
orten Schule und Betrieb (Behörde) liegt die 
spezifische Verantwortung für ein ausreichen-
des Angebot an betrieblichen Ausbildungsplät-
zen der Natur der Sache nach bei den Arbeitge-
bern, denn nur sie verfügen — zumal in einer 
insoweit durch Art. 2 Abs. 1 und Art. 12 GG ge-
prägten Rechtsordnung — typischerweise über 
die Möglichkeit, Ausbildungsplätze zu schaffen 
und anzubieten. 

Und weiter unten heißt es im gleichen Abschnitt: 

Wenn der Staat in Anerkennung dieser Aufga-
benteilung den Arbeitgebern die praxisbezo-
gene Berufsausbildung der Jugendlichen über-
läßt, so muß er erwarten, daß die gesellschaftli-
che Gruppe der Arbeitgeber diese Aufgabe 
nach Maßgabe ihrer objektiven Möglichkeiten 
und damit so erfüllt, daß grundsätzlich alle aus-
bildungswilligen Jugendlichen die Chance er-
halten, einen Ausbildungsplatz zu bekommen. 
Das gilt auch dann, wenn das freie Spiel der 
Kräfte zur Erfüllung der übernommenen Auf-
gabe nicht mehr ausreichen sollte. 

Wer die Wirtschaft für ihre zusätzlichen Anstren-
gungen lobt, sollte dieses Urteil nicht ganz verges-
sen. Ich halte es für etwas ungewöhnlich, daß in der 
Bundesrepublik jemand — wie heute morgen wie- 
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der geschehen — mit Lob überhäuft wird, der seine 
vom Bundesverfassungsgericht festgestellte Pflicht 
nur unzureichend erfüllt hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich halte das duale System im Prinzip durchaus 
für ein vernünftiges System der Berufsausbildung, 
vor allem wenn es in erster Linie so verstanden 
wird, daß es ein Optimum von Fachtheorie, Fach-
praxis und Allgemeinbildung bieten soll. Ich habe 
mich deshalb über eine Presseerklärung von Frau 
Wilms gewundert, nach der — wörtlich — das duale 
System an den Rand seiner Möglichkeiten stößt, 
Puffer, Wartesaal und Schutz vor Jugendarbeitslo-
sigkeit zu sein. Ich habe immer geglaubt, Frau Mi-
nister Wilms, daß in den Betrieben qualifiziert aus-
gebildet würde und daß das nicht nur Puffer und 
Wartesäle sind. 

(Berger [CDU/CSU]: Das möchten Sie än

-

dern, oder?) 

Die Bundesbildungsministerin ist offenbar anderer 
Auffassung. Ich gebe ihr allerdings in dem einen 
Punkt recht, daß wir uns nicht noch einmal auf eine 
automatische Funktionsfähigkeit des Systems ver-
lassen dürfen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Sie wollen das än

-

dern, nicht?) 

Wir fordern Sie deshalb auf, für 1984 rechtzeitig 
politisch wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um 
das Recht aller jungen Menschen auf Ausbildung 
auch wirklich zu gewährleisten. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Sie heute schon wissen, daß 1984 am Ende 
wieder Zehntausende auf der Strecke bleiben wer-
den, dann müssen Sie rechtzeitig alternative Pro-
gramme für die Ausbildung in außerbetrieblichen 
Werkstätten und in Berufsschulen vorlegen, dann 
müssen Sie auch von den Streicheleinheiten weg-
kommen und mit den Arbeitgebern auch einmal 
Tacheles reden. 

In diesen Zusammenhang gehören dann auch 
Überlegungen, wie die unbestritten hohen Kosten 
für eine qualifizierte Berufsausbildung unter den 
Arbeitgebern gerechter als bisher verteilt werden 
können. Mir wird angst und bange, wenn ich die 
Antworten auf eine Schnellumfrage des CDU-Wirt-
schaftsrates lese, wo aus der Sicht der Unternehmer 
die Ursachen des Lehrstellenmangels liegen. Da 
werden Jugendliche wegen angeblich schlechten 
schulischen Ausbildungsstands aussortiert. — Wer 
macht eigentlich in sieben von elf Bundesländern 
die Schulpolitik und ist dafür verantwortlich? — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hat nie einen 
Betrieb von innen gesehen!) 

Da werden die Kosten der Ausbildung kräftig über-
trieben. Gleichzeitig wird das Verbot der Beschäfti-
gung an langen Berufsschultagen beklagt, was ja 
wohl damit zusammenhängt, daß die jungen Leute 
dem Betrieb, wenn sie da sind, eine ganze Menge 
bringen und nicht nur Geld kosten. Da wird den 
Jugendlichen Desinteresse und „null Bock" unter-
stellt. 

Meine Damen und Herren, der CDU-Wirtschafts-
rat hätte besser daran getan, den Unternehmen das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zuzuschicken 
und sie an ihre Pflichten zu erinnern. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Jedenfalls läßt das Umfrageergebnis den Schluß zu, 
daß sich hier jemand in verfassungswidriger Weise 
aus seiner Verantwortung davonstehlen will. 

Meine Damen und Herren, wir werden in den 
nächsten Jahren trotz aller Bekenntnisse zum dua-
len System den Bereich ausweiten müssen, in dem 
außerbetrieblich oder in beruflichen Vollzeitschulen 
ausgebildet wird. Frau Wilms hat soeben darauf 
hingewiesen, daß die Bundesregierung bereit ist, 
das schrittweise, wenn auch wenig dotiert, zu tun. 

Dann wird sich die Frage aufdrängen, ob Sie auch 
in Zukunft daran festhalten wollen, daß Vollzeit

-

schule oder außerbetriebliche Ausbildung nur Lük-
kenbüßer für das duale System sein dürfen, oder ob 
sie künftig einen festen Platz im System der Be-
rufsausbildung haben werden. Dann wird sich auch 
die Frage stellen, ob nicht außerbetriebliche Ausbil-
dung oder die Schule in der Berufsausbildung das-
selbe leisten können wie das herkömmliche duale 
System. 

(Berger [CDU/CSU]: Können sie nicht!) 

— Wenn Sie meinen, daß das von vornherein aus-
scheidet, dann frage ich Sie, wie Sie das Sonderpro-
gramm, das die Bundesregierung in der letzten Wo-
che beschlossen hat, beurteilen wollen; denn da-
nach soll j a außerbetrieblich subventioniert ausge-
bildet werden. 

(Zustimmung bei der SPD — Berger [CDU/ 
CSU]: Deswegen ein Sonderprogramm!) 

— Ein Sonderprogramm, in dem Sie eine schlech-
tere Ausbildung vorsehen und planen und aus Bun-
desmitteln bezahlen, als sie sonst stattfindet? Ich 
habe es gehört, ich habe es vernommen; ich werde 
es künftig in meine Bewertung mit einbeziehen. 

(Berger [CDU/CSU]: Wir beseitigen einen 
Mangel, verehrter Herr Kollege! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

Jedenfalls wird sich auch die Frage stellen — und 
sie wird beantwortet werden müssen —, warum 
denn der Steuerzahler einspringen muß, wenn ein 
Teil der Arbeitgeber ihre Ausbildungspflicht ver-
nachlässigen. 

Wir wollen kein dirigistisches System. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Wir wollen die Berufsausbildung auch nicht ver-
staatlichen. Aber wir wollen dafür sorgen, daß ein 
Zustand geändert wird, bei dem nur 50 % der Hand-
werksbetriebe ausbilden, und zwar, wie sie selbst 
behaupten, mit hohen Kosten. Wir wollen einen Zu-
stand beenden, in dem Großunternehmen der Auto-
mobilindustrie sich mit Ausbildungsquoten rüh-
men, die nicht einmal ausreichend sind, um den 
eigenen Beschäftigungsstand zu halten. Oder ist Ih-
nen etwa entgangen, daß nach allen Statistiken 
Klein- und Mittelbetriebe weit überdurchschnittlich 
ausbilden, während sich Großunternehmen sehr 
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häufig vornehm zurückhalten, um den Klein- und 
Mittelbetrieben nachher für eine Mark mehr in der 
Stunde die Arbeitskräfte abzukaufen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ist Ihnen verborgen geblieben, daß bei der derzei-
tigen einzelbetrieblichen Finanzierung der Berufs-
ausbildung grandiose Fehlentwicklungen program-
miert sind? Wie hoch schätzen Sie eigentlich den 
Umschulungsbedarf, wenn nach dem Berufsbil-
dungsbericht 1983 die Zuwachsraten vor allem mit 
mehr Ausbildungsplätzen bei den Fleischern, den 
Bäckern und im Hotel- und Gaststättengewerbe er-
zielt worden sind? Wer soll die alle beschäftigen? 
Wer soll die Umschulung nachher bezahlen? 

Sie können uns nach wie vor darauf festnageln, 
daß für uns noch immer eine Ausbildung besser ist 
als keine. Aber niemand kann doch im Ernst be-
haupten, daß ein solches System auf Dauer ver-
nünftig ist. Kein politisch Verantwortlicher kann ei-
nen solchen Zustand einfach auf sich beruhen las-
sen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was möchten Sie 
denn?) 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Der Bundes-
kanzler hat sein Wahlversprechen nicht erfüllt. 
Jetzt muß politisch gehandelt werden, und zwar zur 
Versorgung der übriggebliebenen 50 000 genauso 
wie zur Bewältigung der Probleme im nächsten 
Jahr. Ihr Sonderprogramm reicht dazu bei weitem 
nicht aus. Wir fordern Sie auf, auf die geplante Ver-
mögensteuersenkung zu verzichten und unser So-
fortprogramm zur Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit zu übernehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir fordern Sie auf, durch gesetzliche Maßnahmen 
alle Arbeitgeber an der Finanzierung der Berufs-
ausbildung zu beteiligen. 

Die jungen Menschen haben das Recht auf einen 
qualifizierten Ausbildungsplatz. Denen sind ideolo-
gische Streitigkeiten egal. Die Bundesregierung hat 
sich bereits davon überzeugen lassen, daß außerbe-
triebliche Ausbildung und berufsschulische Voll-
zeitausbildung kein Teufelswerk sind. 

Meine Damen und Herren, legen Sie in diesen 
Bereichen zu, und machen Sie sich an eine Struk-
turreform bei der Finanzierung, Frau Minister 
Wilms! Wir als Opposition werden Ihnen dabei gern 
behilflich sein. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Rossmanith. 

Rossmanith (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Verehrter Kol-
lege Kuhlwein, ich muß Ihnen sagen — wenn Sie 
mir eine Sekunde Aufmerksamkeit schenken —: 
Ich habe während Ihrer gesamten Rede überlegt 
und spekuliert, welchen Bericht Sie denn gelesen 
haben. 

(Zuruf von der SPD: Sie müssen öfter über

-

legen!) 

Den Berufsbildungsbericht 1983 können Sie mit Ih-
ren Ausführungen nicht gemeint haben. Wenn Sie 
von der schlechtesten Berufsbildungsbilanz spre-
chen, dann frage ich Sie: Haben Sie diesen Bericht 
nicht ordentlich gelesen, oder haben Sie in den ver-
gangenen Jahren die Berichte einfach links liegen-
lassen? 

(Zuruf von der SPD) 

Wir haben gerade jetzt — ich komme jetzt darauf — 
die  beste Ausbildungsbilanz überhaupt. Wenn Sie, 
Herr Kuhlwein, sagen, Sie könnten die Union von 
der derzeitigen Situation nicht freisprechen, dann 
muß ich fragen: Wo sind wir denn hier eigentlich? 
Ist Ihr Gedächtnis wirklich so kurz, daß Sie nur 
noch bis zum 1. Oktober 1982 zurückdenken können 
und nicht an die dreizehn Jahre davor, in denen Sie 
an der Regierung waren? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich gebe Ihnen in einem recht: Die Bürgerinnen 
und Bürger dieses Landes hatten wirklich genug 
von windigen Versprechungen, 1976 von der Ren-
ten- oder 1980 von der Schuldenlüge. Sie haben Ih-
nen am 6. März die Quittung gegeben. Sie sollten 
das endlich einmal respektieren und akzeptieren 
und nicht ständig wieder mit Ihren alten Belehrun-
gen oder — ich muß fast sagen — mit Ihren alten 
immer wiederkehrenden Forderungen kommen. Sie 
haben jetzt wieder tief in die sozialistische Trickki-
ste hineingegriffen, indem Sie wieder eine Ausbil-
dungsumlage und was weiß ich alles gefordert ha-
ben. 

(Zuruf von der SPD: Und welche Quittung 
haben Sie am 26. September bekommen?) 

Als Sie noch in der Regierung waren und als Staats-
sekretär in diesem Ministerium Verantwortung ge-
tragen haben, haben Sie das ja Gott sei Dank etwas 
auf die Seite gelegt. 

Wenn wir uns die vorläufigen Vermittlungsergeb-
nisse der letzten Woche ansehen, muß ich sagen, 
daß bislang — bislang! — nicht nur 35 000 Lehrstel-
len mehr vermittelt bzw. Ausbildungsverträge mehr 
abgeschlossen worden sind. Frau Minister Wilms 
hat mit Deutlichkeit darauf hingewiesen, daß der 
30. September noch lange nicht das Ende der Mög-
lichkeiten der diesjährigen Ausbildungsplatzbe-
schaffung darstellt. Das heißt, wir haben bis jetzt 
665 000 Ausbildungsplätze.  

Natürlich liegt die Zahl der Bewerber und der 
Interessenten bei etwa 714 000, wenn man die Zah-
len der Bundesanstalt hochrechnet. Wir haben aber 
immerhin noch am 30. September 20 000 Lehrstel-
len gemeldet. Und Sie wissen ganz genau, daß am 
1. September eine ganze Reihe von Lehrstellen — 
man  spricht von 15 000 bis 20 000 — gar nicht ange-
treten wurden, die wiederum auf den Markt kom-
men werden. 

Wir können — ich muß das noch einmal sagen — 
mit  Stolz darauf hinweisen, daß in diesem Jahr die 
beste Bilanz vorgelegt wurde und daß sich in den 
vergangenen zehn Jahren die Ausbildungsanstren- 
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gungen der Wirtschaft, die Sie wieder versucht ha-
ben anzugreifen, um 50 % gesteigert haben. 

(Zander [SPD]: Das hat doch nicht gereicht, 
Herr Kollege Rossmanith!) 

— Natürlich haben sie das. 

(Zuruf des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

— Wer sagt denn — Herr Kuhlwein, bitte hören Sie 
mir doch zu —, daß der 30. September das Ende ist? 
Auch in den besten Jahren hatten wir 15 000 bis 
20 000 Jugendliche, die nicht vermittelt werden 
konnten, wobei es aber nicht an der Wirtschaft und 
den nicht vorhandenen Lehrstellen lag, sondern an 
der persönlichen Situation dieser Jugendlichen. 

(Zander [SPD]: Wir reden im Dezember 
beim Haushalt wieder darüber!) 

— Ja, Herr Zander, wir reden im Dezember dar-
über. Ich fürchte mich vor dieser Diskussion nicht, 
weil ich ganz genau weiß, daß wir dann sogar noch 
bessere Zahlen vorlegen können, als es im Moment 
der Fall ist. Sie haben schon im letzten Jahr, als Sie 
noch Staatssekretär waren und als Minister Eng-
holm noch im Amte war, der sich jetzt in Schleswig-
Holstein versucht, ein Spektakel inszeniert, indem 
Sie gesagt haben, 100 000 oder 200 000 Lehrstellen 
werden fehlen. Herr Kuhlwein, selbst die 36 000, die 
Sie immer wieder anführen, werden j a nicht da-
durch besser, daß Sie sie ständig wiederholen. Das 
waren die Zahlen vom 30. September des vergange-
nen Jahres. Sie wissen ganz genau, daß diese Zahl 
am Ende des vergangenen Jahres, als die Ausbil-
dungssituation überblickt werden konnte, ganz an-
ders ausgesehen hat. 

Seit 1982 wurden 78 000 Ausbildungsverträge 
mehr abgeschlossen. 

(Zuruf von der SPD: Was?) 

— Ja natürlich! Gerade wir Politiker sollten dank-
bar registrieren, daß bei der hohen Arbeitslosigkeit 
— ich muß es nochmals sagen; ich tue das nicht aus 
Freude oder um immer wieder auf die Vergangen-
heit zurückzugehen, sondern Sie bringen das j a 
bedauerlicherweise immer wieder in die Diskus-
sion —, bei einer immens hohen Arbeitslosigkeit, in 
diesem Jahr 700 000 junge Menschen einen Lehr-
vertrag und eine Ausbildung erhalten können. 

Wer die Arbeitslosigkeit letztendlich zu vertreten 
hat, brauche ich wohl nicht ständig zu wiederholen. 
Ihre Angriffe auf das duale System sind fast schon 
penetrant. Ich kann nur Frau Minister Wilms wie-
derholen: Die gesamten Industrienationen benei-
den uns um dieses System. Gemeinsam mit der 
Schweiz, die ein ähnliches Ausbildungssystem hat, 
haben wir die besten Möglichkeiten, jungen Men-
schen eine entsprechende Ausbildung zu vermit-
teln. 

Ich will wiederholen, was Frau Minister Wilms 
schon gesagt hat: Ihr so hochgelobtes sozialisti-
sches Modell Schweden hat dazu geführt, daß dort 
25 bis 30% der jungen Menschen ohne Ausbildung 
sind — das gilt übrigens auch für Frankreich; ich 
brauche nicht zu sagen, wer dort Präsident ist —; 
bei uns sind es etwa 10% bis maximal 15%. 

Mir fällt es wirklich schwer, auf dieses Minder-
heitsvotum überhaupt einzugehen, das besagt, daß 
im Jahre 1982 263 000 Jugendliche ohne berufliche 
Ausbildung geblieben sind. Ich weiß nicht, wo die 
sein sollen und was überhaupt geschehen wäre, 
wenn tatsächlich noch 263 000 Lehrstellen offen ge-
wesen wären. Wo hätten Sie dann diese angebli-
chen 263 000 jungen Leute hergenommen? Sie soll-
ten auch hier realistische Zahlen nehmen und nicht 
ständig das eine mit dem anderen vermengen. 

(Kuhlwein [SPD]: Ich habe die Zahlen doch 
überhaupt nicht verwendet!) 

— Nein, nicht Sie jetzt hier. Aber im Berufsbil-
dungsbericht, den Sie angeblich gelesen haben, ist 
ein Minderheitsvotum, in dem es heißt, daß in 
Deutschland 1982 angeblich 263 000 Jugendliche 
ohne Ausbildung geblieben sind. 

Was ich für sehr wichtig halte und vor allem an 
Sie, meine sehr verehrten Damen und Herren von 
der Opposition, sage: Wir sollten uns hier nicht im-
mer wieder in ideologischen Kämpfen oder in 
Kriegsgräben wiederfinden, sondern wir sollten ge-
meinsam Sorge dafür tragen, den jungen Menschen 
tatsächlich eine Ausbildung zu ermöglichen, gerade 
jetzt in dieser schwierigen Situation, in der wir uns 
natürlich befinden. 

(Zander [SPD]: Dann stimmen Sie den An

-

trägen zu, die wir stellen!) 

Kein Mensch negiert die Tatsache der schwierigen 
Situation. 

Natürlich hat Bundeskanzler Helmut Kohl die 
Zusage, die er gegeben hat, einhalten können. Nicht 
nur 30 000, sondern 35 000 zusätzliche Ausbildungs-
stellen wurden bislang — wohlgemerkt: bislang! — 
zur Verfügung gestellt. 

(Zuruf von der SPD: „Für jeden" hat er an

-

nonciert!) 

Wir sind überhaupt noch nicht am Ende. Frau Mini-
ster Wilms hat in sehr, sehr vielen Initiativen — das 
wissen Sie, und das sollten Sie einmal dankbar an-
erkennen; ich brauche nicht auf die neueste Initia-
tive einzugehen — Sorge dafür getragen, daß diese 
schwierige Situation, die keiner leugnet, gemeistert 
wird. 

Ich möchte Kanzler Kohl, Frau Minister Wilms 
und ihrem Hause und vor allem auch all den Kolle-
ginnen und Kollegen hier in diesem Hause Dank 
sagen, die sich nicht hämisch, wie es noch im Hes-
senwahlkampf war, gefreut haben, daß die Situa-
tion so schwierig ist und daß die jungen Leute keine 
Ausbildungsstelle erhalten, 

(Kuhlwein [SPD]: Das ist eine ganz üble 
Unterstellung! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

sondern die hier gehandelt — Ausbildungsplatzbör-
sen und ähnliches mehr — und dafür Sorge getra-
gen haben, daß auch schwierige Punkte bereinigt 
werden konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf zusammenfassen. Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion unterstützt mit Nachdruck den Kurs 
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der Bundesregierung, das duale Berufsausbildungs-
system  als gleichberechtigten Partner neben dem 
allgemeinen Bildungssystem zu bewahren und da-
mit zu stärken. Gerade die Tatsache, daß in diesem 
Jahr 65%, d. h. über 20 000, mehr Abiturienten in 
das duale Ausbildungssystem eingestiegen sind, 
zeigt, wie gut dieses Ausbildungssystem ist. Wir 
sollten nicht ständig daran herummäkeln, sondern 
alles dafür tun, dieses System, so wie es ist, zu 
erhalten und alle Beteiligten darin bestärken, damit 
diese Ausbildungsmöglichkeit in Zukunft entspre-
chend gefestigt werden kann. 

Ferner teilt die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
die Sorge der Bundesregierung, daß die unerwartet 
starke Lehrstellennachfrage, vor allem bei benach-
teiligten Jugendlichen und in strukturschwachen 
Gebieten, natürlich auch auf Engpässe stößt. Des-
halb wurde jetzt dieses Programm aufgelegt. Wir 
begrüßen es nicht nur, sondern wollen mit Sorge 
dafür tragen, daß es auch entsprechend zur Anwen-
dung kommt. 

(Lachen bei der SPD — Kuhlwein [SPD]: 
Das sagt Herr Rossmanith!) 

— Ich höre Ihnen dann auch gern wieder zu, Herr 
Kuhlwein, aber gestatten Sie mir jetzt bitte meinen 
letzten Satz, Kolleginnen und Kollegen. 

Die Bundesregierung hat damit erneut unter Be-
weis gestellt, daß es ihr in der Bildungspolitik in 
erster Linie darauf ankommt, der Wirtschaft, den 
jungen Leuten und auch den Eltern — wir müssen 
die Familien hier mit einbeziehen — durch subsi-
diäre Förderungsmaßnahmen bei der Schaffung 
neuer Ausbildungsstellen behilflich zu sein. Die 
letzten Zahlen und die letzten Statistiken der Ar-
beitsämter haben die Richtigkeit dieses Weges be-
wiesen. Sie haben auch bewiesen, daß der Weg, der 
bis September 1982 eingeschlagen wurde, falsch 
war, wobei der damalige Bildungsminister Engholm 
meinte, daß er die Wirtschaft zwiebeln bzw. pressen 
müsse, um mehr Ausbildungsplätze zu erreichen. 
Wir wollen den anderen, den für das duale System 
richtigen Weg gehen. — Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Neuhausen. 

Neuhausen (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Temperament ist et-
was sehr Schönes, und wir haben es jetzt von bei-
den Seiten kennengelernt. Der Tagesordnungs-
punkt, zu dem wir heute sprechen, heißt „Beratung 
des Berufsbildungsberichts 1983". Wenn es natür-
lich auch ganz selbstverständlich ist, daß im Mittel-
punkt der heutigen Debatte und unseres gemeinsa-
men Interesses, das sich hinter den Polemiken ver-
birgt, die aktuelle Situation auf dem Ausbildungs-
stellenmarkt steht, so sollten wir nicht vergessen — 
ich hebe das besonders hervor —, daß dieser Be-
rufsbildungsbericht ein wichtiges Instrument ge-
samtstaatlich verantworteter Bildungspolitik dar-
stellt. 

(Beifall bei der FDP — Beifall bei der SPD 
— Kuhlwein [SPD]: Sehr richtig!) 

— Ich danke für den Beifall, Herr Kuhlwein. Ich 
weiß, bei Ihnen bin ich immer in guten Händen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP sowie 
der SPD) 

Er wird bekanntlich im Bundesinstitut für Be-
rufsbildung unter Beteiligung der Arbeitgeber, der 
Gewerkschaften und der Länder vorbereitet und 
vom Bundeskabinett beschlossen. Wir brauchen sol-
che Instrumente gesamtstaatlich verantworteter 
Politik. 

Man kann sich natürlich andererseits, wenn man 
sich für die Bildungs- und Berufschancen der jun-
gen Generation und vor allem der jetzt zur Debatte 
stehenden geburtenstarken Jahrgänge besonders 
engagiert, die eine oder andere Verbesserung dieses 
Instrumentes wünschen, man kann Prognosefehler 
bedauern und daraus Folgerungen ziehen wollen. 
Aber eines bleibt deutlich: Der Bericht, der im Fe-
bruar 1983 von der Bundesregierung beschlossen 
wurde, hatte auch in diesem Jahr eine wesentliche 
Frühwarnfunktion, und er hat so auch indirekt zu 
den Ausbildungsanstrengungen aller an der berufli-
chen Bildung Beteiligten beigetragen. Es sollte 
auch nicht vergessen werden, daß dieser Bericht 
wie seine Vorgänger nicht ausschließlich auf die 
quantitative Seite der beruflichen Bildung bezogen 
ist, sondern den Versuch einer Wegweisung durch 
die komplizierten Zusammenhänge regionaler, sek-
toraler und auch qualitativer Fragestellungen un-
ternimmt, daß er Probleme hinter den quantitativen 
Bewegungen aufzeigt und Lösungsansätze be-
schreibt. 

Die Verbindung quantitativer und qualitativer 
Entwicklungen oder Notwendigkeiten wird auch in 
Zukunft um so wichtiger werden, je deutlicher sich, 
aus welchen Gründen auch immer, das hier heute 
morgen mehrfach erwähnte Bildungsverhalten jun-
ger Leute verändert, 

(Daweke [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

woraus sich nicht nur weiterhin, gegenwärtig und 
in nächster Zukunft, ein verstärktes Bemühen um 
eine ausreichende Zahl an Ausbildungsplätzen er-
geben muß, sondern sich natürlich auch ganz an-
dere neue Fragen nach neuen Ausbildungsformen 
und Inhalten stellen. 

Bringt das schon eine Fülle notwendiger berufs-
bildungspolitischer Überlegungen mit sich, so soll-
ten uns die heutigen Erfahrungen vor einem ganz 
anderen Hintergrund zeigen, daß in diese Überle-
gungen sehr frühzeitig die künftigen demographi-
schen Veränderungen in Richtung auf die geburten-
schwachen Jahrgänge einbezogen werden müssen. 
Manches, worunter wir heute leiden, ist ein Leiden 
an Kurzatmigkeit. 

Meine Damen und Herren, dies setzt den Mut zu 
neuen Ideen, dies setzt die partnerschaftliche Zu-
sammenarbeit aller an der beruflichen Bildung Be-
teiligten in der Wirtschaft, in den Ländern und im 
Bund voraus. Dies zeigt aber auch noch einmal, daß 
Flexibilität notwendig ist, weil sich in den hier nur 
kurz und aphoristisch angedeuteten Fragen und 
Aufgaben die vielen sehr individuellen, von zahlrei-
chen Erwartungen — auch Wünschen und Hoffnun- 
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gen — abhängigen Entscheidungen junger Men-
schen widerspiegeln, woraus sich, damit diese Er-
wartungen in einem realistischen Zusammenhang 
mit den individuellen und allgemeinen Möglichkei-
ten stehen, auch erheblichere Anforderungen an die 
Berufsberatung ergeben, als sie heute eigentlich ge-
löst werden können. 

Aber ich will in die unmittelbare Gegenwart zu-
rückkehren. Die Zusage der Wirtschaftsverbände, 
das Ausbildungsplatzangebot um 30 000 über den 
im Frühjahr geschätzten Bedarf von 655 000 hinaus 
zu steigern, ist erfüllt worden. Daran gibt es über-
haupt keinen Zweifel. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Dies war nach den Trendmeldungen aus den In-
dustrie- und Handelskammern und den Hand-
werkskammern in den vergangenen Monaten na-
türlich zu erwarten. Deshalb gelten Dank und Aner-
kennung allen, die wie Handel, Handwerk, Indu-
strie, Selbständige, Gewerkschaften, Lehrer, Ausbil-
der und freie Träger zu der ganz beachtlichen Mobi-
lisierung des Ausbildungsplatzangebots — teilweise 
auch durch unkonventionelle Initiativen — beige-
tragen haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Große Zahlen und abstrakte Termini sowie Zu-
sammenfassungen wie „die Wirtschaft" verdecken 
oft, daß es eben nicht nur im Bereich der Bewerber 
um Ausbildungsplätze um sehr individuelle Ent-
scheidungen und Probleme geht, sondern natürlich 
auch im Bereich des Angebots. Immer sind es ja 
einzelne Menschen, die sich ihrer Verantwortung 
bewußt werden, Möglichkeiten prüfen und Ent-
scheidungen fällen. Diese einzelnen Menschen, die 
diese Verantwortung erkannt haben, sind es denen 
unser Dank und unsere Anerkennung vor allem gel-
ten. Deshalb greifen ihnen gegenüber auch nicht 
die Vorwürfe, die heute morgen wieder gegenüber 
der Wirtschaft ausgesprochen worden sind; demje-
nigen, der diese Ausbildungsleistungen erbracht 
hat, wäre schlecht gedankt, wenn wir ihm heute in 
einem so globalen Zusammenhang Vorwürfe mach-
ten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Aber, meine Damen und Herren, leider hat sich 
auch die mehrfach öffentlich geäußerte Befürch-
tung der FDP bestätigt, daß es durch eine sprung-
hafte Steigerung der Bewerberzahl zu einer insge-
samt schwierigeren Ausbildungsstellensituation 
kommen würde. 50 000 nicht vermittelte Lehrstel-
lenbewerber waren am Stichtag 30. September noch 
bei den Arbeitsämtern gemeldet. Das ist ebenfalls 
ein Faktum, an dem wir nicht vorbeigehen kön-
nen. 

Und obwohl, wie ebenfalls die Vorjahre zeigen, 
der 30. September nicht als endgültiger Abschluß-
termin betrachtet werden kann, obwohl die Daten 
über das Ausbildungsplatzangebot unter Einbezie-
hung der Kammerstatistiken noch nicht vollständig 
sind und deswegen heute auch keine vollständige 
Bilanz gezogen werden kann und obwohl immer 
noch nicht abgemeldete Doppelbewerbungen eine 

Rolle spielen mögen — zu dieser Annahme muß 
man kommen, wenn man sich vor Ort erkundigt —, 
so ist dieses Ergebnis vor allem deshalb bedrük-
kend, weil sich hinter der statistischen Zahl noch 
eine Dunkelziffer verbirgt, die wir ebenfalls im 
Auge behalten müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Hier ist wiederum ein Punkt, der für die Zukunft 
sehr sachlich analysiert werden sollte und nicht zu 
Polemiken Anlaß bieten darf. Zahlreiche ursprüng-
liche Lehrstellenbewerber sind zum Stichtag der 
Berufsbildungsbilanz bereits in berufliche Vollzeit-
schulen, allgemeinbildende Schulen, Fachhoch-
schulen und Hochschulen abgewandert oder in die 
verschiedenen Sonderprogramme der Länder und 
der Bundesanstalt für Arbeit aufgenommen worden 
und deshalb aus der Bewerberstatistik herausgefal-
len. 

Wie wir, meine Damen und Herren, aus dem Be-
rufsbildungsbericht 1983 wissen, bleiben von jedem 
Jahrgang, der die Mittelstufe der allgemeinbilden-
den Schulen verläßt, zahlreiche Jugendliche ohne 
volle berufliche Qualifizierung. Das sind dann dieje-
nigen, aus denen sich der Hauptteil der arbeitslosen 
Jugendlichen rekrutiert. 

Die außergewöhnliche Situation dieses Jahres — 
mehr Ausbildungsplätze, für die wir dankbar sind, 
aber zugleich mehr unversorgte Lehrstellenbewer-
ber, die weiterhin Probleme aufwerfen — ist nach 
unserer Auffassung eindeutig auf den sprunghaften 
Zuwachs der Bewerberzahlen zurückzuführen. Bis 
zum 30. September hatten sich gegenüber dem Vor

-

jahr rund 94 000 Jugendliche mehr als Lehrstellen-
bewerber gemeldet; das ist eine Steigerung von 
18,5 %. Meine Damen und Herren, die Rückwirkun-
gen der allgemeinen Arbeitslosigkeit und der An-
drang von unversorgten Bewerbern aus den Vorjah-
ren machen sich hier ebenso bemerkbar wie das 
bereits mehrfach zitierte veränderte Bildungsver-
halten der jungen Menschen. Vor allem die Steige-
rungsraten bei den Bewerbern mit Fachhochschul-
reife — plus 43,6 % — und mit Hochschulreife — 
plus  65,1 % — deuten eben darauf hin, daß sich hier 
ein Motivationsbündel gebildet hat, in dem neben 
grundsätzlich neuen Bildungsentscheidungen auch 
die schlechteren Berufschancen für Akademiker 
und auch die Änderungen bei der BAföG-Förderung 
miteinander in Verbindung stehen. 

(Daweke [CDU/CSU]: So ist es!) 

Die FDP, meine Damen und Herren, hat sehr 
frühzeitig auf die Probleme eines derartigen mögli-
chen Abdrängungseffektes hingewiesen. Ich 
möchte nicht mißverstanden werden: Der seit An-
fang der 70er Jahre bestehende Trend, daß mit stei-
gender Abiturientenzahl auch eine steigende Zahl 
von an sich Hochschulberechtigten in das duale Sy-
stem der beruflichen Bildung eintritt, ist nach unse-
rer Auffassung eine vernünftige Entwicklung. 

(Berger [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Aber unter dem Vorzeichen der geburtenstarken 
Jahrgänge müssen sprunghafte Veränderungen im 
Berufsverhalten im Interesse dieser jungen Men- 
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schen vermieden werden. Wie auch immer dies un-
ter den verschiedenen Gesichtspunkten allgemein 
zu beurteilen wäre, jetzt gilt immer noch: Jeder 
zusätzliche Abiturient, der auf ein ursprünglich ge-
plantes Studium verzichtet, und jeder zusätzliche 
Haupt- und Realschüler, der auf den Besuch einer 
weiterführenden allgemeinbildenden oder berufli-
chen Vollzeitschule verzichtet, verschärft den Wett-
bewerb um Ausbildungsstellen im dualen System 
der beruflichen Bildung. Wir werden diese Fragen 
auch im Zusammenhang mit dem Bericht der Bun-
desregierung auf Grund der Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 16. Dezember 1982 zu 
beraten haben. 

Meine Damen und Herren, gerade im Interesse 
der Hauptschulabsolventen und der Problemgrup-
pen auf dem Ausbildungsstellenmarkt muß auch 
die Öffnung des Bildungssystems beibehalten wer-
den. Ich begrüße deshalb ausdrücklich, daß sich die 
Bundesministerin für Bildung und Wissenschaft 
sehr frühzeitig und wiederholt für die Aufrechter-
haltung der Öffnungspolitik ausgesprochen hat. Es 
gilt, dies in gesamtstaatlicher Verantwortung 
durchzuführen. Denn — neben allen anderen Ge-
sichtspunkten —: Der Beitrag der Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik zur Lösung der Probleme auf 
dem Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarkt wird 
auch in den nächsten Jahren unverzichtbar sein. 

Meine Damen und Herren, trotz seiner begrenz-
ten Kompetenzen trägt der Bund hier entschei-
dende gesamtstaatliche Verantwortung. Daher be-
grüße ich auch ausdrücklich das Sonderprogramm 
der Bundesregierung für etwa 7000 bis 8000 Jugend-
liche. Ich würde mir allerdings wünschen, daß auch 
für die Jugendlichen, die ursprünglich für das Be-
nachteiligtenprogramm vorgesehen waren, aber 
dort aus Haushaltsgründen nicht berücksichtigt 
werden konnten, noch eine befriedigende Lösung 
gefunden wird. 

Meine Damen und Herren, im übrigen ist es ganz 
sicher, daß derartige Programme nicht ausreichen 
werden, um alle quantitativen Probleme auf dem 
Ausbildungsstellenmarkt zu lösen. Es ist deshalb 
noch einmal an alle Betriebe und Verwaltungen zu 
appellieren, auch jetzt noch vorhandene Ausbil-
dungsstellen zu besetzen, wieder frei gewordene 
Ausbildungsstellen neu zu besetzen und hilfsweise 
auch Praktika durchzuführen oder Arbeitsstellen 
zur Überbrückung zur Verfügung zu stellen. 

Meine Damen und Herren, die Länder haben sich 
bemüht, durch zahlreiche Sonderprogramme und 
durch den Ausbau beruflicher Vollzeitschulen ei-
nen Entlastungsbeitrag zu leisten. Nicht nur in die-
sem Zusammenhang — das darf ich, glaube ich, 
trotz der Kompetenz der Länder für diesen Bereich 
sagen — hat die Berufsschule eine wichtige Funk-
tion. Die Berufsschullehrer haben gerade in dieser 
Zeit ein Anrecht darauf, daß ihre Leistung hier 
auch einmal sehr deutlich gewürdigt wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir wissen alle, daß 
das Jahr 1984 nicht leichter werden wird. Ich habe 
zu Anfang darauf hingewiesen, daß sich die Pro-

bleme auch in den nächsten Jahren — wenn auch 
unter sich langsam verändernden Vorzeichen — 
nicht vermindern werden. Aber wenn es wahr ist, 
was wir immer wieder betonen und auch heute sa-
gen, daß die Gleichwertigkeit der beruflichen und 
allgemeinen Bildung gestärkt werden muß, wenn es 
wahr ist, daß die Zukunft von Wirtschaft und Ge-
sellschaft vom Leistungswillen der jungen Genera-
tion abhängt, wenn dieser Leistungswille und das 
Leistungsvermögen die wichtigsten Ressourcen 
sind, über die wir verfügen, wenn junge Menschen 
als einzelne ihren Platz in einer sich schnell verän-
dernden Welt finden sollen, dann, meine Damen 
und Herren, ist die Berufsbildungspolitik auch in 
Zukunft eines der wichtigsten Aufgabengebiete. 

Deshalb sind wir alle, Bund, Länder, Gemeinden, 
Arbeitgeber, Gewerkschaften, ja die gesamte ältere 
Generation, aufgefordert, sich dieser Aufgabe in 
quantitativer und auch in qualitativer Hinsicht an-
zunehmen und unseren Beitrag für die Verbesse-
rung der Bildungs- und Berufschancen der jungen 
Generation zu leisten. Solidarität zwischen den Ge-
nerationen bedarf der ständigen Übung. Mit Sonn-
tagsreden ist es nicht getan. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Jannsen. 

Dr. Jannsen (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich sehe schon die freudigen Ge-
sichter der Damen und Herren von der CDU/CSU. 
Das freut mich auch. 

(Daweke [CDU/CSU]: Weil Sie eine neue 
Jacke haben!) 

— Ich habe keine neue. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Fast ist das Jahr 1983 vorüber, und endlich steht 
der Berufsbildungsbericht auf der Tagesordnung 
des Bundestages. Man denkt, Hochaktuelles bespre-
chen zu können. Man täuscht sich aber dabei. 

Der Bericht umfaßt, wie üblich, das Jahr 1982, 
wurde im Februar gedruckt und im Juli dem Bun-
destag von der Bundesregierung zugeleitet. Dies 
wäre ja auch nicht weiter schlimm, wenn nicht in 
dieser Zeit eine ganze Menge passiert wäre, wenn 
nicht in diesem dreiviertel Jahr in dem Bereich, der 
Gegenstand dieses Berichts sein muß, im Bereich 
der Berufsbildung ständig hätte öffentlich disku-
tiert werden müssen. 

Wir können feststellen: Ein Rekordversuch ist zu 
Ende gegangen. Aber leider haben irgendwelche 
böse Buben das Ziel an eine Stelle gestellt, wo dieje-
nigen, die den Rekord leisten wollten, das Ziel nicht 
mehr vermutet haben. Es ist richtig, was Frau 
Wilms gesagt hat: Die Wirtschaft und die Bundesre-
gierung haben ein Rekordjahr hinter sich gebracht. 
Aber von daher ist auch dieser Berufsbildungsbe-
richt zu messen. Er erhält aus den Geschehnissen 
dieses Jahres seine Bedeutung. 

Zunächst ist festzustellen: Der Bericht ist, wie wir 
wissen, quantitativ, statistisch unzureichend. Ganz 
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offensichtlich ist die einfache Fortschreibung der 
Zahlen für 1983 mit den Modellen, die bisher ver-
wendet worden sind, nicht richtig gewesen. Wir ha-
ben falsche Ergebnisse im Bericht. Man vergleiche: 
655 000 Suchende als Vorausschätzung, Ist-Zahl 
weit über 700 000. Das sagt j a alles. 

Trotz der regierungsamtlich bestätigten Anstren-
gungen der Wirtschaft, zu denen sie — darauf hat 
Herr Kuhlwein schon hingewiesen — verfassungs-
mäßig verpflichtet ist, ist keine Lösung der Ausbil-
dungsprobleme allgemein in Sicht. 

Zweitens ist festzustellen: Nur das Minderheits-
votum der Arbeitnehmer und des Landes Bremen 
weist auf massive, schon länger andauernde Defi-
zite in der Versorgung mit Ausbildungsplätzen hin. 
Ich glaube, Herr Rossmanith hat die Zahlen und 
deren Herkunft nicht ganz verstanden. Da steht 
nämlich: 1981 274 000 unversorgte Jugendliche, 1982 
263 000 unversorgte Jugendliche; 1983 wird mit 
272 000 unversorgten Jugendlichen gerechnet. 

(Daweke [CDU/CSU]: Sie können doch 
nicht sagen: Die Zahlen sind falsch! Sind 

sie einmal falsch und einmal richtig?) 

— Unversorgte Jugendliche, Herr Kollege Daweke, 
bedeutet hier aber, daß alle Jugendlichen, die aus 
dem Sekundarbereich I abgehen und in den weite-
ren Ausbildungs- und den Arbeitsmarkt hineinge-
hen, gezählt werden. Unversorgte Jugendliche, also 
Jugendliche, die keine Ausbildungsplätze bekom-
men, die zum Teil Ausbildungsplätze haben wollen, 
zum Teil nicht einnehmen können, gibt es eine 
Viertelmillion in diesem Land, und das seit Jahren. 
Das sollte auch den Kollegen von der SPD zu den-
ken geben, wenn sie ständig nur auf die Regierung 
und die CDU/CSU und die Koalition schimpfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist ein altes Phänomen, kein neues. Wir werden 
um diese Sache auch nicht herumkommen, wenn 
wir in diesem Jahr zum 30. September, zum gesetz-
lichen Stichtag, 50 000 Jugendliche ohne Arbeits-
platz angegeben finden. Das sind wiederum nur die-
jenigen, die sich einmal um einen Ausbildungsplatz 
beworben haben, und nicht all diejenigen, die in die-
sem Jahr aus der Schule kommen und keinen Aus-
bildungsplatz bekommen. 

(Berger [CDU/CSU]: Da haben Sie einige 
Leute aber doppelt gezählt! — Rossmanith 
[CDU/CSU]: Sie können sie doch nicht zu 

einer Ausbildung zwingen!) 

Es war also schon zur Zeit der Drucklegung des 
Berichts von Zahlen auszugehen, von denen die Re-
gierung offenbar überrascht worden ist. 

(Rossmanith [CDU/CSU]: Sie müssen von 
realistischen Zahlen ausgehen!) 

— Diese Zahlen sind reale Zahlen. Es geht nicht 
darum, was realistisch ist, sondern darum, was real 
ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was in der ganzen Diskussion offensichtlich ver-
gessen wird, ist, daß in diesen Zahlen eine große 
Menge von ausländischen Jugendlichen, die zusam-

men mit ihren Eltern hierhergekommen sind, ent-
halten sind. Die Lösung dieses Problems kennen 
wir: Abschieben ist die Lösung. Das wissen wir 
auch. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU) 

Aber zurück zum Bericht und zur Politik der Re-
gierung: Vielleicht ist die Überraschung über diese 
Zahlen auch der Grund für die Untätigkeit dieser 
Regierung. Eher scheint es mir aber so zu sein: Sie 
hat dagesessen wie das Kaninchen, das gebannt 
und beschwörend auf die Schlange „Wirtschaft" 
starrt und vielleicht noch hofft, daß das Schlimmste 
nicht kommen wird. Es kam aber doch; nur wurde 
nicht das Kaninchen gefressen, sondern die Ju-
gendlichen. 

Trotz aller schon lange erkennbaren Unzuläng-
lichkeiten der statistischen Prognose verharrte und 
verharrt die Bundesregierung im Wartestand. Da-
mit das Warten nicht zu langweilig wird, kommt 
schnell noch ein Pausenfüller: Für 7 000 bis 8 000 
Jugendliche sollen Sonderplätze zur Verfügung ge-
stellt werden, Sonderplätze zu Sonderbedingungen: 
395 DM Ausbildungsvergütung, was weit unter den 
normalerweise tariflich festgelegten Ausbildungs-
vergütungen in anderen Bereichen und in anderen 
Programmen liegt. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Anerkennenswert in diesem Programm ist allen-
falls die Orientierung auf Mädchen und junge 
Frauen und auf strukturschwache Regionen. Aber 
Frau Wilms selbst hat gesagt, unter den 50 000, von 
denen hier geredet wird — möglicherweise sind es 
ja mehr —, sind zwei Drittel junge Frauen und 
Mädchen. Selbst wenn man dieses ganze Programm 
mit 7 000 Plätzen nur für Mädchen und Frauen ver-
wendete, bliebe immer noch eine große Anzahl von 
Mädchen und Frauen unversorgt. Denen, die übrig-
bleiben, wird dieses Programm auch nicht viel hel-
fen. 

Darauf, daß dabei selbstgeschaffene Probleme, 
die sich besonders auf Mädchen — nicht zuletzt auf 
solche mit gutem oder mittlerem Schlußabschluß — 
auswirken, eine Rolle spielen, ist bereits von Herrn 
Neuhausen, was den allgemeinen Bereich der Moti-
vation angeht, und von Herrn Kuhlwein, was die 
Entscheidungen der Bundesregierung und der Ko-
alition zu den Ausbildungsförderungsmaßnahmen 
anlangt, hingewiesen worden. 

Nach den bisherigen wenigen Versuchen, die z. B. 
„Abbau der ausbildungshemmenden Vorschriften" 
genannt wurden, aber in Wirklichkeit nur eine Ver-
schlechterung für die Auszubildenden bedeuten 
und keine sinnvolle Erweiterung der Ausbildungs-
möglichkeiten bringen können, ist die Hilflosigkeit 
der Bundesregierung für mich nur allzu deutlich 
geworden. 

Klar ist aber auch eine weitere Tatsache: daß die 
vielgepriesene Wirtschaft es weder leisten kann 
noch leisten wird, den verfassungsmäßigen Auftrag, 
genügend Ausbildungsmöglichkeiten bereitzuhal- 
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ten, zu erfüllen. Das gilt nicht nur für dieses Jahr, 
sondern auch für nächstes Jahr. 

Jetzt kommt die Frage nach der neuen Lösung. 
Dazu sagt der Bildungsbericht herzlich wenig. Er 
erwähnt die Verringerung der Zahl der Ausbil-
dungsberufe. Es wurden etwa statt der 220 alten 157 
neue Ausbildungsordnungen gesetzt. Er nennt ei-
nige Schwerpunkte von Neuordnungen, etwa im Be-
reich der Datenverarbeitung und der Elektronik. Er 
vermerkt auch die Schwerfälligkeiten bei der Erar-
beitung neuer Ausbildungsordnungen. 

Den raschen Technologiewechseln in der Wirt-
schaft kann mit derart schwerfälligen Verfahren, 
wie sie im Berufsbildungsbericht benannt werden, 
nicht annähernd gefolgt werden, zumal auch der 
Teil „Weiterbildung", der gerade in diesem Bereich 
notwendig wäre, in der Berufsbildungsberichter-
stattung überhaupt nur einen ganz geringen Stel-
lenwert hat. In dem langen Bericht finden sich dazu 
sieben Seiten; in dem uns als Drucksache vorgeleg-
ten Bericht steht dazu kein einziges Wort. 

Es kann also kaum gelingen, mit derartig kompli-
zierten Verwaltungsverfahren neue Wege zu be-
schreiten, Wege, die sich nicht mehr als Anpassung 
an den sogenannten technischen Fortschritt verste-
hen lassen, sondern dahin führen, den zerstöreri-
schen Charakter dieses Fortschritts zu überwinden. 
Wir von den GRÜNEN werden hier keine allumfas-
sende Alternative anbieten, auch wenn Sie, meine 
Damen und Herren von der CDU/CSU, dieses im-
mer wieder von uns gefordert haben. Ich kann mir 
schon vorstellen, daß Sie das gerne möchten und 
daß Sie unsere Vorschläge brauchen, da Sie selbst 
keine haben, die Sie der Regierung mit auf den Weg 
geben können. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich habe solche Vorschläge noch nicht vernom-
men. 

Wir werden keine umfassende Alternative anbie-
ten; wir müssen aber darauf hinweisen, daß längst 
nicht alle Möglichkeiten erschöpft sind. In den vie-
len Selbsthilfeinitiativen, die sich außerhalb der of-
fiziellen Politik entwickelt haben, gibt es eine große 
Anzahl phantasievoller, kreativer Projekte, die die 
Ausbildung von Jugendlichen betreiben wollen, 
aber nicht können, weil das Geld fehlt. 

(Daweke [CDU/CSU]: Wieviel Ausbildungs

-

plätze hat denn die Fraktion der GRÜ

-

NEN?) 

— Wir? Die Fraktion der GRÜNEN? Das kann ich 
Ihnen im Moment gar nicht sagen, Herr Daweke. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das sind alles Anfänger! — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Sie befinden 

sich alle noch selber in der Ausbildung!) 

Dies ist aber wohl nicht das Problem, ob eine Bun-
destagsfraktion einen Ausbildungsplatz anbietet. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das machen wir!) 

— Sie machen das, das finde ich toll. Nur sind dieje

-

nigen, die wir hier zu vertreten haben, nicht diejeni

-

gen, die hier im Parlament arbeiten. Wir haben 
einen Arbeitsplatz, und wir haben eine Ausbildung. 
Ich denke jedoch, daß es notwendig sein wird, das 
Wort von der Solidarität zwischen den Generatio-
nen auch auf diese Selbsthilfeinitiativen anzuwen-
den. Wir fordern daher — wir haben dieses auch in 
Anträgen dargestellt, die wir bei den Beratungen 
des Haushalts 1984 in die Ausschüsse gebracht ha-
ben — einen Initiativenfonds, der dem Aufbau und 
der Entwicklung von selbstverwalteten Projekten 
dienen soll, in denen auch Ausbildung betrieben 
wird. Zwingend notwendig erscheint es uns, die Fä-
higkeit gerade junger Menschen, ihr Leben selbst 
aufzubauen und zu entwickeln, auch finanziell zu 
unterstützen. 

Wir können auch nicht die Auswirkungen des Pil-
lenknicks, die offenbar die Lösung für die Probleme 
der geburtenstarken Jahrgänge in der Mitte der 
60er Jahre sein sollen, abwarten. Damals waren 
CDU/CSU und SPD zusammen an der Regierung. 
Es wird dann nämlich nicht ein Problem der ausbil-
dungslosen Jugendlichen, sondern ein Problem der 
unausgebildeten arbeitslosen Erwachsenen geben. 
Ich denke, es sind neue Überlegungen gefordert. Sie 
sind von einer Bundesregierung gefordert, die mit 
der Angabe angetreten ist, daß sie all die Schwierig-
keiten, die in den letzten 10, 15, 20 Jahren entstan-
den sind, nun endlich bereinigen will. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Kastning. 

Kastning (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mit einem Zitat anfangen, 
wenn der Herr Präsident es genehmigt. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das ist nicht mehr 
erforderlich!) 

— Danke für den Hinweis. Ich bin neu, Herr Dawe-
ke. 

Das Zitat: 

Für jeden ist eine Lehrstelle da. 

(Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört!) 

Diese Aussage von Helmut Kohl war so groß ge-
druckt, daß ich das sogar ohne Brille lesen konnte, 
und ich nehme an, noch zig Millionen Bürger in 
„diesem unserem" Lande können das auch lesen 
und begreifen. Ich wollte nur noch einmal klarstel-
len, was da gesagt worden ist. 

Meine Damen und Herren, ich denke, auch wenn 
das heute morgen etwas anders klang, daß Frau 
Minister Wilms bei verschiedenen Gelegenheiten 
zu erkennen gegeben hat, daß eben dieses Verspre-
chen nicht erfüllt ist und im Verlaufe dieses Jahres 
nicht erfüllbar sein wird. Warum sonst richtet sie 
sich wieder mit Appellen an die Kommunen, for-
dert zusätzliche Ausbildungsplätze? Aus Umfragen 
in meinem eigenen Wahlkreis weiß ich, daß zumin-
dest von dort nichts kommen wird? Warum appel-
liert sie wieder wie jüngst über die Spitzenverbände 
an die Wirtschaft? 
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Vor zirka drei Wochen, Frau Minister, wurde 

voller Stolz darauf verwiesen, daß die Bundeslän-
der eigene Programme entwickelt hätten, die jetzt 
angelaufen sind bzw. in den nächsten Wochen an-
laufen. Hier möchte ja wohl die Bundesregierung 
unter Heranziehung der Länder — Schmückung 
mit fremden Federn — so tun, als sei all das gelau-
fen, was geweissagt wurde. Wir sind den Ländern 
außerordentlich dankbar, daß sie die Initiative er-
griffen haben, wenngleich diese Initiativen sehr un-
terschiedlich zu bewerten sind. 

Meine Damen und Herren, mit der Übernahme 
eines Teiles dessen, was die SPD seit langem gefor-
dert hat, nämlich eines Sonderprogrammes für 
7 000 bis 8 000 Plätze, hat die Bundesregierung nun 
sicher einen ersten Schritt in die richtige Richtung 
getan. Aber dieser Schritt kommt zu spät, und er 
wird angesichts der Zahl von 50 000 Jugendlichen 
ohne Ausbildungsplatz wohl auch nur ein Tropfen 
auf den heißen Stein bleiben. Und warum erst jetzt, 
meine Damen und Herren von den Koalitionspar-
teien? 

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU]: 
Warum nicht schon vor 13 Jahren?) 

— Ich glaube, der Ausbildungsstand der Koalitions-
fraktionen ist so, daß nur noch die Zahl 13 in der 
Mathematik eine Rolle spielt. Das ist kläglich. Ich 
höre das und nichts anderes hier seit sechs Mona-
ten. 

(Berger [CDU/CSU]: Das war auch eine 
Unglückszahl!) 

Meine Damen und Herren, hat man denn seitens 
Ihrer Fraktionen nach der Aussage des Kanzlers in 
der Regierungserklärung „Der Aufschwung hat be-
gonnen" ernsthaft auf positive Auswirkungen aus 
diesem Aufschwung, der nicht in Sicht ist, gewar-
tet? Das darf doch wohl nicht wahr sein. Es läßt sich 
doch nicht widerlegen, daß Ihre Verzögerungsstra-
tegie 

(Rossmanith [CDU/CSU]: Welche denn?) 

im Hinblick auf staatliche Maßnahmen auf dem 
Ausbildungssektor dazu gedient hat, den unver-
meindlichen Offenbarungseid des Kanzlers mög-
lichst lange hinauszuschieben. Im Ausschuß für Bil-
dung und Wissenschaft, Herr Kollege Rossmanith, 
ist noch vor 14 Tagen sinngemäß vom Kollegen Da-
weke gesagt worden, wir müßten auf den Auf-
schwung setzen, und dann lösten sich die Probleme. 
Ich habe das noch sehr gut in Erinnerung. 

(Daweke [CDU/CSU]: Arbeitsmarktproble

-

me nach der Ausbildung lösen sich auch 
nicht anders!) 

Meine Damen und Herren, in der Diskussion 
wird gesagt, auch heute morgen wieder, das Berufs-
wahlverhalten der Jugendlichen habe sich verän-
dert. Ich weiß nicht, wie man eine solche Behaup-
tung dauernd aufrechterhalten kann; denn im Be-
rufsbildungsbericht selber, mindestens im Minder-
heitenvotum, das heute morgen schon angespro-
chen worden ist, also auch außerhalb der SPD, hat 
es warnende Stimmen gegeben, die gesagt haben, 
daß es z. B. einen Nachfragestau gebe und die Zahl  

der Nachfragenden gegenüber dem Jahre 1982 sehr, 
sehr hoch liegen werde. Natürlich steht in dem offi-
ziellen Teil — das habe ich gelesen und wahrschein-
lich auch die Frau Minister —, daß das Nachfrage-
niveau 1983 etwa gleichbleiben würde. Nun ist es 
schon eine Weile her, daß diese Aussage formuliert 
worden ist, nehme ich an; denn das ist der Bericht 
1982. Aber, meine Damen und Herren, wenn ich ver-
antwortungsbewußt da herangehe, muß ich auch 
die anderen Teile des offiziellen Berichtsteils lesen. 
Da gibt es sehr wohl Hinweise darauf, daß sich z. B. 
der Anteil der Schüler mit Hochschulzugangsbe -
rechtigung, die eine Berufsausbildung im dualen 
System nachfragen werden, ansteigen dürfte. Und 
wenn an anderer Stelle zugleich auch noch ein An-
stieg der Nachfrage aus dem Bereich der berufli-
chen Vollzeitschulen prognostiziert wird, kann ich 
nicht so tun, als sei die Welt in Ordnung. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
und die Unionsparteien haben doch wohl — oder 
hat hier eine Hand nicht gewußt, was die andere tut 
— durch ihre Politik und vor allem durch ihre Äuße-
rungen dazu beigetragen, daß sich dieser Nachfra-
getrend bei den Abiturienten verstärkt hat. Ich 
denke dabei an die jahrelange Verteufelung der 
akademischen Ausbildung durch Mitglieder der 
Unionsparteien. Ich denke dabei an die Bemühun-
gen von Unionsvertretern noch vor geraumer Zeit, 
in der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla-
nung alternative Ausbildungsmöglichkeiten für 
Studienberechtigte außerhalb der Hochschulen zu 
entwickeln, d. h. sie mittelfristig und planmäßig ins 
duale System abzudrängen. Und mir scheint, wenn 
ich mich in diesem Zusammenhang noch an den 
eigenartigen Begriff der Überqualifikation erinne-
re, daß hier nicht die Bildungspolitik im Vorder-
grund steht, sondern ein gutes Stück konservativer 
Gesellschaftsideologie durchschimmert. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU) 

Ich denke, meine Damen und Herren — Herr Kol-
lege Kuhlwein hat das vorhin schon gesagt —, auch 
an den vollzogenen Kahlschlag bei der Ausbil-
dungsförderung. 

Ich bin gespannt darauf — um auf den Berufsbil-
dungsbericht zurückzukommen —, wie das in die-
sem Bericht angekündigte Modellprogramm „Al-
ternativen zum Studium" aussehen wird, wenn es 
nicht zu Lasten der jetzt schon Bedrängten im dua-
len System auf den Markt kommen soll. Will die 
Bundesregierung eine neue Säule der Berufsausbil-
dung schaffen? 

(Kuhlwein [SPD]: Die Bundesregierung 
hört gar nicht zu, Herr Kollege Kastning! 

Sie hat mit sich selber zu tun!) 

— Das kann sie nachlesen lassen. Ich glaube, es 
sind genug Beamte da, die das Protokoll nachher 
auswerten werden. 

Will die Bundesregierung eine neue Säule der 
Berufsausbildung schaffen, oder, Herr Daweke, 



1840 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 28. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. Oktober 1983 

Kastning 
sollen speziell für Abiturienten neue Berufsbilder 
innerhalb des dualen Systems entwickelt werden? 

(Nelle [CDU/CSU]: Warum denn nicht? — 
Daweke [CDU/CSU]: Berufsakademien 

sind eine gute Sache!) 

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß Sie zuneh-
mend Gefahr laufen, ein wesentliches Prinzip des 
dualen Systems auszuhöhlen, nämlich daß grund-
sätzlich jeder Zugang zu jedem Beruf haben soll. 

(Beifall bei der SPD — Feilcke [CDU/CSU]: 
Sind Sie nun dafür oder dagegen?) 

— Ich möchte, daß die Dinge hier auf den Tisch 
kommen, daß wir sie diskutieren, Herr Kollege. Die 
Bundesregierung hat eine Ankündigung gemacht, 
und diese Ankündigung gehört nun langsam auf 
den Tisch, zumindest im Ausschuß. Wenn Sie Lust 
haben, dann können Sie ja als Gast dazukommen; 
ich glaube, Ihnen als Bundestagsabgeordneter steht 
dieses Recht zu. Dann unterhalten wir uns weiter. 

Zurück zum angekündigten Sonderprogramm 
der Bundesregierung. So sehr es uns freut, daß nun 
endlich die Scheuklappen abgelegt werden und die 
Koalitionsfraktionen bereit sind, auch außerbe-
triebliche Ausbildungsplätze zu fördern, so sehr 
kommt doch Skepsis hinsichtlich des Umfangs und 
auch der zeitlichen Plazierung der Maßnahmen 
auf. 

Noch ist — jedenfalls in der Öffentlichkeit — 
nicht erkennbar, nach welchen Kriterien gefördert 
werden soll. Bei allem Bemühen um die Bewälti-
gung des quantitativen Problems darf j a wohl die 
Frage der Qualität der Berufsaubildung nicht völlig 
hintangestellt werden. Viele junge Menschen, ins-
besondere Mädchen, werden schon jetzt in Berufen 
ohne Zukunft ausgebildet. Selbst die Wirtschaft — 
insbesondere die Kammern — weist auf den mittel-
fristigen Bedarf an Fachkräften in sogenannten Zu-
kunftsberufen hin. 

(Rossmanith [CDU/CSU]: Was ist denn Ih

-

rer Meinung nach ein Zukunftsberuf?) 

Deshalb denke ich, daß gerade der Staat diese 
Aspekte bei seinen Maßnahmen mit zu berücksich-
tigen hat. Kopfprämien haben wir in einigen Län-
dern lange genug gezahlt. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu Ihrer Frage, was ein Zukunftsberuf ist: Es ist 
zumindest nicht vorausschauend, wenn ich immer 
mehr Mädchen in die Ausbildung zu Bürogehilfen 
hineintreibe, obwohl ich weiß, daß sie auf Grund der 
technologischen Entwicklung schon sehr bald wie-
der rausfliegen werden. 

(Daweke [CDU/CSU]: Aber eine Ausbil

-

dung ist besser als keine Ausbildung!) 

Meine Damen und Herren, noch ist auch nicht zu 
erkennen, wann die Maßnahme in der Praxis greift. 
Darüber müssen wir ein bißchen mehr Klarheit ha-
ben. Ich denke, wir wollen gemeinsam die Regie-
rung drängen, daß sie nun endlich zu Potte kommt; 
denn es hat wenig Sinn, wenn eine Maßnahme erst 
dann greift, wenn die Hälfte des Ausbildungsjahres 
vorüber ist, denn die entsprechenden Mittel sind  

erst im Haushalt 1984 vorgesehen, und die diesbe-
züglichen Richtlinien müssen erst noch verabschie-
det werden. 

Es existiert dann noch eine Frage, die manchem 
zwar eigenartig erscheinen mag, die ich aber den-
noch ansprechen muß: Ist die in diesem Sonderpro-
gramm vorgesehene monatliche Ausbildungsvergü-
tung der Höhe nach eigentlich mit § 10 des Berufs-
bildungsgesetzes vereinbar, wonach eine angemes-
sene Ausbildungsvergütung zu zahlen ist? 

(Frau Hürland [CDU/CSU]: Das ist eine 
Frage des Standpunkts!) 

— Das ist immer eine Frage des Standpunkts, Frau 
Kollegin. Daß das hier eine politische Entscheidung 
ist, das wissen wir. Sie sollen sich auch dazu beken-
nen, daß es eine solche ist, die Ihrer Vorstellung 
entspricht. Nur das wollen wir deutlich machen, und 
sonst nichts. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wird mit der Regelung der Bundesregierung, wo-
nach 395 DM Ausbildungsvergütung zu zahlen sind, 
nicht ein — ich sage es ruhig einmal so — staatlich 
subventionierter Einheitstyp Auszubildender zwei-
ter Klasse geschaffen? Anders ausgedrückt: Dieje-
nigen, die ohnehin Probleme haben, werden gegen-
über den Auszubildenden im Betrieb benachteiligt. 

Das Ganze wird noch kurioser, wenn man sich die 
Programme der Länder ansieht, die Frau Wilms j a 
auch genannt hat. In Hamburg kann ein junger 
Mensch erfreulicherweise in eine staatlich geför-
derte außerbetriebliche Maßnahme mit einer tarifli-
chen Ausbildungsvergütung gehen. Im benachbar-
ten Niedersachsen wird ein Jugendlicher dem-
nächst die Chance haben, im Rahmen eines Sonder-
programms eine Berufsausbildung ohne jedwede 
Ausbildungsvergütung absolvieren zu können, es 
sei denn, er fällt unter die klägliche Regelung des 
BAföG. Dazwischen liegt dann das Kompromißan-
gebot des Bundes. 

Meine Damen und Herren, besteht nicht die Ge-
fahr — oder wollen Sie es sogar? —, daß mit diesem 
Angebot des Bundes, 395 DM zu zahlen, das allge-
meine Niveau der Ausbildungsvergütung gedrückt 
wird? 

Zu welchen eigentlich noch viel ernsteren Ver-
werfungen im Berufsbildungssystem die Verzöge-
rungsstrategie der Bundesregierung und die daraus 
resultierende mangelnde Bund-Länder-Koordinie-
rung führen kann, zeigt noch einmal das Beispiel 
Niedersachsens, wo in einer Sondermaßnahme 
Ausbildungsplätze in Ergänzungsschulen in priva-
ter Trägerschaft geschaffen werden sollen. Es han-
delt sich um Schulen, d. h. es gibt also keine Ausbil-
dungsvergütung und auch keine Berufsausbil-
dungsbeihilfe der Arbeitsverwaltung. Es ist zwar 
eine externe Abschlußprüfung bei den Kammern 
vorgesehen, aber hinsichtlich der darauf ausgerich-
teten Bildungsinhalte gibt es bislang keine rechtli-
che Sicherheit für die Schüler. Mit dieser Maß-
nahme der Regierung Albrecht, die, wie ich es sehe, 
geschaffen wurde, weil aus Bonn nichts kam, soll 
die außerbetriebliche und die vollqualifizierende 
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schulische Berufsausbildung unterlaufen werden. 
Berufsschule wird privatisiert zum Zwecke der Ver-
deckung der Grenzen des dualen Systems. Wenn 
der Kollege Rossmanith vorhin von der sozialisti-
schen Trickkiste und von Systemveränderung 
sprach, so kann ich nur sagen: Ihre Untätigkeit und 
das, was daraus resultiert, das ist Systemverände-
rung. Die Systemveränderer sitzen in Ihren Reihen 
und nicht bei uns. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Abgeord-
nete Nelle. 

Nelle (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Der Berufsbildungs-
bericht 1983 ist in der Tat wie seine Vorläufer eine 
gute Gelegenheit, über die aktuellen, die anstehen-
den Probleme der Berufsbildung in unserem Lande 
zu debattieren, besonders aber über die Sicherung 
und Verbesserung der Berufschancen junger Men-
schen, und das vor allem vor dem Hintergrund der 
geburtenstarken Jahrgänge, mit denen wir es heute 
zu tun haben: mit kühlem Kopf, aber engagiert, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Mit heißem Her

-

zen!) 

nicht jedoch in polemischer und ewig negierender 
Form, wie das heute und bei allen Gelegenheiten 
außerhalb dieses Hauses von Vertretern der rot-
grünen Koalitionsopposition gemacht wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wie meine Vorredner erwähnten, haben wir es in 
erster Linie mit einem quantitativen Problem zu 
tun. Der Berufsbildungsbericht geht noch im Fe-
bruar davon aus — das ist richtig, Herr Kuhlwein; 
Sie haben das angesprochen —, daß wir 655 000 
Jugendliche haben werden, die um eine Ausbil-
dungsstelle nachsuchen. Das war eine Fehlein-
schätzung. Das muß gesagt werden. Aber, bitte 
schön, wir haben auch schon vor Oktober 1982 be-
reits gemeinsam mit dieser Zahl gearbeitet. 

Präsident Dr. Barzel: Erlauben Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Kuhlwein? 

Nelle (CDU/CSU): Nein, Herr Präsident, ich habe 
nur zwölf Minuten Redezeit. 

(Kuhlwein [SPD]: Dann muß ich leider 
Zwischenrufe machen!) 

Ich will aber an dieser Stelle mit Blick auf künf-
tige Berichte die Forderung erheben, die Prognose

-

technik zur Ermittlung der Zahl der in den näch-
sten Jahren benötigten Ausbildungsstellen wesent-
lich zu verbessern und viel ausführlicher als bisher 
auf künftige Entwicklungen einzugehen, damit jun-
gen Menschen, aber auch der Wirtschaft sowie 
Bund und Ländern Hilfen für Entscheidungen im 
Bereich der Berufsausbildung gegeben werden. 

Ich will nochmals sagen, Herr Kuhlwein und 
Herr Kastning: Auf dieser Basis von 655 000 Ausbil-
dungsplatzsuchenden und dem Versprechen der 
Wirtschaft, 30 000 Ausbildungsplätze zusätzlich ein-

zurichten und bereitzustellen, ist das Kanzlerwort 
gefallen. 

(Kuhlwein [SPD]: Das Versprechen der 
Wirtschaft ist uns wurscht! Uns interes

-

siert, was der Bundeskanzler versprochen 
hat!) 

Sieben Monate später — Herr Kuhlwein, nehmen 
Sie das doch endlich zur Kenntnis und polemisieren 
Sie weder hier noch draußen —, 

(Kuhlwein [SPD]: Der Bundeskanzler hat 
etwas versprochen. Das allein interes

-

siert!) 

also Ende September 1983, stehen nachweisbar 
685 000 Ausbildungsplätze zur Verfügung. 

(Kuhlwein [SPD]: Das ist überhaupt noch 
nicht nachweisbar!) 

Das Versprechen ist eingehalten. Industrie und 
Handel meldeten 6 %, Handwerk, der öffentliche 
Dienst und die Landwirte 5 %, die freien Berufe 3 % 
mehr. Herr Kuhlwein, wenn Sie so dazwischenru-
fen, frage ich Sie: Wo bleibt denn dann eigentlich 
die Anstrengung etwa des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes und seiner Untergliederungen? Ich 
habe von Einstellungen, erst recht nicht von einer 
Erhöhung der Zahl der Ausbildungsplätze nichts 
gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Mithin können wir zu diesem Zeitpunkt sagen, 
daß wir 34 000 Ausbildungsplätze mehr als im Vor-
jahr haben. Das ist eine stolze Leistung, und wir 
haben allen Grund, der Wirtschaft und der Verwal-
tung Dank zu sagen. Dank gilt auch — ich will wie-
derholen, was meine Vorgänger schon gesagt haben 
— den Kammern, Innungen, Handwerkerschaften, 
Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden, Berufsbil-
dungsausschüssen, Schulen, Arbeitsämtern, Zei-
tungsverlagen und Politikern, die nicht geklagt und 
polemisiert haben, sondern etwa durch Ausbil-
dungskonferenzen, Ausbildungsbörsen, durch ge-
zieltes Ansprechen von Unternehmen, durch Inser-
tion in Tageszeitungen, also durch eine Vielzahl von 
Aktivitäten das Problem angepackt und zum größ-
ten Teil gelöst haben. Herr Kuhlwein, wo bleibt da 
eigentlich Ihre Aktivität und die Ihrer Kollegen in 
diesem Rahmen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Feilcke [CDU/ 
CSU]: Die kennen nur Häme! — Kuhlwein 

[SPD]: So ein Quatsch!) 

Ich will sagen, daß in der Tat das Problem nicht 
gelöst ist; denn es gibt 50 000 junge Menschen, die 
keinen Ausbildungsplatz haben. 

(Zuruf von der SPD) 

Es ist nur falsch, meine Damen und Herren von der 
Opposition, hier so zu tun, als sei das ein völlig 
neues Problem. Wir hatten auch in den letzten Jah-
ren leider über unvermittelte Bewerber zu klagen, 
die keinen Ausbildungsplatz bekamen. 

(Kuhlwein [SPD]: Aber das waren weni

-

ger!) 
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— Es waren 1980 17 000, in 1981 22 000. Bis zum 
30. September 1982 — da hatten Sie die Regierungs-
verantwortung — waren es 36 000. Herr Kuhlwein, 
nehmen Sie bitte auch zur Kenntnis, daß dies bei 
einer geringeren Zahl von jungen Leuten geschah, 
die auf diesen Markt kamen. 

(Kuhlwein [SPD]: Wir haben aber nie eine 
Garantie abgegeben, wie Sie es getan ha

-

ben! — Feilcke [CDU/CSU]: Weil Sie es 
nicht konnten!) 

Um aber bis zum Ende des Jahres einem großen 
Teil dieser Ausbildungsplatzsuchenden zu helfen, 
haben die Bundesregierung und die meisten Län-
derregierungen gehandelt. 

(Zuruf von der SPD: Ja, Hessen!) 

Die Ministerin hat die Zahlen hier genannt; ich 
brauche sie nicht zu wiederholen. 

Herr Kastning, Sie sagten eben: zu spät. Ich darf 
hier an das Sonderprogramm erinnern. Zu Ihrer 
Zeit standen im Haushalt 1982 lediglich, wie ich ein-
mal sagen darf, lächerliche 49 Millionen DM zur 
Verfügung. Wir haben diese Summe im letzten Jahr 
auf 122 Millionen DM aufgestockt. Wir haben diese 
Summe im Haushalt 1984 auf 144 Millionen DM 
aufgestockt. 

Herr Kastning, Sie haben auch die Länder er-
wähnt. Ich will es auch tun. Es gibt kein Bundes-
land, das hier nicht auch hilft. Ich will das am Bei-
spiel von Niedersachsen, das Sie erwähnt haben — 
ich komme selbst aus diesem Land —, verdeutli-
chen. Das Land Niedersachsen will Jugendlichen 
ohne Lehrvertrag eine zweijährige Ausbildung in 
einem qualifizierten Ausbildungsberuf geben. Das 
Land Niedersachsen stellt dafür 27 Millionen DM 
zur Verfügung. 

(Zuruf von der SPD: Es steht aber noch 
nichts im Haushalt!) 

Wenn wir uns mit den quantitativen Problemen 
von 1983 befassen, müssen wir auch auf 1984 und 
1985 schauen. Ich will einige Anregungen geben, 
wie man diesem Problem vielleicht beikommen 
kann. 

Es ist richtig, daß wir damit rechnen müssen, daß 
vermehrt Abiturienten in das duale System kom-
men. Wir hatten 1982 36 000 Abiturienten. Im Jahre 
1983 müssen wir mit 63 000 Abiturienten rechnen. 
Diese Zahl wird steigen. 

Ich meine, dies ist auf der anderen Seite ein Fak-
tum, das den Hinweis auf die Flexibilität der jungen 
Menschen, aber auch des Ausbildungssystems er-
laubt. Ich meine, das sollten wir begrüßen. Wir müs-
sen aber nach weiteren Möglichkeiten suchen. Ich 
meine, die Ansätze in Baden-Württemberg mit der 
Berufsakademie — in kleinerem Umfang haben wir 
das in Schleswig-Holstein, Niedersachsen und 
Hamburg, auch in Nordrhein-Westfalen — sind ein 
Beispiel für alle anderen Länder. Baden-Württem-
berg will die Zahl von 3 800 sogar auf 5 000 Plätze 
erhöhen. 

Ich will in diesem Zusammenhang aber auch 
noch ein anderes Problem ansprechen, bei dem Sie 
auf der linken Seite des Hauses mir sicherlich auch  

keinen Beifall zollen werden. Ich will über die Pro-
blematik der ausbildungsplatzhemmenden Gesetze 
sprechen. Ich habe in einer Untersuchung des Ein-
zelhandelsverbands nachgelesen. Da heißt es ganz 
eindeutig, das Angebot an Lehrstellen wäre bei 
Wegfall einer Vielzahl von Vorschriften wesentlich 
höher. 

(Zuruf von der SPD) 

Es wurden in den Gutachten besonders das Berufs-
bildungsgesetz — gemeint ist die Ausbildereig-
nungsverordnung —, das Schwerbehindertengesetz, 
das Jugendarbeitsschutzgesetz 

(Zuruf von den GRÜNEN: Weg mit dem Ju

-

gendschutz!) 

und die Anrechnungsverordnung des Berufsgrund-
bildungsjahrs — vor allen Dingen da, wo es in ver-
schulter Form angeboten wird — genannt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Es schadet nur!) 

Die Bundesregierung — wir unterstreichen das 
— unterstützt die Initiativen der Länder zum Ab-
bau ausbildungsplatzhemmender Vorschriften und 
bereitet selbst entsprechende Änderungen rechtli-
cher Bestimmungen vor. Wir begrüßen das. Aber 
wir betonen von dieser Stelle auch und sagen der 
Wirtschaft, daß von dieser Bundesregierung und 
den sie tragenden Fraktionen dirigistische Maß-
nahmen im Bereich der beruflichen Bildung nicht 
mehr ausgehen werden. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang — Herr 
Kastning, Sie haben eben gesagt: keine dirigisti-
schen Maßnahmen; Herr Kuhlwein hat das auch 
gesagt — an die Markierungspunkte zur berufli-
chen Bildung von Herrn Dohnanyi aus dem Jahre 
1973. Das steckt den Ausbildungsbetrieben bis 
heute in den Knochen. 

Ich will auch die Ausbildungsvergütung — bisher 
ein Tabu — nicht unerwähnt lassen. Wir können 
hier und heute nur an die hierfür zuständigen Tarif-
partner appellieren, die Ausbildungsvergütung 
nicht im gleichen Tempo wie in den letzten Jahren 
anzuheben. Ein Einfrieren wäre empfehlenswert. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Bei den 
Diäten, Herr Kollege!) 

Sie hören richtig: Die Ausbildungsvergütung im 
Baugewerbe beträgt im dritten Jahr 1 257 DM. Das 
ist mehr, als ein Arbeitsloser heute bekommt. Bei 
der Studie, die ich eben erwähnte, waren für 43,3% 
der befragten Betriebe die Kosten der Ausbildung 
ein Grund, weitere Auszubildende nicht einzustel-
len. 

Der Berufsbildungsbericht 1983 kann aber nicht 
debattiert werden, ohne ein Wort über die Arbeits-
verwaltung, besonders über die Berufsberatung, zu 
sagen. Wenn eine Untersuchung richtig ist, nach 
der sich 73 % der Jungen und 83% der Mädchen 
eines Jahrgangs mit ihrem Ausbildungswunsch bei 
425 Berufsbildern auf 27 bzw. 25 Berufe konzentrie-
ren, dann kann bei der Information und Beratung 
der Schüler etwas nicht stimmen. So hat dann auch 
eine andere Studie in diesem Zusammenhang fest-
gestellt, daß Berufsberater oftmals weder die Be- 
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triebe, in die sie vermitteln, noch deren Qualifika-
tionsanforderungen kennen. Diese für die Jugendli-
chen schwerwiegenden Folgen können durch Quali-
fikationsverbesserungen der Berufsberater besei-
tigt werden. Ich fordere dazu auf. 

Wir haben heute verständlicherweise sehr einge-
hend über das quantitative Problem gesprochen. 
Wir dürfen aber nicht die qualitative Problematik 
der Berufsbildung vergessen. Ich will sie — auch 
wegen der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
— nur stichwortartig ansprechen. 

Erstens. Unsere Berufsbilder müssen stärker auf 
die qualitativen Ansprüche der Facharbeiterplätze 
von morgen fortgeschrieben werden und dürfen 
nicht Lehr- und Lerninhalte von gestern enthalten. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Zweitens. Sowohl die berufliche Grund- als auch 
die Fachbildung müssen stärker praxisorientiert 
und weniger verschult sein. 

Drittens. Berufsbilder und Lehrer müssen sich 
ständig weiterbilden, um der rasanten technologi-
schen Entwicklung zu folgen. 

Viertens. Es muß eine bessere Abstimmung zwi-
schen Betrieb und Schule erfolgen. 

Fünftens. Lehr- und Lernmittel müssen ständig 
weiterentwickelt werden. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ein dyna

-

misches Konzept, das Sie hier vorlegen!) 

Lassen Sie mich zum Abschluß noch einmal allen 
danken, die bisher mitgeholfen haben, sowohl das 
quantitative als auch das qualitative Problem zu 
lösen, und — wie wir hoffen — weiter mithelfen. 
Lassen Sie uns alle, die wir für Berufsbildung ver-
antwortlich und an ihr beteiligt sind, zusammenste-
hen, um so den jungen Menschen Hoffnung auf 
eine gute berufliche Zukunft zu geben; denn es 
bleibt der Wahlspruch: Ausbildung ist Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat der Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Die Debatte geht zu Ende. Ich will noch einmal 
in wenigen Bemerkungen die Position der Bundes-
regierung klarstellen. 

Erstens. 1983 wird das Rekordjahr der abge-
schlossenen Ausbildungsverträge. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Der bis jetzt geltende bundesrepublikanische Re-
kord stammt aus dem Jahre 1980. Damals gab es 
650 000 abgeschlossene Ausbildungsverträge. Dies-
mal wird es mit Sicherheit sehr viel mehr geben. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Dann kom

-

men Sie ins Guiness-Buch der Rekorde!) 

— Einem Rekord klatscht man Beifall und pfeift 
nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

78 000 Bewerber sind mehr untergebracht als 
1981/82. Herr Kuhlwein, es ist mir rätselhaft, wie 
Sie dazu kommen, dies als ein Windei zu bezeich-
nen. Das ist für Zehntausende von jungen Leuten, 

(Kuhlwein [SPD]: 50 000 sind übriggeblie

-

ben!) 

die sonst hoffnungslos auf der Straße gestanden 
hätten, 

(Kuhlwein [SPD]: 50 000 sind übrig!) 

mehr Hoffnung, mehr Zuversicht und mehr Lebens-
chance. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: 50 000 Einzelschicksale 
sind übriggeblieben; reden Sie doch nicht 

einen so flachen Unsinn!) 

— Ich komme auch dazu. Diesen Erfolg verdanken 
wir Handwerk, Handel und Industrie. 

(Weitere Zurufe des Abg. Kuhlwein [SPD]) 

— Über Mathematik können wir doch nicht strei-
ten, Herr Kuhlwein. Wir haben einen Nachkriegsre-
kord in Sachen Ausbildung. Das sollten Sie zur 
Kenntnis nehmen. 

(Kuhlwein [SPD]: Genau! Und 50 000 haben 
keinen Platz!) 

Für die Tatsache, daß wir in diesem Jahr die höch-
ste Zahl der Ausbildungsverträge haben, gilt es de-
nen Dank zu sagen, die mitgewirkt haben. Jeder 
Handwerker, der einen Jugendlichen mehr ausbil-
det, als er für seinen Betrieb braucht, hat mehr für 
die Jugend getan als die, die nur reden und kritisie-
ren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Das gilt für Sie! Was ha

-

ben Sie denn getan außer reden?) 

Wer mehr tut, als er für seine Zwecke braucht, lei-
stet einen Dienst für das Gemeinwohl. Das Gemein-
wohl ist nämlich nicht die Summe egoistischer In-
teressen. Wer mehr als seine Pflicht tut, ist ein 
staatsbürgerliches Vorbild. Viele Handwerker, auch 
viele Unternehmer haben ein Beispiel gegeben, daß 
sie mehr getan haben als ihre Pflicht. Denen gilt 
unser Dank und unsere Anerkennung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Was machen Sie mit de

-

nen, die ihre Pflicht nicht getan haben?) 

— Ich komme auch noch zu denen, Herr Kuhlwein. 
Warten Sie nur ab! 

Ohne Appell des Bundeskanzlers 

(Kuhlwein [SPD]:... hätten die ihre Pflicht 
nicht getan!) 

wäre dieser Erfolg sicherlich nicht erreicht wor-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Der deutsche Unterneh

-

mer tut seine Pflicht, weil der Bundeskanz

-

ler appelliert!) 

In dieser Stunde der Bilanz, einer vorläufigen Bi-
lanz, frage ich alle Kritiker, was sie beigetragen 
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haben, die Ausbildungsplatzsituation zu verbes-
sern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jeder möge hier vortreten. Wer mit leeren Händen 
kommt, kann sich an der weiteren Diskussion nicht 
beteiligen. „An ihren Früchten sollt ihr sie erken-
nen!" 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Sollen wir 
jetzt alle vortreten? — Abg. Kuhlwein 
[SPD] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

— Nein, lassen Sie mich meine Thesen im Zusam-
menhang darstellen. Es sind nur wenige Bemerkun-
gen. 

Noch immer gibt es Jugendliche ohne Lehrstelle. 
Deshalb sind unsere Anstrengungen nicht zu Ende. 
Wir geben keine Entwarnung. Jeder, der keinen 
Lehrplatz hat, beunruhigt uns — jeder. Jeder ein-
zelne hat ein Anrecht darauf, einzusteigen. 

(Kuhlwein [SPD]: Dann müßten Sie eigent

-

lich schlaflose Nächte haben!) 

Wir wollen keine Aussteiger, sondern Einsteiger. 

Deshalb appelliere ich auch in dieser Stunde 
noch einmal an alle Arbeitgeber, besonders an jene, 
die nicht oder noch nicht ausbilden, obwohl sie aus-
bilden könnten. Wer sich von anderen Betrieben 
den beruflichen Nachwuchs beschafft, obwohl er 
selbst ausbilden könnte, handelt unsolidarisch — 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

wie einst die Trittbrettfahrer: Mitfahren und nicht 
zahlen. Bund, Länder und Gemeinden müssen ein 
gutes Beispiel geben. Der Bund wird mit einem 
Sonderprogramm über- und außerbetriebliche Aus-
bildungsplätze schaffen. Das ist für weitere 7000 bis 
8000 junge Mitbürger eine vermehrte Chance, sie-
ben- bis achttausendmal mehr Hoffnung, mehr Zu-
versicht. Wir warten nicht auf die großen Lösungen. 
Darüber werden wir wahrscheinlich alle alt. Wir 
nähern uns dem Ziel Schritt für Schritt. 

Herr Kuhlwein, Sie haben die Ausbildungsvergü-
tung angesprochen und eine unterschiedliche Posi-
tion von Opposition und Regierung dazu festge-
stellt. Ich will durchaus zugeben: Wir haben mögli-
cherweise eine unterschiedliche Vorstellung von 
Solidarität. Wenn ich die Wahl habe, einen Lehrling 
mit 1000 DM Ausbildungsvergütung einzustellen 
oder zwei Lehrlinge mit 500 DM, dann entscheide 
ich mich für die zwei Lehrlinge mit 500 DM. Das ist 
unsere Vorstellung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kuhlwein [SPD]: Das ist eine Milchmäd

-chenrechnung!) 

Ich will hier noch einmal in Erinnerung bringen, 
daß wir für die Jugendlichen, die einen Ausbil-
dungsplatz außerhalb ihres Heimatortes suchen 
und finden, Hilfen zur Verfügung stellen. Wir belas-
sen es nicht bei Worten. Wir bieten das Instrument 
des Arbeitsförderungsgesetzes an. 

In diesem Jahr sind mehr Jugendliche als zuvor 
statt in die Hochschule in die Berufsausbildung des 
dualen Systems gegangen. Das ist unerwartet und 
konnte so nicht geschätzt werden. 

(Zurufe von der SPD) 

— Sie haben mit Ihren Prognosen immer daneben-
gelegen. Sie sind wirklich ein schlechtes Beispiel 
für Prognosen. 

(Kuhlwein [SPD]: BAföG! Wir haben es Ih

-

nen im letzten Dezember doch gesagt! Wir 
haben Sie doch gewarnt!) 

— Ich verstehe nie, warum Sie immer in Unruhe 
verfallen, wenn ich rede. Woran liegt das eigentlich? 
Das frage ich mich schon seit Jahren. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Macht es Sie unruhig, wenn hier Argumente vorge-
tragen werden? 

Präsident Dr. Barzel: Herr Bundesminister, erlau-
ben Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kuhlwein? 

Dr. Blüm , Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Nein. Ich bekomme so viele Zwischenrufe, 
daß ich keine Zwischenfrage brauche. 

(Kuhlwein [SPD]: Dann muß ich leider 
Zwischenrufe machen!) 

Wenn es etwas ruhiger würde, würde ich auch Zwi-
schenfragen zulassen. Sie müssen sich zwischen 
Zwischenrufen und Zwischenfragen entscheiden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kuhlwein 
[SPD]: Sie haben vorhin schon eine Zwi

-

schenfrage von mir abgelehnt!) 

Meine Damen und Herren, im Berufsbildungsbe-
richt wurde mit 35 000 gerechnet — Ende August 
waren es schon 65 418, also doppelt so viele, wie wir 
gerechnet hatten —, die eine Hochschulberechti-
gung haben und ins duale System gehen. In diesem 
Umschwung könnte auch ein Umdenken, eine Um-
wertung enthalten sein. Die klassische praktische 
Berufsausbildung gewinnt an Ansehen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Es gibt auch Bundes

-

minister, die das gemacht haben!) 

Wir bedauern das gar nicht. Universität, Bildung 
und Reform, das ist die klassische sozialdemokrati-
sche Dreieinigkeit, und diese Dreieinigkeit verfällt 
jetzt etwas. Aus den Reformruinen kehren die Ent-
täuschten in die Realität zurück. Ich meine , das ist 
gut. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir stellen gemeinsam fest, daß auch im hand-
werklichen Beruf Fortschritt und Emanzipation 
liegt. Es tut mir leid, daß Sie das in Frage stellen. 

(Kuhlwein [SPD]: Das bestreitet keiner!) 

Sie scheinen sich sehr weit von der Partei eines 
Bebel, eines Ebert, eines Böckler entfernt zu haben. 
Das waren alles Handwerker, die alle die hand-
werkliche Bildung durchgemacht haben. 
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Das duale System verbindet Lernen mit Mitar-

beit und Bildung mit Praxis. Ich glaube, daß dieses 
System auch eine Einrichtung der Chancengleich-
heit ist. Das ist auch ein Lieblingswort der Sozialde-
mokraten. Chancengleichheit besteht nicht nur dar-
in, daß die Kinder verschiedener sozialer Schich-
ten gleiche Chancen haben — dazu bekenne ich 
mich —, Chancengleichheit besteht auch darin, daß 
alle Begabungen gleiche Chancen haben. Wer mit 
der Hand denken lernt, ist soviel wert, wie derjeni-
ge, der die Welt mit dem Kopf begreift. Auch das ist 
Chancengleichheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Ich glaube, daß dieses System „Lernen durch 
Mitarbeit" auch eine Chance für junge Menschen 
ist, den Ernstfall des Lebens nicht erst kennenzu-
lernen, wenn sie schon 30, 40 Jahre alt sind. Viel-
leicht ist ein Teil der Frustration der universitären 
Jugend auch darin zu sehen, daß sie bis zum Alter 
von 30 Jahren in Spiel und Sandkasten der Theorie 
beschäftigt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vielleicht könnte eine Verkürzung dieses Bildungs-
systems auch dazu beitragen, etwas mehr Wirklich-
keit und etwas mehr Bewährung dem einzelnen als 
Chance anzubieten, was ich auch für eine Voraus-
setzung für Lebensglück halte. 

Niemand darf jetzt aufgeben, auch die jungen 
Mitbürger, die noch eine Lehrstelle suchen, dürfen 
den Mut nicht sinken lassen. In jedem Jahr sind 
zwischen Oktober und Dezember noch Lehrstellen 
vermittelt worden, in jedem Jahr hat sich auch in 
diesen Monaten die statistische Schere geschlossen. 
Von September bis Dezember des vergangenen 
Jahres wurden von den unvermittelten Bewerbern 
noch 7 384 vermittelt; das waren 21,6 %, und 1980 
war es sogar eine Verminderung von 36,4 %. 

Wer etwas gelernt hat — hier wende ich mich an 
meine jungen Mitbürger —, hat es leichter, ist auch 
sicherer gegen Arbeitslosigkeit. Zwei Drittel der ju-
gendlichen Arbeitslosen haben keine Berufsausbil-
dung hinter sich gebracht. 

(Zuruf von der SPD: Das ist etwas völlig 
Neues!) 

— Man muß es wiederholen. Das sind die Kandida-
ten der Arbeitslosigkeit. Deshalb bemühen wir uns 
um Qualifikation. Im übrigen haben ein Drittel der 
jugendlichen Arbeitslosen den Hauptschulabschluß 
nicht geschafft. Mir gibt es immer zu denken, daß 
von denen, die den Hauptschulabschluß nicht ge-
schafft haben und sich anschließend in Sonderlehr-
gänge der Bundesanstalt für Arbeit begeben, 80 % 
die Berufsreife erreichen. Jetzt frage ich Sie, woran 
das liegt. Das mag auch daran liegen, daß unsere 
Hauptschule zum Stiefkind des deutschen Bil-
dungssystems geworden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da beginnt die Bildungsreform. Sie haben sich im-
mer nur auf Universitäten und Hochschulen kon-
zentriert. 

(Kuhlwein [SPD]: Wen meinen Sie denn 
damit? Meinen Sie Herrn Maier damit? — 
Gegenruf von der CDU/CSU: Girgensohn!) 

Die Chancengleichheit beginnt in der Grund- und 
Hauptschule. 

Ich glaube, daß die berufliche Bildung, qualifi-
zierte Bildung, auch ein Beitrag zur Überwindung 
arbeitsmarktpolitischer Schwierigkeiten ist. Mo-
derne Arbeitsplätze brauchen qualifizierte Arbeit-
nehmer. Unsere weltwirtschaftliche Chance liegt 
bei den intelligenten Produkten. Berufliche Qualifi-
zierung schafft noch keine Arbeitsplätze, aber sie 
ermöglicht moderne Arbeitsplätze, und wir brau-
chen moderne Arbeitsplätze, die zukunftsträchtig 
sind. 

(Zuruf von der SPD: Schaffen Sie doch end

-

lich mehr Ausbildungsplätze!) 
Berufsausbildung ist deshalb auch ein Beitrag zur 
Vollbeschäftigung. 

Das nächste Jahr erfordert noch einmal eine 
Kraftanstrengung. Deshalb stehen wir alle in der 
Pflicht. 

(Zuruf von der SPD) 
— Ja, mir sind diejenigen, die etwas machen, lieber 
als diejenigen, die nur meckern. Machen ist für die 
jungen Leute besser als Meckern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir werden uns nicht 
in Dogmen festbeißen. In einer ungewöhnlichen Si-
tuation müssen auch ungewöhnliche Ziele ange-
steuert, ungewöhnliche Wege gegangen werden. 

Präsident Dr. Barzel: Herr Bundesminister, erlau-
ben Sie ein Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Reetz? 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Minister, auch wir ha-
ben in Offenburg so ein Berufsförderungswerk und 
darauf aufgebaut eine überbetriebliche Ausbildung 
zum Holzfachwerker, zur Bürokauffrau usw. Kön-
nen Sie mir sagen, warum gerade diese anschlie-
ßende überbetriebliche Ausbildung auch in diesem 
Jahr Kürzungen der Bezüge erfahren hat, so daß 
die Ausbildung nicht durchgeführt werden kann? 

(Kuhlwein [SPD]: Das ist die Realität!) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Verehrte Frau Kollegin, Sie haben dem 
Sonderprogramm der Bundesregierung sicherlich 
entnommen, daß wir trotz knapper Haushaltslage 
in dieser Frage noch einmal zulegen. Wie Sie wis-
sen, ist das Sonderprogramm zum Kampf gegen Ju-
gendarbeitslosigkeit sechsmal so hoch ausgestattet, 
wie es von der alten Bundesregierung geplant war. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kuhlwein 
[SPD]: Da waren die Probleme noch nicht 

so groß!) 
— Da waren die Probleme nicht so groß? Sie haben 
uns im letzten Jahr bei geringerer Bewerberzahl 
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34 000 unvermittelte Bewerber hinterlassen, Herr 
Kuhlwein! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir werden auch unkonventionelle Wege gehen. 
Es darf kein Nachteil sein, einem geburtenstarken 
Jahrgang anzugehören. Denn welch verkehrte Welt 
wäre das: Zugehörigkeit zu einem geburtenstarken 
Jahrgang als Nachteil! 

(Zurufe von der SPD) 

Deshalb können wir nicht darauf warten, bis sich 
die Probleme des Bildungssystems durch Rückgang 
der Geburtenzahlen lösen. Jetzt muß geholfen wer-
den, weil jeder seine Chance haben soll. Die Bun-
desregierung stellt sich dieser Herausforderung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Barzel: Das Wort hat Frau Abgeord-
nete Odendahl. 

Frau Odendahl (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wann immer seit dem 6. März das 
Thema Ausbildungsplätze in diesem Hause ange-
sprochen wurde, haben wir erleben müssen, wie das 
Wahlversprechen des Bundeskanzlers „Für jeden 
ist eine Lehrstelle da" Zug um Zug zurückgenom-
men wurde. 

(Kuhlwein [SPD]: Sehr richtig!) 

Wenn heute feststeht, daß über 50 000 Jugendliche 
bei allen Bemühungen der ausbildenden Wirtschaft 
und mit dieser Garantieerklärung des Bundeskanz-
lers keine Lehrstelle gefunden haben, so könnte 
sich diesen Betroffenen leicht der Vergleich auf-
drängen, daß sie es hier mit einer Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung zu tun haben. 

(Beifall bei der SPD) 

In der Debatte ist hier heute mehrmals das Wort 
„Häme" gefallen. Ich möchte, wie ich es in diesem 
Hause schon einmal getan habe, erneut entschieden 
zurückweisen, daß Sozialdemokraten Freude emp-
finden könnten, wenn mehr als 50 000 Jugendliche 
heute auf der Straße stehen. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Aber was haben Sie denn dafür ge

-

tan?) 

Denn die Initiativen des Landes Hessen haben u. a. 
immerhin 4 000 Lehrstellen mehr gebracht; und das 
waren auch Sozialdemokraten, die da gehandelt ha-
ben. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

Herr Blüm, wir haben vorhin viele geblümte 
Worte gehört. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein ganz alter 
Witz ist das!) 

In einem kann ich Sie beruhigen: Ich komme nicht 
aus dem Sandkasten der Theorie, sondern kann auf 
ein ganz normales, reges Berufsleben als Frau zu-
rückgreifen. Deshalb möchte ich heute einen Punkt 
ansprechen und darauf eingehen, auf wen all das, 

was zu Lehrstellen zu sagen ist, im besonderen zu-
trifft. 

Zwei Drittel der jetzt noch unversorgten Ausbil-
dungsplatzbewerber sind Mädchen, obwohl der An-
teil der Mädchen mit einem Haupt- und Realschul-
abschluß höher ist als der der Jungen. Auch bei den 
Jugendlichen, die in Not- und Auffangprogrammen 
untergebracht sind — das sind einige Zehntau-
send —, stellen die Mädchen den Hauptanteil. Da-
bei sehe ich ganz von denen ab, die nach erfolgloser 
Suche nach einem Ausbildungsplatz bereits resi-
gniert haben und eine Meldung beim Arbeitsamt 
unterlassen. 

Somit müssen wir davon ausgehen, daß das Wahl-
versprechen bei mindestens 50 000 bis 60 000 Mäd-
chen nicht eingelöst wird. Aber vielleicht haben die 
Bürger dieser Bundesrepublik und wir alle gar 
nicht gemerkt, daß ja diese Lehrstellengarantie des 
Bundeskanzlers „Für jeden ist eine Lehrstelle da" 
durchaus geschlechtsspezifisch abgefaßt war. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Damit ließe sich dann auch erklären, warum man 
sich erst heute zu einem einmaligen Sonderpro-
gramm für Ausbildungsplatzbewerber durchgerun-
gen hat und darin — man höre und staune — nun 
die Ausbildungsplatzförderung für Mädchen als 
vorrangig ansieht. 

(Kuhlwein [SPD]: Hört! Hört!) 

Das wird auch höchste Zeit! 

(Beifall bei der SPD) 

Mit diesem — das steht in der Überschrift — „ein-
maligen Sonderprogramm" sollen 7000 bis 8000 
Ausbildungsplätze geschaffen werden. Daß die 
Mädchen dabei die Verlierer bleiben, insbesondere 
im Hinblick auf das Jahr 1984, liegt auf der Hand. 

Der Berufsbildungsbericht spricht eine deutliche 
Sprache: Nur rund 25 % aller Ausbildungsplätze 
werden Männern und Frauen angeboten, mehr als 
50 % dagegen nur Männern und 25 % nur Frauen. 
Die Ausbildungsplätze für Frauen liegen mit 85 % 
vorwiegend im Dienstleistungsbereich. Dazu jetzt 
ein Beispiel aus der Praxis: In meinem eigenen Ar-
beitsamtsbereich, in der soweit gesunden Region 
Mittlerer Neckar, ergaben sich bei einer Lehrstel-
lenbörse am 3. Oktober folgende Zahlen: angebo-
tene Ausbildungsplätze, nur männlich: 147; männ-
lich und weiblich: 13; weiblich: 25. Ich glaube, daß 
die Zahl der Mädchen, die auf der Straße stehen 
und warten, daß diese Garantie eingelöst wird, mit 
50 000 bis 60 000, wenn man die Dunkelziffer und 
die Parkzahlen dazurechnet, durchaus realistisch 
ist. 

Die Ausbildungschancen für Frauen sind dem-
nach zweifach vermindert: quantitativ und qualita-
tiv. Die Bundesregierung ist durch ihre sich über 
viele Monate erstreckende Untätigkeit dafür ver-
antwortlich, daß diese Entwicklung fortschreitet. 
85 % der Frauen befinden sich in nur 25 von rund 
425 Ausbildungsberufen. Das ist vorhin dargelegt 
worden, es wurde auch bedauert und gesagt, daß 
man das ändern müsse. Eine Dequalifizierung be-
reits bei der Ausbildung ist schon allein damit vor- 
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gegeben. Ich erwähne als Beispiel den kaufmänni-
schen Bereich, die für Frauen übrigbleibende Aus-
bildung zur Bürogehilfin, während Ausbildungs-
plätze für Vollkaufleute fast nur noch männlichen 
Bewerbern zur Verfügung stehen. 

Lassen Sie mich auch noch eine kurze Bemer-
kung zu dem von Arbeitgeberverbänden initiierten 
berufspraktischen Jahr machen, das in Form direk-
ter Zuwendungen durch die Arbeitsverwaltung ge-
fördert wird. Der Sprecher des Bildungswerkes der 
Wirtschaft in Hessen formulierte es am 15. Septem-
ber so: Das Landesarbeitsamt soll das Angebot für 
7 500 DM pro Teilnehmer „kaufen". Das sogenannte 
Angebot der Unternehmer auf Kosten der öffentli-
chen Hand führt zu keinerlei formaler Qualifika-
tion. Nach eigener Aussage der Initiatoren in Hes-
sen dürfte das Ergebnis unter dem der Maßnahmen 
zur beruflichen und sozialen Eingliederung junger 
Ausländer liegen. Hält die Bundesregierung dieses 
Projekt mit derzeit ca. 2 000 Jugendlichen im Bun-
desgebiet wirklich für eine sinnvolle Maßnahme? 

(Daweke [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Es handelt sich doch wohl eher um ein Abdrängen 
ausbildungswilliger junger Menschen auf ein Ne-
bengleis und möglicherweise um die Entlastung ei-
niger Betriebe von ihrer Ausbildungspflicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch bei der BAföG-Streichung sind Frauen die 
Hauptleidtragenden. Sie werden aus dem Vollzeit-
schulbereich auf den Ausbildungsmarkt gedrängt, 
um hier — ich habe es bereits angesprochen — wie-
derum nur zweite Wahl zu sein. 

Ich gehe auch deshalb so ausführlich auf die Si-
tuation der Frauen und Mädchen ein, weil die 
Summe der negativen Entwicklungen bei ihnen voll 
durchschlägt. Sie werden während ihres ganzen Be-
rufslebens bis hin zu späteren Auswirkungen bei 
der Alterssicherung in besonderem Maß benachtei-
ligt. Gerade der Berufsbildungsbericht zeigt, daß es 
eine Reihe sinnvoller Maßnahmen gibt, um hier 
korrigierend einzugreifen. Die von der früheren 
Bundesregierung eingeführten Modellversuche für 
die Ausbildung von Frauen in gewerblich-techni-
schen Berufen haben sich als erfolgreich erwiesen. 
Verhängnisvoll für die Lage der Frauen im Ausbil-
dungsbereich wäre es, nach dem bisherigen Rezept 
der neuen Koalition zu verfahren, nämlich nichts zu 
tun. 

Die SPD-Bundestagsfraktion legt zum Berufsbil-
dungsbericht 1983 einen Entschließungsantrag vor, 
weil wir meinen, daß aus diesem Bericht sofort 
Konsequenzen gezogen werden müssen. 

Das von der Bundesregierung nun endlich vorge-
legte einmalige Sonderprogramm wird nicht ausrei-
chen — egal, welches Zahlenmodell man auch zu-
grunde legt —, das Versprechen des Bundeskanz-
lers „Für jeden ist eine Lehrstelle da" auch nur 
annähernd einzulösen. Die Jugendlichen, die bis 
heute noch immer auf das Einlösen dieses Verspre-
chens warten, können nicht weiterhin vertröstet 
werden, daß j a irgendwann — heute wurde auch 
das wieder beschworen — der versprochene wirt-

schaftliche Aufschwung kommt. Keiner dieser Ju-
gendlichen wird verstehen können, wie sich die 
jetzt geplatzte Lehrstellengarantie des Bundes-
kanzlers damit vereinbaren läßt, daß ausgerechnet 
da, wo die Bundesregierung selber verantwortlich 
ist, nämlich bei den Bundesbetrieben, Ausbildungs-
plätze abgebaut worden sind; ganz abgesehen da-
von, daß man von den Ländern und Kommunen nur 
das fordern kann, was man selber zu geben bereit 
ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat bei dem vor ei-
nigen Monaten eingebrachten Antrag auf Wieder-
herstellung des BAföG mit großem Nachdruck auf 
die Auswirkungen des Wegfalls der Schülerausbil-
dungsförderung hingewiesen. Es war doch voraus-
zusehen, daß mehr Jugendliche aus einkommens-
schwächeren Familien einen Ausbildungsplatz im 
dualen System suchen und daß wegen der Umstel-
lung des Studenten-BAföG auf Volldarlehen immer 
mehr Abiturienten — und ich muß darauf hinwei-
sen: es sind wiederum vorwiegend Mädchen — vor 
dem Studium zurückschrecken und ebenfalls einen 
Ausbildungsplatz suchen. 

(Daweke [CDU/CSU]: Das hängt aber auch 
mit den Lehrern zusammen!) 

Damit können Sie sich nicht aus der Verantwortung 
schleichen, daß Sie trotz aller Warnungen über Mo-
nate hin nichts getan haben. 

Der Berufsbildungsbericht zeigt, daß für 1984 mit 
einer ähnlich schwierigen Situation gerechnet wer-
den muß. Wir wollen verhindern, daß sich dann das 
gleiche Trauerspiel mit dem Hin- und Herschieben 
von Zahlen bis hin zu der Diffamierung, die Jugend-
lichen hamsterten Ausbildungsplätze, wiederholt. 

Wir fordern deshalb erstens, daß die Bundesre-
gierung bis Mitte November 1983 eine komplette, 
regional aufgeschlüsselte und nach Jungen und 
Mädchen differenzierte Auszählung der bisher un-
versorgten Jugendlichen nach dem derzeitigen 
Stand vorlegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es werden da j a ganz hohe Erwartungen von Ihnen 
ausgesprochen. Die wollen wir dann hören. 

Wir fordern zweitens, daß die bei Post und Bahn 
noch nicht besetzten Ausbildungsplätze sofort an-
geboten werden. Es handelt sich immerhin um 2 000 
Ausbildungsplätze. Unser Kollege Ernst Haar hat in 
einem Telegramm an den Bundeskanzler mit Recht 
die Durchsetzung der Richtlinienkompetenz gegen-
über den Ressortministern entsprechend den öf-
fentlichen Zusagen des Bundeskanzlers gegenüber 
den ausbildungsplatzsuchenden Jugendlichen ein-
gefordert. 

Wir fordern drittens, daß die Kommunen aufge-
fordert werden, in Zusammenarbeit mit den Verant-
wortlichen regionale Aktionsprogramme zu erstel-
len, für die der Bund Mittel aus dem vor kurzem 
beschlossenen Sonderprogramm für Ausbildungs-
platzbewerber zur Verfügung stellt. Bis Dezember 
1983 soll die Bundesregierung weitere Programme 
vorlegen, um die noch nicht durch andere Maßnah- 
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men erfaßten Bewerber sofort zu vermitteln. Es 
kann nicht von Jahr zu Jahr ein größeres Defizit 
auf das neue Ausbildungsjahr verfrachtet werden. 

Darüber hinaus soll die Bundesregierung bis 
Ende 1983 einen Vorschlag unterbreiten, wie bei der 
beruflichen Bildung eine gerechte Verteilung der 
Kosten zwischen Ausbildungsbetrieben und sol-
chen Betrieben, die nicht ausbilden, erreicht wer-
den kann. 

Wir beantragen die Überweisung unseres Ent-
schließungsantrages zusammen mit dem Berufsbil-
dungsbericht an die zuständigen Ausschüsse. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Berufsbildungs-
bericht 1983 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft und zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft, den 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, den Aus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit und den 
Haushaltsausschuß zu überweisen. 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der SPD 
auf Drucksache 10/482 soll ebenfalls an die genann-
ten Ausschüsse überwiesen werden. 

Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist 
nicht der Fall. Dann ist dies so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe Punkt 3 der 
Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 
zum Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP zur Beratung des 
Agrarberichts 1983 der Bundesregierung 
— Drucksachen 10/89, 10/386 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Müller (Schweinfurt) 

Wünscht der Herr Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die Aussprache. Der Ältestenrat hat 
vorgeschlagen, für die Aussprache einen Beitrag bis 
zu 10 Minuten für jede Fraktion vorzusehen. Sind 
Sie mit diesem Vorschlag einverstanden? — Kein 
Widerspruch; danke sehr. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Michels. 

Michels (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Die Folgen des Verur-
sacherprinzips lassen sich für die Verbraucher, für 
die Verursacher, für uns alle um so leichter tragen, 
je höher wir das Vorsorgeprinzip ansiedeln. Diese 
Erkenntnis liegt unserem Entschließungsantrag zu-
grunde. 

Müssen wir uns nach den mannigfachen Verwer-
fungen in den verschiedensten Bereichen der Wirt-
schaft nicht fragen: Liegen die zu beobachtenden 
Konzentrationstendenzen in der tierischen Erzeu-
gung im Rahmen einer wünschenswerten Entwick-

lung unserer Landwirtschaft? Wenn wir uns die 
durchschnittlichen Tierbestände aller tierhaltenden 
Betriebe ansehen, so ist die Welt des bäuerlichen 
Familienbetriebs bei uns auch im Vergleich mit den 
anderen Ländern der EG noch weitgehend in Ord-
nung. Wir sollten aber nicht übersehen, daß, zumal 
bei der Legehennen-, Schweine- und Milchviehhal-
tung, durchaus Entwicklungen — wenn auch noch 
in geringem Umfang — zu beobachten sind, die uns 
in mannigfacher Hinsicht nicht gleichgültig lassen 
dürfen. 

Wir bitten die Regierung, uns Vorschläge zuge-
hen zu lassen, welche geeignet sind, dem bäuerli-
chen Familienbetrieb jene Priorität einzuräumen, 
die nötig ist, um eine nicht gewünschte Entwick-
lung zur gewerblichen Tierhaltung zu erschweren 
oder zu unterbinden. Das für 1984 in Aussicht ge-
stellte Agrarkreditprogramm sollte im wesentlichen 
der Investitionshilfe für Einrichtungen zur Arbeits-
erleichterung in Klein- und Mittelbetrieben vorbe-
halten bleiben. Wir müssen uns fragen, ob die zur 
Zeit gültigen Richtlinien, nach welchen die Gewer-
besteuerpflicht eintritt, dem Ziel noch wirksam die-
nen, den bäuerlichen Familienbetrieb zu schützen 
und zu erhalten. 

Fragen müssen wir auch: Läßt sich mit der Ge-
setzgebung zum Umweltschutz den zunehmenden 
Konzentrationstendenzen in der tierischen Erzeu-
gung entgegenwirken? Läßt sich damit, wie wir in 
unserem Antrag sagen, die bäuerliche Landwirt-
schaft stärken? In einigen Bundesländern wird zur 
Zeit im Rahmen des Abfallbeseitigungsgesetzes 
eine Gülleverordnung erlassen, die die Tierzahl 
stärker an die Flächen binden soll. Bei allem Zwang 
zur Ökonomie darf die Strukturentwicklung nicht 
zu Lasten der Ökologie gehen. 

Die beste Voraussetzung zur Erhaltung einer 
bäuerlichen Landwirtschaft ist eine gute Infra-
struktur im ländlichen Raum, die ein Nebeneinan-
der von Voll-, Zu- und Nebenerwerbslandwirten er-
möglicht. Baden-Württemberg und weite Teile Bay-
erns sind dafür gute Beispiele. Ideologische Pole-
mik ist hier völlig fehl am Platze. Ein Betrieb am 
Rande einer Großstadt erzielt in der Regel höhere 
Verkaufserlöse und benötigt daher bei weitem nicht 
den Produktionsumfang wie die marktfern gelege-
nen Betriebe in Ostwestfalen oder Schleswig-Hol-
stein. 

Unser Bundesminister Kiechle hat sehr große 
Anstrengungen unternommen, den Milchmarkt 
wieder in Ordnung zu bringen. Seine Vorschläge 
laufen darauf hinaus, eine Preissenkung zu vermei-
den; denn solche Preissenkungen treffen gerade die 
kleinen und mittleren Betriebe am härtesten. 

Alle Überlegungen, meine Damen und Herren, 
werden aber nur umfassend erfolgreich sein kön-
nen, wenn sich auch unsere europäischen Nachbarn 
für den gleichen Weg entscheiden. 

Mit unserem zweiten Punkt sprechen wir das so-
ziale Sicherungssystem an. Die Agrarsozialpolitik 
hat den in der Landwirtschaft tätigen Menschen 
und ihren Familien viele Sorgen abgenommen und 
Schutz gegeben. Leider sind die Einkommen in den 
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letzten acht Jahren, wie Sie unserem Antrag ent-
nehmen können, nur um 1,2 % gestiegen, während 
sich die Beiträge zur Altershilfe, Kranken- und Un-
fallversicherung in der gleichen Zeit um 16%, 11 % 
bzw. 18 % nach oben bewegt haben. Der uns vorlie-
gende Haushaltsentwurf für 1984 sieht einen Bun-
deszuschuß von 279 Millionen DM für die Unfallver-
sicherung vor. Nach ihrer mittelfristigen Finanzpla-
nung hatte die SPD hierfür nur noch 200 Millionen 
DM vorgesehen, obschon auch neueste Untersu-
chungen zu dem Ergebnis gekommen sind, daß die 
alte Last, die ja durch den Bundeszuschuß abge-
deckt werden soll, einen Bedarf von 350 Millionen 
DM ausmacht. 

Eine nach Betriebsgrößen unterschiedliche Staf-
felung des Bundeszuschusses zur Altershilfe bringt 
für einen Teil der Versicherten zweifelsohne eine 
geringe Entlastung. Das kann aber nur geschehen 
zu dem Preis, daß gerade die kleinen Vollerwerbs-
betriebe wesentlich stärker belastet werden. Der 
Anteil der immer wieder zitierten Großbetriebe, 
meine Damen und Herren, ist so gering, daß bei 
einer Staffelung der Beiträge genau jene getroffen 
werden, die wir eigentlich schonen müssen und 
schonen wollen. Nur 4,4 % aller Betriebe in der Bun-
desrepublik haben eine Betriebsgröße von 50 ha 
und mehr. 

Weiter sprechen wir mit unserem Antrag die 
Möglichkeiten und Maßnahmen zur Verhinderung 
und Verminderung von Waldschäden und deren 
Folgen an. Angesichts der Tatsache, daß heute ca. 
35 % des deutschen Waldes geschädigt sind, drängt 
sich uns allen die Frage auf: Waren diese Folgen 
voraussehbar? 

(Krizsan [GRÜNE]: Der Wald ist tot!) 

— Ja. 

Wenn ja: Ist man dann im Rahmen der wissen-
schaftlichen und technischen Möglichkeiten an die 
Beseitigung der Schadensursachen in der Vergan-
genheit herangegangen? Diese Frage müssen sich 
insbesondere jene gefallen lassen, die heute ständig 
unsere Bundesregierung kritisieren wollen. 

(Zuruf von der SPD: Das sind schlimme 
Leute!) 

Über das hinaus, was der Verlust eines Teiles des 
deutschen Waldes für uns alle bedeutet, haben un-
sere Land- und Forstwirte wohl als einzige Gruppe 
große wirtschaftliche, finanzielle Opfer hinzuneh-
men. Und sie gehören gewiß nicht zu den Verursa-
chern. 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

Die Verminderung der Stickoxid- und Schwefel-
dioxidemissionen muß zu einer Hauptaufgabe in 
ganz Europa werden; denn die Luft kennt keine 
Grenzen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Wir erkennen dankbar die zielstrebigen Leistun-
gen unseres Bundesinnenministers an. Durch die 
Verschärfung der Großfeuerungsanlagen-Verord-
nung und den Kabinettsbeschluß vom 20. Juli die-
ses Jahres zur Einführung bleifreien Benzins bis  

1986 sind wesentliche Weichenstellungen zur Rein-
haltung der Luft erfolgt. 

Wir meinen aber, daß der Nutzung nachwachsen-
der Rohstoffe für die Äthanolgewinnung noch mehr 
Bedeutung zukommen muß. Wir halten es für nötig, 
daß die Pilotanlagen zur Gewinnung von Äthanol 
weiter vom BML gefördert werden, um durch die 
Beimischung von Äthanol zum Kraftstoff eine teil-
weise Sicherstellung des Energiebedarfs aus eige-
nem Aufkommen und eine Reduzierung der Schad-
stoffabgase beim Pkw zu erreichen. 

Die Politik der hohen Schornsteine hat die Ursa-
chen nicht beseitigt, sondern den Schaden in weiter 
abgelegene Regionen geführt. Sie hat das Problem 
lediglich räumlich verlagert. 

Mit unserem Entschließungsantrag haben wir 
auf die wunden Punkte der Wirtschafts-, Struktur-, 
Sozial- und Umweltpolitik hingewiesen. Wir wollen 
verhindern, daß der Staat immer mehr zum Repara-
turbetrieb wird. Uns, den Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP, geht es nicht um eine rhetorische 
Konfrontation, sondern wir wollen durch unseren 
sachlichen Beitrag früh genug einer möglichen 
Fehlentwicklung entgegenwirken. — Schönen 
Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort hat der Abgeordnete Wimmer 
(Neuötting). 

Wimmer (Neuötting) (SPD): Sehr geehrte Präsi-
dentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Vor einem halben Jahr haben wir in diesem Hohen 
Hause den Agrarbericht 1983 der Bundesregierung 
beraten. Es war damals eine sehr ausführliche De-
batte. Der Bundesminister Kiechle hat in der Ein-
bringungsrede seine agrarpolitischen Zielvorstel-
lungen und die von ihm beabsichtigten Handlungs-
schwerpunkte vorgetragen. Es ist sicher heute nicht 
der Platz, eine erneute Agrardebatte zu führen. Es 
würde allerdings reizen, einmal zu untersuchen, 
was von dem Reden beim Handeln des Agrarmini-
sters dann noch übrigbleibt. Aus Zeitgründen nur 
eine Bemerkung hierzu. 

Die Unruhe und die Ungeduld in der Landwirt-
schaft über diese Regierung wachsen von Tag zu 
Tag. 

(Susset [CDU/CSU]: Woran merkst du 
das?) 

Der vorliegende Entschließungsantrag zeigt es: Was 
als Unterstützung der Bundesregierung gedacht ist, 
verkehrt sich bei näherer Betrachtung in das Ge-
genteil. Da wird die Bundesregierung zunächst er-
sucht, angesichts der zunehmenden Konzentra-
tionstendenzen in der tierischen Erzeugung umge-
hend geeignete Maßnahmen zur Stärkung der bäu-
erlichen Landwirtschaft vorzunehmen, 

(Eigen [CDU/CSU]: Das ist auch richtig!) 

die Verhinderung unerwünschter Großbestände zu 
erreichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Höchste Zeit!) 
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Wimmer (Neuötting) 
Die Kollegen der Koalitionsfraktionen sehen hier 
Gefahren. Diese Sicht teilen wir. Nur bleibt das 
Handeln auf Ihrer Seite aus. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt inzwischen riesige Tierfabriken, die die Um-
welt belasten und die den bäuerlichen Betrieben die 
Entwicklungschancen wegnehmen. 

(Susset [CDU/CSU]: Die sind aber unter 
SPD-Bundeskanzlern entstanden!) 

Herr Staatssekretär Gallus, der j a gelegentlich 
auf diese Gefahren hinweist, sagte, es müßten unter 
Umständen Bestandsobergrenzen gefordert wer-
den. Der Herr Bundesminister Kiechle sieht aber 
keinen Handlungsbedarf; für ihn ist die Beratung 
der Bauern, wie er vor wenigen Tagen in einem 
Interview erklärt hat, hilfreicher und wirkungsvol-
ler als neue Gesetze. Von vorgeschriebenen Höchst -
bestandsgrenzen in der Tierhaltung halte er nichts. 
Ich bin sehr gespannt, wer im Ministerium eigent-
lich die richtige Meinung vertritt, der Herr Staats-
sekretär oder der Herr Minister. 

(Eigen [CDU/CSU]: Immer der Minister!) 

Hier ist einmal eine Klärung notwendig. Was gilt 
denn eigentlich? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU) 

Was geschieht, ist auf jeden Fall zu wenig. Wer 
eine weitere Konzentration verhindern will, wer 
eine umweltfreundlicher produzierende Landwirt-
schaft befürwortet — wir tun dies —, der muß jetzt 
handeln. Es könnten im Bereich des Steuerrechts 
eine Reihe von Maßnahmen zur Entlastung der 
kleinen und mittleren Betriebe getroffen werden. 
Ich denke hierbei an eine Änderung der Freibe-
tragsgrenzen, an eine Veränderung bei den Sonder-
abschreibungen, an Veränderungen in der Viehbe-
wertung und in der Umsatzpauschalierung. Wer die 
bäuerliche Landwirtschaft erhalten will, muß bereit 
sein, die gewerbliche Tierhaltung gegenüber der 
bäuerlichen Tierhaltung stärker zu belasten, als das 
bisher der Fall war. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies wollen wir. Die Regierung aber tut hierzu 
nichts. 

Das Nichtstun dieser Regierung ist besonders är-
gerlich im Bereich der Agrarsozialpolitik. Punkt 2 
des Entschließungsantrages verkleistert eigentlich 
das Problem, um das es hier geht. Es geht darum, 
daß die Bundesregierung endlich einmal den Auf-
trag des Deutschen Bundestages vom 16. Dezember 
1982 erfüllt und einen Gesetzentwurf über eine so-
zial gerechte Verteilung der Bundeszuschüsse im 
Rahmen der Altershilfe für Landwirte vorlegt. Wir 
haben bereits 1981 einen Gesetzentwurf vorgelegt. 
Der Sprecher der damaligen Opposition, der jetzige 
Bundesminister Kiechle, hat diesen Entwurf abge-
lehnt und ihn als „sozialistisches Teufelswerk" ab-
qualifiziert. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Der hat ja 
keine Ahnung!) 

Der Bundesrat fungierte damals als Erfüllungsge-
hilfe, so daß dieses Gesetz nicht in die Tat umge-
setzt werden konnte. 

(Susset [CDU/CSU]: Die haben sich was 
dabei gedacht!) 

Anläßlich der Beratungen über den Bundeshaus-
halt 1984 hat jetzt der Bundesrat um eine Prüfung 
gebeten, wie dem Anliegen einer gestaffelten Bei-
tragsermäßigung zugunsten kleiner und mittlerer 
Betriebe kostenneutral entsprochen werden könn-
te. Offensichtlich ist auch jetzt beim Bundesrat die 
Einsicht gewachsen, daß hier endlich etwas gesche-
hen muß. Nur der zuständige Bundesminister han-
delt nicht. 

(Dr. von Geldern [CDU/CSU]: Erst haben 
Sie die Kassen geplündert, und jetzt ver

-

langen Sie, daß wir zaubern!) 

Man prüfe noch, läßt man immer wieder verlauten. 
Was gibt es eigentlich noch zu prüfen? Es gab einen 
Gesetzentwurf. Viele Sachthemen wurden bereits 
ausführlich diskutiert. Es gibt einen fertigen Ge-
setzentwurf des Arbeitsministeriums. Es gibt auch 
im Landwirtschaftsministerium einbringungsreife 
Entwürfe. Wenn man es tatsächlich wollte, dann 
könnte man es in wenigen Wochen oder Monaten 
über die Hürde bringen. Aber es wird immer wieder 
das fadenscheinige Argument angeführt, man 
müsse noch prüfen. 

1983 werden die Beiträge zur Altershilfe für 
Landwirte um mehr als 20 % auf 129 DM im Monat 
steigen. Die jetzt schon vorhandene Ungerechtig-
keit, die soziale Ungleichbehandlung wird dadurch 
weiter verschärft. 1981 und 1982 beliefen sich die 
Beiträge zur Altershilfe in den kleinen landwirt-
schaftlichen Betrieben auf 7,1 % des Gewinns: in 
den großen Betrieben betrug der Anteil lediglich 
2,1 %. Ich habe kein Verständnis dafür, daß Großun-
ternehmen in der Landwirtschaft den gleichen Bun-
deszuschuß erhalten wie kleine Unternehmen. Das 
muß geändert werden. 

Dieser untragbare Zustand soll nach dem Willen 
des Ministers Kiechle weiter aufrechterhalten wer-
den, 

(Susset [CDU/CSU]: Das stimmt nicht!) 

denn es wird — wie es heißt — immer nur „geprüft". 
Ich meine, der Minister wird unglaubwürdig, wenn 
er sich andererseits landauf und landab für die För-
derung und bessere Unterstützung kleiner und 
mittlerer bäuerlicher Betriebe einsetzt. Quotenlö-
sungen bei Milch und der Agrarkredit sind die fal-
schen Instrumente, um den einkommensschwachen 
kleinen und mittleren Betrieben zu helfen. Dort, wo 
unmittelbar und wirksam durch eine sozial gerech-
tere Staffelung der Bundesmittel zur Altershilfe, ge-
holfen werden kann, verweigert sich der Minister 
nachhaltig. Für diese Haltung gibt es keine Ent-
schuldigung. Technische und administrative Pro-
bleme der Durchführung gibt es nicht. In der Un-
fallversicherung und auch in der Krankenversiche-
rung werden bereits Staffelungen vorgenommen. 
Warum greift man nicht auf Erfahrungen in diesem 
Bereich zurück und wählt einen Indikator für die 
Staffelung, mit dem man bereits Erfahrungen hat? 
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Wimmer (Neuötting) 
Ich sage es ganz deutlich: Wer eine sozial gerechte 
Verteilung der Bundeszuschüsse politisch nicht 
will, dem fällt auch mit Sicherheit nichts ein. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Verschleppungstaktik von Bundeslandwirt-
schaftsminister Kiechle trifft die kleinen und mitt-
leren landwirtschaftlichen Betriebe. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das ist die 
Absicht!) 

Wenn er ihnen jetzt einen Agrarkredit aufschwatzt 
und noch dazu die Landabgaberente streicht, dann 
verschärft er die sozialen Gegensätze in der Land-
wirtschaft. Die Verantwortung hierfür trägt einzig 
und allein der derzeitige Landwirtschaftsminister 
Kiechle. 

In der Entschließung fordern die Koalitionsfrak-
tionen die Bundesregierung auf, die Abdeckung 
strukturwandelbedingter Defizite — sogenannte 
Altlast — in der Unfallversicherung anzustreben. 
Wo bleibt denn das Gutachten, das von der alten 
Regierung in Auftrag gegeben wurde, das auch be-
reits fertig vorliegt? Es muß endlich einmal vorge-
legt werden, damit man dem Problem der Altlast 
tatsächlich gerecht wird. Auch das halten Sie unter 
Verschluß. Irgend jemand hockt auf diesem Gutach-
ten. 

Zu dem letzten Punkt des Entschließungsantra-
ges brauche ich nicht viel zu sagen. Das Waldster-
ben nimmt dramatische Ausmaße an. Der Anblick 
der Wälder erfüllt uns alle sicher mit größter Sorge. 
Wir teilen die Meinung, daß wesentlich weitere 
Schritte zur Luftreinhaltung erforderlich sind. Ka-
binettsbeschlüsse allein reichen hierzu nicht aus. 
Dazu ist ein Gesetzentwurf notwendig, und auf den 
warten wir. Das gilt auch für die Bleifreihaltung des 
Benzins. Vielleicht üben die Agrarpolitiker der 
Union und der FDP Druck auf ihre Regierung aus, 
damit jetzt gehandelt wird und der Wald nicht zum 
Teufel geht. Mit Schauentschließungsanträgen wie 
dem, den wir heute behandeln, lösen wir diese Pro-
bleme nicht. 

Sie hätten Gelegenheit gehabt, bei den Beratun-
gen im Ausschuß, in der Haushaltsdebatte ganz 
konkreten Vorschlägen unserer Fraktion zuzustim-
men. Sie haben das nicht getan. Das läßt den Schluß 
zu, daß mit diesem Entschließungsantrag der Bun-
desregierung nur Flankenschutz für ihr Nichthan-
deln gegeben werden soll. Dieser Entschließungsan-
trag ist nicht konkret genug. Außer Allgemeinplät-
zen enthält er nichts. Aus diesem Grund stimmen 
wir dem Entschließungsantrag nicht zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Paintner. 

Paintner (FDP): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Bei der Beratung des Agrarberichtes 
1983 war es der Fraktion der FDP ein besonderes 
Bedürfnis — gemeinsam mit der CDU/CSU-Frak-
tion —, auf drei Punkte speziell hinzuweisen: die 
Struktur-, Sozial- und Waldpolitik. 

Herr Kollege Wimmer, eines ist sicher richtig: 
daß wir beide Bayern sind und daß wir immer unzu-
frieden sind. Das beziehe ich natürlich auch auf den 
agrarpolitischen Bereich. Da haben Sie mich voll 
auf Ihrer Seite. Aber trotzdem gilt: Politik ist die 
Kunst des Möglichen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das nehmen Sie bitte zur Kenntnis. Wir waren ja 
lange genug miteinander in der Regierung. Ich 
hatte auch damals immer das Bedürfnis, mehr zu 
fordern. Es hätte noch immer mehr sein können. 

Die Diskussion um die zukünftige Agrarpolitik in 
Europa ist in vollem Gange. Auf dem Gipfel in 
Stuttgart ist die Kommission beauftragt worden, 
ein Papier zur Reform der europäischen Agrarpoli-
tik vorzulegen, was Ende Juli auch geschehen ist. 
Es geht darum, dafür Sorge zu tragen, daß die euro-
päische Agrarpolitik finanzierbar bleibt. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Dabei legt die FDP Wert auf die Feststellung, daß 
die bäuerliche Landwirtschaft nur dann eine Zu-
kunft haben wird, wenn sich die Einkommens-
situation auch in der Zukunft so entwickelt, daß 
kein zu großer Abstand zu den übrigen Bereichen 
unserer Volkswirtschaft entsteht. 

Inwieweit das Papier der Kommission dem Rech-
nung trägt, bleibt abzuwarten, zumal die Kommis-
sion bisher keine Aussagen darüber gemacht hat, 
welche Konsequenzen ihre Vorschläge für die Ein-
kommenssituation der Landwirtschaft haben wer-
den. Nach allem, was wir bisher wissen — die Kom-
mission will in drei Jahren 15 bis 20 Milliarden DM 
in der Agrarpolitik einsparen —, kann nur ein Laie 
glauben, daß das ohne Einkommenseinbuße an der 
europäischen und damit auch an der deutschen 
Landwirtschaft vorübergehen wird. 

Der zweite gravierende Bereich, den es neu zu 
ordnen gilt, ist die Agrarstrukturpolitik Europas. 
Wir müssen davon ausgehen, daß wir nicht nur bei 
der Milch — wie auch bei der Fleischproduktion — 
übersättigte Märkte haben. Wenn der vielgenannte 
und von uns allen beschworene Familienbetrieb er-
halten werden soll, müssen wir auch die Verede-
lungskapazitäten der bäuerlichen Landwirtschaft 
erhalten. 

Sicher gibt es verschiedene Wege, dieses Ziel zu 
erreichen. Wir sind aber der Auffassung: Wenn man 
mit Erfolg verhindern will, daß Kapital außerhalb 
der Landwirtschaft in die bäuerliche Veredelungs-
produktion eingreift, vor allem in die Schweinepro-
duktion, wenn man eine Situation wie bei der Eier-
produktion verhindern will, dann wird man um ent-
sprechende Entscheidungen nicht herumkommen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das glaube 
ich auch!) 

Dazu gehört auch, wenn andere Maßnahmen nicht 
greifen — das möchte ich besonders betonen; hier 
gilt es sicherlich noch in hartem Streit abzuklären, 
was der Kompromiß sein wird —, über Bestands-
obergrenzen bei der Veredelungsproduktion, beson-
ders bei Schweinen, zu diskutieren, wie es meine 
Partei in ihrem Programm 1980 verankert hat. 
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Paintner 
Wir fordern die Bundesregierung auf, diese Frage 

nicht als nebensächlich zu betrachten, sondern 
ernsthaft zu prüfen. Vor wenigen Tagen hat sich 
auch der Deutsche Tierärztekongreß in Baden-Ba-
den dafür ausgesprochen. Die Haltung des Deut-
schen Bauernverbandes diesbezüglich ist ebenfalls 
bekannt. Wir müssen in der Sache weiterkommen. 

Erwähnen möchte ich noch, daß diese Frage letz-
ten Endes auch in den Bereich des Tierschutzes 
und des Umweltschutzes hineinreicht, und zwar 
durch die Belastung der Umwelt durch zu hohe 
Tierbestände, wie es in gewissen Gebieten, beson-
ders in Holland, schon längst der Fall ist. Ich halte 
es für nicht mehr wahrhaftig, von der Erhaltung 
des bäuerlichen Familienbetriebs zu reden, wenn 
man nicht möglichst bald, am besten in ganz Eu-
ropa — das wünsche ich mir, und das ist auch 
unsere Forderung —, diese Rahmendaten so gestal-
tet, daß dieser vielbeschworene Betriebstyp eine 
Überlebenschance hat. Bedenken wir, daß es nicht 
übertrieben ist, wenn man sagt, daß auf Grund des 
technischen Fortschritts bereits 40 000 Betriebe mit 
je 400 Liegeplätzen bei einer jährlichen Produktion 
von 1 000 Mastschweinen ausreichen, die gesamte 
deutsche Schweineproduktion zu erstellen. 400 Lie-
geplätze reichen aber für jemanden, der nur 
Schweine mästet, bei den heutigen Preisen nicht 
aus, um eine Familie zu ernähren. 

(Zuruf von der SPD: Das ist eine Schweine

-

rei!) 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hin-
weisen, daß es höchste Zeit ist, die staatliche Förde-
rung in ganz Europa vorübergehend auszusetzen, 
und zwar nicht nur beim Bau neuer Kuhställe, son-
dern gleichermaßen bei den Schweine- und Bullen-
ställen. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Die Schwei

-

nerei muß eine andere werden!) 

Der zweite Punkt des Entschließungsantrags der 
CDU/CSU und der FDP betrifft die Neugestaltung 
der EG-Agrarsozialpolitik, insbesondere die diffe-
renzierte Gestaltung des Beitrags zur landwirt-
schaftlichen Alterskasse. Wenn von seiten des Bun-
des nicht mehr Geld für den Agrarsozialbereich zur 
Verfügung gestellt wird, ist es mehr als ein Gebot 
der Gerechtigkeit, daß die Zuschüsse zur Agrarso-
zialpolitik entsprechend der Leistungsfähigkeit der 
einzelnen Betriebe eingesetzt werden. Auch hier 
muß noch miteinander geredet werden. Es ist 
selbstverständlich, daß bei der Ausgestaltung der 
Mittel für die landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaften die Belastungen der deutschen Landwirt-
schaft, die sich aus der alten Last ergeben, Berück-
sichtigung finden müssen. 

Nun komme ich zum dritten Punkt, der sicher für 
das ganze Land eine besondere Bedeutung hat und 
sich für die Landwirtschaft ganz besonders dar-
stellt, nämlich zum Waldsterben. Die neuesten Zah-
len des Bundeslandwirtschaftsministeriums, daß 
bereits ein Drittel des deutschen Waldes geschädigt 
ist, haben uns alle schockiert. Wir wissen auch, daß 
wir hier eine große Verantwortung zu bestehen ha-
ben. Die Frage, die wir hier zu beantworten haben, 
ist schlicht und einfach, wie wir schnell noch wei-

tere Maßnahmen einleiten können, damit wir von 
den fortschreitenden Belastungen unserer Wälder 
und deren Schädigung nicht überrollt werden, bzw. 
ob die bis jetzt beschlossenen Maßnahmen ausrei-
chen werden, mit den Problemen fertigzuwerden. 
Hier muß man eindeutig feststellen, daß die TA 
Luft nach unserer Meinung weiterentwickelt wer-
den muß. Eine weitere Verschärfung der Werte in 
der Großfeuerungsanlagen-Verordnung muß in Er-
wägung gezogen werden. Die Einführung von blei-
freiem Benzin ist besonders zu begrüßen. Ich 
möchte an dieser Stelle dem Innenminister Zim-
mermann besonders Dank sagen, daß er dies so 
schnell vollzogen hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich lege Wert darauf festzustellen, daß er hier sehr 
flexibel war und sehr schnell eine alte FDP-Forde-
rung übernommen hat. Herzlichen Dank dafür. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Lachen bei der SPD — Dr. Waigel [CDU/ 

CSU]: Was gibt es da zu lachen?) 

Was wir aber vor allen Dingen brauchen, ist eine 
europäische Konferenz über das Waldsterben, da-
mit auch andere Staaten nicht nur reden, sondern 
ihre Pflicht, den europäischen Wald zu retten, erfül-
len. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir sind sicher, daß es mit vereinten Kräften mög-
lich sein wird, mit dem Problem des Waldsterbens 
fertigzuwerden. Dazu ist es notwendig, daß wir 
nüchtern und mit Verstand an die Probleme heran-
gehen und uns nicht davor scheuen, die finanziellen 
Opfer auf uns zu nehmen, welche sich aus diesem 
Problem ergeben. Genauso, wie zur Reinhaltung 
des Wassers in den letzten 25 Jahren 100 Milliarden 
DM aufgewendet worden sind, wird es uns gelingen, 
auch diese finanziellen Opfer aufzubringen. 

Ich möchte die Bundesregierung auffordern und 
bitten, die Frage zu prüfen, wie den geschädigten 
Land- und Forstwirten geholfen werden kann. Denn 
diese gravierenden Vermögensverluste können nie-
mandem im Rahmen der Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums zugemutet werden. Dies ist für die Land-
wirtschaft eine ganz besondere Herausforderung. 
Hier steht auch der Staat mit in der Verpflichtung. 

Die FDP-Fraktion möchte diese drei Punkte, die 
sie im Entschließungsantrag herausgestellt hat, als 
ihre Sorgen um die Landwirtschaft, um die Bevöl-
kerung in diesem Staat betrachten. Wir als FDP 
sagen: Wir werden nicht nachlassen, um den besten 
Weg zu streiten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Dr. Vollmer. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Im Namen der Fraktion 
der GRÜNEN möchte ich die Ablehnung des vorlie-
genden Entschließungsantrages begründen. Ich will 
versuchen nachzuweisen, warum Ihre Vorschläge 
unseres Erachtens nach nicht ausreichen, die 
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Frau Dr. Vollmer 
schlechte Situation der Kleinbetriebe wesentlich zu 
verbessern, die durch den Agrarbericht deutlich do-
kumentiert ist und auf die gestern auf der Tribüne 
einige Bäuerinnen und Bauern auf nachdrückliche 
Weise mit einem Transparent, das sie für kurze Zeit 
entfaltet hatten, hinweisen wollten, auf dem stand: 
„Kontingentierung — Ruin für die kleinen Bau-
ern". 

(Zuruf von der CDU/CSU: Konnten Sie das 
lesen oder wußten Sie das vorher?) 

Aus Ihrem Antrag greife ich nur einen Punkt her-
aus. Sie fordern von der Bundesregierung ein-
schneidende Maßnahmen auf dem Gebiet der Ver-
edelung von Tieren, z. B. Bestandsobergrenzen. 

Nun sind wir nicht grundsätzlich gegen Bestands-
obergrenzen. Wir wissen auch, daß das eine popu-
läre Forderung des Deutschen Bauernverbandes 
ist. Wir sagen: Bestandsobergrenzen könnten unter 
zwei Bedingungen als Begleitmaßnahme gelten: Sie 
müssen niedrig genug angesetzt sein, und sie müs-
sen durch direkte Stützungsmaßnahmen für die 
kleineren und mittleren Betriebe ihre eigentliche 
agrarpolitische Basis finden. 

Sehen wir uns nun einmal an, welche Vorschläge 
in der Diskussion sind. Da ist bei Kühen von 60 bis 
100 Tieren die Rede, bei Schweinen von 500 bis 800 
Liegeplätzen, bei Sauen von 60 bis 80, bei Legehen-
nen von 15 000 bis 30 000 und bei Masthähnchen 
von 25 000 bis 50 000 Tieren. 

Ich will diese Zahlen kommentieren. Sie sind so 
hoch angesetzt, daß sämtliche Wachstums- und För-
derbetriebe unter diese Schwelle passen. Das 
scheint mir auch die Funktion solcher Vorschläge 
zu sein. Sie nehmen die Tatsache auf, daß Betriebe, 
die viel Kapital aufgenommen haben, heute in ge-
wisse Schwierigkeiten gekommen sind und eine 
Ruhe in den Rationalisierungsphasen brauchen. 
Die Bestandsobergrenzen geben diesen Betrieben 
sozusagen eine Atempause. Gleichzeitig sichern sie 
diese Betriebe vor der Konkurrenz und dem Ein-
stieg außerlandwirtschaftlichen Kapitals in den 
landwirtschaftlichen Bereich, wie dies in der Hüh-
nerhaltung mit so verheerenden Auswirkungen für 
die bäuerlichen Betriebe Ende der 60er Jahre pas-
siert ist. Bestandsobergrenzen sind also für Wachs-
tumsbetriebe ein Schutz und eine Ruhepause. 

Was bedeuten sie aber für die Kleinbetriebe? Un-
terhalb der Schwelle der Bestandsobergrenzen wird 
der Verdrängungswettbewerb ungehindert weiter-
gehen. Es ist sogar anzunehmen, daß die Zahlen der 
Bestandsobergrenzen zum Produktionsanreiz und 
Entwicklungsziel kleinerer und mittlerer Betriebe 
werden. Sie bringen diesen Betrieben also keine 
Bestandssicherung, sondern verschärften Verdrän-
gungswettbewerb und verschärfte Konkurrenz. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Das Grundprinzip unseres alternativen Antrags 
ist ganz einfach: nicht nur oben begrenzen, sondern 
zuerst und vor allem unten die Existenz sichern. 
Wie wir dies machen wollen, möchte ich hier noch 
einmal erklären, da es offensichtlich immer noch  

viele Unklarheiten über unser System der gestaffel-
ten Preise gibt. 

Warum treten wir für dieses System ein? Der 
Markt macht alle Erzeugnisse gleich, nach dem 
Motto: gleicher Preis für gleiche Ware, egal, wie 
ungleich die aufgewendete Arbeit ist. Das ist über-
all und bei allen Märkten der Fall. Im Gegensatz zu 
fast allen anderen Märkten sind aber in der Land-
wirtschaft die Unterschiede in den Erzeugungsko-
sten zu einem ganz erheblichen Teil fest vorgege-
ben und von dem einzelnen Bauern nicht zu verän-
dern. Objektiv bedingte Unterschiede in den Pro-
duktionskosten gibt es z. B. durch die vorgegebene 
Bodengüte, das Klima, den Standort, die nicht will-
kürlich zu verändernde Betriebsgröße und die 
Transportkosten. All diese Unterschiede sind nicht 
abhängig von der Fähigkeit des einzelnen Betriebs-
leiters. 

Wir sagen nun: Auch der Kleinbetrieb muß bei 
ordentlicher Bewirtschaftung ein ausreichendes 
Einkommen erzielen. Die landwirtschaftliche Ar-
beit muß sich für ihn wieder lohnen. Darum muß es 
für ihn eine Grundquote geben, die seinen Produkti-
onskosten entspricht. Bei Milch z. B. soll eine 
Grundquote bis zu 50 000 oder 60 000 Litern mit 90 
Pfg bezahlt werden. Diese 90 Pfg bekommt dann 
aber jeder Betrieb — zunächst der Kleinbetrieb, 
aber auch die anderen Betriebe, die höhere Mengen 
Milch liefern — für die Grundquote. 

Die nächste Stufe bilden die Mittelbetriebe. Diese 
erhalten wie die Kleinbetriebe erst einmal die 
Grundquote von 90 Pfg und sollen dann bis zu einer 
Menge von etwa 150 000 Litern den Durchschnitt 
des heutigen Milchpreises oder 10 Pfg mehr bekom-
men. In diesem Bereich liegen auch heute die mei-
sten Betriebe. 

Die dritte Stufe betrifft die Produktion, die über 
150 000 oder 200 000 Liter Milch geht. Für diese Pro-
duktion wollen wir preislich jeden Anreiz nehmen. 
Hier könnte dann ergänzend zu der deutlichen und 
schmerzhaften Abstaffelung des Milchpreises auch 
eine Bestandsobergrenze kommen. 

Die praktische Durchführbarkeit dieses Systems 
ist gerade bei der Milch sehr einfach. Die Milch pas-
siert den Flaschenhals der Molkerei, und die jewei-
lige Menge, die dann den Preis bestimmen würde, 
wird auch heute schon erfaßt. Jochen Borchert 
kann also seine Stempeluhr ruhig einpacken und 
an die EG-Kommission nach Brüssel schicken. 

Es bleibt noch die Frage der Kontrolle. Sie sollte 
nirgendwo anders als in der Hand der Bauern eines 
Dorfes liegen. Hier ist die Kontrolle am besten gesi-
chert und die Möglichkeit von Betrügereien am 
schwierigsten. 

Die gestaffelten Preise sind also möglich. Man 
muß sie nur politisch wollen. Es gibt ein Land in 
Europa, nämlich Norwegen, das diese Staffelung 
auch in der Praxis durchgesetzt hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ergänzend zu diesen Maßnahmen fordern wir 
zum ersten Punkt Ihres Antrages noch die erhebli-
che Verteuerung von Importfuttermitteln zur Ver- 
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hinderung flächenunabhängiger Produktion und 
ein grundsätzliches Verbot industrieller Massen-
tierhaltung und bestimmter Haltungsformen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Staatssekretär Gallus. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das hätte 
uns aber erspart bleiben können! — Zuruf 

von der SPD: Auch das noch!) 

— Die Regierung wird auch reden dürfen. 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Frau 
Präsident! Meine Damen und Herren! Aus der Sicht 
der Bundesregierung möchte ich zum Entschlie-
ßungsantrag der Koalitionsfraktionen kurz Stel-
lung nehmen. Doch bevor ich zur Sache komme, 
möchte ich den Herrn Kollegen Wimmer anspre-
chen. 

Herr Kollege Wimmer, Sie haben hier nach mei-
ner Auffassung den Herrn Bundeslandwirtschafts-
minister in einer viel zu weitgehenden Form ange-
griffen und gesagt, daß er nur reden und nicht han-
deln würde. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das 
stimmt!) 

Wir stehen agrarpolitisch in einer gravierenden 
Auseinandersetzung über die Neuordnung der 
Agrarpolitik Europas. Daß diese Neuordnung nicht 
von heute auf morgen geschehen kann, weiß jeder 
Eingeweihte, und, Herr Kollege Wimmer, das wis-
sen Sie auch. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich bin im Gegensatz zu Ihnen der Auffassung, daß 
sich Herr Minister Kiechle gerade auf europäischer 
Ebene bisher auf allen Gebieten mannhaft geschla-
gen hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Immer [Altenkirchen] [SPD]: Aber er hat 

nichts erreicht!) 

Ich mache aus meinem Herzen keine Mördergru-
be. Auch Ihnen ist bekannt, daß ich zu manchen 
Fragen wie auch schon früher bei Minister Ertl zum 
Teil andere Auffassungen habe. Aber eine Lösung 
muß gefunden werden. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das ist 
klar!) 

Es muß eine Lösung gefunden werden, die weniger 
Geld kostet; denn sonst bricht das ganze Marktord-
nungssystem der EG zusammen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Weil das so ist, glaube ich, daß es trotz aller Diskus-
sionen, die wir bisher geführt haben, Zeit ist, ge-
meinsam zusammenzustehen, damit wir einen 
gangbaren Weg in die Zukunft finden. 

(Beifall bei der FDP) 

Zu Frau Kollegin Vollmer möchte ich nur eines 
sagen. Frau Kollegin, ich kann Ihnen einen gewis-

sen Sachverstand nicht absprechen, und ich habe 
Sie schon mehrfach gelobt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht zuviel, 
bitte!) 

Aber es entbehrt jeder sachlichen Grundlage, hier 
Versprechungen in bezug auf den Milchpreis zu 
machen und eine Staffelung des jetzt bestehenden 
Milchpreises nach oben zu versprechen, was den 
Milchmarkt insgesamt noch verteuert. Wir werden 
das nicht durchsetzen können, da wir in der EG 
jetzt schon eine Milchproduktion von 122% haben, 
die uns jährlich 12 Milliarden DM kostet. Ihr Vor-
schlag kostet noch wesentlich mehr. 

(Frau Dr. Vollmer [GRÜNE]: Ich habe auch 
Vorschläge gemacht, wie Sie die Menge 

wegkriegen!) 

Der größte Teil der Milch wird in Europa in Betrie-
ben bis zu 150 000 1 produziert. Aus dem höheren 
Bereich kommt nur ein ganz geringer Anteil. Ich 
sage Ihnen: Ihr Vorschlag ist überhaupt nicht zu 
finanzieren. Er verteuert die Milchproduktion in 
der Weise, daß der Verbraucher dann, z. B. über den 
Butterpreis, den noch höheren Milchpreis zu bezah-
len hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage der Frau Abgeordneten Dr. Vollmer? 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Ja. Ich 
möchte nur noch den Satz zu Ende führen. Frau 
Kollegin, ich sage Ihnen: Wir haben schon bei dem 
heutigen Milchpreis die Situation, daß die Verbrau-
cher von der Butter zur Margarine abwandern. Ein 
Kilo Margarine kostet nämlich 5,12 DM und ein 
Kilo Butter 9,80 DM. Bei Ihrem Vorschlag würde 
das Kilo Butter höchstwahrscheinlich 12 DM ko-
sten. Wer dann noch Butter essen würde, das müs-
sen Sie mir sagen. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Kollegin, Sie ha-
ben jetzt das Wort zu einer Zwischenfrage. 

Frau Dr. Vollmer (GRÜNE): Herr Kollege Gallus, 
würden Sie uns glauben, daß wir die Sache durchge-
rechnet haben und zu dem Ergebnis gekommen 
sind, daß damit der Milchmarkt 4 Milliarden DM 
weniger kostet, und daß wir mit dem Vorschlag, den 
ich gestern gemacht habe, die Menge bei den Be-
trieben mit mehr als 40 Kühen wegzunehmen, eben-
falls die gesamte Menge wegbekommen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Frau 
Kollegin, rechnen kann jeder. Die Frage ist, ob er 
mit den richtigen Zahlen rechnet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Da möchte ich Ihnen gerne helfen. Das nächste Mal 
kommen Sie zu mir, dann gebe ich Ihnen die ent-
sprechenden Zahlen, und dann kommt auch Ent-
sprechendes heraus, 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 
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und zwar kommt dann das heraus, Frau Kollegin, 
was realistisch ist. 

Lassen Sie mich nun zu dem Antrag der Koali-
tionsfraktionen noch einiges zur Sache sagen: zu-
nächst einmal zur Konzentration in der Tierhal-
tung. Es sind sicher einige darauf gespannt, was ich 
dazu sagen werde. Der Konzentrationsprozeß in der 
Tierhaltung schreitet weiter fort. Eine ähnliche Ent-
wicklung wie bei den Legehennen und Masthüh-
nern, wo mehr als die Hälfte bzw. mehr als drei 
Viertel aller Tiere in gewerblichen Großbeständen 
gehalten werden, muß bei anderen Tierarten, insbe-
sondere bei Schweinen, verhindert werden, um die 
Produktions- und Marktanteile den bäuerlichen Fa-
milienbetrieben zu erhalten. Ziel ist es, die Massen-
tierhaltung ohne ausreichende Eigenfuttererzeu-
gung durch entsprechende Änderungen in der 
Agrarförderung, durch steuerliche Maßnahmen und 
durch Änderungen in der Umweltschutzgesetzge-
bung einzuschränken. 

Im Bundeslandwirtschaftsministerium ist eine 
Reihe von Maßnahmen zur Stärkung der bäuerli-
chen Landwirtschaft und zur Hemmung einer wei-
teren Zunahme der Konzentration in der Tierhal-
tung geprüft worden. Folgende Maßnahmen, die Ge-
setzesänderungen erforderlich machen würden, 
könnten in die Diskussion einbezogen werden: 

Erstens. Entlastung der landwirtschaftlichen 
Tierhaltung bei der Grundsteuer. Die Zuschläge 
zum Vergleichswert bei der Einheitsbewertung we-
gen übernormaler Tierhaltung landwirtschaftlicher 
Betriebe sollen bei der Grundsteuer reduziert wer-
den. 

Zweitens. Neuabgrenzung zwischen landwirt-
schaftlicher und gewerblicher Tierhaltung, Ände-
rung des Bewertungsgesetzes, Änderung des Vieh-
einheitenumrechnungsschlüssels, Erweiterung des 
Aufstockungsspielraums für kleinere, flächenarme 
Betriebe und schließlich Einführung einer absolu-
ten VE-Grenze zwischen landwirtschaftlicher und 
gewerblicher Tierhaltung. 

Über diese Maßnahmen hinaus könnte gegebe-
nenfalls auch eine stärkere Belastung der gewerbli-
chen Tierhaltung mit Gewerbesteuer in Erwägung 
gezogen werden. 

Als nicht durchsetzbar nach bisherigem Kennt-
nisstand — Herr Kollege Wimmer, ich unterstrei-
che: nach bisherigem Kenntnisstand — müssen ge-
setzliche Bestandsobergrenzen angesehen werden. 
Eine sorgfältige Prüfung durch BMJ, BMI und BML 
hat ergeben, daß die verfassungsrechtlichen Beden-
ken hierzu nicht ausgeräumt werden können. 

Zur Sozialpolitik. Die Belastung landwirtschaftli-
cher Betriebe mit Beiträgen zur sozialen Sicherung 
ist in den zurückliegenden Jahren in der Tat be-
trächtlich gestiegen. Dies liegt u. a. daran, daß die 
Einkommensentwicklung in der Landwirtschaft 
nicht mit der Ausgabenentwicklung des Systems 
sozialer Sicherung Schritt halten konnte. Die Be-
mühungen der Bundesregierung gehen in zwei 
Richtungen: die allgemeine Kostenentwicklung 
weiter zurückzudrängen und die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen der Betriebe zu verbessern. 

Im übrigen ist zu sehen, daß in einer Zeit, in der die 
Wirtschaft belebt und die hohe Arbeitslosigkeit ab-
gebaut werden müssen, die beträchtlichen Bundes-
mittel zur Agrarsozialpolitik besonderen Haushalts-
zwängen unterliegen. 

Bei der Zurückführung konsumtiver Mittel, zu de-
nen auch die Ausgaben für die Agrarsozialpolitik 
gehören, ist jedoch darauf zu achten, daß der Land-
wirtschaft nicht mehr als anderen Gruppen zuge-
mutet werden darf und die Belastung landwirt-
schaftlicher Betriebe in erträglichen Grenzen ge-
halten werden kann. 

Das vom Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung er-
stellte Gutachten zur Belastung landwirtschaftli-
cher Betriebe mit Beiträgen zur landwirtschaftli-
chen Unfallversicherung, das voraussichtlich Ende 
1983 abgeschlossen wird, wird u. a. das struktur-
wandelbedingte Beitragsdefizit „alte Last" quantifi-
zieren. Herr Kollege Wimmer, auch hier Fairneß: 
Die Bundesregierung kann kein Institut zwingen, 
zu einer bestimmten Zeit ein Gutachten vorzulegen. 
Wir alle warten schon sehr lange darauf. Allerdings 
sind immer wieder Teilgutachten veröffentlicht 
worden, so daß jeder geglaubt hat, das Gutachten 
liege schon vor. 

(Wimmer [Neuötting] [SPD]: Das ist seit 
August fertig!) 

— Nein, das ist noch nicht fertig; 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das paßt 
euch nicht!) 

es muß noch abschließend überarbeitet werden. 
Nach Prüfung des Gutachtens wird mit dem Berufs-
stand und den Versicherungsträgern die Gesamtsi-
tuation dahin erörtert werden, ob — und gegebe-
nenfalls welche — Folgerungen aus den Ergebnis-
sen zu ziehen sind. Wir machen das so schnell wie 
möglich. Im übrigen haben wir einschlägige Erfah-
rungen auch schon in der alten Regierung — der 
habe ich j a auch angehört — gesammelt. Da war 
das mit dem Zeitfaktor auch immer so eine Sache; 
das bleibt in jeder Regierung so. — 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Weil es die 
gleichen Leute sind! — Wimmer [Neuöt

-

ting] [SPD]: Weil es der gleiche Staatsse

-

kretär ist!) 

Fest steht jedenfalls, daß die im Zeitablauf gestiege-
nen Sozialabgaben kleinere Betriebe — da sind wir 
uns höchstwahrscheinlich einig —, gemessen am 
Gewinn, weit stärker als größere Betriebe belasten, 
so daß zur Zeit insbesondere geprüft wird, wie sich 
durch abgestufte Zuschüsse — unter Berücksichti-
gung der Ertragskraft der landwirtschaftlichen Un-
ternehmen — eine sozial gerechte Finanzierung 
realisieren läßt. 

Was die Waldschäden und die Maßnahmen zur 
Luftreinhaltung angeht, so kann ich es kurz ma-
chen: Der deutsche Wald ist gegenwärtig auf einer 
Fläche von rund 2,5 Millionen Hektar geschädigt; 
die Zahlen sind von unserem Hause, vom Herrn 
Minister in der letzten Woche bekanntgegeben wor-
den. Dies entspricht einem Anteil an der gesamten 
Waldfläche von etwa 35 %. Damit hat sich die Scha- 
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densfläche gegenüber dem Vorjahr vervierfacht, 
meine Damen und Herren. 

Zur Bekämpfung der Waldschäden wird die Bun-
desregierung ihre Luftreinhaltepolitik mit Nach-
druck fortführen. Ergänzend zur bereits in Kraft 
gesetzten Großfeuerungsanlagen-Verordnung und 
zur Änderung des Immissionsteils der TA Luft be-
reitet die Bundesregierung weitere Maßnahmen 
vor. Dazu gehören — vor allem auf nationaler 
Ebene — die Änderung des Emissionsteils der 
TA Luft, die Einführung bleifreien Benzins und der 
Katalysatortechnik zur Reinigung der Kfz-Abgase 
ab 1. Januar 1986. Außerdem wird geprüft, ob und 
wie durch Schaffung neuer marktwirtschaftlicher 
Anreizinstrumente die Emissionsbegrenzung 
schneller und wirksamer erreicht werden kann. Da 
die Immissionen in den Waldschadensgebieten zu 
einem sehr großen Anteil auf den Import von Luft-
schadstoffen zurückzuführen sind, bemüht sich die 
Bundesregierung in der EG, OECD und ECE sowie 
in bilateralen Gesprächen mit den Nachbarstaaten, 
eine Verringerung der Luftschadstoffbelastung zu 
erreichen, die sich an den deutschen Grenzwerten 
orientiert. 

Darüber hinaus müssen auch alle Möglichkeiten 
genutzt werden, die Schadensentwicklung durch 
waldbauliche Maßnahmen zu verzögern und abzu-
mildern. In den letzten beiden Jahren wurden die 
Forschungsanstrengungen zur Untersuchung der 
Ursachen neuartiger Waldschäden und zur Ent-
wicklung von Einrichtungen zur Luftreinhaltung 
erheblich verstärkt. Zur besseren Koordinierung 
des Einsatzes von Forschungsmitteln und zur Ent-
wicklung abgestimmter Forschungsansätze wurde 
eine interministerielle Arbeitsgruppe unter Beteili-
gung der Länder eingerichtet und ein Forschungs-
beirat berufen. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung 
wird die Anregungen des Antrags ernsthaft prüfen. 
— Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Immer [Altenkirchen] [SPD]: Nicht bloß 

prüfen, sondern anwenden!) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. Wir kommen zur Ab-
stimmung. 

Wer der Beschlußempfehlung des Ausschusses 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf 
Drucksache 10/386 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Die Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses ist angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Zweiten Ge-
setzes zur Änderung des Bundeszentralregi-
stergesetzes (2. BZR-ÄndG) 
— Drucksache 10/319 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Der Ältestenrat schlägt vor, für die Aussprache 
einen Beitrag von je zehn Minuten für jede Frak-
tion vorzusehen. Erhebt sich dagegen Widerspruch? 
— Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Das Wort zur Begründung wird nicht gewünscht. 
Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Götz. 

Dr. Götz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wieder steht un-
ter den Rechtspolitikern ein hochbrisantes, ein 
faszinierendes Thema zur Debatte, nämlich die Än-
derung des Bundeszentralregistergesetzes. Wer 
nicht weiß, was es ist: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wird's nie ler

-

nen!) 

Es ist nicht schwer zu erklären. Es ist etwas, wor-
über man nicht ideologisch, nicht in Kampfstim-
mung diskutieren kann. Vielmehr muß man 
schlicht und einfach eine Gesetzesänderung treffen, 
weil man früher andere Gesetze entsprechend ge-
ändert hat. 

Das Bundeszentralregistergesetz ist ein Folge-
recht. Über seine Änderung müssen wir heute in 
erster Lesung kurz beraten. Da es auf der Tagesord-
nung steht, möchte ich die Gelegenheit ergreifen, 
Ihnen wenigstens kurz zu sagen, um welche Ände-
rungen es geht. 

Das Zweite Gesetz zur Änderung des Bundeszen-
tralregistergesetzes umfaßt im wesentlichen Anpas-
sungen an Änderungen des Jugendhilferechts und 
an Änderungen im Bereich des Betäubungsmittel-
rechts sowie Änderungen, die sich auf Grund von 
Erfahrungen bei den Registerbehörden ergeben ha-
ben. 

Der Entwurf verzichtet bewußt darauf, Diskus-
sionspunkte aufzunehmen, die im Zusammenhang 
mit dem Jugendhilferecht in der letzten Zeit lautge-
worden sind. Wir sind uns wohl darüber einig, daß 
im Jugendhilferecht in nicht allzu ferner Zukunft 
über einige Änderungen diskutiert werden muß. 
Wir sollten deshalb im Zusammenhang mit dem 
Bundeszentralregistergesetz die möglichen mate-
riellen Änderungen des Jugendhilferechts noch 
nicht zum Anlaß nehmen, um dazu heute Stellung 
zu nehmen. 

Der Entwurf verzichtet auch ganz bewußt darauf, 
außer der formellen Anpassung des § 56 des Bun-
deszentralregistergesetzes an die neuen Vorschrif-
ten des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die elterli-
che Sorge weitere Änderungen des Erziehungsregi-
sterrechts vorzunehmen. In der Diskussion um die 
Neuordnung des Jugendhilferechts ist von verschie-
denen Seiten eine wesentliche Einschränkung der 
im Erziehungsregister einzutragenden Tatsachen, 
vereinzelt auch die völlige Abschaffung des Erzie-
hungsregisters gefordert worden. Diese Fragen soll-
ten aber, wie ich bereits gesagt habe, heute nach 
meiner Auffassung nicht mitdiskutiert werden, son-
dern nach nochmaliger eingehender Überprüfung 
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im Zusammenhang mit einer Reform des gesamten 
Jugendhilferechts ihre Lösung finden. Entspre-
chende Gesetzesänderungen bei der Jugendhilfe 
müssen dann natürlich zu einer weiteren Änderung 
des Bundeszentralregistergesetzes führen. 

Soweit der Gesetzentwurf Änderungen des Ver-
waltungsverfahrens vorsieht, entspricht er Erfah-
rungen bei den Registerbehörden und dient im we-
sentlichen der Verwaltungsklarheit und der Ver-
waltungsvereinfachung. Wir sollten ihnen deshalb 
nach meiner Auffassung zustimmen. 

Auch eine Vereinheitlichung der Vorschriften 
über die Auskunftserteilung für waffen-, jagd- oder 
sprengstoffrechtliche Zwecke dienen der Verwal-
tungsvereinfachung und sollten deshalb ebenfalls 
den Konsens der Fraktionen in diesem Haus fin-
den. 

Da in einer Zeit der leeren Kassen durch den 
Gesetzentwurf keine Kosten entstehen, vielmehr 
bei den Ländern erhebliche Einsparungen durch 
eine Rationalisierung der Datenverarbeitung er-
möglicht werden, begrüße ich namens der CDU/ 
CSU-Fraktion den Entwurf. 

Besonders hervorzuheben ist nach meiner Auf-
fassung, daß durch eine Änderung des § 30 des Bun-
deszentralregistergesetzes Eintragungen, aus de-
nen sich die Betäubungsmittelabhängigkeit des Be-
troffenen erkennen läßt, aus Resozialisierungsgrün-
den in einem Führungszeugnis nicht stattfinden 
sollen. Die gleiche Erwägung gilt grundsätzlich für 
die unbeschränkte Auskunft. Eine Ausnahme muß 
allerdings nach unserer Auffassung dann stattfin-
den, wenn ein neues Strafverfahren gegen den Be-
troffenen anhängig ist. Hier ist die Kenntnis auch 
dieser Eintragung für die zutreffende Würdigung 
der Persönlichkeit des Beschuldigten durch das Ge-
richt unverzichtbar. Eine entsprechende Änderung 
des § 39 Abs. 3 des Bundeszentralregistergesetzes 
berücksichtigt daher in gleichem Maß die Interes-
sen des Betroffenen und die Interessen der Rechts-
pflege und der Rechtssicherheit. Datenschutzrecht-
liche Gründe sind nicht berührt. 

Durch die Einfügung eines § 52 a in das Bundes-
zentralregistergesetz wird sichergestellt, daß Ein-
tragungen von ausländischen Strafnachrichten 
oder sonstigen amtlichen Mitteilungen aus dem 
Ausland nur dann vorgenommen werden, wenn sie 
an den Strafbestimmungen des deutschen Rechts 
gemessen worden sind. Wenn sich ergibt, daß eine 
entsprechende Strafvorschrift in der Bundesrepu-
blik Deutschland fehlt oder daß im Einzelfall eine 
im Ausland abgeurteilte Tat bei uns nicht straffähig 
ist, z. B. weil strafprozessuale Bestimmungen im 
Ausland nicht beachtet worden sind oder weil bei-
spielsweise die Rechtswidrigkeit oder auch die 
Schuld fehlt, findet in der Bundesrepublik Deutsch-
land keine Eintragung statt. 

Auch sieht das neue Gesetz eine Art Rechtsmittel 
für den Betroffenen vor. Er hat die Möglichkeit, 
Einwendungen zu erheben. Auf Grund dieser Ein-
wendungen wird erneut eine Überprüfung der be-
antragten Eintragung stattfinden, und wenn die 
Vorbehalte, die Einwendungen des Betroffenen zu 

Recht bestehen, findet keine Eintragung statt. Ich 
meine, daß durch diese Änderung des Gesetzes ein 
echter Fortschritt im Sinne der Betroffenen er-
reicht wird. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das hört 
man gern!) 

Ich bin der Meinung, daß im weiteren Gesetzge-
bungsverfahren geprüft werden sollte, ob im Sinne 
des Vorschlags des Bundesrates nicht generell von 
der Rückwirkung von sogenannten Altfällen bei 
Verurteilungen von Personen nach dem Betäu-
bungsmittelrecht abgesehen werden sollte. 

Außerdem befürworte ich die Prüfung des Vor-
schlags des Bundesrates, im Zusammenhang mit 
der Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 
auch die Führung des Verkehrszentralregisters auf 
die Bundeszentralregisterbehörde zu übertragen. 
Nach Auffassung der CDU/CSU-Fraktion sprechen 
Gründe der Zweckmäßigkeit und der Wirtschaft-
lichkeit für eine Zusammenlegung dieser Behörden, 
was natürlich nicht zwangsläufig eine Verlegung 
der Arbeiten von Flensburg nach Berlin mit sich 
bringen muß. Wenn die Schätzung der Bundeslän-
der zutrifft — was ich an dieser Stelle nicht beurtei-
len kann —, daß eine gemeinsame Datenbearbei-
tung durch beide Registerbehörden zu einer Ko-
steneinsparung von nahezu 45 Millionen DM in ei-
nem Jahr führt, so sollte dem Vorschlag des Bun-
desrates nach meiner Auffassung in jedem Fall 
Rechnung getragen werden. 

Insgesamt, meine Damen und Herren, darf ich 
Sie bitten, dem Entwurf in dieser ersten Lesung 
Ihre positive Meinung entgegenzubringen. Unserer-
seits darf ich die Überweisung an die zuständigen 
Ausschüsse beantragen. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Klein (Dieburg). 

Klein (Dieburg) (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Ich bin dem Herrn Kollegen 
Götz dafür dankbar, daß er zu Beginn einige allge-
meinverständliche Erläuterungen zum Thema 
„Bundeszentralregister" gegeben hat, und ich 
möchte wünschen, daß Sie alle, die Sie hier — im 
Saal oder oben — sitzen, dort nicht registriert 
sind. 

Meine Damen und Herren, dieses Zentralregister 
besteht jetzt mehr als zehn Jahre. Es trat an die 
Stelle von 93 Einzelregistern, die bei den Landge-
richten geführt worden waren. Wir konnten feststel-
len, daß in den letzten sieben Jahren die Register-
bestände der Landgerichte nach Berlin übernom-
men worden sind. Wir sehen darin einen großen 
Fortschritt, denn an einer Stelle anzufragen ist bes-
ser, als möglicherweise 93 Stellen als Adressaten zu 
sehen. 

Ein Register, in dem sowohl Straftaten als auch 
Verwaltungsentscheidungen festgehalten sind, soll 
vielerlei bewirken: 
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Es soll zum einen dazu beitragen, daß Gerichte, 

die über Mehrfachtäter zu befinden haben, auch 
Aufschluß über die früheren Straftaten erhalten. 

Andererseits soll ein Arbeitgeber darüber infor-
miert werden, ob ein Bewerber für eine neue Stelle 
eine reine Weste hat oder ob er für die in Aussicht 
genommene Tätigkeit nicht Belastungen aus frühe-
ren Zeiten mitbringt. 

Ein Arbeitsplatzsuchender wiederum soll die 
Möglichkeit haben, seine Chance, einen neuen Ar-
beitsplatz zu bekommen, durch den Nachweis einer 
blütenreinen Weste aus dem Zentralregister zu ver-
größern. 

Wir finden auch, daß die differenzierte Handha-
bung gegenüber den Auskunftsbegehrenden einem 
straffällig Gewordenen auch dann eine Chance ein-
räumt, wenn seine Strafe im Register noch nicht 
gelöscht worden ist. 

Schließlich bedeutet die Tatsache, daß nur we-
nige Stellen — und natürlich immer der Betroffene 
selbst — nachfragen können, ja auch, daß ein straf-
fällig Gewordener Schutz genießt, also kein Frei-
wild ist. 

Auch die Regelung, daß nach angemessener Zeit 
Eintragungen im Register in Berlin — jeweils 
orientiert an der Höhe des Strafmaßes — gelöscht 
werden können, läßt den Versöhnungscharakter 
dieses Registers und dieses Gesetzes erkennen. 

Zu Recht wurde von dem Kommentator des Ge-
setzes, Herrn Albrecht Götz, gesagt, daß eine unbe-
fristete Aufbewahrung von Strafeintragungen und 
eine unbegrenzte Auskunft gegenüber der Öffent-
lichkeit oftmals für den Betroffenen eine schlim-
mere Wirkung als das Urteil selbst haben. Oftmals 
hat der Verurteilte die Nach- und Nebenwirkungen 
einer Strafe intensiver zu spüren bekommen als die 
eigentliche Geld- oder Freiheitsstrafe. Ein gebrand-
markter Vorbestrafter hat oftmals ein Leben lang 
daran tragen müssen, daß er einmal eine Jugend-
sünde begangen hatte; er bekam schlechtere Ar-
beitsmöglichkeiten, die seinen Fähigkeiten und sei-
nen Qualitäten nicht entsprachen, und das Kains-
zeichen war oftmals nicht mehr auszulöschen. 

Wir sollten daran denken, auch Sie, meine Damen 
und Herren von CDU und CSU, daß hinter jeder 
Eintragung ein menschliches Schicksal steht. Aus 
diesem Grunde ist die differenzierte Handhabung 
dieses Registers und der Auskunftserteilung, wie 
ich meine, eine positive Regelung. Sie soll durch 
dieses neue Reformgesetz nicht geschmälert wer-
den. 

Das Gesetz greift den Gedanken der Versöhnung, 
von dem ich sprach, und der Resozialisierung er-
neut auf. Was praktiziert werden soll, ist auch die 
Nachwirkung von zwei bedeutsamen Reformgeset-
zen der sozialliberalen Koalition, nämlich zum 
Recht der elterlichen Sorge — nicht ohne Grund ist 
diese Formulierung an die Stelle von „Recht der 
elterlichen Gewalt" getreten — und zur Neuord-
nung des Betäubungsmittelrechtes, in dem versucht 
wird, den Grundsatz „Therapie statt Strafe" zu 
praktizieren. 

Hier soll dem Inhalt und dem Gedanken der Re-
sozialisierung Rechnung getragen werden. Die §§ 14 
und 18a tragen diesem Gedanken der Wiederein-
gliederung hinreichend Rechnung. 

Meine Damen und Herren, eine meßbare, eine 
positive Veränderung gegenüber der jetzigen Rege-
lung sehen wir in der Einfügung des § 20 a — Herr 
Kollege Götz, Sie haben auch darüber gespro-
chen —, wonach künftig für die Strafverfolgungs -
statistik nicht mehr Zählkarten ausgestellt werden, 
wie es gegenwärtig der Fall ist, sondern in Zukunft 
diese Meldungen in einem einheitlichen Verfahren 
nach Berlin gehen. Wenn man bedenkt, daß 80 % 
der rund 900 000 Strafverfolgungsfälle in der Bun-
desrepublik im Jahr in Berlin registriert werden, 
dann liegt es nahe, diese Nachricht auch aus Grün-
den der Verwaltungsvereinfachung zentral nach 
Berlin mit einer Notiz für die Strafverfolgungsstati-
stik zu geben. Die restlichen 20 %, die für die Stati-
stik interessant sind, nicht aber für die Speicherung 
in Berlin, werden über Berlin den Statistischen 
Landesämtern oder dem Bundesamt zugeleitet. Die 
Kosteneinsparung — Sie sprachen an anderer 
Stelle von einem Betrag von 45 Millionen DM; ich 
komme darauf zurück — bei diesem Vereinfa-
chungsvorgang ist ebenfalls bedeutsam und nicht 
unbeträchtlich. Der Vorgang wird jedenfalls in Zu-
kunft die Landesjustizbehörden nicht mehr im bis-
herigen Umfang belasten. 

Meine Damen und Herren, das Gesetz bringt 
aber nicht nur positive Veränderungen. Ich habe an 
zwei Stellen auch meine Fragezeichen zu setzen. 
Herr Kollege Götz, Sie haben die Verurteilung von 
Deutschen im Ausland angesprochen. Dies ist nicht 
so einfach zu werten wie es hier im Gesetzentwurf 
und auch in Ihrer Darstellung gesehen wird. Es 
heißt: wenn ein im Ausland straffällig gewordener 
Deutscher nach den gleichen Rechtskriterien wie 
bei uns verurteilt worden ist, muß eingetragen wer-
den. Wir möchten, daß diese Prüfung enger an den 
Sachverhalt gebunden wird. Es ist natürlich schwie-
rig, nach deutschem Recht zu bewerten, was drau-
ßen geschehen ist. Es darf nicht automatisch unter-
stellt werden, daß, wie es im Gesetzentwurf heißt, 
der Sachverhalt, der draußen zur Anklage geführt 
hat, korrekt wiedergegeben wird. Es ist vielmehr 
unser nachdrückliches Verlangen, daß die Sachver-
halte, die der Anklage und dem Urteil zugrunde 
gelegen haben, bei uns noch einmal nachgeprüft 
werden, ehe in Berlin eingetragen wird. 

Mir ist ein Fall bekannt, bei dem ein junger Deut-
scher vor einigen Wochen in Marokko wegen eines 
Rauschgiftdeliktes zu einer Freiheitsstrafe verur-
teilt worden ist, obwohl er nach meinem Empfinden 
subjektiv und auch objektiv unschuldig gewesen ist. 
Er wurde von gerissenen Dealern in eine Affäre 
hineingezogen. Vor einem deutschen Gericht hätte 
er sich vermutlich hinreichend entlasten können, 
wäre möglicherweise freigesprochen worden; mit 
Sicherheit wäre das Strafmaß geringer ausgefallen. 
Deshalb ist es wichtig für uns, daran zu denken, daß 
Auslandsurteile, bei denen die Gesichtspunkte des 
rechtlichen Gehörs und der Wahrung rechtsstaatli-
cher Grundsätze, wie wir sie kennen, nicht hinrei-
chend beachtet worden sind, immer einer Nachprü- 
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fung unterliegen müssen, ehe solche Urteile in Ber-
lin registriert werden. 

Problematisch erscheint mir ferner die Neufas-
sung des § 11 Abs. 4, wonach Entscheidungen von 
Verwaltungsbehörden Eingang in das Strafregister 
finden können. Bisher ist in Berlin immer dann 
registriert worden, wenn ein Paß versagt wurde, 
wenn er entzogen oder in seiner räumlichen Gel-
tung eingegrenzt wurde. Neu ist, daß künftig auch 
ein Personalausweis, der nicht unbegrenzt gilt, viel-
leicht nur auf Teile der Bundesrepublik oder die 
gesamte Bundesrepublik begrenzt ist, in die Datei 
in Berlin Eingang finden soll. Dies war bisher nicht 
der Fall. Ich messe dieser Vorschrift keine sehr 
große Bedeutung bei, was die Zahlen angeht; aber 
wenn wir bedenken, welche Diskussionen in der 
letzten Zeit über den maschinenlesbaren Personal-
ausweis geführt worden sind, der bei Grenzkontrol-
len besonders leicht mit einer zentralen Datei ver-
bunden werden kann, dann muß man hier ein 
Warnzeichen setzen. Ich hoffe sehr, Herr Kollege 
Götz, daß wir in den Ausschußberatungen über die-
sen § 11 noch einmal sehr eingehend werden reden 
können; denn man muß festhalten: Ein Paß ist et-
was Freiwilliges, ein Personalausweis ist zwingend 
vorgeschrieben. Hier sehen wir eine gefährliche 
Einengung dieser Möglichkeit. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Götz 
sprach noch von den Absichten, die Register in 
Flensburg und Berlin zusammenzufassen. Wir wis-
sen, daß der Bundesrat dieses Votum, von Schles-
wig-Holstein abgesehen, einmütig getragen hat. Es 
ist in der Tat nicht einzusehen, weshalb bei 
gleichen Sachverhalten sowohl in Flensburg als 
auch in Berlin Fakten registriert werden. Die Be-
rechnungen haben ergeben, daß beim Register in 
Flensburg derzeit 5 Millionen Eintragungen, beim 
Register in Berlin 4,2 Millionen Eintragungen zu 
verzeichnen sind. Zirka 40 % der in Berlin regi-
strierten Fälle tauchen auch in Flensburg auf. Es ist 
die Regel, daß eine anfragende Dienststelle Anfra-
gen nach Flensburg wie auch nach Berlin richtet. 
Fachleute haben errechnet — die Zahl wurde ge-
nannt —, daß diese Doppelarbeit bei der Erfassung, 
bei der Speicherung und bei der Beantwortung von 
Anfragen jährlich 45 Millionen DM zusätzlich ko-
stet. Käme es zu einer Zusammenlegung, könnte 
der Datenbestand um rund 1,7 Millionen Fälle ver-
ringert werden, ohne daß die Qualität des Registers 
auch nur im geringsten verlöre. Wenn man bedenkt, 
daß heute in Flensburg pro Arbeitstag durchschnitt-
lich 21 000 und in Berlin 31 000 Anfragen oder Mit-
teilungen eingehen, wird allein an dieser Zahl deut-
lich, daß eine Fusion überlegenswert ist. 

Dies muß freilich nicht bedeuten, daß die Arbeit 
von Flensburg nach Berlin verlagert werden müßte. 
Aber eine sinnvolle Arbeitsteilung zwischen diesen 
beiden zentralen Registern ist doch nützlich. Eine 
Regelung, wie sie vom Bundesrat vorgeschlagen 
worden ist — sie wird von uns im Ansatz be-
grüßt —, würde die Funktionsfähigkeit des Bundes-
zentralregisters in Berlin stärken. Man könnte 
daran denken, daß möglicherweise in Flensburg 
frei werdende Arbeitskräfte in anderen Bereichen,  

z. B. der Verkehrssicherheit oder der Verkehrser-
ziehung, tätig werden könnten. Wir hoffen, daß die 
Zusage der Bundesregierung, zu prüfen, nicht erst 
nach vielen Jahren eingelöst wird und der Prü-
fungsbericht erst am Sankt-Nimmerleins-Tag vor-
liegt, sondern daß noch dieser Bundestag über das 
Prüfungsergebnis befinden kann. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß: Das Zweite Gesetz zur Änderung des Bun-
deszentralregistergesetzes bringt alles in allem eine 
ganze Reihe von Verbesserungen. Es wirft aber 
auch neue Fragen auf. Ich habe zwei davon ange-
sprochen. 

Ein Besuch beim Zentralregister in Berlin vor 
einiger Zeit hat mir im übrigen den Eindruck ver-
mittelt, daß dort sehr sorgfältig gearbeitet und vor 
allem auch der Gesichtspunkt des Datenschutzes 
sehr eingehend beachtet wird. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sogar ein Not

-

stromaggregat haben sie!) 

Und selbst der gestrenge Herr Professor Bull, unse-
rer früherer Datenschutzbeauftragter, hat sich über 
die Arbeit des Bundeszentralregisters und über die 
dort gezeigte Akribie positiv geäußert. Es ist zu 
wünschen, meine Damen und Herren, daß nach Ab-
schluß der Beratungen über die Änderungen des 
Registergesetzes die Rechtssicherheit vergrößert 
wird und daß dieses wichtige Organ der Rechts-
pflege alles in allem seinen vielfältigen Aufgaben 
noch besser gerecht werden kann. — Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Beckmann. 

Beckmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Der vorgelegte 
Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Bundeszentralregistergesetzes, der bekanntlich der 
Diskontinuität zum Opfer gefallen war, wird in der 
jetzt vorgelegten Fassung von meiner Fraktion 
auch weiterhin befürwortet. 

Wir meinen, daß die vorgesehenen Neuregelun-
gen dazu beitragen, daß einerseits die Unstimmig-
keiten, die sich aus der praktischen Anwendung des 
Gesetzes ergeben, beseitigt, andererseits aber auch 
die Rechte des von einer Eintragung Betroffenen 
weiter gestärkt werden. 

Der Entwurf enthält neben zahlreichen Änderun-
gen rein redaktioneller Art und solchen der Anpas-
sung im Sprachgebrauch auch Verbesserungen in 
der Terminologie sowie wichtige Neuerungen, die 
entscheidend mit dazu beitragen werden, die beste-
henden Probleme im Registerrecht nunmehr einer 
sachgerechten Lösung zuzuführen. 

Dazu dienen zunächst die gesetzliche Einführung 
einer Hinweispflicht bei möglicher Gesamtstrafen-
bildung und die Vereinheitlichung des Rechtsmit-
telweges gegen Entscheidungen der Registerbehör-
de. Dies bringt eine erhebliche Besserstellung der 
von der Eintragung Betroffenen mit sich. 



1860 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 28. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. Oktober 1983 

Beckmann 
Die Besserstellung der Betroffenen setzt sich 

aber auch bei der Regelung über die Weitergabe 
von Daten fort. Es ist nunmehr ausdrücklich nor-
miert, daß die Eintragungen, aus denen sich die 
Betäubungsmittelabhängigkeit eines Betroffenen 
erkennen läßt, nicht mit in das Führungszeugnis 
aufgenommen werden dürfen. Hiermit wird nach 
unserer Auffassung ein weiterer wichtiger Beitrag 
zur Entkriminalisierung und zur Resozialisierung 
dieser Gruppe geleistet. Mit dieser Regelung wird 
den Betroffenen, wie wir meinen, auch die Wieder-
eingliederung in die Gesellschaft in hohem Maße 
erleichtert. Gerade angesichts der augenblicklichen 
Arbeitsmarktsituation würde wohl derjenige, des-
sen Führungszeugnis Hinweise dieser Art enthielte, 
nur schwer eine Aussicht auf Wiedereingliederung 
in den Arbeitsprozeß haben. Dies ist aber unbe-
dingte Voraussetzung für eine erfolgreiche Resozia-
lisierung. 

Bei dieser Handhabung ist auch gewährleistet, 
daß der Wert des amtlichen Führungszeugnisses als 
Entscheidungshilfe für die Privatwirtschaft nicht 
gemindert wird und das berechtigte Interesse des 
Arbeitgebers, kriminell auffällige Personen von ei-
ner Anstellung auszuschließen, gewahrt bleibt. 

Die verschiedentlich geäußerten Befürchtungen, 
die zunehmenden Registervergünstigungen könn-
ten dazu führen, daß die Arbeitgeber ihren Informa-
tionsbedarf durch private Auskunftstätigkeiten, 
z. B. nach dem Vorbild des Kreditgewerbes, decken, 
sind aus unserer Sicht unbegründet. Zum einen ent-
fällt bei einem neuen Strafverfahren diese aus Re-
sozialisierungsgründen geschaffene Begünstigung 
wieder, zum anderen ergibt die Abwägung zwischen 
dem Interesse des Verurteilten an der Erlangung 
einer Arbeitsstelle und den Interessen des Arbeit-
gebers an der Kenntnis der für die Einstellung 
maßgebenden Gesichtspunkte, daß in diesem Fall 
das Interesse der Gesellschaft an der Wiederein-
gliederung des Betroffenen der Vorzug gegeben 
werden muß. 

Die weiteren Regelungen dieses Entwurfs, meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren, finden ihre 
Begründung in der Notwendigkeit, Anregungen aus 
der Praxis aufzunehmen, diese umzusetzen und 
eine den Bedürfnissen entsprechende Regelung zu 
schaffen, die dann auch praktikabel ist. 

Meine Fraktion begrüßt diesen Entwurf. Wir wer-
den seiner Überweisung gerne zustimmen. — Vie-
len Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe we-
nige Kolleginnen und Kollegen, die hier noch bei-
sammen sind! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 
Mit den Tagesordnungen der Plenarsitzungen sind 
j a immer bestimmte Absichten verbunden, sowohl 
was den Inhalt als auch den Zeitpunkt der Diskus-
sion betrifft. Ich kann mich des Eindrucks nicht 
erwehren, daß ein Zusammenhang zwischen der 

Beratung des Berufsbildungsberichts, die vorhin 
stattgefunden hat, und dem Gesetzentwurf der Re-
gierung zur Änderung des Bundeszentralregisterge-
setzes besteht. 

Ich möchte hier den Ausspruch von Herrn Götz, 
wir sollten diesen Tagesordnungspunkt nur sach-
lich, juristisch angehen, etwas modifizieren. Diesen 
Tagesordnungspunkt gehe ich auch politisch an. 

(Dr. Götz [CDU/CSU]: Sachlich stimmen 
Sie mir zu?) 

— In beidem. Das gehört natürlich zusammen. Sie 
können j a ein Thema nicht politisch angehen und 
dabei total unsachlich argumentieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Dr. Bötsch? 

Frau Reetz (GRÜNE): Ja, bitte. 

Dr. Bötsch (CDU/CSU): Wären Sie bereit, sich von 
dem Mitglied Ihrer Fraktion, das dem Ältestenrat 
angehört, vielleicht einmal darüber informieren zu 
lassen, wie Tagesordnungen zusammengestellt wer-
den, damit Sie nicht auf solch abstruse Vermutun-
gen kommen, wie Sie sie jetzt hier geäußert ha-
ben? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Frau Reetz: (GRÜNE): Das passiert ja nicht im-
mer bewußt. Es gibt auch unbewußte Zusammen-
stellungen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch bei den 
GRÜNEN?) 

— Bei jedem Menschen. 

Die Rechtsänderungen, von denen wir sprechen, 
sind bedingt durch Anpassung an andere, neu gere-
gelte Gesetze, z. B. das Gesetz der elterlichen Sorge 
und das Betäubungsmittelgesetz. Aber es sind auch 
Änderungen, von denen es heißt, die Praxis des 
Bundeszentralregisters in Berlin lasse sie als wün-
schenswert erscheinen. Warum? 

Von meiner Tätigkeit im Gemeinderat her gehe 
ich immer davon aus, daß den Vorlagen der Verwal-
tung mit Skepsis zu begegnen ist; 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der CDU/CSU) 

denn die Absicht wird oft auch durch Begründun-
gen nicht erhellt. Hier sehe ich eine Verbindung zur 
vorgegebenen Politik, der Wendepolitik, gegenüber 
jungen Leuten, die ja besonders oft das Bundeszen-
tralregister in Anspruch nehmen müssen, z. B. für 
ein Führungszeugnis, für Bewerbungen oder für be-
sondere Reisen. 

Übrigens steht in der Ferne die Reform des Ju-
gendhilferechts. Sie provoziert die Frage: Warum 
jetzt Änderungen in Anpassung an Gesetze, von de-
nen schon heute feststeht, daß sie grundsätzlich 
überarbeitet werden müssen? 

Ich habe in einem „rororo"-Bändchen gelesen, 
daß ein Mann in einem beantragten Führungszeug-
nis den Vermerk erhielt: fortgesetzte Untreue, sechs 
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Monate Gefängnis. Es handelte sich um eine Strafe, 
die zur Bewährung ausgesetzt worden war und 
zehn Jahre zurücklag. Sie hätte schon vor fünf Jah-
ren gelöscht werden müssen. Seltsamerweise hatte 
der Mann zudem drei Jahre zuvor schon einmal ein 
Führungszeugnis beantragt und es mit dem Auf-
druck „Kein Eintrag" erhalten. Dieser mysteriöse 
Fall zeigt, daß das Bundeszentralregister offen-
sichtlich in der Lage ist, verschiedene Auskünfte zu 
geben. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Das ist belegt. 

Mit Art. 1 Nr. 4 wird das Bundeszentralregister-
gesetz dem Gesetz zur Änderung des Personalaus-
weisgesetzes angepaßt. Das ist schon gravierend; 
denn die im Bundeszentralregistergesetz enthal-
tene Eintragspflicht einer Paßbeschränkung wird 
auf den Personalausweis ausgedehnt, der unter die-
sen Umständen nicht mehr zum Verlassen der Bun-
desrepublik berechtigt. Big Brother winkt im Or-
well-Jahr. Der Computer macht's möglich, daß zur 
Vereinfachung und Arbeitsersparnis das Ausfüllen 
von 700 000 Zählkarten der Strafverfolgungsstati-
stik der Justizbehörden der Länder dadurch ent-
fällt, daß Bundeszentralregister und Strafverfol-
gungsregister gleichermaßen bedient werden, eine 
Umstellung von großem Programmieraufwand, die 
dennoch von den Mitarbeitern der Registerbehörde, 
wie es heißt, allein bewältigt wird. Der Datenschutz 
von Individualdaten soll gewahrt bleiben. 

Die Eintragung von ausländischen Verurteilun-
gen wird im Entwurf neu formuliert. Wir beobach-
ten kritisch, daß eine ausländische Verurteilung 
auch dann eingetragen werden soll, wenn der Sach-
verhalt zwar nicht direkt, aber bei sinngemäß um-
gestelltem Sachverhalt nach dem hier geltenden 
Recht ungeachtet etwaiger Verfahrenshindernisse 
zu einer Strafe oder Maßregelung führt. Aber bei 
nur teilweiser Eintragungsfähigkeit einer ausländi-
schen Entscheidung wird die ganze Entscheidung 
eingetragen, d. h. die Regelung ist neu, daß die aus-
ländische Verurteilung eingetragen wird, wenn sie 
von der Behörde des Staates, der sie ausgesprochen 
hat, mitgeteilt worden ist. Allerdings ist der Betrof-
fene nach der Eintragung zu hören. Die Richtigkeit 
seiner Einwendung ist von Amts wegen zu prüfen. 
Der Betroffene hat die Beschwerdemöglichkeit 
beim Generalbundesanwalt und Bundesjustizmini-
ster bei Ablehnung der Löschung. 

Mit der Regelung, daß eine Eintragung dann er-
folgt, wenn sie von der Behörde des Staates, der die 
Verurteilung ausgesprochen hat, mitgeteilt worden 
ist, soll wohl sichergestellt werden, daß keine mate-
rielle positive Prüfung der Richtigkeit der Mittei-
lung zu erfolgen hat. 

Die Ausschüsse werden sich sachkundig und im 
Detail mit diesem Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung beschäftigen. Sie werden herausarbeiten, daß 
die Notwendigkeit für die Änderungen besteht, vor 
allem auch auf Grund der computermäßigen Bear-
beitung. Das bereitet mir Unbehagen. Sie werden 
auch feststellen, daß niemand durch die neue Rege-
lung direkt zu Schaden kommt. 

Aber indem wir das Erfassungsnetz immer dich-
ter knüpfen, kommen wir dem Überwachungsstaat 
immer näher. Das soziale Netz bekommt gleichzei-
tig immer größere Löcher. 

Ich will damit nicht unterstellen, daß die Beam-
ten und Angestellten des Bundeszentralregisters 
uns in den Überwachungsstaat führen, wenn sie 
den Bürger gewissermaßen immer transparenter 
machen. Aber ich fürchte, daß uns die Kontrolle 
entgleitet, sei es über das elektronische Machtmo-
nopol, sei es über die elektronische Anarchie. Das 
ist in diesem Fall dasselbe. 

Das ist es, was ich hier sehr deutlich zum Aus-
druck bringen will. Der vorliegende Gesetzentwurf 
betrifft nur einen kleinen Abschnitt des großen Ra-
sters, das mit Hilfe der neuen Kommunikationsmit-
tel immer schwerer auf uns niederdrückt. Ist es 
nicht ein Witz, wenn wir von „Kommunikationsmit-
teln" reden? Kommunikation bedeutet doch: direkt 
miteinander reden, aufeinander zugehen, direkt 
miteinander umgehen. Statt dessen rationalisieren 
wir nicht nur die Produktion der Waren; nein, jetzt 
rationalisieren wir auch unsere eigenen Wesens-
merkmale. 

Wen wundert es dann noch, wenn einer hingeht 
und an die Wand sprüht — vielleicht mit letzter Ein-
fallskraft — „Vorsicht, frisch gesprüht!"? — Ende. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. Der Ältestenrat 
schlägt vor, den Gesetzentwurf zur federführenden 
Beratung an den Rechtsausschuß und zur Mitbera-
tung an den Innenausschuß und an den Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit zu überwei-
sen. 

Erhebt sich dagegen Widerspruch? — Das ist 
nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, die Geschäftsführer 
haben mich wissen lassen, daß sie den nächsten 
Tagesordnungspunkt nicht gern durch die Mittags-
pause auseinanderreißen lassen würden. Deswegen 
treten wir jetzt in die Mittagspause ein und fahren 
um 14 Uhr mit der Fragestunde fort. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 12.37 Uhr bis 
14.00 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, die Sitzung ist wieder eröffnet. 

Wir fahren in der Behandlung von Punkt 1 der 
Tagesordnung fort: 

Fragestunde 
— Drucksache 10/457 — 

Aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung haben wir noch zwei restliche Fra-
gen. Zur Beantwortung ist Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Würzbach erschienen. Ich rufe die 
Frage 95 des Abgeordneten Horacek auf: 
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Vizepräsident Westphal 
Seit wann und aufgrund welcher vertraglicher Vereinba-

rungen werden auf dem US-Army-Gelände in Frankfurt-
Hausen, Rosittenerstraße 13, die Pershing I- und Pershing II- 
Systeme deponiert, montiert und gewartet? 

Herr Staatssekretär! 

Würzbach, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Herr Abgeordneter, beim 
dem von Ihnen angesprochenen Gelände handelt es 
sich um eine logistische Einrichtung der amerikani-
schen Streitkräfte. Rechtsgrundlage für deren Be-
treiben bei uns in der Bundesrepublik Deutschland 
sind der Deutschland-Vertrag sowie in seiner Aus-
führung der Vertrag über den Aufenthalt ausländi-
scher Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutsch-
land vom 23. Oktober 1954. Im übrigen verweist die 
Bundesregierung auf ihre wiederholte Erklärung, 
daß vor der Debatte des Deutschen Bundestages, 
die nun für den 21. November 1983 geplant ist, we-
der Pershing II-Raketen noch Marschflugkörper 
noch Teile davon in der Bundesrepublik Deutsch-
land stationiert werden. 

Vizepräsident Westphal: Sie wollen eine Zusatz-
frage stellen? — Bitte schön! 

Horacek (GRÜNE): Können wir beide Fragen zu-
sammen behandeln, oder beantworten Sie zuerst 
die erste und dann die zweite Frage? 

Vizepräsident Westphal: Herr Horacek, das hätten 
Sie vorher erbitten müssen. Jetzt wird einzeln be-
antwortet. Sie haben Zusatzfragen? 

Horacek (GRÜNE): Dann habe ich eine erste 
Nachfrage: Sie haben gesagt, daß keine Systemteile 
da sind. Aus meiner zweiten Frage ergibt sich ganz 
klar — und ich glaube, Sie hätten die Beweise, die 
die „Hessenschau" und auch die GRÜNEN im Rö-
mer vorgelegt haben, auch haben können — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Horacek, Sie müs-
sen Fragen stellen. 

Horacek (GRÜNE): Ja, dies muß ich zu der Frage 
sagen, weil sonst — — 

Vizepräsident Westphal: Unsere Geschäftsord-
nung, Herr Horacek, sieht vor, daß wir kurze Fra-
gen stellen. 

Horacek (GRÜNE): Ja. Auf dem Gelände sind Ki-
sten mit der Aufschrift „Pershing Modification 
Team" und der Aufschrift „Pershing Cylinder As-
semble". Was ist in den Kisten drin? 

(Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei Ab

-

geordneten der SPD) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich wiederhole, 
indem ich klar sage, daß auf dem Gelände, nach 
dem Sie fragen, innerhalb oder außerhalb von Ki-
sten weder Pershing II- noch Marschflugkörper-Ra-
keten oder Teile davon gelagert sind. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben eine zweite Zu-
satzfrage, Herr Horacek. 

Horacek (GRÜNE): Meine zweite Zusatzfrage ist 
dann: Was tun die MAN-Lastzüge mit den Aggrega-
ten, über die ein Schlosser in der „Hessenschau" 
bekundet hat, daß die Umrüstung in den mobilen 
Werkstätten von der Pershing I auf Pershing II 
schon längst passiert ist? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, viel-
leicht sind wir uns einig, daß Raketen Raketen und 
Lastwagen Lastwagen sind und daß Lastwagen 
keine Raketen sind. 

Horacek (GRÜNE): Ja, was aber bedeuten die Auf-
bauten auf diesen Wagen? 

Vizepräsident Westphal: Sie haben keine weiteren 
Fragen mehr. Es tut mir furchtbar leid; dies ist 
unser Verfahren. — Herr Fischer hat sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage gemeldet. 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, können Sie bestätigen oder verneinen, daß auf 
dem Gelände der US-Army in Frankfurt-Hausen, 
Rosittenerstraße 13, die Pershing I in der Vergan-
genheit deponiert, montiert oder gewartet wurde? 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär! 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
halte mich hier an die Gepflogenheit der vorange-
gangenen Bundesregierung, die auch wir uns zu 
eigen gemacht haben, keine Aussagen zu solcherlei 
Deponierungs-, Instandsetzungs-, Lagerungs- und 
anderen Fragen zu machen, eine Verhaltensweise, 
die Sie — das sehe ich Ihnen an — j a kennen. Die 
Bundesregierung hält aus gutem Grunde hieran 
fest. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, entgegen 
Ihren sonstigen Gepflogenheiten haben Sie bei der 
Beantwortung der Frage 95 doch eine Aussage ge-
macht, nämlich die, daß dort keine Kisten entspre-
chenden Inhalts lagern. Da Sie so sicher zu sein 
scheinen, möchte ich Sie gern fragen: Waren Sie 
persönlich da und haben nachgeguckt, oder woher 
stammt Ihr Wissen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Liebe Frau Kolle-
gin Blunck, wenn wir — auch Sie — nur über Dinge 
redeten, die wir selber gesehen haben, dann würden 
wir alle miteinander weniger reden können, weil 
wir von der Zeit her persönlich nur wenig kontrol-
lieren könnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Ich wiederhole hier sehr klar, daß — weil in Genf 
die Verhandlung noch läuft und die Bundesregie-
rung mit den Alliierten der Hoffnung ist, daß dort 
ein vernünftiges Ergebnis herauskommt  — 

(Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Deswegen 
sind die Kisten ja schon da, Herr Staatsse

-

kretär!) 
die Aussage ohne Zweifel steht, daß sich in der Bun

-

desrepublik — und damit auch in dem nachgefrag- 
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Parl. Staatssekretär Würzbach 
ten Depot — keine Teile von Raketen, von Pershing 
oder Cruise Missiles, befinden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Bastian. 

Bastian (GRÜNE): Herr Staatssekretär, wenn es 
so ist, wie Sie gesagt haben, wie erklären Sie sich 
dann die belegbare und durch Photos bewiesene 
Tatsache, daß die Aufschrift auf den photographier-
ten Kisten, die nachweist, daß hier Pershing-Teile 
gelagert sind, innerhalb von vier Wochen unkennt-
lich gemacht wurde? Wenn hier keine von uns ange-
nommenen Teile lagern würden, wäre diese 
Schwärzung ja nicht notwendig gewesen. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Da es so ist, wie 
ich gesagt habe, trete ich mit Ihnen nicht in Speku-
lationen über das Überstreichen von irgendwelchen 
Aufschriften ein. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Bastian 
[GRÜNE]: Das ist sehr aufschlußreich! Vie

-

len Dank!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Kelly. 

Frau Kelly (GRÜNE): Ich wollte den Herrn Staats-
sekretär bitten, mir darüber Auskunft zu geben, ob 
er weiß, daß in Greenham Common schon die er-
sten Familien eingeflogen worden sind und dort 
schon die ersten Manöver mit Marschflugkörpern 
stattgefunden haben. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich wiederhole 
ein drittes Mal — und ich wäre dankbar, wenn Sie 
es zur Kenntnis nehmen würden, auch wenn Sie es 
nicht wahrhaben wollen —, daß vor dem 21. Novem-
ber und einem dann notwendigen Abtasten des Er-
gebnisses weder ganze Raketen noch Teile davon in 
der Bundesrepublik gelagert sind. 

(Frau Kelly [GRÜNE]: Meine Frage ist 
nicht beantwortet!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, was 
würde die Bundesregierung tun, wenn sich heraus-
stellen würde, daß in den Kisten von Hausen den-
noch Teile von Pershing-Il-Raketen sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
sind keine Teile von Pershing II oder Cruise Mis-
siles in der Bundesrepublik gelagert. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Was ist 
denn dann drin? Sagen Sie das doch ein

-

mal!) 

Von wem denn? Die müßten aus Amerika kommen. 
Wir haben enge Verbindungen zu den Amerikanern 
und Abmachungen, die eingehalten werden. Es wer-
den vor dem eben noch einmal bekräftigten Datum 
auch keine Teile hier gelagert. 

Ich möchte Ihnen einmal sagen: Sie sollten nicht 
durch die Art und Weise, in der Sie hier fragen, ver-
suchen, gegenteilige Auffassungen mit bestimmter 
Zielsetzung hier in die Öffentlichkeit zu transpor-
tieren. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Gottwald. 

Frau Gottwald (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
sind etwa nicht zu den Raketen gehörende System-
teile in den Kisten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, wir 
können hier über Kisten streiten. Ich will versu-
chen zu antworten. Ich hoffe, richtig verstanden zu 
haben, in welche Richtung Sie wollen. Wenn wir die 
Raketen hier haben müssen, weil wir in Genf zu 
keinem Ergebnis oder zu einem wie auch immer 
gearteten Zwischenergebnis kommen, brauchen wir 
zu einer Rakete natürlich Elektro-, Transport- und 
andere Dinge. Dies schließt j a niemand aus. Im Ge-
genteil, dies hat die Bundesregierung, wer immer 
für sie gesprochen hat, klar gesagt: Damit unser 
Verhalten in Verbindung mit beiden Teilen des 
NATO-Doppelbeschlusses glaubwürdig bleibt — das 
ist Voraussetzung für den Erfolg der Verhandlun-
gen in Genf —, müssen natürlich bestimmte Vorbe-
reitungen getroffen werden, und zwar im Bereich 
der Infrastruktur und in anderen Bereichen. Dies 
ist von niemandem bestritten worden. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, ich möchte 
Ihre Antworten jetzt nicht qualifizieren oder bewer-
ten, wie Sie das mit den Fragen der Abgeordneten 
machen. Meine Frage ist: Können Sie uns mit der 
gleichen Sicherheit sagen, was sich in den genann-
ten Kisten befindet? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das sage ich Ih-
nen: mit klarer Sicherheit kein einziger Teil einer 
Rakete von Pershing II oder Cruise Missiles. 

(Sielaff [SPD]: Wahrscheinlich Luft! — La

-

chen bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie nun nicht mehr in Zweifel ziehen, daß es dort 
Kisten gibt, die die Aufschrift „Pershing II" gehabt 
haben, und diese Aufschrift nachträglich ge-
schwärzt wurde, interessiert auch mich, ob Sie wis-
sen, was in den Kisten ist, nicht nur, was nicht darin 
ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Einleitung zu Ihrer Frage, in der Sie mir eine Aus-
sage unterstellten, ist so nicht zutreffend, wie Sie 
im Protokoll nachlesen können. Ich habe dies, was 
Sie mir unterstellten, so nicht gesagt. Wir wissen 
zweifelsfrei, daß keine Raketenteile — darauf wol- 
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len Sie hinaus — in der Bundesrepublik gelagert 
sind. Die Firma, die dort — das ist überhaupt kein 
Geheimnis — diese Systeme mit erstellt, liefert be-
stimmte Dinge in dem Bereich, den ich ansprach, 
im Bereich der Elektronik, der Überprüfungssyste-
matik hier an, die dort vorhanden sind. Ich weiß 
nicht, warum es diese aufgeregten Fragen nach Tei-
len gibt, die mit der Rakete selbst nicht verwechselt 
werden dürfen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Schneider (Berlin). 

Schneider (Berlin) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
Sie haben vorher bei der Beantwortung einer ande-
ren Frage gesagt, daß bestimmte Vorbereitungen 
schon getroffen worden sind oder getroffen werden. 
Können Sie mir darüber Auskunft geben, welches 
diese Vorbereitungen sind? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Das sind schwer-
punktmäßig Vorbereitungen in der Infrastruktur. 
Falls wir diese Systeme stationieren müssen, kön-
nen wir sie nicht auf irgendeinen Marktplatz oder 
auf irgendeinen Platz bei Kasernen stellen, sondern 
es müssen speziell dafür vorbereitete Anlagen er-
stellt werden, die den technischen Besonderheiten 
entsprechen. Diese müssen bautechnisch und in-
frastrukturmäßig erstellt werden. Sie brauchen we-
gen der komplexen technischen Konstruktion dar-
über hinaus elektronische Überprüfungssysteme, 
und man ist im Begriff, diese ebenfalls hierherzu-
bringen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Reetz. 

Frau Reetz (GRÜNE): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben uns unterstellt, daß wir in unserer Fragestel-
lung eine bestimmte Richtung haben. Darf ich auch 
Ihnen, der Regierung, unterstellen, daß Sie eine be-
stimmte Richtung haben, und zwar die, daß nicht 
ist, was nicht sein soll? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
kann nicht verstehen, auf welchen Teil Ihrer per-
sönlichen Einschätzung ich hier ernsthaft antwor-
ten soll. Ich nehme dies zur Kenntnis. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der 
Frau Abgeordneten Simonis. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihre Antwort auf die Frage des Kollegen Sperling 
so interpretieren, daß Sie zwar wissen, was in den 
Kisten ist, die Absender der Kisten aber offensicht-
lich zunächst einem Schreibfehler unterlegen sind 
und diesen dann weggeschwärzt haben, als sie ge-
merkt haben, daß sie die Kisten falsch beschriftet 
haben? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Si-
monis, dies dürfen Sie nicht. Wir wissen sehr wohl, 
woher die Kisten kommen. Ich glaube, wir alle soll-
ten davon überzeugt sein: Wenn wir es wollten, 
wenn die Amerikaner es wollten, die Deutschen es 
wollten, so hätten wir — dies sollten Sie uns zu-

trauen — solche Transporte wirklich ohne plakative 
Aufschrift im Verborgenen vornehmen können. Wir 
wissen, daß die Firma erste Zulieferungen aus dem 
genannten, soeben noch einmal beschriebenen und 
überhaupt nicht zu verbergenden technischen Be-
reich hierhergeschickt hat. Wir wissen aber sehr 
genau — dies machte ich vorhin deutlich —, daß 
dies keine Einzelteile von Raketen oder Marsch-
flugkörpern sind. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, kann ich 
Ihre Erläuterung des etwas ominösen Kisteninhal-
tes so verstehen, daß es sich nach Ihrer Aussage 
zwar nicht um Raketenbestandteile, aber um Sy-
stembestandteile handelt, die zum Funktionieren 
dieses Systems notwendig sind, daß es sich also — 
mit den Worten der Rechtssprache — um wesentli-
che Bestandteile des Systems handelt? 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Die Vorrü

-

stung von der Vorrüstung!) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dies 
habe ich sehr deutlich erklärt. Wenn Sie die Rakete, 
wenn wir sie brauchen, dann irgendwann hier ha-
ben, müssen Sie die Rakete auf ein Abschußgestell, 
das Abschußgestell auf ein Fahrzeug stellen, das 
Fahrzeug an elektronische Systeme anschließen. 
Insofern beantworte ich Ihre Frage mit einem Ja. 

(Frau Gottwald [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 96 des 
Abgeordneten Horacek auf: 

Ist die Bundesrepublik Deutschland angesichts des von 
den Frankfurter GRÜNEN im Römer am 21. September 1983 
und des in der Hessenschau vom 3. Oktober 1983 vorgelegten 
Beweismaterials bereit, die US-Regierung aufzufordern, die 
bereits gelieferten Systemteile der Pershing-Il-Raketen des 
amerikanischen Rüstungsproduzenten Martin Marietta, von 
dem Pershing Modifikationszentrum Europa, Frankfurt

-

Hausen, Rosittenerstr. 13, zurückzuziehen, oder sind die oben 
genannten Aktivitäten bereits ein Teil der sogenannten „vor-
bereitenden Maßnahmen" für die Stationierung der Pershing 
II, die, wie die Große Anfrage des Abgeordneten Bastian und 
der Fraktion DIE GRÜNEN ergab, im Einvernehmen mit der 
Bundesrepublik Deutschland getroffen werden, obwohl die 
Verhandlungen in Genf noch nicht abgeschlossen sind? 

Herr Staatssekretär, bitte zur Beantwortung. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Wenn die Genfer 
Verhandlungen nicht zu den gewünschten Ergeb-
nissen kommen, sollen die neuen Mittelstreckenra-
keten ab Ende 1983 in Europa stationiert werden. 
Die Bundesregierung stellt fest, daß bisher keine 
Pershing-Il-Raketen oder Teile davon gelagert wor-
den sind oder vor der Debatte des Bundestages ge-
lagert werden. Im übrigen verweise ich auf die Ant-
wort zu Ihrer ersten Frage. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Horacek. 

Horacek (GRÜNE): Ich bin über das Parlamenta-
rische schon ein bißchen unterrichtet und will die 
Frage auf folgendes beschränken: Sicher wissen 
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Horacek 
auch Sie — ich kann es Ihnen zeigen —, was der 
Neubau der Halle auf dem dortigen Gelände bedeu-
tet. Diese Halle ist mit derjenigen identisch, die ich 
in Amerika bei der Firma Martin Marietta gesehen 
habe und in der Flugsimulation usw. gemacht 
wird. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe auf manche Nachfragen Ihrer Kollegen so-
eben geantwortet: Wir brauchen, wenn diese neuen 
Raketen nötig sind, dafür im Bereich der Infra-
struktur, der Überwachung, der Überprüfung und 
der Instandsetzung auch neue Wartungseinrichtun-
gen. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer zweiten Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Horacek. 

Horacek (GRÜNE): Sie wissen, wo das Gelände 
ist. Es ist mitten in der Stadt. Kennen Sie das 
Papier der Firma Martin Marietta? Darin wird aus-
gesagt, daß es schon ein gewohnter Anblick sei, in 
deutschen Städten Raketen herumzufahren, und 
deshalb sei es kein Problem, so ein Wartungs- bzw. 
Depotgelände mitten in einer Großstadt zu haben. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich habe darauf 
hingewiesen, daß wir dort unterschiedliche Über-
prüfungen und Wartungen vornehmen. Ich sage Ih-
nen hier sehr klar, daß dort Gefechtsköpfe nie gela-
gert worden sind und gelagert werden. Ich bin mit 
dieser Aussage, wie ich weiß, sehr weit gegangen. 
Aber das scheint mir hier sehr nötig zu sein, um 
sehr klarzumachen, daß diese Dinge auseinander-
zuhalten sind. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, wie wollen 
Sie, nachdem Sie eben eingeräumt haben, daß wir 
über wesentliche Bestandteile des Systems spre-
chen, also über Bestandteile, ohne die die Rakete 
nicht funktionieren kann, politisch zwischen we-
sentlichen und anderen, also offenbar noch wesent-
licheren Bestandteilen unterscheiden? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Abgeordne-
ter Hirsch, uns beide kennend und trotz des ernsten 
Themas auch ein bißchen das Spiel mit den Worten, 
das Sie hier bemühen, jetzt möglicherweise entblät-
ternd, muß ich sagen: Das wesentlichste Stück ist 
doch wohl das, wo wir hundertprozentig nicht nur 
sicher sind, sondern dafür sorgen werden, daß es — 
wenn nötig — nach dem 21. November hierher 
kommt, nämlich die Rakete. Die ist nicht hier. Ich 
will mein Bild nicht wiederholen, daß die Rakete, 
wenn wir sie brauchen, auf das Gestell und das 
Gestell auf das Fahrzeug usw. kommen muß. 

(Horacek [GRÜNE]: Das alles ist schon 
da!) 

Das wesentlichste Element, das Kernstück allein 
nützt nichts, sondern man braucht dazu eine ge-
wisse Infrastruktur. Man braucht die rollende, die 
elektronische Technik, die die Überprüfung ermög

-

licht. Hier würde ich bezüglich der Frage, was we-
sentlich und was unwesentlich sei, in der Tat unter-
schiedlich gewichten. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Frau Abgeordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir, nachdem Sie hier von wesentlichen Teilen 
des Systems gesprochen haben, bitte bestätigen, 
daß nach dem 21. November, wenn eine Aufstellung 
der Raketen nicht erforderlich ist, diese wesentli-
chen Teile per Kiste wieder zurückgeschickt wer-
den müssen? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
Regierung des Bundeskanzlers Schmidt und unsere 
Regierung, die das nahtlos übernommen hat, sind 
sich einig gewesen, daß es, obwohl die Infrastruk-
turvorbereitungen, die technischen Dinge, über die 
wir hier reden, und möglicherweise eine Anzahl von 
Raketen viel Geld kosten, von dem wir alle wissen, 
was man damit bei uns im Land und in anderen 
Teilen der Welt sonst Wichtiges tun kann, den Preis 
wert ist, unsere produzierten, noch in Amerika lie-
genden Raketen zu verschrotten, wenn wir in Genf 
dazu kommen, die sowjetischen Raketen wegzu-
kriegen. Ihre Frage ist also zu bejahen. Auch die 
Dinge, über die wir hier reden, werden dann, wenn 
Sie wollen, wenn's geht, einer anderen Nutzung zu-
geführt oder verschrottet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
dem Hause hier verbindlich zusagen, daß vor einer 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages — 
wann immer diese im November stattfinden wird — 
weder Raketenteile noch Raketen in der Bundesre-
publik disloziert werden? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
nehme an, daß Sie erst soeben zu uns kommen 
konnten. Sonst hätten Sie das in dieser Frage-
stunde von mir schon dreimal klar gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich nehme Ihre Frage auf und wiederhole nun ein 
viertes Mal: Vor dem 21. November — und hoffent-
lich, wenn das Ergebnis es zuläßt, auch nicht da-
nach — wird keine Rakete, werden auch nicht Teile 
von Raketen hier gelagert. 

Herr Kollege, ich nutze Ihre Frage als Gelegen-
heit, um hier auch noch etwas anderes, gerade an 
die Adresse der SPD, sehr deutlich zu sagen: Wir, 
die unionsgeführte Regierung unter Helmut Kohl, 
haben Abmachungen vorgefunden, wonach die Ra-
keten schon jetzt hier gewesen wären. Der seiner-
zeitige Bundeskanzler Schmidt hatte abgemacht, 
die Raketen bereits ab August — später ist das ein 
bißchen in den September geschoben worden — 
hier zu stationieren. Helmut Kohl ist es gewesen, 
der das hinausgeschoben und hinausgeschoben und 
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Parl. Staatssekretär Würzbach 
hinter den 21. November geschoben hat, meine Kol-
legen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi 
[SPD]: Ich habe etwas anderes gefragt!) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Fischer. 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Herr Staatssekre-
tär, ich habe Ihrer Antwort bezüglich dieser Halle 
vorhin entnommen, daß dort Raketen, Pershing II, 
ohne Sprengköpfe gewartet werden. Mich würde als 
Frankfurter Abgeordneter interessieren, ob diese 
Halle — mitten in einem Industrie- und Wohngebiet 
in Frankfurt — mit Wissen und mit Billigung der 
Bundesregierung errichtet wurde. Denn immerhin 
handelt es sich bei den Raketen — auch ohne 
Sprengköpfe — um sehr gefährliche Einrichtun-
gen. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich verweise auf 
die Frage Ihres neben Ihnen sitzenden Kollegen. 
Seine erste Frage sagt sehr klar, auf welcher 
Grundlage diese Anlage dort besteht. Im übrigen 
weise ich Ihre Übersetzung zurück, die Sie mir un-
terstellten, ich hätte gesagt, dort würden Pershing-
II-Raketen gewartet; dies ist nicht der Fall. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht mit mir der Meinung, daß diese Diskussion, 
die wir hier führen, in der einige Fraktionen drän-
gende Fragen nach NATO-Maßnahmen stellen, bei 
unseren Freunden in Europa und in den USA einen 
sehr eigenartigen Eindruck erwecken muß, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Hoffent

-

lich, Herr Eigen!) 
wenn dieselben hier keinerlei Fragen nach der rus-
sischen Bewaffnung stellen? 

(Horacek [GRÜNE]: Das ist mitten in 
Frankfurt! — Weitere Zurufe von den 

GRÜNEN und der SPD) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ei-
gen, dies ist sicherlich der Fall; wir erleben das ja 
innerhalb und außerhalb des Parlaments. Aber für 
viel gewichtiger halten wir die Auswirkungen auf 
den Verhandlungspartner in Genf, auf die Sowjet-
union. Doch die Sowjetunion sieht, daß die Bundes-
regierung und die beiden Koalitionspartner, CDU/ 
CSU und FDP, an dem Doppelbeschluß in beiden 
Teilen sehr ernsthaft festhalten, um einen Erfolg zu 
haben: weniger russische und damit weniger ameri-
kanische oder gar keine russischen Raketen mehr 
und dafür keine neuen amerikanischen hier. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Schoppe. 

Frau Schoppe (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ich 
frage Sie angesichts der Kürzungen im Sozialbe-
reich: Wieviel Geld hat die Bundesrepublik großzü-
gig und möglicherweise — hoffentlich — umsonst 
für Infrastrukturmaßnahmen ausgegeben, wenn die 

Pershings und die Missiles hier nicht aufgestellt 
werden, und zwar einschließlich der Kosten für die 
Rücksendung der Kisten? 

Vizepräsident Westphal: Frau Schoppe, ich muß 
feststellen, daß diese Frage nun nicht mehr in ei-
nem Zusammenhang mit der vorgelegten Frage 
steht. 

Eine Zusatzfrage des Abgeordneten Catenhusen. 

Catenhusen (SPD): Herr Staatssekretär, auf wel-
che schriftliche Vereinbarung stützt sich Ihre Aus-
sage, daß schon Bundeskanzler Helmut Schmidt 
eine Vereinbarung mit den Amerikanern über eine 
schon vor November erfolgende Dislozierung von 
Teilen der geplanten amerikanischen Mittelstrek-
kenraketen getroffen hat? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Auf eine Vorlage, 
die der vormalige Bundeskanzler im Mai 1980 per-
sönlich mit diesem Datum abgezeichnet hat. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatssekretär, selbst 
auf die Gefahr hin, daß auch ich von Ihnen gesagt 
bekomme, die Frage sei schon mehrfach gestellt 
worden, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Und beant

-

wortet!) 
wiederhole ich die Frage des Herrn Kollegen Con-
radi, ob die Bundesregierung garantieren kann, daß 
vor einem Beschluß des Deutschen Bundestages 
keine Raketen oder Raketenteile stationiert wer-
den. Vor einem Beschluß! Ich frage nicht nach ei-
nem Termin. 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung achtet die Hoheit des Parlaments, 
und dies hat sie zu tun, nicht nur der Verfassung 
gehorchend, sondern ihrem eigenen Antrieb fol-
gend. Deshalb — wiederhole ich Ihnen — werden 
wir vor Abschluß der letzten Verhandlungsrunde 
oder -stunde in Genf und der sich daran hier am 
21. November anschließenden Debatte darüber, der 
sich — das befinden das Parlament, die Fraktionen 
— einer Abstimmung anschließt oder nicht an-
schließt, garantiert kein einziges Teil einer Rakete 
wo auch immer in der Bundesrepublik stationie-
ren. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, ich habe noch vier Zusatzfragen auf der Liste. 
Ich nehme an, Sie verstehen es, daß ich dann 
Schluß mache. Wir haben sehr großzügig Zusatzfra-
gen zugelassen. Die andern wollen dann in anderen 
Sachgebieten auch noch ran. 

Die nächste Zusatzfrage kommt von dem Abge-
ordneten Dr. Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben vorhin ein Dokument herangezogen: Mai 1980, 
abgezeichnet vom Bundeskanzler Helmut Schmidt. 
Sind Sie bereit, dieses Dokument dem Verteidi-
gungsausschuß in dieser Form, wie Sie es zitiert 
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haben, im Zusammenhang vorzulegen? Und sind 
Sie zusätzlich bereit, zur Kenntnis zu nehmen oder 
darüber nachzudenken, daß die Entscheidung im 
Mai 1980 sicher eine Entscheidung war, die unter 
dem gegenwärtigen Verhandlungsdruck oder auf 
Grund der allgemeinen Entwicklung nicht zu die-
sen Schlußfolgerungen geführt hätte, die Sie heute 
hier als Bundesregierung hier vertreten? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, si-
cher wird es möglich sein, daß in diese Papiere Ein-
blick genommen werden kann. Da werden wir nach 
der geeigneten Form zu suchen haben, in der dieses 
geschieht. Ich habe darauf hingewiesen, daß ent-
sprechend der Entwicklung der Verhandlungen un-
ser Bundeskanzler in Absprache mit dem amerika-
nischen Präsidenten und allen anderen Staaten der 
NATO den Beginn einer möglichen Stationierung 
hat hinauszögern können, um keine Präjudizierung 
und Überschneidung hier herbeizuführen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dörflinger. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir, obwohl es bestritten wird, ausdrücklich 
bestätigen, daß die Vorbereitungsarbeiten für eine 
mögliche Stationierung von Raketen in der Bundes-
republik Deutschland bei der früheren Regierung 
zumindest genau so weit gegangen sind wie bei der 
jetzigen? Und sehen Sie im Verhalten des Bundes-
kanzlers, das Sie soeben zitiert haben nicht einen 
Ausdruck dessen, daß die Regierung im Gegensatz 
zu anderen auf einen Verhandlungserfolg in Genf 
setzt? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Ich bestätige den 
ersten Teil uneingeschränkt. Ich gehe noch ein we-
nig weiter, als Sie fragten. Bis zum Wechsel der 
Regierung vor knapp einem Jahr läßt sich aus den 
Akten keinerlei Versuch der Regierung Schmidt er-
sehen, den Beginn, den ich mit August oder Septem-
ber bezifferte, durch Gespräche mit den Alliierten 
hinauszuzögern. 

Und der zweite Punkt. Daß wir mit allem Ernst 
und mit allem Nachdruck — und dies kann nur sein, 
wenn beide Teile des Doppelbeschlusses verfolgt 
werden — auf ein Ergebnis drängen, bemüht sich 
die Bundesregierung jeden Tag deutlich zu machen. 
Und sie wäre stärker und die Vereinigten Staaten, 
die in Genf verhandeln, wären stärker, wenn sie 
von allen Seiten des Hauses hier Unterstützung be-
kämen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Schneider. 

Schneider (Berlin) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
kann ich Ihren bisherigen Aussagen zum Stand der 
Vorbereitung der Dislozierung der Pershing II so 
verstehen, daß bisher alles zu dieser Vorbereitung 
getan worden ist und daß nur noch die Raketen feh-
len, so wie bei einem fertigen Haus nur noch auf 
den Mieter gewartet wird? 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Dies ist nicht der 
Fall. Aber es ist Notwendigstes, Grundlegendes ge-
tan worden; noch nicht alles. Dies zu dem Bild, das 
Sie verwenden, daß — ich übersetze das mal — nur 
noch die Rakete kommen muß und daß es dann 
sofort funktioniert. Aber es ist vieles von dem Not-
wendigen getan worden — aus dem Grund, der So-
wjetunion zu zeigen, daß wir es ernst meinen mit 
dem Ziel, daß sie ihre Dinge abbaut, daß wir keine 
neuen hierher bringen müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei den GRÜNEN — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Die Russen werden 
richtig Angst bekommen vor Ihnen, Herr 

Staatssekretär!) 

Vizepräsident Westphal: Eine letzte Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, dann 
stimmt es nach Ihren Aussagen doch wohl, daß die 
frühere Regierung bemüht war, die Stationierung 
überflüssig zu machen, während sich die jetzige Re-
gierung nur noch bemüht, die Stationierung zu ver-
schieben. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unglaublich! — 
Unverschämtheit!) 

Würzbach, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
hoffe, daß Sie noch einmal Gelegenheit haben, sich 
mit dem gedanklichen Ansatz Ihres früheren Bun-
deskanzlers Schmidt, der ja maßgeblich zum Zu-
standekommen des Doppelbeschlusses beitrug, zu 
beschäftigen, welcher zum Inhalt hatte, die Sowjet-
union dazu zu bringen, auf ihr angelegtes, auf uns 
gerichtetes, uns bedrohendes Mittelstreckenmono-
pol zu verzichten, wenn sie sieht, daß wir zwar nicht 
Rakete gegen Rakete, aber, wenn sie es bei den Ver-
handlungen nicht anders einräumt, einige Raketen 
gegen ihre schon vorhandenen stellen. 

Das Ziel, das Schmidt verfolgte, ist auch unseres: 
die sowjetischen Raketen weg- und keine neuen 
amerikanischen Raketen hierherzubekommen. Da-
mit dieses unser Ziel in Genf von der Sowjetunion 
ernstgenommen wird, sind die Schritte, über die wir 
uns hier heute unterhalten haben, notwendig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Klejdzinski [SPD]: Das war Schmidt, 

und wo bleibt Kohl?) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am Ende des Geschäftsbereichs des 
Bundesministers der Verteidigung. Ich danke dem 
Herrn Staatssekretär Würzbach für die Beantwor-
tung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. Zur Beantwortung steht uns Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär Dr. Jahn zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 9 des Abgeordneten Waltemathe 
auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Zweck-
entfremdungsverordnung und die Hindernisse für die Um-
wandlung von Miet- in Eigentumswohnungen aufgehoben 
werden sollten? 

Herr Staatssekretär! 
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Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Waltemathe, die Bundesregierung 
hält die Möglichkeit, in besonderen Situationen 
Zweckentfremdungsverordnungen zu erlassen, für 
einen Bestandteil des Mieterschutzes. Ihre Frage 
ist deshalb mit Nein zu beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihrer Antwort entnehmen, daß Sie nicht die Aus-
sage unterschreiben würden, daß das Zweckent-
fremdungsverbot Investitionen behindert oder die 
Mobilität einschränkt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, das, was Sie ansprechen, steht in engem 
Zusammenhang mit dem Verbot von Umwandlun-
gen von Mietwohnungen in Eigentumswohnungen. 
Ich darf noch einmal erklären, was die Bundesre-
gierung hierzu früher gesagt hat: Ein Verbot der 
Umwandlung wird von der Bundesregierung allein 
schon aus verfassungsrechtlichen Gründen abge-
lehnt. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, da ich 
nicht danach gefragt habe, was die frühere Bundes-
regierung meinte, sondern gefragt habe, was die jet-
zige Bundesregierung bzw. der Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau politisch 
meint, möchte ich Sie fragen, ob Sie der wissen-
schaftlichen Lehrmeinung entgegentreten, nach der 
Luxusmodernisierung und Umwandlung von Miet

-

in Eigentumswohnungen für die Investitionstätig-
keit hilfreich wären, wie es ein Abteilungsleiter Ih-
res Hauses geschrieben hat. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, ich möchte Ihre Frage mit zwei Bemer-
kungen beantworten. Erstens. Meine Antwort so-
eben beruft sich nicht auf die frühere Bundesregie-
rung, sondern auf eine Antwort der Bundesregie-
rung vom 23. September auf die Frage 162 des Abge-
ordneten Müller (Düsseldorf). 

Zweitens. Sie spielen auf den Abteilungsleiter 
Wohnungswesen im Bauministerium an. Dieser Ab-
teilungsleiter war wissenschaftlich tätig; er hat als 
Wissenschaftler viele Abhandlungen geschrieben. 
Die Sachkunde dieses Wissenschaftlers hat dazu 
geführt, daß die Bundesregierung ihn in dieses 
neue Amt berufen hat. 

(Waltemathe [SPD]: Sie treten seiner Mei

-

nung entgegen?) 

— Das schließt nicht ein, daß die Bundesregierung 
wissenschaftlichen Äußerungen immer folgen 
muß. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie die Auffassung, daß durch diese Fragen und 
durch diese Diskussion die wissenschaftlichen Er-
kenntnisse des Universitätsdozenten Dr. Eckhoff 
eine besondere Publizität erfahren? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Möl-
ler, das können Sie so sehen. Die Bundesregierung 
wird auch weiterhin auf wissenschaftlichen Rat 
Wert legen; nur behält sich jede Bundesregierung 
— auch und insbesondere diese — vor, sich eine 
eigene Meinung zu bilden, bevor sie an die Öffent-
lichkeit tritt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, es geht 
doch hier nicht um wissenschaftliche Erkenntnisse, 
sondern es geht doch um die Frage, ob die Bundes-
regierung über die jetzigen Regelungen hinaus das 
Herausmodernisieren aus Altbauten begünstigen 
will oder nicht — eine Frage, die deswegen von 
Bedeutung ist, weil die Altbaumieter in aller Regel 
einkommensschwach sind und bei einer Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnungen die Eigen-
tumswohnungen selbst nicht erwerben können, 
sondern dann in absehbarer Zeit ihre Wohnung ver-
lieren. Die Frage ist doch also in Wirklichkeit, ob 
dieser Prozeß über die bisher bestehenden Regelun-
gen hinaus erleichtert werden soll oder nicht. Kön-
nen Sie dazu etwas sagen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hirsch, die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß die Mieter bei der Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen nach der geltenden Rechts-
lage hinreichend geschützt sind. Die Bundesregie-
rung beruft sich dabei sogar auf eine Erklärung des 
früheren Wohnungsbauministers, die dieser auf 
eine Anfrage der damaligen Opposition abgegeben 
hat. Dort heißt es: 

Nach Auffassung der Bundesregierung 
— die damals hier von Herrn Dr. Haack vertreten 
worden ist — 

gewährleistet das geltende Recht den Mietern 
einen nach den bisherigen Erfahrungen ausrei-
chenden Schutz vor dem Verlust ihrer Woh-
nung. 

Er hat damals hinzugefügt, notwendig sei allerdings 
die Aufklärung der Mieter und Vermieter über ihre 
Rechte und Pflichten. Dies ist auch die Auffassung 
dieser Bundesregierung. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihre Qua-
lifikation der Äußerungen des Leiters Ihrer Grund-
satzabteilung, sie seien lediglich wissenschaftlicher 
Art, dahin zu verstehen, daß der Leiter der Grund-
satzabteilung nun eine Politik zu vertreten hat, die 
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in Widerspruch zu seinen früheren wissenschaftli-
chen Äußerungen steht? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Der Leiter der Ab-
teilung Wohnungswesen hat zunächst einmal keine 
Politik zu vertreten. Er berät die Bundesregierung. 
Wir werden niemals einem Mitarbeiter des Hauses 
einen Maulkorb umhängen. Die Mitarbeiter sollen 
sagen, was sie denken, aber die Leitung des Hauses 
behält sich vor, abschließend die politischen Ent-
scheidungen hier in diesem Bundestag mitzuteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie bestätigen, daß die Möglichkeit, beim 
Erwerb von Wohnungseigentum aus dem Bestand 
den § 7 b in Anspruch zu nehmen, einem Vorschlag 
der damaligen Regierung Schmidt entspricht, und 
wie hat sich die damalige Einführung dieser Mög-
lichkeit unter den eben angesprochenen Gesichts-
punkten bewährt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich bestätige zu-
nächst den ersten Teil Ihrer Frage und möchte in 
dem Zusammenhang, Herr Kollege Kansy, auf die 
Beantwortung der von Ihrer Fraktion gestellten 
Kleinen Anfrage verweisen. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zu einer Zu-
satzfrage des Abgeordneten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mein Vergnügen daran teilen, daß sich die heu-
tige Bundesregierung lieber auf die Auffassungen 
der früheren Bundesregierung beruft als auf die 
wissenschaftlich inspirierten Neigungen der frühe-
ren Opposition? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sper-
ling, Sie haben früher immer den Grundsatz vertre-
ten, als Sie an dieser Stelle standen: Man muß sie 
mit den eigenen Waffen schlagen. Wenn ich davon 
Gebrauch mache, so bitte ich auch dafür um Ver-
ständnis. 

Es wäre interessant, einmal die Äußerungen, die 
der frühere Abteilungsleiter W im Amte gemacht 
hat, mit denen zu vergleichen, die er jetzt macht. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
des Abgeordneten Schmitt (Wiesbaden). 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wie erklären Sie den Widerspruch, daß Sie einen 
Leiter einer Grundsatzabteilung berufen, der in ei-
nem Ministerium grundsätzliche kreative Überle-
gungen anstellen soll, daß dieser aber in dieser 
Funktion das Gegenteil von dem tun soll oder den-
ken soll, was er vorher in wissenschaftlichen Publi-
kationen geäußert hat? 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick, Herr 
Staatssekretär. Ich muß sagen, daß der Zusammen-

hang zur Frage nicht mehr herstellbar ist. Insofern 
müssen Sie sie nicht beantworten. 

Ich rufe Frage 10 des Abgeordneten Waltemathe 
auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Soziale 
Wohnungsbau bis auf eine Restgröße mittelfristig eingestellt 
werden sollte? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, in der Regierungserklärung hat der Bun-
deskanzler bekräftigt, daß der Soziale Wohnungs-
bau Bestandteil der Sozialen Marktwirtschaft ist. 
Dementsprechend hat die Bundesregierung das 
Sonderprogramm zur Verstärkung des Sozialen 
Wohnungsbaus aufgelegt, das die Finanzhilfen des 
Bundes auf ein deutlich höheres Niveau gebracht 
hat. 

Für die Jahre 1983 und 1984 steht ohne die 500 
Millionen DM für die Bausparzwischenfinanzie-
rung ein zusätzlicher Verpflichtungsrahmen in 
Höhe von 2 Milliarden DM zur Verfügung, mit de-
nen Eigentumsmaßnahmen und Mietwohnungen 
im Sozialen Wohnungsbau gefördert werden. Der 
Soziale Wohnungsbau im ersten Förderungsweg ist 
vom Durchschnitt der Jahre 1965 bis 1969 mit 
162 000 Wohnungen auf 50 000 Wohnungen im 
Durchschnitt der Jahre 1980 bis 1982 zurückgegan-
gen. Auf Grund der zusätzlichen Förderungsmaß-
nahmen konnte ein noch stärkerer Rückgang des 
Sozialen Wohnungsbaus verhindert und sogar eine 
Steigerung erzielt werden. 

Auf weitere Sicht ist der Soziale Wohnungsbau 
aus finanzpolitischen und — ich betone dies ganz 
besonders — aus sozialpolitischen Gründen in Ver-
bindung mit der steuerlichen Neuregelung auf ein 
Programm im ersten Förderungsweg für bestimmte 
Zielgruppen und auf ein treffsicherer gestaltetes Ei-
gentumsprogramm auszurichten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, da ich 
nicht ganz sicher bin, wie Sie nun meine Frage 
beantwortet haben, d. h. ob Sie der Auffassung sind, 
der Soziale Wohnungsbau soll auf eine Restgröße 
zusammenschrumpfen oder er solle, weil er zur So-
zialen Marktwirtschaft gehört, im Rahmen des fi-
nanziell Machbaren im wesentlichen beibehalten 
werden, möchte ich Sie noch einmal fragen, ob Sie 
mit Ja oder Nein beantworten können, ob der So-
ziale Wohnungsbau auf eine Restgröße schrumpfen 
soll. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat das Wort „Restgröße" nie gebraucht. 

(Zuruf von der SPD: Aber sie meint es!) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Zusatzfrage des 
Abgeordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, was hält 
die Bundesregierung oder Ihr Haus politisch von 
der wissenschaftlichen Lehrmeinung, daß die Ob- 



1870 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 28. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 13. Oktober 1983 

Waltemathe 
jektförderung durch eine Subjektförderung ersetzt 
werden soll? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, Sie wissen so gut wie ich, daß sich der 
Soziale Wohnungsbau in weiten Teilen sogar als 
unsozial erwiesen hat. Ich denke an die vielen Fälle 
der Fehlbelegungen, die wir vorfinden. Ich denke an 
die Fälle, wo junge Familien im Sozialen Woh-
nungsbau heute in eine Wohnung einziehen und die 
doppelte oder dreifache Miete gegenüber den Fami-
lien bezahlen müssen, die vor fünf oder zehn Jah-
ren eingezogen sind. Das bedeutet, daß das System 
des Sozialen Wohnungsbaus, sozialpolitisch gese-
hen, überprüft werden muß, und dem verschließt 
sich die Bundesregierung nicht. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, gilt Ihre 
positive Meinung zum Sozialwohnungsbau auch für 
den Bestand, und zweitens, weiß der zuständige Ab-
teilungsleiter des Grundsatzreferates von dieser po-
sitiven Meinung der Bundesregierung? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich betone noch 
einmal, daß ich hier die Meinung der Bundesregie-
rung vortrage, und diese ist mit dem Abteilungslei-
ter Wohnungswesen erarbeitet worden. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 11 des Ab-
geordneten Conradi auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Neuge-
staltung der Eigentumsförderung nach dem „Investitionsgut-
modell" erfolgen sollte? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Con-
radi, die Bundesregierung erwägt eine Neugestal-
tung der Förderung selbstgenutzten Wohneigen-
tums. Dabei kommt es dem Wohnungsbauminister 
ganz besonders darauf an, im Anschluß an den er-
weiterten Schuldzinsenabzug die steuerlichen Rah-
menbedingungen für das eigengenutzte Wohneigen

- 

tum  neu zu ordnen und eine Lösung zu finden, die 
die steuerliche Förderung des selbstgenutzten 
Wohneigentums einheitlich regelt. Ziel ist es dabei, 
die Schwelle zum selbstgenutzten Wohneigentum, 
insbesondere auch für die mittleren Einkommens-
schichten, herabzusetzen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Conradi. 

Conradi (SPD): Kann ich, Herr Staatssekretär, 
daraus entnehmen, daß die Bundesregierung das 
selbstgenutzte Wohneigentum in seiner steuerli-
chen Behandlung nicht mit den Einkünften aus Ka-
pitalanlagen oder anderen Investitionen gleichset-
zen will? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Die Antwort auf 
Ihre Frage möchte ich wie folgt formulieren: Wir 
werden dafür Sorge tragen, daß der Eigenheimer, 
der Selbstnutzer, steuerlich künftig nicht mehr  

schlechter gestellt wird als derjenige, der ein Mehr-
familienhaus hat.  

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage des 
Abgeordneten Conradi. 

Conradi (SPD): Ich kann aus Ihren Antworten, 
Herr Staatssekretär, richtig entnehmen, daß Sie 
eine steuerliche Förderung des selbstgenutzten 
Wohneigentums nach dem Investitionsmodell, d. h. 
vergleichbar anderen Investitionen, nicht ausschlie-
ßen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Con-
radi, Sie sprechen ein Modell an, dessen Inhalt noch 
nicht hinreichend bestimmt ist. Nach dem gegen-
wärtigen Stand der Diskussion wird es weder eine 
Konsumgutlösung noch eine Investitionsgutlösung 
in Form der reinen Lehre, wie Sie sie eben ange-
sprochen haben, geben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, ist 
die Bundesregierung der Auffassung, daß die neue 
steuerliche Eigentumsförderung nicht den bestra-
fen darf, der am meisten Eigenkapital einsetzt, und 
den begünstigen darf, der am meisten spart? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Da-
niels, Sie sprechen damit den Schuldzinsenabzug 
an. Die Bundesregierung hat den Schuldzinsenab-
zug aus konjunkturpolitischen Gründen für drei 
Jahre gewählt. Die Erfolge damit sind gut. Das 
schließt nicht aus, daß der Gedanke des Vorsparens 
weiter vertieft wird. Ich darf Ihnen sagen, daß der 
Wohnungsbauminister sehr darum bemüht ist, z. B. 
die Festlegungsfrist für die prämienunschädliche 
Verwendung der Bausparmittel von zehn Jahren 
auf sieben Jahre zurückzuführen. Das würde Ihrem 
Anliegen entgegenkommen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, wir sind 
uns einig, daß es hier um eine Grundsatzentschei-
dung geht. Bis wann wird die Grundsatzabteilung 
Ihres Hauses in der Lage sein, ein Konzept auszu-
arbeiten und über den Minister an uns bzw. die 
Öffentlichkeit zu bringen? Kennt die Grundsatzab-
teilung Ihres Hauses die Meinung ihres Abteilungs-
leiters, und inwieweit befindet sie sich in Überein-
stimmung mit dem, was die Bundesregierung dazu 
denkt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mün-
tefering, Sie wissen, daß das Gesamtpaket Schuld-
zinsenabzug, Bausparzwischenfinanzierung und 
Sozialer Wohnungsbau 1986 ausläuft. Die Bundesre-
gierung ist darum bemüht, eine Anschlußregelung 
zu treffen. Die Bundesregierung weiß, daß sie das 
früher als 1986 dokumentieren muß, damit es kei-
nen Attentismus gibt. Wir sind darum bemüht, die 
Konzeption Anfang nächsten Jahres vorzulegen. 
Dabei geht es auch um bestimmte Eckdaten. Die 
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Anfangsbelastung soll geringer werden. Darüber 
hinaus soll eine familienpolitische Komponente ein-
gebaut werden. Wir stimmen sicher darin überein, 
daß nicht mehr Bürokratie geschaffen werden soll, 
sondern daß dabei Bürokratie abgebaut werden 
soll. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie die Auffassung, daß die Anfangsbelastung für 
den Erwerber eines Eigenheims oder einer Eigen-
tumswohnung möglichst niedrig gehalten werden 
sollte, um auch den Empfängern von kleinen und 
mittleren Einkommen den Erwerb von Eigentum zu 
ermöglichen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Möl-
ler, ich bestätige dies noch einmal. Ich glaube, ich 
habe das soeben schon als ein erstes Orientierungs-
datum genannt, aber da Sie dies noch einmal erfra-
gen, bestätige ich Ihnen das ausdrücklich. Das ent-
spricht insbesondere auch den Wünschen derer, die 
bauen wollen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
bei der Beantwortung der Ausgangsfrage ausdrück-
lich betont haben, Ihre Antwort sei mit dem Abtei-
lungsleiter W abgestimmt, darf ich Sie fragen, ob 
die Antwort auch mit dem Finanzministerium abge-
stimmt wurde. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, bezüglich dieser Fragen stehen wir mit 
dem Finanzminister in Verhandlungen. Ich spreche 
hier im Namen der Bundesregierung, und das gilt 
dann für die gesamte Bundesregierung. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe Frage 12 des Ab-
geordneten Conradi auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die II. Be-
rechnungsverordnung fehlerhafte Ansätze für die Zinsen 
und falsche Vorstellungen über Entschuldungsgewinne ent-
hält? 

Zur Beantwortung, bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Con-
radi, die Bundesregierung ist nicht dieser Auffas-
sung. Das angesprochene Verfahren, auch bei sin-
kender Kapitalbindung grundsätzlich unveränderte 
Zinszahlungen anzusetzen, führt in dem bestehen-
den System nicht zu unangemessenen Ergebnis-
sen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage. 

Conradi (SPD): Kann ich das so verstehen, daß die 
Bundesregierung am Grundsatz der Berechnungs-
verordnung, wonach de facto Entschuldungsge-
winne möglich sind, festhalten will? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Con-
radi, die der II. Berechnungsverordnung zugrunde 
liegende Systematik wird durch die Bundesregie-
rung nicht geändert. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilen Sie generell die Lesbarkeit und Ver-
ständlichkeit der II. Berechnungsverordnung — un-
abhängig von derem sachlichen Inhalt — für einen 
Mieter in diesem Lande? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Die Lesbarkeit der 
II. Berechnungsverordnung ist nicht gut. Es wäre 
an der Zeit, im Rahmen der Umstrukturierung auch 
die Lesbarkeit zu verbessern. Die Bundesregierung 
mußte sich bei der Novellierung jedoch auf ein Min-
destmaß beschränken, und das hat sie getan. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
aus Ihrer Antwort auf die ursprünglich gestellte 
Frage schließen, daß sich die Bediensteten im 
Hause des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau, die sich mit der II. Be-
rechnungsverordnung zu beschäftigen haben, nicht 
nach Aufsätzen richten, sondern nach den politi-
schen Weisungen, die Sie hier vorgetragen haben? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, bei jeder heute von mir zu beantworten-
den Frage spielen Sie auf den Abteilungsleiter Woh-
nungswesen an. Ich wäre doch dankbar, wenn wir 
das einmal beenden könnten. Ich kann Ihnen noch 
einmal versichern: Der Bundesminister hat nach 
Abwägung aller Umstände einen ausgewiesenen 
Fachmann in dieses Haus geholt, 

(Waltemathe [SPD]: Ist er ausgewiesen?) 
und der ausgewiesene Fachmann hat nicht nur das 
Recht, sondern auch die Pflicht, seine Meinung 
kundzutun. Die endgültige politische Auffassung 
des Hauses wird durch den zuständigen Minister 
festgelegt. Darauf können Sie sich auch in Zukunft 
verlassen. 

Vizepräsident. Westphal: Herr Staatssekretär, ich 
fürchte, Sie haben noch keinen Grund, dankbar zu 
sein; denn ich sehe, hierzu gibt es noch eine Reihe 
von Fragen. 

Die nächste Frage, die Frage 13, hat Frau Abge-
ordnete Dr. Czempiel eingebracht: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das Wohn-
geld in seiner bewährten Form nur noch vorläufig beibehal-
ten und durch ungebundene Transferzahlungen ersetzt wer-
den sollte? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Czempiel, Wohngeld wird unter der Voraussetzung 
gewährt, daß mindestens Beträge in Höhe des 
Wohngeldes tatsächlich zur Aufbringung der Wohn-
kosten eingesetzt werden. Wohngeld in Form unge-
bundener Transferleistungen widerspräche diesem 
Grundsatz und wird deshalb von der Bundesregie-
rung nicht befürwortet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage, Frau 
Dr. Czempiel. 
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Frau Dr. Czempiel (SPD): Kann die Bundesregie-
rung dann sagen, was Wissenschaftler meinen, 
wenn sie Wohngeld durch ungebundene Transfer-
leistungen ersetzen wollen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Czempiel, ich betone noch einmal die Auffassung 
der Bundesregierung zum Wohngeld. Wir haben im-
mer gesagt, wir wollen Marktwirtschaft in der Woh-
nungsbaupolitik unter individueller Absicherung 
der einkommensschwachen Bevölkerungskreise. 
Da spielt das Wohngeld eine ganz entscheidende 
Rolle. 

Das Wohngeld hat den großen Vorteil, daß es 
treffsicher ist. Es wird nämlich nur so lange ge-
währt, wie einer der Hilfe bedarf. Wohngeld schafft 
auch keine Fälle künftiger Fehlbelegungen. Des-
halb hält die Bundesregierung ausweislich der Re-
gierungserklärung an dem Prinzip des Wohngelds 
fest. 

Vizepräsident Westphal: Eine zweite Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Dr. Czempiel. 

Frau Dr. Czempiel (SPD): Wenn ich Sie richtig ver-
standen habe, wird die Bundesregierung also unge-
bundene Transferleistungen ablehnen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich habe das eben 
bereits bekundet. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, was 
gedenkt die Bundesregierung in dieser Legislatur-
periode zu tun, um die Leistungsfähigkeit des 
Wohngeldes zu festigen und weiterzuentwickeln? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Möl-
ler, die Bundesregierung beabsichtigt, in dieser Le-
gislaturperiode die Wohngeldleistungen im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel mit dem Ziel 
anzupassen, das bisherige Leistungsniveau zu er-
halten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, gilt das 
Wort des Bauministers noch, daß das Wohngeld 
zum 1. Januar 1985 novelliert — und das soll ja wohl 
heißen: verbessert — werde, so daß Anfang näch-
sten Jahres eine Novelle auf den Tisch kommt, und 
mit welcher finanziellen Masse wird in dem Zusam-
menhang gerechnet, die eingesetzt werden kann? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Sie werden verste-
hen, daß ich mich jetzt nicht auf genaue Zahlen ein-
lassen kann. Aber der Wohnungsbauminister hat 
die Absicht, an dem Termin, den Sie nannten, fest-
zuhalten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Rönsch. 

Frau Rönsch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wie hat sich der Anteil der Wohngeldempfänger bei  

den Mietern im öffentlich geförderten Wohnungs-
bau einerseits und bei den frei finanzierten Woh-
nungen andererseits in den letzten Jahren entwik-
kelt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Wir haben darüber 
eine Statistik, die ich aber im Moment nicht präsent 
habe. Ich will Ihnen die Frage gerne schriftlich be-
antworten. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
jetzt bei mehreren Fragen, auch bei dieser, der Mei-
nung des Abteilungsleiters entgegengetreten sind, 
darf ich Sie fragen, wodurch sich dieser Abteilungs-
leiter nun besonders ausgewiesen hat. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, erstens durch seine wissenschaftliche Lei-
stung, zweitens durch einen klaren Überblick über 
die Gesamtproblematik. Drittens ist er ein Mann 
der sozialen Marktwirtschaft, 

(Zurufe von der SPD: Aha!) 
der durchaus auch einen Sinn für sozialpolitische 
Komponenten hat. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilt die Bundesregierung Anregungen ins-
besondere aus dem Bereich der großen Großstädte, 
bei einer eventuellen Novellierung des Wohngeldes 
vor allem den dortigen Anliegen gerecht zu wer-
den? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kansy, Sie spielen damit auf das Wohngeld S an. 
Diese Frage ist in der Diskussion. Hier sind noch 
mehrere Gesichtspunkte gegeneinander abzuwä-
gen: Einmal der berechtigte Hinweis auf die Son-
dersituation der Ballungsgebiete. Auf der anderen 
Seite kommen dadurch auch regionalspezifische 
Probleme auf uns zu. Diese Diskussion ist noch 
nicht abgeschlossen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 14 der 
Frau Abgeordneten Dr. Czempiel auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Propagie-
rung der Selbst- und Eigenhilfe im Wohnungsbau eine An-
stiftung zur Steuerhinterziehung ist? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Czempiel, Dienst- und Werkleistungen, die auf Ge-
fälligkeit oder Nachbarschaftshilfe beruhen, sowie 
die Selbsthilfe im Sinne von § 36 des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes erfüllen weder den Tatbestand 
einer Ordnungswidrigkeit nach dem Gesetz zur Be-
kämpfung der Schwarzarbeit, noch unterliegen sie 
einer Besteuerung. Deshalb kann die Propagierung 
dieser Tätigkeiten auch nicht als Anstiftung zur 
Steuerhinterziehung gewertet werden. 
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Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete Czem-
piel, lassen Sie sich einen Moment unterbrechen. 
Hinter Ihnen stehen ein paar Kollegen, von denen 
ich den Eindruck habe, daß Ihre Unterhaltung in-
tensiv ist, aber stört. Insofern würde ich bitte, daß 
das an anderer Stelle fortgesetzt wird. 

Eine Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Czem-
piel. 

Frau Dr. Czempiel (SPD): Ist es richtig, daß die 
Bundesregierung den wissenschaftlichen Ratschlä-
gen nicht folgen wird, um die Selbsthilfe beim 
Bauen zu unterbinden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, hier 
gibt es zwei Seiten: auf der einen Seite die Schwarz-
arbeit, auf der anderen Seite die Selbsthilfe. Die 
konkrete Grenzziehung im Einzelfall ist schwierig. 
Dieser Versuch wurde mit dem Gesetz zur Bekämp-
fung der Schwarzarbeit unternommen. Dieses Ge-
setz grenzt die Selbsthilfe von der Schwarzarbeit 
ab. Nach diesem Gesetz gehören zur Selbsthilfe die 
Arbeitsleistungen, die zur Durchführung eines Bau-
vorhabens vom Bauherrn selbst, von seinen Ange-
hörigen oder von anderen unentgeltlich oder auf 
Gegenseitigkeit erbracht werden. 

Diese Formulierungen beruhen auf einer Novel-
lierung vom 1. Januar 1982. 
Zu der Frage, welche Erfahrungen wir mit diesem 
Gesetz gemacht haben: Wir sind gerade dabei, diese 
Erfahrungen zu sammeln, denn wir sind verpflich-
tet, bis zum 30. Juni 1984 über die Erfahrungen mit 
dem Gesetz zur Bekämpfung der illegalen Beschäf-
tigung zu berichten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage, Herr Dr. Da-
niels. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, hält 
die Bundesregierung nach ihrem gegenwärtigen 
Kenntnisstand dieses Gesetz zur Bekämpfung der 
Schwarzarbeit für änderungsbedürftig? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung will zunächst die Erfahrungen mit diesem Ge-
setz sammeln, bevor sie diese Frage abschließend 
beantwortet. Wenn es Auswüchse mit der Schwarz-
arbeit draußen vor Ort gibt, ist das natürlich auch 
ein Anlaß für die Exekutive, darüber zu wachen, 
daß die geltenden Bestimmungen eingehalten wer-
den. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie die Auffassung, daß ohne Selbsthilfe für viele 
Bürger unserer Bundesrepublik Deutschland der 
Erwerb von Wohneigentum nicht möglich wäre? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Möl-
ler, im Rahmen des geltenden Rechts, an das wir 
uns halten, möchte ich Ihre Frage mit einem klaren 
Ja beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Immer (Altenkirchen). 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatssekretär, 
wird die Bundesregierung in Zukunft die Gewäh-
rung öffentlicher Mittel zum Wohnungsbau, insbe-
sondere zum Eigenheimbau, davon abhängig ma-
chen, wie es die Bauwirtschaft fordert, daß die Bau-
ten nachgewiesenermaßen nicht in Schwarzarbeit 
errichtet wurden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich sehe hier kei-
nen Kausalzusammenhang, Herr Kollege. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, sind Sie 
nicht der Meinung vieler Fachleute, daß das Gesetz 
zur Bekämpfung der Schwarzarbeit ausreicht, daß 
es vielmehr ein Vollzugsdefizit der Länder gibt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Dieses schließe ich 
nicht aus, Herr Kollege Grünbeck. Gleichwohl 
möchten wir erst einmal die Erfahrungen, die wir 
zur Zeit sammeln, sorgfältig prüfen, bevor wir dann 
am 30. Juni 1984, wie das Gesetz es befiehlt, hier-
über dem Hause Mitteilung machen. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 15 des 
Abgeordneten Schmitt (Wiesbaden) auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die öffentli-
che Hand nicht mehr wie bisher aus sozialen Gründen beson-
ders preisgünstiges Bauland für einkommensschwächere 
Haushalte zur Verfügung stellen sollte, und welche Folgerun-
gen zieht sie gegebenenfalls daraus für die öffentliche Eigen-
tumsförderung? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, Bund, Länder, Gemeinden, Gemeindever-
bände und sonstige Körperschaften und Anstalten 
des öffentlichen Rechts und die von ihnen wirt-
schaftlich abhängigen Unternehmen sind nach § 89 
Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes zur För-
derung des Wohnungsbaus verpflichtet, Grund-
stücke als Bauland für den Wohnungsbau zu ange-
messenen Preisen bereitzustellen. Der Bund 
kommt dieser Verpflichtung durch die Bereitstel-
lung verbilligter bundeseigener Grundstücke für 
den öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau 
nach. 

Die Bereitstellung preisgünstigen Baulands zu-
gunsten bestimmter, insbesondere einkommens-
schwächerer Bevölkerungsgruppen ist vor allem 
auch eine Aufgabe der gemeindlichen Baulandpoli-
tik. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schmitt. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
hält danach die Bundesregierung die wissenschaft-
liche Lehrmeinung für falsch, daß preisgünstiges 
Bauland für einkommensschwächere Haushalte die 
Baulandpreise auf dem freien Markt in die Höhe 
treibt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, ich verweise noch einmal auf das, was ich 
soeben für die Bundesregierung erklärt habe, 
möchte allerdings hinzufügen, daß es früher ein Ge-
setz gab über die verbilligte Veräußerung, Vermie- 
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tung und Verpachtung von bundeseigenen Grund-
stücken. Darin hieß es, daß der Bundesminister der 
Finanzen ermächtigt wird, bebaute und unbebaute 
bundeseigene Grundstücke unter dem vollen Wert 
zu veräußern. Es war die frühere Bundesregierung, 
die dafür gesorgt hat, daß dieses Gesetz ersatzlos 
aus dem Verkehr gezogen wurde. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Dr.-Ing. 
Kansy [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Schmitt. 

Schmitt (Wiesbaden) (SPD): Herr Staatssekretär, 
sind Sie bereit einzuräumen, daß sich dieses Gesetz 
nur auf bundeseigene Grundstücke bezog und daß 
unabhängig davon Länder und Gemeinden eigene 
Entscheidungen treffen können, und sind Sie nicht 
auch der Auffassung, daß die Grundstückspreise 
stärker durch den Mangel an Bauland, vor allem in 
den Ballungsgebieten, und derzeit geltende steuer-
rechtliche Regelungen bestimmt werden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schmitt, ich hatte soeben bereits darauf hingewie-
sen, daß es sich um bebaute und unbebaute bundes-
eigene Grundstücke handelte. Aber der Bund sollte 
mit gutem Beispiel vorangehen, und das hat er in 
diesem Punkt damals nicht getan. Daß es einen 
Sachzusammenhang gibt zwischen Baulandpreisen 
und Mangel an Bauboden, verkenne ich nicht. Wir 
appellieren an die Gemeinden, sich in den Dienst 
einer Grundstückspolitik zu stellen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, bestä-
tigen Sie meinen Hinweis, daß das Gesetz, das Sie 
soeben erwähnt haben und das damals mit den 
Stimmen der SPD aufgehoben worden ist, eine No-
vellierung erfahren sollte, die damals mit den Stim-
men der SPD-Kollegen im Ausschuß ebenfalls ver-
hindert worden ist, nachdem damals von der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion eine Novelle eingebracht 
worden war zur verbilligten Veräußerung von 
Grundstücken insbesondere an die Bezieher kleiner 
und mittlerer Einkommen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Möl-
ler, Sie haben recht. Die CDU/CSU hatte damals 
einen Gesetzentwurf eingebracht. Dieser Gesetz-
entwurf, der eine Änderung des Grundstücksverbil-
ligungsgesetzes zum Ziel hatte, wurde im Hinblick 
auf das Außerkraftsetzen des Gesetzes durch die 
damalige Mehrheitsfraktion in der Ausschußsit-
zung für gegenstandslos erklärt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dörflinger. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie angesichts der soeben auch in der Frage 
des Kollegen Schmitt zum Ausdruck gekommenen 
rührenden Sorge um den geistigen Horizont eines 
leitenden Mitarbeiters von Ihnen bestätigen, daß es  

zur Qualifikation auch gehört, alternative Konzepte 
zu überlegen? 

(Zurufe von der SPD) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dörf-
linger, wir legen größten Wert darauf, daß bei allen 
wichtigen Entscheidungen, die zu treffen sind, nicht 
nur eine Einheitsmeinung, sondern die Palette der 
Möglichkeiten dem federführenden Minister auf 
den Tisch gelegt wird. Der Wohnungsbauminister 
Dr. Schneider legt größten Wert darauf, nicht etwas 
gefiltert zu bekommen, sondern das Spektrum aller 
Möglichkeiten auf dem Tisch zu haben, bevor er die 
politische Entscheidung fällt. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sperling. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, wann 
haben wir denn mit einem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zu rechnen, der den Wortlaut des al-
ten Gesetzentwurfs der Opposition aufgreift und 
obendrein die damalige Gesetzesänderung der frü-
heren Regierung rückgängig macht und zu dem al-
ten Rechtszustand zurückkehrt? Kommt das bald? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sper-
ling, es ist schon interessant, daß Sie etwas fordern, 
was Sie selber vorher abgeschafft haben. Ich kann 
noch einmal sagen: Zur Bodenpolitik wird die Bun-
desregierung gesondert Stellung nehmen. 

(Lachen bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
Sie der Meinung, daß der sozialpolitische oder auch 
wohnungspolitische Zweck, der durch eine verbil-
ligte Abgabe von Bauland unter dem Verkehrswert 
erreicht werden kann, auch auf andere Weise mit 
dem gleichen Wirkungsgrad erreicht werden könn-
te, etwa durch eine Zuschußzahlung oder eine an-
dere Art von Subvention, und daß deshalb die Fra-
ge, welche Methode man hier wählt, keine Frage 
der Verneinung des sozialpolitischen oder woh-
nungspolitischen Zwecks ist, sondern ausschließlich 
eine Frage der zweckmäßigen Methode und Art der 
Förderung? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Daniels, ich bestätige Ihre Auffassung. Das Bauen 
hat drei Kostenfaktoren: das Bauland, dann die 
Baukosten selbst und schließlich die Finanzie-
rungskosten. Gerade auf dem Gebiet der Baukosten 
hat der Wohnungsbauminister kürzlich mehrere 
Modelle für kosten- und flächensparendes Bauen 
vorgelegt, die nichts anderes zum Ziel haben, als die 
gesamte Finanzierung auf eine bessere Basis zu 
stellen, so daß auch die Eigentum begründen kön-
nen, die es bisher nicht konnten. Insofern beant-
worte ich Ihre Frage mit Ja. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Rönsch. 
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Frau Rönsch (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
aus gegebenem Anlaß frage ich, ob Sie nicht auch 
der Meinung sind, daß z. B. Gemeinden billiges Bau-
land nicht an Bezieher höherer Einkommen, z. b. 
Oberbürgermeister oder Stadträte, vergeben soll-
ten. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich darf noch ein-
mal sagen, die Erfahrungen, die wir gesammelt ha-
ben, Frau Kollegin Rönsch, gehen dahin, daß viele 
Gemeinden, auch meine eigene Heimatstadt, auf 
Grund besonderer sozialpolitischer Kriterien Bau-
land an die abgeben, die erstmals bauen wollen, und 
dabei genau das verwirklichen, was Sie im Sinn 
haben. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, hat 
Ihr Haus schon einmal Überlegungen angestellt, ob 
nicht möglicherweise neue Finanzierungsmodelle 
für den sozialen Wohnungsbau der Art entwickelt 
werden können, daß Grundstücke im Verfahren der 
Erbpacht an die Errichter von Gebäuden im sozia-
len Wohnungsbau gegeben werden? Damit könnte 
man Grundstücke zum Nulltarif zur Verfügung stel-
len und später wieder darüber verfügen. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sau-
ermilch, das Erbbaurecht ist ein wichtiger Faktor, 
die Basis für Eigenheime zu schaffen. Die Bundes-
regierung bejaht das Rechtsinstitut des Erbbau-
rechts. Nur möchte die Bundesregierung nicht eine 
Politik begünstigen, die in die Richtung des aus-
schließlichen Erbbaurechts geht. Sie möchte, daß 
auch die, die es bisher nicht konnten, privates 
Eigentum an Grund und Boden erwerben können. 
Sie macht eine Politik, die Sie mit der Überschrift 
versehen können: Mehr Mieter sollen Eigentümer 
werden. 

Vizepräsident Westphal: Nun eine Zusatzfrage des 
Abgeordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, wir ha-
ben von Ihnen erfahren, daß Sie der Meinung ent-
gegentreten, verbilligte Grundstücke verteuerten 
den Baulandmarkt, und wir haben gelernt, daß die 
alte Regierung Fehler gemacht hat. Ich darf Sie fra-
gen: Wann wird die Wenderegierung in der Lage 
sein, alles zum Guten zu wenden und ein Grund-
stücksverbilligungsgesetz vorzulegen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, die Wende ist allein dadurch eingetreten, 
daß es in der Bevölkerung ein neues Bewußtsein 
für private Investitionen gegeben hat. 

(Lachen bei der SPD) 
— Wenn Sie darüber lachen, kann ich nur sagen: 
Ihr früherer Wohnungsbauminister hätte sich 
glücklich geschätzt, wenn er mit einem solchen So-
fortprogramm an die Öffentlichkeit hätte treten 
können, wie es der Wohnungsbauminister Schnei-
der tun konnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage zu die-
ser Frage, Herr Abgeordneter Kansy. 

Dr. - Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
teilen Sie die Auffassung, daß eine Entlastung des 
Baulandmarktes auch dadurch erzielt werden kann, 
daß eine neue Form des Bauens und des Wohnens 
— unter dem Schlagwort „flächensparendes Bauen" 
— erreicht wird? Gedenkt die Bundesregierung, das 
zu fördern? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kan-
sy, ich möchte darauf hinweisen, daß natürlich auch 
die Baulückenproblematik hier eine Rolle spielt. 
Wenn wir feststellen, daß in mehreren Städten die 
Baulücken in öffentlicher Hand sind, dann sollte die 
öffentliche Hand hier mit gutem Beispiel vorange-
hen. 

Zu dem, was Sie zum flächen- und kostensparen-
den Bauen sagen, möchte ich sagen, daß der Woh-
nungsbauminister gerade hier einen Schwerpunkt 
der Politik gesetzt hat. Ich erinnere an die vielen 
Preisausschreiben, die es jetzt zu dieser Frage gibt. 
Die ersten Erfolge sind da. Man kann zu Konditio-
nen, die sich um 300 000 DM bewegen, auch heute 
ein Eigenheim erwerben, ohne daß die Ausstattung 
zu wünschen übrig läßt. 

Vizepräsident Westphal: Wir kommen zur Frage 16 
des Abgeordneten Müntefering. 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Einkom-
mensgrenzen, die zum Bezug einer öffentlich geförderten 
Wohnung berechtigen, herabgesetzt werden sollten? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mün-
tefering, die Bundesregierung ist nicht dieser Auf-
fassung. 

Vizepräsident Westphal: Das war schon alles?  — 
Dann kommt eine Zusatzfrage vom Abgeordneten 
Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, gilt diese 
Verneinung auch für die Frage, ob Bewohner, die 
nicht mehr innerhalb der Einkommensgrenzen lie-
gen, aus der Wohnung ausziehen müssen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Sie berühren damit 
das Problem der Fehlbelegung. Die Bundesregie-
rung hat zu keiner Zeit die Auffassung vertreten, 
daß ein Fehlbeleger sein Haus verlassen soll. Nur 
sollte der Fehlbeleger, weil er ja jetzt bessere Ein-
kommensverhältnisse hat, eine marktgerechte 
Miete zahlen. Ich glaube, wir sind es dem deutschen 
Steuerzahler schuldig, daß wir eine Konzentration 
der öffentlichen Mittel auf die anstreben, die dieser 
Hilfe wirklich bedürfen, und die Mitnehmereffekte 
ausschalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Eine zweite Zusatzfrage 
des Abgeordneten Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, da Sie 
auch in diesem Punkt der Einkommensgrenzen die 
Linie des sozialdemokratischen früheren Ministers 
fortsetzen und im Gegensatz zu dem stehen, was 
Ihr Abteilungsleiter Wohnungswesen dazu ge- 
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schrieben hat, frage ich Sie: Können Sie mir einen 
Punkt nennen, in dem dieser Abteilungsleiter mit 
der Meinung des Bundesbauministers in Überein-
stimmung ist? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mün-
tefering, wir setzen nichts fort — wie Sie soeben 
gesagt haben —, was die frühere Bundesregierung 
hier gemacht hat. Wir haben diesen Tatbestand vor-
gefunden. Man kann in der Tat trefflich darüber 
streiten, ob es eine glückliche Regelung war, daß 
Sie 51 % der Haushalte in der Bundesrepublik 
Deutschland ein Wohnrecht im Sozialen Wohnungs-
bau einräumen, aber nur ein Drittel dieser Berech-
tigten diesen Anspruch verwirklichen kann, weil 
nur für dieses Drittel Sozialwohnungen zur Verfü-
gung stehen. Sie haben mit der früheren Regierung 
Erwartungen geweckt, die Sie niemals erfüllen kön-
nen, da nur ein Drittel der Berechtigten versorgt 
werden kann, während zwei Drittel der Berechtig-
ten zwar einen Anspruch haben, aber niemals in 
einer Sozialwohnung wohnen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Abgeordneter Sperling, 
eine Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD): Herr Staatssekretär, stimmen 
Sie mir zu, daß Ihr wissenschaftlich ausgewiesener 
Mitarbeiter noch eine Menge Meinungswandel vor 
sich hat, den Sie bereits hinter sich haben? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sper-
ling, Sie sind für die Qualität Ihrer Fragen bekannt. 
Ich sage noch einmal, Herr Kollege Sperling: Sie 
sollten nicht der Versuchung erliegen, einen Keil 
zwischen den Abteilungsleiter Wohnungswesen und 
der Leitung des Hauses zu treiben. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
angesichts der Fülle der Fragen, die unsere Kolle-
gen von der Opposition insbesondere einer Abtei-
lung Ihres Hauses widmen, frage ich Sie: Sind Sie 
nicht heute auch zu der Auffassung gekommen, daß 
Sie mit der Wahl dieses Abteilungsleiters die größt-
mögliche Beachtung gefunden haben, die Ihnen 
eine parlamentarische Opposition überhaupt schen-
ken konnte? 

(Heiterkeit) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kan-
sy, Publizität ist für eine Regierung notwendig. Wir 
haben sie jetzt durch einen Gesichtspunkt mehr 
erreicht. 

(Schneider [Berlin] [GRÜNE]: Publizität ist 
aber nicht mit Qualität gleichzusetzen!) 

Vizepräsident Westphal: Jetzt kommt eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem 
der Ausgewiesene offensichtlich bei Ihnen im Mini-

sterium Asyl gefunden hat, möchte ich eine sachli-
che Frage anschließen: Sind Sie hinsichtlich der 
Einkommensgrenzen im Sozialen Wohnungsbau 
der Auffassung, daß diese von Zeit zu Zeit an die 
Einkommensentwicklung angepaßt werden müs-
sen, so daß sie möglicherweise in Kürze im Hinblick 
auf eingetretene Einkommenssteigerungen herauf-
gesetzt werden müssen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, zunächst einmal möchte ich das Wort 
„Asylrecht" namens der Bundesregierung zurück-
weisen. 

Zweitens, Herr Kollege Waltemathe, brauchen 
wir mehr Gerechtigkeit innerhalb des Sozialen 
Wohnungsbaus, wie wir ihn vorfinden. Da spielt die 
von Ihnen angeschnittene Frage der Überprüfung 
eine Rolle, aber es gibt auch andere Möglichkeiten, 
mehr Gerechtigkeit im Sozialen Wohnungsbau zu 
schaffen. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage des Ab-
geordneten Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir erklären, wie es kommt, daß die alte soziallibe-
rale Bundesregierung das Gesetz zur Fehlbele-
gungsabgabe verabschiedet hat und daß sich bisher 
ausgerechnet die SPD-regierten Länder geweigert 
haben, dieses Gesetz in ihren eigenen Ländern ein-
zuführen? 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Das stimmt 
gar nicht! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Grün-
beck, um der Wahrheit die Ehre zu geben: Minister 
Zöpel hat in Nordrhein-Westfalen die Fehlbele-
gungsabgabe eingeführt. Das möchte ich hier fest-
stellen. Ich darf vielleicht darauf hinweisen, daß die 
CDU/CSU-Fraktion nie ein Befürworter der Fehlbe-
legungsabgabe war und daß es damals einen Kom-
promiß im Vermittlungsausschuß gegeben hat, den 
alle Seiten des Hauses gemeinsam getragen ha-
ben. 

(Zuruf von der SPD: Tragen mußten!) 
Die Liberalisierung ist bei dem Modellvorschlag am 
stärksten eingetreten, der von der damaligen Oppo-
sition eingeführt wurde; denn die Zinsanhebung hat 
in der Tat wieder zu verstärktem Wohnungsbau ge-
führt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Grünbeck, Sie wa-
ren offensichtlicht so von Ihrer Fragestellung faszi-
niert, daß Sie vergessen haben, daran zu denken, 
daß wir auch während der Beantwortung der Frage 
noch stehenbleiben wollen. 

(Heiterkeit) 
Eine Zusatzfrage des Kollegen Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind 
Sie bereit, Ihrem Abteilungsleiter, dem Universi-
tätsdozenten Dr. Eekhoff, zu empfehlen und dazu 
die nötigen Gelegenheiten zu geben, den Kollegen 
der SPD die Möglichkeit einzuräumen, in einem 
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wissenschaftlichen Seminar — privatissime et gra-
tis — in die wirtschaftlichen und wissenschaftli-
chen Erkenntnisse der Wohnungswirtschaft einge-
führt zu werden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Möller, wir drängen uns nicht auf, sind aber 
jederzeit bereit, Ausführungen zu machen, wenn 
wir dazu gebeten werden. 

Vizepräsident Westphal: Ich rufe die Frage 17 des 
Abgeordneten Müntefering auf: 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die gemein-
nützige Wohnungswirtschaft unter mangelnder Effizienz lei-
det, und welche Folgerungen zieht sie gegebenenfalls daraus 
für eine Neuregelung des Rechts der Gemeinnützigkeit? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mün-
tefering, Bund und Länder prüfen zur Zeit, ob und 
inwieweit das Recht über die Gemeinnützigkeit im 
Wohnungswesen an die gegenwärtigen Verhält-
nisse angepaßt werden muß. Dabei werden alle be-
kannten Vorschläge berücksichtigt und gewertet. 
Ferner hat die Bundesregierung eine Überprüfung 
der Steuervorteile der gemeinnützigen Wohnungs- 
und Siedlungsunternehmen eingeleitet. Die Prüfun-
gen sind noch im Gange. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
möchte von Ihnen doch gern wissen, ob Sie der 
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft mangelnde 
Effizienz unterstellen. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Das Wort „Effi-
zienz" ist in dieser Weise nicht angebracht. Wohl 
aber gibt es in der gemeinnützigen Wohnungswirt-
schaft eine völlig neue Problemorientierung, allein 
dergestalt, ob sie künftig weiterhin zum Bauen ver-
pflichtet sein sollen oder nicht. Ich kann für die 
Bundesregierung zunächst einmal feststellen, Herr 
Kollege Müntefering, daß am Prinzip der Gemein-
nützigkeit nicht gerüttelt werden soll. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie 
das so einschätzen wie wir und die Bedeutung der 
gemeinnützigen Wohnungswirtschaft bejahen, wä-
ren Sie dann bereit, wissenschaftlichen Äußerun-
gen entgegenzutreten, die der gemeinnützigen Woh-
nungswirtschaft mangelnde Effizienz unterstellen 
und ihr unterstellen, daß sie sich mit Gehältern und 
sonstigen Sonderleistungen besonders gut segnet? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mün-
tefering, ich greife zunächst Ihr Bild von der Wis-
senschaft auf. Es gibt ein wissenschaftliches Gut-
achten des Wissenschaftlichen Beirats beim Bun-
deswirtschaftsministerium. Die Experten kommen 
da zu der Erkenntnis, daß der Status quo der ge-
meinnützigen Wohnungswirtschaft überprüft wer-
den müsse. Es wird auf zwei Möglichkeiten hinge-

wiesen: Entweder sei das Steuerprivileg zu belas-
sen, oder es sei zu nehmen. Wenn man das Steuer-
privileg belasse, müsse als Äquivalent eine Gegen-
leistung erbracht werden, d. h. eine stärkere Bin-
dung der Gemeinnützigen an die Versorgung der 
einkommenschwachen Bevölkerungskreise. 

Diesem wissenschaftlichen Petitum verschließt 
sich die Bundesregierung nicht. Deshalb ist der 
Prüfungsauftrag ergangen. Wir haben gleichzeitig 
eine Bund-Länder-Kommission eingesetzt, die in 
diesen Tagen dabei ist, den Schlußbericht auszuar-
beiten. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, sind Sie in 
der Lage, die Frage zu beantworten, wie hoch der 
Prozentsatz der Förderung von Mietwohnungen der 
gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften ist im 
Verhältnis zu der Förderungsquote im Eigenheim-  
bzw. im Eigentumswohnungsbau? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich will es gern 
überprüfen und Ihnen mitteilen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Dr. Möller zu einer 
Zusatzfrage. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Auffassung, daß die gemeinnützige Woh-
nungswirtschaft zwischen Staat und Markt gerade 
für Bevölkerungskreise mit niedrigen und mittleren 
Einkommen eine ganz besondere Rolle spielt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Möl-
ler, die gemeinnützige Wohnungswirtschaft hat in 
Zeiten des Wiederaufbaus einen hervorragenden 
Anteil an der Gesamtversorgung gehabt. Die ge-
meinnützige Wohnungswirtschaft ist bereit, ihre 
Aufgaben zugunsten derjenigen Einkommensgrup-
pen, um die es sich handelt, auch in Zukunft zu 
erfüllen. 

Vizepräsident Westphal: Zu einer Zusatzfrage 
Herr Abgeordneter Waltemathe. 

Waltemathe (SPD): Herr Staatssekretär, halten 
Sie insgesamt die von uns gestellten Fragen — 
auch die letzte — für nützlich, weil sie Ihnen Gele-
genheit gegeben hat, den Mitarbeitern Ihres Hau-
ses zu sagen, nach welchen Kriterien sie arbeiten 
sollen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Wal-
temathe, ich muß Sie enttäuschen: Wir sind erst bei 
der vorletzten Frage. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatssekretär, Sie 
mußten diese Frage nicht beantworten. Was Kol-
lege Waltemathe gefragt hat, war zwar humori-
stisch, stand aber nicht im Sachzusammenhang mit 
seiner Hauptfrage. 

Ich rufe die Frage 18 der Abgeordneten Frau Dr. 
Skarpelis-Sperk auf: 
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Treffen Pressemeldungen (Allgäuer Rundschau vom 

30. September 1983) zu. die besagen, daß der Bundesminister 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau innerhalb eines 
Jahres präzise Aussagen darüber machen will, auf welche 
Weise den Gemeinden in Fremdenverkehrsgebieten Mög-
lichkeiten — beispielsweise durch die Erhebung besonderer 
Steuern und Abgaben vor Ort — an die Hand gegeben wer-
den sollen, den ausufernden Zweitwohnungsbau in den Griff 
zu bekommen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
wenn Sie gestatten, würde ich im Zusammenhang 
damit auch die Frage 19 beantworten. 

Vizepräsident Westphal: Die Fragenstellerin ist 
einverstanden. Ich rufe also auch die Frage 19 der 
Abgeordneten Frau Dr. Skarpelis-Sperk auf: 

Wenn ja, wann ist tatsächlich mit einer solchen Gesetzes-
vorlage zu rechnen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin Skar-
pelis-Sperk, den von Ihnen erwähnten Pressemel-
dungen liegt eine Problembeschreibung des Herrn 
Wohnungsbauministers zur Situation der Zweit-
wohnungen zugrunde. Nach geltendem Recht ha-
ben die Gemeinden weitreichende Möglichkeiten, 
einer unerwünschten Bildung von Zweitwohnun-
gen, insbesondere durch Umwandlung von Beher-
bergungsbetrieben in Apartmenthäuser, entgegen-
zuwirken. Auch der Erlaß von Erhaltungssatzungen 
nach § 39h des Bundesbaugesetzes, durch die Frem-
denverkehrsgemeinden die Errichtung von Zweit-
wohnungen in zahlreichen Fällen verhindern kön-
nen, ist vor kurzem erst durch eine neue Gerichts-
entscheidung bestätigt worden. Ob darüber hinaus 
noch gesetzgeberische Maßnahmen erforderlich 
sind, ist Gegenstand der von der Bundesregierung 
bereits eingeleiteten Gesamtüberprüfung des Städ-
tebaurechts, die ein neues Baugesetzbuch zum Ziel 
hat. 

Die Frage der Zulässigkeit der Erhebung einer 
Zweitwohnungssteuer durch die Gemeinden muß 
nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes 
vom jeweiligen Landesgesetzgeber entschieden 
werden. Einige Länder haben bereits entspre-
chende Möglichkeiten geschaffen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage der Abgeord-
neten Frau Skarpelis-Sperk. 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD): Herr Staatssekre-
tär, habe ich Sie richtig verstanden, daß die Bundes-
regierung eine Änderung des Bundesbaugesetzes 
erwägt, um dem ausufernden Zweitwohnungsbau 
entgegenzuwirken, und sind Sie bereit, mir zu sa-
gen, in welchem Zeitraum Sie diese Änderung des 
Bundesbaugesetzes oder ein neues Bundesbauge-
setz vorzulegen bereit sind? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich darf noch ein-
mal auf meine Antwort zu sprechen kommen: So-
weit es sich um die Zweitwohnungssteuer handelt, 
verweise ich auf die Gesetzgebungskompetenz der 
Länder. 

(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Das habe 
ich verstanden, Herr Staatssekretär! Ich 
frage Sie jetzt, was das Bundesbaugesetz 

angeht!) 

— Darauf wiederhole ich ebenfalls: Ob weitere ge-
setzgeberische Maßnahmen erforderlich sind, ist 
Gegenstand der von der Bundesregierung eingelei-
teten Gesamtüberprüfung des Städtebaurechts. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Skarpelis-Sperk. 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD): Dies bedeutet also, 
daß die Pressemeldungen in der „Allgäuer Rund-
schau" vom 30. September 1983, in der der Bundes-
bauminister innerhalb eines Jahres verbindliche 
Aussagen zugesagt hat, nicht zutreffen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich kann die Pres-
semeldung in der Form, wie Sie die Frage stellen, 
nicht bestätigen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben zwei weitere 
Zusatzfragen. 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk (SPD): Herr Staatssekre-
tär, haben die Beamten Ihres Hauses die von mir in 
der Fragestellung zitierte Pressemeldung, die Ihnen 
j a über den Ausschnittdienst zugänglich sein sollte, 
nicht gelesen? Denn darin sind diese Anmerkungen 
gemacht worden. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich 
sage noch einmal: Die Pressemeldung liegt vor. Ich 
habe die Pressemeldung zum Anlaß genommen, Ih-
nen mitzuteilen, daß dieser eine Problembeschrei-
bung des Ministers zugrunde liegt und der Minister 
die Aussage in der Form, wie es in der Pressemel-
dung steht, nicht getan hat. 

Vizepräsident Westphal: Letzte Zusatzfrage. 
(Frau Dr. Skarpelis-Sperk [SPD]: Herzli

-

chen Dank!) 
Dann kommt eine Zusatzfrage des Abgeordneten 

Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, sind Ihnen 
Erfahrungen bekannt, wonach durch die Erhebung 
der Zweitwohnungssteuer die Grundstückspreise in 
den Gemeinden, in denen die Zweitwohnungssteuer 
erhoben wurde, sprunghaft angestiegen sind? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Dies läßt sich nicht 
in bezug auf eine Gemeinde beantworten; dies un-
terliegt einer unterschiedichen Betrachtungsweise. 
Sie können die Fälle nicht für eine Gemeinde gene-
rell beurteilen; da müßten Sie dann schon in eine 
Einzelbetrachtung eintreten. 

Vizepräsident Westphal: Sie können in diesem Fall 
eine zweite Zusatzfrage stellen. Aber ich will Sie 
nicht animieren. Ich wollte Sie nur auf Ihr Recht 
aufmerksam machen. 

(Heiterkeit) 

Grünbeck (FDP): Herr Präsident, ich bin Ihnen für 
Ihre fürsorgliche Amtsführung außerordentlich 
dankbar. 

Herr Staatssekretär, in Baden-Württemberg lie-
gen Erkenntnisse vor, daß die Zweitwohnungs-
steuer zu erheblichen Grundstücksverteuerungen 
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geführt hat. Wären Sie bereit, dort entsprechende 
Rückfragen zu stellen und das Ergebnis dem Parla-
ment zu vermitteln? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Grün-
beck, nach unseren Erkenntnissen wird die Zweit-
wohnungssteuer in einigen Gemeinden — es darf ja 
nicht in allen Gemeinden sein — der Länder Baden

-

Württemberg, Schleswig-Holstein und Niedersach-
sen erhoben; Bayern hat sich ausdrücklich dagegen 
ausgesprochen. Ich werde in diesen drei Ländern 
die von Ihnen gewünschte Information einholen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Dörflinger. 

Dörflinger (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann 
man davon ausgehen, daß die Bundesregierung ge-
rade diese Problematik in ihre Überlegungen zur 
Formulierung eines neuen Baugesetzbuches einflie-

ßen lassen wird, und sind Sie darüber hinaus nicht 
auch meiner Meinung, daß es sich dabei nicht nur 
um ein Bundesgesetz handeln kann, sondern auch 
um ein besonders verantwortungsbewußtes Verhal-
ten der jeweiligen Gemeinden geht, was Grund-
stücke usw. angeht? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Erstens. Ich habe 
soeben bereits darauf aufmerksam gemacht, daß 
die von Ihnen gestellte Frage bei der Novellierung 
des Städtebaurechts gepüft wird. 

Zweitens bestätige ich Ihnen ausdrücklich, daß es 
in der Hoheit der einzelnen Gemeinden steht, ob sie 
eine Zweitwohnungssteuer erheben. Das Bundes-
verwaltungsgericht hat die Zulässigkeit einer 
Zweitwohnungssteuer in einem Grundsatzurteil, 
das in der „Neuen Juristischen Wochenschrift" 1980 
abgedruckt ist, noch einmal ausdrücklich bejaht. 

Vizepräsident Westphal: Zweite Zusatzfrage des 
Abgeordneten Dörflinger. 

Dörflinger (CDU/CSU): Ich darf kurz ergänzen: 
Mir ging es nur darum — dazu wollte ich noch ein-
mal Ihre Meinung hören — zu erfahren, ob Sie 
nicht mit mir der Meinung sind, daß es nicht nur 
um die Zweitwohnungssteuer, sondern auch um das 
Ausschöpfen des bereits jetzt vorhandenen bau-
rechtlichen Instrumentariums geht, um derartige 
Fehlentwicklungen zu vermeiden. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Ich teile Ihre Mei-
nung allein im Hinblick auf die Erhaltungssatzun-
gen. 

Vizepräsident Westphal: Zusatzfrage des Abgeord-
neten Sauermilch. 

Sauermilch (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist Ih-
nen bekannt, daß es vor allem in Ferienregionen — 
ich erwähne hier das Beispiel der Insel Sylt — so 
hohe Konzentrationen von Zweitwohnungen gibt, 
daß es wohl erforderlich ist, darüber nachzudenken, 
zur Beseitigung dieses Mißstands Maßnahmen über 
die Zweitwohnungssteuer hinaus zu ergreifen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Sau-
ermilch, zunächst fällt dies in die Zuständigkeit der 
einzelnen Länder. Darauf habe ich soeben hinge-
wiesen. Die Frage, ob darüber hinaus etwas getan 
werden muß, ist schon einmal gestellt worden. Dies 
wird von der Bundesregierung bei der Novellierung 
des Städtebaurechts überprüft. 

Vizepräsident Westphal: Damit sind wir am Ende 
der Fragen zum Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, 
der uns sehr lange beschäftigt hat. Ich danke dem 
Herrn Staatssekretär für die Beantwortung. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und Bundeskanzleramts. Zur Beantwor-
tung der Frage 23 der Abgeordneten Frau Simonis 
steht Herr Staatssekretär Boenisch bereit. Weitere 
Fragen haben wir für ihn nicht. Ich rufe also die 
Frage 23 der Abgeordneten Frau Simonis auf: 

Gibt es nach Auffassung der Bundesregierung in der deut-
schen Bevölkerung im Zusammenhang mit dem NATO-Dop-
pelbeschluß eine antiamerikanische Haltung, und wenn ja, 
welche Umstände sieht die Bundesregierung als Ursachen 
dieser Haltung an? 

Boenisch, Staatssekretär, Chef des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung: Es ist 
nicht zu leugnen, daß in der deutschen Öffentlich-
keit im Zusammenhang mit dem NATO-Doppelbe-
schluß auch Mißtrauen gegenüber den Amerika-
nern geäußert wird und zum Teil auch antiameri-
kanische Gefühle ausgedrückt werden. Besonders 
deutlich ist das bei Teilen der Friedensbewegung, 
bei Teilen der GRÜNEN und bei marxistischen 
Gruppen. Jedoch hat all das nach unseren Erkennt-
nissen auf die prinzipiell amerikafreundliche Hal-
tung der Bevölkerung kaum Einfluß. Auch antiame-
rikanische Töne in einigen Medien haben nichts 
daran zu ändern vermocht, daß die Bundesrepublik 
Deutschland ein amerikafreundliches Land ist und 
zum Kummer derer, die es gern ändern möchten, 
auch bleiben wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Frau Simonis zu einer Zu-
satzfrage. 

Frau Simonis (SPD): Herr Staatssekretär, teilen 
Sie dann die Meinung einer bekannten deutschen 
Meinungsforscherin, die das in Amerika so vorge-
tragen hat, daß die antiamerikanische Haltung in 
der deutschen Bevölkerung im wesentlichen darauf 
zurückzuführen sei, daß durch psychologische 
Kriegführung bei uns hier in den Medien, also 
durch ehemalige Kollegen von Ihnen, der Antiame-
rikanismus förmlich hervorgezüchtet werde. 

Boenisch, Staatssekretär: Frau Simonis, ich habe 
ja ganz klar gesagt, daß es die antiamerikanische 
Haltung in der deutschen Bevölkerung nicht gibt — 
Gott  sei Dank nicht gibt, wie ich hinzufügen möchte 
— und auch im Interesse des hier diskutierenden 
Parlaments nicht geben sollte. 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage 
der Abgeordneten Simonis. 
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Frau Simonis (SPD): Teilen Sie dann meine Auf-
fassung, Herr Staatssekretär, daß es dem deutsch-
amerikanischen Verhältnis nicht gerade dienlich 
ist, wenn die antiamerikanische Bewegung in der 
deutschen Bevölkerung so dargestellt wird, wie sie 
dargestellt worden ist? 

Boenisch, Staatssekretär: Mir sind diese Äuße-
rungen im Wortlaut nicht bekannt, und deswegen 
möchte ich dazu nicht Stellung nehmen, bevor ich 
sie nicht gelesen habe. Ich kann mir aber nicht vor-
stellen, daß eine so renommierte Meinungsforsche-
rin wie Frau Noelle-Neumann das so undifferen-
ziert gesagt hat, wie Sie es jetzt hier vortragen. 

Vizepräsident Westphal: Danke schön. Wir haben 
eine Zusatzfrage des Abgeordneten Bastian. 

Bastian (GRÜNE): Ist nach Auffassung der Bun-
desregierung der frühere amerikanische Verteidi-
gungsminister McNamara, der in voller Überein-
stimmung mit der Einschätzung der von Ihnen apo-
strophierten deutschen Friedensbewegung soeben 
noch einmal die Stationierung amerikanischer Mit-
telstreckenwaffen in der Bundesrepublik als ge-
fährlich und militärisch unnötig bezeichnet und da-
bei die Behauptung aufgestellt hat, die Westeuro-
päer würden ihre eigene Zerstörung mit diesem 
Vorgang betreiben, ein Amerikaner oder ein Anti-
amerikaner? 

Vizepräsident Westphal: Ich habe den Eindruck, 
Herr Kollege Bastian, daß der Zusammenhang zur 
Frage nicht herzustellen ist. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN — Bastian 
[GRÜNE]: Oh, das finde ich schon!) 

Aber wenn Herr Boenisch antworten will, werde ich 
ihm nicht im Weg stehen. 

Boenisch, Staatssekretär: Ich antworte gern, auch 
wenn ich den Zusammenhang mit der Frage nicht 
sehe. Ich habe hier schon bei früherer Gelegenheit 
zum Ausdruck gebracht, daß ich die Friedensbewe-
gung nicht für antiamerikanisch halte. Wie käme 
ich auf so einen Gedanken. Denn eine Friedensbe-
wegung gibt es auch in Amerika. Auch die ist nicht 
antiamerikanisch. 

(Beifall des Abg. Immer [Altenkirchen] 
[SPD]) 

Ich habe auch jetzt wieder von Teilen der Friedens-
bewegung gesprochen. Und auch Sie werden nicht 
leugnen wollen, daß es leider Teile der Friedensbe-
wegung gibt, die antiamerikanisch sind. 

Was nun den ehemaligen Verteidigungsminister 
McNamara angeht, so hat er von der Meinungsäu-
ßerungsfreiheit Gebrauch gemacht, die es Gott sei 
Dank in diesem Land und auch bei uns gibt. Deswe-
gen verstehe ich auch die Frage nicht, weshalb man 
ihm irgendeine Art von Antiamerikanismus unter-
stellen sollte oder einen zu großen Proamerikanis-
mus, wenn er irgend etwas sagt, was Ihnen gerade 
gefällt. 

Vizepräsident Westphal: Eine Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, der Be-
griff „antiamerikanische Haltung" ist sowohl in der 
Fragestellung als auch in Ihrer Antwort enthalten. 
Würden Sie bitte so freundlich sein, mir zu erklä-
ren, was denn nun eigentlich eine antiamerikani-
sche Haltung ist, woran man sie erkennt und wie 
Sie das erkennen. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD 
und bei den GRÜNEN — Zurufe von der 

CDU/CSU) 

Boenisch, Staatssekretär: Es würde sicherlich zu 
weit führen, wenn wir hier den Begriff des Anti-
amerikanismus in allen Einzelheiten diskutieren 
würden, aber ich sage Ihnen ganz offen, daß ich 
schon glaube, daß auch solche Fragestellungen, wie 
ich sie vorhin in bezug auf die Kisten gehört habe, 
antiamerikanische Gefühle zumindest fördern kön-
nen. 

(Lachen bei den GRÜNEN — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Nicht der Geist aus 
der Flasche, sondern der Geist aus der 

Kiste!) 
— Doch, doch, so ist es! Sie unterstellen nämlich 
grundsätzlich die Bösartigkeit eines Vorgangs; Sie 
unterstellen, daß die Amerikaner gar nicht ernst-
haft verhandeln wollen, sondern Dinge, die sie in 
Kisten fertig verpackt haben, in jedem Falle statio-
nieren möchten. Das ist nämlich der Grund für sol-
che Fragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das abstrakte 
Böse!) 

Vizepräsident Westphal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Kelly. 

Frau Kelly (GRÜNE): Ich wollte Sie fragen, ob Sie 
es als positiv oder als negativ empfinden, wenn 
Teile der von Ihnen beschriebenen Grünen vor der 
National Defense University, vor dem War College, 
vor 280 Offizieren, darunter Generäle, ihre Haltung 
gegen die amerikanische Regierung vortragen, und 
ob Sie nicht der Meinung sind, daß auch die ameri-
kanische Friedensbewegung hier in der Bundesre-
publik ihre Meinung der Bundeswehr und ihren Ge-
nerälen vortragen sollte. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Boenisch, Staatssekretär: Ich. hätte nichts dage-
gen, daß die amerikanische Friedensbewegung ihre 
Meinung den deutschen Generälen vorträgt, wenn-
gleich ich meine, daß die deutschen Generäle gut 
genug informiert sind und die Argumente der ame-
rikanischen Friedensbewegung ganz genau ken-
nen. 

Andererseits muß ich sagen, daß das Auftreten 
der deutschen Friedensbewegung in Amerika ge-
rade durch undifferenzierte Äußerungen auch zu 
Irritationen bei den Amerikanern beigetragen hat. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Es ist nämlich bei Ihnen nicht immer klar, daß Sie 
nur eine bestimmte amerikanische Politik kritisie-
ren, sondern bei Ihnen kommt manchmal auch zum 
Ausdruck, daß Sie die Haltung der Vereinigten 
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Staaten insgesamt und die Politik des ganzen Ame-
rika meinen — was Sie offenbar nicht tun. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, wir sind am zeitlichen Ende unserer Frage-
stunde angelangt. Ich danke dem Herrn Staatsse-
kretär Boenisch für die Beantwortung der Fragen. 

Der Abgeordnete Dr. Schöfberger hat um schrift-
liche Beantwortung seiner Frage 24 gebeten. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Alle anderen Fragen werden entsprechend der 
Geschäftsordnung behandelt. 

Ich rufe Punkt 5 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
Nichtigkeit der Entscheidungen der als 
„Volksgerichtshof" und „Sondergerichte" be-
zeichneten Werkzeuge des nationalsoziali -
stischen Unrechtsregimes 
— Drucksache 10/116 —
Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Aussprache ein Beitrag bis zu 10 Minuten für 
jede Fraktion vereinbart worden. — Es erhebt sich 
kein Widerspruch; dann ist es so beschlossen. 

Darf ich fragen, ob das Wort zur Begründung ge-
wünscht wird. — Das ist nicht der Fall. Dann er-
öffne ich die Aussprache. Das Wort hat zuerst der 
Abgeordnete Fischer (Osthofen). 

Fischer (Osthofen) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Die Regieanwei-
sung für die Behandlung dieses Tagesordnungs-
punktes sieht einen Redebeitrag von 10 Minuten 
vor. Ich meine, daß das Thema es eigentlich ver-
dient hätte, gründlicher und vor allem grundsätzli-
cher diskutiert zu werden, als es bei dieser Zeitvor-
gabe möglich ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es geht hier nicht um historische Reminiszenzen, 
sondern um Fragen, die auch heute — vielleicht 
gerade heute wieder — von besonderer Aktualität 
und politischer Brisanz sind. 

Es gibt wenige Juristen unserer Zeit, deren Bild 
und Verhalten sich so tief im allgemeinen Bewußt-
sein eingegraben haben wie die Gestalt des ober-
sten Nazi-Richters Roland Freisler. Jeder, der sich 
auch nur am Rande für die Geschichte des national-
sozialistischen Unrechtsstaates interessiert, hat 
dieses Bild irgendwann einmal gesehen: den brül-
lenden, den tobenden, den geifernden Mann in der 
schwarzen Richterrobe, für den Menschen, über die 
er zu urteilen hat, nur Objekte seiner Willkür und 
Rachsucht sind. Wie kein anderer hat Freisler den 
Volksgerichtshof in den Dienst nationalsozialisti-
schen Terrors und nationalsozialistischer Racheju-
stiz gestellt. 

Der Volksgerichtshof war 1934 etabliert worden. 
Er sollte das ganz bewußt eingesetzte Mittel sein, 
um Strafjustiz im nationalsozialistischen Sinne 
auszuüben. Diese Aufgabe hat der Volksgerichtshof  

voll erfüllt: in elf Jahren weit über 5 000 Todesurtei-
le. Allein 1944 wurden 2 097 Todesurteile verhängt, 
d. h. fast die Hälfte der 4 379 vor dem Volksgerichts-
hof angeklagten Männer und Frauen wurden hinge-
richtet. Freisler war der Prototyp des Richters, von 
dem das Nürnberger Juristenurteil sagt, daß unter 
der Robe des Richters der Dolch des Mörders ver-
borgen war. Der Volksgerichtshof war ein Teil der 
Mordmaschinerie des Dritten Reiches. 

Nicht viel anderes gilt für die sogenannten Son-
dergerichte. Auch sie waren speziell dafür einge-
richtet, Gegner des nationalsozialistischen Regimes 
mit den Mitteln des Strafrechts zu erledigen. Auch 
sie haben ihre Aufgabe meisterlich im Sinne der 
nationalsozialistischen Ideologie erfüllt. Viele Urtei-
le, die dort im Namen des deutschen Volkes gespro-
chen wurden, gereichen uns bis zum heutigen Tage 
zur Unehre. Ich erinnere an die Rassenschandeur-
teile und an das Wüten deutscher Richter und 
Staatsanwälte an Sondergerichten in besetzten Ge-
bieten, insbesondere in Polen. 

Wir haben uns nach dem Kriege mit der Beurtei-
lung der Tätigkeit des Volksgerichtshofs und der 
Sondergerichte immer besonders schwer getan. Sie 
wissen, daß es bis heute nicht gelungen ist, auch 
nur einen der beteiligten Richter rechtskräftig we-
gen seiner Mitwirkung am justitiell verbrämten 
Mord zu verurteilen. Der Bundesgerichtshof hat im 
bekannten Rehse-Urteil im Jahre 1968 festgestellt, 
der Volksgerichtshof sei ein unabhängiges, nur dem 
Gesetz unterworfenes Gericht im Sinne des Ge-
richtsverfassungsgesetzes gewesen. Ich habe hier 
keine Urteilsschelte zu üben, doch, meine Damen 
und Herren, zu teilen vermag ich diese Auffassung 
ebensowenig wie die Bundesregierung, für die der 
Parlamentarische Staatssekretär Professor Klein 
in der Fragestunde am 8. Dezember 1982 erklärt 
hat, der Volksgerichtshof sei kein Gericht im Sinne 
eines Rechtsstaates gewesen. 

Vielleicht muß man das alles vor dem zeitge-
schichtlichen Hintergrund der 60er Jahre sehen. 
Diese Auffassung des Gerichts fügt sich ein in die 
allgemeinen Auffassungen, die bis in die letzten 
Jahre gerade in Juristenkreisen verbreitet waren, 
über die Rolle und die Funktion der Justiz im Drit-
ten Reich. Vielleicht war die weithin gewahrte per-
sonelle Kontinuität nach 1945 mit dafür verantwort-
lich, daß wir zu Beginn der 50er und bis weit in die 
60er Jahre hinein niemals kritisch nachgedacht ha-
ben über die Justiz und über ihre Funktion bei der 
Festigung des NS-Regimes. 

Vielmehr müssen wir feststellen, daß zunächst 
Rechtfertigung und zum Teil auch Beschönigung 
Kritik und Selbstkritik verhindert haben. Lange 
Zeit herrschte die Ansicht vor, die Nationalsoziali-
sten hätten wohl sehr viel mit der Justiz gemacht 
und sie zwangsweise in ihren Dienst gestellt. Was 
indes die Justiz für die Nationalsozialisten getan 
hat und ob sie sich nicht mehr oder weniger bereit-
willig in den Dienst des NS-Staates gestellt hat, 
diese Fragen wurden diskret verschwiegen. 

Erst in den letzten Jahren hat sich eine Wand-
lung und eine unbefangenere Befassung mit der 
Rolle der Justiz im Dritten Reich angebahnt. Vieles 
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deutet darauf hin, daß die Verstrickung der Justiz 
im Dritten Reich viel tiefer gewesen ist, als wir bis-
lang angenommen haben. Ein Teil dieser Verstrik-
kung wurde wieder aktuell durch den bekannten 
Film über die Widerstandsgruppe „Die weiße Rose". 
Insbesondere der Nachspann dieses Films hat uns 
wieder bewußt werden lassen, daß offensichtlich 
noch heute Urteile des Volksgerichtshofs nicht in 
allen Fällen als von vornherein ungültig angesehen 
werden können. 

Die Rechtslage ist unübersichtlich. Sie ist von 
Bundesland zu Bundesland verschieden. Eine bun-
deseinheitliche Regelung fehlt bis heute. Der Ver-
such, hieran etwas zu ändern, ist bereits im Jahre 
1950 im Deutschen Bundestag gescheitert. Viele von 
denen, die damals vor NS-Gerichten standen und 
lebend davonkamen, können nicht sicher sein, ob 
die von den Nazi-Richtern gesprochenen Urteile 
aufgehoben, aufhebbar, von vornherein nichtig oder 
von einem späteren Zeitpunkt an nichtig sind. Hier 
will unser Antrag eingreifen. Er will klarmachen, 
daß der Deutsche Bundestag die vom Volksgerichts-
hof gesprochenen Urteile als von Anfang an nichtig 
betrachtet, und zwar alle Urteile. Wegen der Urteile 
der Sondergerichte schlagen wir eine Überprüfung 
durch die Bundesregierung vor. 

Für meine Fraktion ist nicht nur die Überlegung 
maßgebend, daß wir denen, die vor der Willkürjustiz 
eines verbrecherischen Regimes angeklagt wurden, 
nachträglich Genugtuung zuteil werden lassen, uns 
geht es auch darum, daß sich der Deutsche Bundes-
tag offen und unzweideutig von den Taten dieser 
Gerichte distanziert. Ich meine, diese Distanzie-
rung ist sich eine Rechtsordnung schuldig, die auf 
einer Verfassung beruht, die sich ganz bewußt als 
eine Ordnung verstanden wissen will, die ein Ge-
genbild sein will zu den Erfahrungen der Jahre 1933 
bis 1945. Die Abschaffung der Todesstrafe durch 
unser Grundgesetz ist ganz wesentlich durch die 
Urteile des Volksgerichtshofs veranlaßt worden. Die 
Betonung der richterlichen Unabhängigkeit, mehr 
aber noch die Hervorhebung des Rechts auf den 
gesetzlichen Richter und ebenso das Verbot der 
Ausnahmegerichte gehen auf das Erschrecken über 
die Untaten der Sondergerichte und des Volksge-
richtshofs zurück. 

Mancher wird fragen: Warum kommt diese Di-
stanzierung erst heute? Ich sage: Diese Distanzie-
rung mag so spät kommen, wie sie kommt. Sie mag 
heute weithin Symbolcharakter haben. Aber sie 
muß kommen. Wir schulden das nicht nur denjeni-
gen, die bis heute mit dem Makel einer strafgericht-
lichen Verurteilung durch diese Gerichte leben 
mußten, wir schulden es vor allem denen, die Opfer 
dieser Justiz geworden sind. Wir schulden es — und 
ich nenne sie nur stellvertretend — den Mitgliedern 
der Weißen Rose. Wir schulden es den Männern 
und Frauen aus der Arbeiterbewegung und den Wi-
derstandskämpfern aus allen Schichten unseres 
Volkes. Wir schulden es auch uns selber und unse-
rer demokratischen Ordnung. 

Und wer heute, meine Damen und Herren, mit 
offenen Augen und Ohren durchs Land geht, der  

weiß, daß diese Rückbesinnung nicht zur Unzeit ge-
schieht. — Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und dem Abg. Kleinert 
[Hannover] [FDP]) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Marschewski. 

Marschewski (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Volksgerichtshof war 
Macht- und Terrorinstrument des Nationalsozialis-
mus. Er war von vornherein Mittel zur Unterdrük-
kung und Vernichtung politischer Gegner in Hüllen 
der Rechtspflege. Nicht der Täter, seine Tat und 
seine Schuld standen im Mittelpunkt des Verfah-
rens, sondern die Sicherung und Erhaltung des na-
tionalsozialistischen Regimes. So war es ausgespro-
chene Zielsetzung, nicht Recht zu sprechen, son-
dern die Gegner des Nationalsozialismus zu ver-
nichten. Und diese Zielsetzung wurde insbesondere 
in den Kriegsjahren zur Wirklichkeit. Man bemühte 
sich nicht einmal mehr um eine juristische Fassade. 
Maßstab der Urteile waren allein die Absicht der 
Machthaber und ihre Durchsetzung. Sie waren ei-
fernder Ausdruck politischer Fanatiker. Und dabei 
folgte man der Forderung Goebbels: es sei nicht 
vom Gesetz auszugehen, sondern vom Entschluß, 
der Mann müsse weg. 

Daher, meine Damen und Herren, teilt jeder in 
diesem Hohen Hause die Meinung der Antragstel-
ler. Der sogenannte Volksgerichtshof war ein 
Werkzeug des nationalsozialistischen Unrechtsre-
gimes. Wir alle brandmarken dieses Tribunal, diese 
Herrschaft des Unrechts. Dabei wollen wir alle, wie 
es der Herr Bundespräsident am 17. Juni gesagt 
hat, eine Aufarbeitung des Geschehens, das zu die-
ser Entwicklung geführt hat, mit dem Ziel, solche 
Tiefen der Verblendung, des Hasses und der Gewalt 
für alle Zukunft in unserem Lande unmöglich zu 
machen. 

Meine Damen und Herren, zur Aufarbeitung die-
ses Geschehens haben zweifelsohne — das ist ge-
rade gesagt worden — die Regisseure des Films 
„Die weiße Rose" beigetragen. Eines daher zur 
Klarstellung: Dieser Film zeigt eindrucksvoll den 
mutigen Widerstand dieser Gruppe gegen Tyrannei 
und Unrecht. Er ist ein wichtiger Hinweis auf ein 
anderes, ein besseres Deutschland während der Na-
zizeit. Dieser Film endet jedoch mit dem angreifba-
ren Schluß, daß Urteile gegen die „Weiße Rose" 
nach Auffassung des Volksgerichtshofs zu Recht 
bestünden und noch heute Gültigkeit hätten. Mitt-
lerweile herrscht hier Übereinstimmung. Die Ur-
teile gegen die Mitglieder der „Weißen Rose" wur-
den am 28. Mai 1946 aufgehoben. Rechtsgrundlage 
hierfür war Gesetz Nr. 21 der amerikanischen Mili-
tärregierung vom gleichen Tage. Herr Kollege Fi-
scher, ich bestreite daher die Aussage Ihres Kolle-
gen Emmerlich, diese Äußerung sei korrekt. Der 
Nachspann ist eben unrichtig. 

Darüber hinaus wird in einer Presseerklärung Ih-
rer Fraktion die Auffassung vertreten, es habe 
keine ausreichende Aufarbeitung dieser Urteile des 
NS-Regimes gegeben. Deshalb — so sagten Sie ge- 
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rade — stellten Sie den heutigen Antrag. Ich kann 
Ihnen, zumindest was die Allgemeinheit dieser Aus-
sage, was die strafrechtliche Aufarbeitung betrifft, 
nicht ganz zustimmen. Am 20. Oktober 1945 erging 
die Proklamation Nr. 3 des Alliierten Kontrollrats. 
Darin wurde gesagt: Verurteilungen, die unter dem 
Hitler-Regime ungerechtfertigterweise aus politi-
schen, rassischen oder religiösen Gründen erfolg-
ten, müssen aufgehoben werden. — Dieser Gesetz-
gebungsauftrag wurde dann in den einzelnen Be-
satzungszonen ausgeführt. Dies galt für die ameri-
kanische Zone, für die britische Zone, für die fran-
zösische Zone und für Groß-Berlin. Danach wurde 
die Wiedergutmachung zonenverschieden entweder 
unmittelbar durch Gesetz geregelt, durch die Mög-
lichkeit der Antragstellung oder durch die Möglich-
keit der Wiederaufnahme. Meine Damen und Her-
ren, diese Möglichkeiten bestehen auch heute noch. 
Die vorgenannten vorkonstitutionellen Regelungen 
sind gültiges Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land, und zwar gemäß Art. 125 Nr. 2 unseres Grund-
gesetzes. 

Was die zunächst etwas fraglichen Antragsfristen 
betrifft, so wissen Sie, daß diese Fristen im Bundes-
entschädigungsgesetz von 1965 aufgehoben worden 
sind. Das war auch, sehr verehrter Herr Kollege 
Fischer, wahrscheinlich der Grund, warum die 
SPD-Fraktion 1950 diesen Antrag gestellt hat. Nur: 
Ich meine, dieser Antrag von 1950 ist ein wenig 
sinnvoller gewesen, weil er letzten Endes eine Ein-
zelfallregelung vorsah. Gestatten Sie mir trotzdem 
die Frage, was Sie nach der ersten Antragstellung 
vor 30 Jahren dazu gebracht hat, den vorliegenden 
Antrag gerade jetzt zu stellen, obwohl das Justizmi-
nisterium jahrelang von SPD-Ministern geführt 
wurde. 

(Bohl [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Ich wiederhole: Auch heute noch — das muß unter 
Juristen klar sein, meine Damen und Herren — 
besteht die Möglichkeit, durch Antrag auf Wieder-
aufnahme flächendeckend für die ganze Bundesre-
publik eine Aufhebung dieser unseligen Urteile je-
derzeit zu erreichen. 

(Fischer [Osthofen] [SPD]: Durch Antrag!) 

— Durch Antrag. 

Und darüber hinaus: Ich habe bei dem Herrn 
Bundesjustizminister nachgefragt, und mir ist ge-
sagt worden, daß im Bundeszentralregister kein 
einziges Urteil des Volksgerichtshofs mehr regi-
striert ist. 

(Fischer [Osthofen] [SPD]: Seit wann?) 

Was die Sondergerichte anlangt, wissen Sie, daß im 
Augenblick nur noch 330 Urteile registriert sind, die 
aber ausschließlich im strafrechtlichen Bereich be-
gründet sind. Die letzten neun politischen Urteile 
sind im März dieses Jahres getilgt worden. 

Meine Damen und Herren, ich meine, daß hin-
sichtlich der Urteile des Volksgerichtshofs und hin-
sichtlich der Urteile der Sondergerichte der Schluß-
strich unter dieses dunkelste Kapitel deutscher 
Strafrechtsgeschichte gezogen worden ist. Aus der 
geschilderten Rechtslage ergibt sich daher: Für 

Schritte dieses Parlaments in Richtung SPD-An-
trag bestehen Bedenken. Verzichtete man, Herr 
Kollege Fischer, auf eine Einzelfallprüfung, wie Sie 
es vorschlagen, dann entstünden Probleme hin-
sichtlich der Rechtssicherheit, und zwar bei frei-
sprechenden Urteilen, bei Urteilen, die nur im Straf-
maß überzogen sind, oder bei Urteilen, bei denen 
das Strafmaß in etwa heutigen Anschauungen ent-
spricht. Das wären Probleme der Rechtssicherheit, 
die Sie letzten Endes mit lösen müßten. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

— Meine Damen und Herren der GRÜNEN, es ist 
so. Bis heute besteht die Möglichkeit, solche Urteile 
aufzuheben, wobei Sie mir nicht sagen können, ob 
ein einziges Urteil vorhanden ist, das noch nicht 
aufgehoben ist. 

Ich meine, die Entwicklung der Nachkriegszeit 
und die getroffenen rechtlichen Regelungen zeigen, 
daß hinsichtlich des nationalsozialistischen Un-
rechts in der Strafrechtspflege die gebotene Wie-
dergutmachung in angemessener Weise geregelt 
worden ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Marschew-
ski, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Lambinus? 

Marschewski (CDU/CSU): Ich muß jetzt zum Ende 
kommen, weil ich mich auf eine etwas längere Re-
dezeit eingestellt hatte. Herzlichen Dank. 

Diese Regelung zeigt also, daß das Problem so-
weit wie möglich in angemessener Weise gelöst 
worden ist. Sie zeigt auch, daß eine Auseinanderset-
zung mit der Vergangenheit stattgefunden hat. Wir 
haben in dieser Auseinandersetzung Unrecht Un-
recht genannt und den Widerstand als verantwor-
tungsvolles, moralisches Handeln bezeichnet. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Herr Fil

-

binger, was?) 

Wir haben bei der Aufarbeitung dieses Geschehens 
bis 1945 eines erneut erfahren, was Radbruch tref-
fend formuliert hat: „Demokratie ist gewiß ein prei-
senswertes Gut, der Rechtsstaat aber wie das tägli-
che Brot ... und das Beste an der Demokratie ge-
rade dies, daß nur sie geeignet ist, den Rechtsstaat 
zu sichern." 

Die Unionsfraktion ist mit der Überweisung des 
SPD-Antrages Durcksache 10/116 an den Rechts-
ausschuß einverstanden. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister der Justiz. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Der vorliegende 
Antrag der SPD-Fraktion steht, wie bereits erwähnt 
wurde, im Zusammenhang mit den Diskussionen 
um den Film „Die weiße Rose". Die dabei aufgewor-
fenen Fragen haben den Deutschen Bundestag be-
reits vor einem Jahr beschäftigt, kurz nachdem ich 
das Amt des Bundesministers der Justiz übernom-
men hatte. 
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Ich habe seinerzeit zunächst einmal sehr vage 

Hinweise sofort zum Anlaß genommen, eine Über-
prüfung einzuleiten, ob — und, wenn das wirklich 
so sein sollte, gegebenenfalls welche — Unrechtsur-
teile des Volksgerichtshofs und Urteile der Sonder-
gerichte noch im Bundeszentralregister erfaßt sind. 
Ich muß ehrlich sagen: Ich war zutiefst betroffen — 
erstaunt ist hierfür nicht der richtige Begriff; ich 
habe das nicht für möglich gehalten —, als sich 
ergab, daß am 5. Januar 1983, also fast 38 Jahre 
nach Ende des Zweiten Weltkrieges, noch drei Ur-
teile des Volksgerichtshofs im Bundeszentralregi-
ster eingetragen waren. Ich habe daraufhin veran-
laßt, daß diese Urteile umgehend getilgt wurden. 

Ich habe weiter dafür gesorgt, daß von den 339 
Urteilen von Sondergerichten, die im Januar 1983 
noch im Bundeszentralregister festgehalten waren, 
diejenigen Entscheidungen, die wegen politischer 
Delikte ergangen waren — dabei handelte es sich 
insgesamt, wie von meinem Vorredner bereits er-
wähnt, um neun Verurteilungen —, unverzüglich im 
Register gelöscht wurden. 

(Fischer [Osthofen] [SPD]: Und ein Frei
spruch!)

-

— Ich glaube, daß Freisprüche in diesem Zusam-
menhange natürlich eine besondere Problematik 
darstellen. Es wird Gegenstand der Ausschußbera-
tungen sein, sich mit dieser Frage sehr genau zu 
beschäftigen. Ich möchte diese Frage hier nicht an-
sprechen. Aber ich bitte Sie doch, daraus zu erse-
hen, daß jedenfalls das Bemühen vorhanden ist und 
immer war — und wo es sein muß, auch in Zukunft 
vorhanden sein wird —, die letzten Spuren der NS- 
Justiz zu beseitigen. Alle Bestrebungen, die einen 
sinnvollen Beitrag hierzu leisten, finden meine 
volle Unterstützung. Ich betone noch einmal: Die 
Betroffenheit muß natürlich vorhanden sein; denn 
wenn man, frisch in ein Amt dieser Art gekommen, 
feststellen muß, daß solche Eintragungen noch vor-
handen sind, wird man sich die Frage stellen müs-
sen, ob eigentlich nicht die jahrelangen Diskussio-
nen zu diesem Thema, die immer wieder geführt 
wurden, hätten Anlaß sein können, dies weit früher 
zu machen. Aber wie auch immer: Diese Frage ist in 
einem, wie ich meine, vernünftigen und befriedigen-
den Sinn geregelt. 

Die Forderung, die Entscheidungen des ehemali-
gen Volksgerichtshofs beispielsweise durch Gesetz 
ex tunc, also von Anfang an, für nichtig zu erklären, 
erscheint mir jedoch nicht ganz das geeignete Mit-
tel, die Folgen nationalsozialistischen Unrechts 
auch auf dem Gebiet der Rechtsprechung zu besei-
tigen, und zwar ganz einfach aus folgendem Grund. 
Ich bitte, mit mir gemeinsam dies einmal zu beden-
ken und im Ausschuß dazu die notwendigen Erwä-
gungen anzustellen. Der Wunsch nach einer aus-
drücklichen Nichtigkeitserklärung erweckt doch 
den Eindruck, als stellten die Urteile des Volksge-
richtshofs und der nationalsozialistischen Sonder-
gerichte ein Stück unbewältige Vergangenheit dar, 
mit dem wir uns eigentlich erst heute so recht aus-
einanderzusetzen beginnen. 

Aber dies ist nicht die Wahrheit, wie vorhin be-
reits erwähnt. Wie immer man im einzelnen die 

Dinge als mehr oder weniger befriedigend ansehen 
mag — Tatsache ist, daß diese nationalsozialisti-
schen Unrechtsurteile bereits aufgehoben worden 
sind, und zwar auf Grund der zwischen 1946 und 
1951 erlassenen landes- und zonenrechtlichen Vor-
schriften, die gemäß Art. 125 des Grundgesetzes als 
partielles Bundesrecht heute weiter fortgelten. 

So sind etwa — um ein konkretes Beispiel zu 
geben — die Urteile gegen die Mitglieder der Wi-
derstandsgruppe „Weiße Rose" durch das bayeri-
sche Gesetz Nr. 21 vom 28. Mai 1946 bereits aufge-
hoben worden. 

Insofern, Herr Kollege Fischer (Osthofen), ist das 
Beispiel, das Sie im Zusammenhang mit der Dis-
kussion um den Film „Weiße Rose" zitiert haben, in 
dieser Form das beste Beispiel nicht. Ich darf daran 
erinnern, daß sich, was den Nachspann zu diesem 
Film angeht, der Bundesgerichtshof gegen diese 
Darstellung gewandt und ganz entgegen seiner son-
stigen Praxis, in der Öffentlichkeit nicht das Wort 
zu nehmen, hier aus gutem Grund Veranlassung 
gesehen hat, sich in einer sehr abgewogenen und 
zurückhaltenden, aber auch klarstellenden und 
deutlichen Weise dagegen zu verwahren, daß etwa 
derartige Urteile gutgeheißen würden oder man 
keinen Anlaß gesehen habe, sich dagegen zu wen-
den. 

Nun ist es richtig, daß die damaligen Unrechtsur-
teile in einigen Ländern in bestimmten Fällen nur 
auf Antrag aufgehoben wurden. Man kann aber da-
von ausgehen, daß in fast allen Fällen ein solcher 
Antrag gestellt wurde. Schon 1950 hat Ihre Fraktion 
einen ähnlichen, aber damals etwas präziser formu-
lierten Antrag gestellt. Damals berichteten die mei-
sten Landesjustizverwaltungen, das Problem könne 
als erledigt angesehen werden. Wo damals noch 
Einzelfälle wegen abgelaufener Fristen nicht erle-
digt werden konnten, half dann im Jahre 1965, wie 
bereits erwähnt, das Schlußgesetz zum Bundesent-
schädigungsgesetz, das dafür gesorgt hat, daß sämt-
liche Fristvorschriften aufgehoben wurden und in-
sofern die Möglichkeit besteht, auch später entspre-
chende Anträge zu stellen. 

Der Berliner Senator der Justiz hat in der Sit-
zung des Rechtsausschusses des Abgeordnetenhau-
ses am 27. Januar 1983 berichtet, zwischen 1970 und 
1982 seien nur noch 13 Aufhebungsanträge gestellt 
worden. Man kann davon ausgehen, daß für andere 
Länder Vergleichbares zutrifft. 

Ich halte es für ganz bezeichnend, daß die zum 
Teil ja zu Recht sehr engagiert geführten Debatten 
der letzten Monate nicht ein einziges noch gültiges 
Volksgerichtshofsurteil zutage gefördert haben. 
Das wird man hier in diesem Zusammenhang — 
nicht zur Selbstberuhigung, aber um einfach der 
Wahrheit die Ehre zu geben — erwähnen müssen. 

In einem weiteren Punkt — hier fordern Sie ent-
gegen der etwas schrofferen Fassung in Ihrem An-
trag eine Überlegung und Überprüfung — geht es 
um die Urteile der sogenannten Sondergerichte. 
Auch diese Gerichte waren in der Vergangenheit 
natürlich häufig Gegenstand der Diskussion. Insbe-
sondere ist die Frage gestellt worden, ob eine gene- 
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relie Nichtigerklärung der Sondergerichtsurteile in 
Betracht zu ziehen ist. Die Bundesregierung hat — 
früher wie heute — zu dieser Frage den Standpunkt 
eingenommen, daß es eines solchen Gesetzes nicht 
bedarf. An dieser Auffassung hat sich auch nichts 
geändert. 

(Vorsitz: Vizepräsident Wurbs) 

Aber jetzt beginnen die Schwierigkeiten: Auf 
Grund der Zuständigkeitsverordnung vom 21. Fe-
bruar 1940 konnte neben politischen Sachverhalten 
praktisch jede einigermaßen bedeutende Strafsa-
che vor ein Sondergericht gebracht werden. Wie 
eingangs schon ausgeführt, bin ich auch dem Pro-
blem der Sondergerichtsurteile nachgegangen. Es 
sind 330 Urteile heute noch im Bundeszentralregi-
ster festgehalten. Wenn man hier jetzt über diesen 
schwierigen Bereich zu sprechen hat, wird man mit 
aller Deutlichkeit klarmachen müssen: Was ich 
jetzt erwähne, soll auch nicht im Schein der Recht-
fertigung der Sondergerichte dienen; daß sie Instru-
mente nationalsozialistischer Unrechtsherrschaft 
waren, steht außer allem Zweifel. Nur kommt man, 
wenn man sich sachlich mit der Frage auseinander-
setzt, hinsichtlich jener 330 Urteile an folgendem 
nicht vorbei. Es handelt sich um Urteile im Bereich 
der allgemeinen, auch heute im Strafgesetzbuch un-
ter Strafe stehenden Kriminalität. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Eierdieb

-

stahl! Da gab es Kopf ab!) 

— Nein, Herr Kollege Fischer. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Nehmen 
Sie doch den Fall in Köln!) 

— Aber nein, Herr Kollege. Ich werde Ihnen im 
Ausschuß dann gern die Unterlagen im einzelnen 
zur Verfügung stellen. 

Folgendes Problem steht im Mittelpunkt, weswe-
gen man sich jedem Einzelfall widmen muß und 
generelle Maßnahmen nicht nur nicht zweckmäßig, 
sondern nahezu unmöglich sind. Unter den von den 
Sondergerichten Abgeurteilten befinden sich 207 
Verurteilte mit einer ganzen Latte von Eintragun-
gen; ich will das hier im einzelnen nicht ausführen. 
Es befinden sich darunter 200, die auch nach dem 
Jahre 1960 verurteilt worden sind. 25 Personen sind 
noch nach dem Jahre 1980 verurteilt worden. Ich 
habe hier Einzelfälle, die in einer ganz erschrecken-
den Weise Lebensschicksale zeigen, die von der 
Schwerkriminalität und den sich daran anknüpfen-
den strafrechtlichen Folgen geprägt sind: ein gan-
zes Leben lang Straftaten und Strafanstalt im ste-
ten Wechsel. 

Ich möchte das hier nicht im einzelnen ausfüh-
ren. Das, was bei der Überprüfung im Bundeszen-
tralregister und im Bundesministerium der Justiz 
auf der Suche nach noch zu Unrecht eingetragenen 
politischen Urteilen Stück für Stück zu Tage geför-
dert worden ist, ist natürlich im einzelnen aufgeli-
stet worden. Diese Unterlagen stelle ich für die Be-
ratung im Rechtsausschuß gerne zur Verfügung. 

Ich meine, daß man sich der Einzelfallprüfung 
zuwenden muß, wenn man in diesem Bereich noch 
etwas unternehmen will. Ich glaube, daß wir, was  

die Urteile des Volksgerichtshofs und der Sonderge-
richte angeht — das werden die Beratungen in den 
Ausschüssen ergeben —, in der Vergangenheit das 
Notwendige veranlaßt haben und heute, wo auch 
immer Probleme auftauchen, die der Lösung bedür-
fen, entsprechend reagieren können. 

Wir haben darüber hinaus aber neue Probleme. 
Das sollten wir nicht vergessen. Denn es besteht 
kein Anlaß, in Selbstzufriedenheit zu verfallen. 
Wenn wir verfolgen können, daß sich am Rande des 
politischen Spektrums heute bereits wieder Stim-
men erheben, die glauben, Widerstandskämpfer von 
einst im Dritten Reich schmähen zu können — 
auch die Mitglieder der Widerstandsgruppe „Weiße 
Rose" —, die glauben, nationalsozialistische Mas-
senvernichtungsmaßnahmen rundweg und frech 
ableugnen zu können, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

dann wissen wir, daß wir notfalls auch mit den Mit-
teln des Strafrechts aufgerufen sind, in gravieren-
den Fällen dem zu begegnen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Die Bundesregierung hat das Einundzwanzigste 
Strafrechtsänderungsgesetz erneut eingebracht, 
das in einiger Zeit zur Beratung stehen wird. 

Meine herzliche Bitte wäre die: Wenn manchmal 
Diskussionen im Land über das entbrennen, was 
bei uns möglicherweise nicht so ganz in Ordnung 
sein mag, dann wäre es ganz zweckmäßig, auch 
daran zu erinnern, daß wir entschlossen sind, alle 
Maßnahmen zu ergreifen, um uns gegen Extremi-
sten, von welcher Seite auch immer, zur Wehr zu 
setzen, und unsere Zukunft sauber zu erhalten su-
chen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Fischer (Frankfurt). 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Viel Rechtstechnik 
war heute hier zu hören. Eigentlich handelt es sich 
um eine Geschichtsstunde. Ich bedaure sehr, daß 
diese Geschichtsstunde nicht auf mehr Widerhall 
bei allen Fraktionen, vor allen Dingen aber bei der 
Bundesregierung, stößt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch bei den 
GRÜNEN!) 

— Auch bei meiner Fraktion; da haben Sie vollkom-
men recht. 

„Was damals Rechtens war, kann heute nicht Un-
recht sein."  So sprach, Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, der ehemalige Marinerichter und 
spätere Ministerpräsident von Baden-Württemberg, 
Hans Karl Filbinger. Einmal Recht, immer Recht, 
dachte dieser wackere Christdemokrat, selbst wenn 
die Köpfe unter dem Beil fielen, der Genickschuß 
von der SS angesetzt wurde oder die Opfer langsam 
am Galgen der Nazis verröchelten. 

Filbinger hatte selbst noch fleißig an Kriegsge-
richtsurteilen und an deren Vollstreckung gegen 
Ende des Zweiten Weltkriegs mitgewirkt. Er wußte 
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also, wovon er zu seiner Verteidigung zu sprechen 
hatte. 

38 Jahre nach der totalen Niederlage des Nazi

-

Reiches debattieren wir heute im Deutschen Bun-
destag einen Antrag der SPD-Fraktion über die 
„Nichtigkeit der Entscheidungen der als ,Volksge-
richtshof und ,Sondergerichte` bezeichneten Werk-
zeuge des nationalsozialistischen Unrechtsregi-
mes". 38 Jahre danach ist ein solcher Antrag, wenn 
nicht rechtstechnisch, so zumindest politisch offen-
sichtlich immer noch nötig. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dabei ist die Sache selbst, jenes blutigste und 
dunkelste Kapitel in der Geschichte der deutschen 
Justiz, mehr als eindeutig. Wir haben hier von Ju-
stizmorden und von nichts anderem zu sprechen, 
begangen von Mördern und Mordgehilfen in der 
Richterrobe, 16 000 Todesurteile an der Zahl, ver-
hängt von ordentlichen deutschen Gerichten zwi-
schen 1933 und 1945, 5 000 weitere, verhängt von 
dem berüchtigten Volksgerichtshof unter Freisler. 
Die zahllosen Stand- und Militärgerichtsurteile, die 
zum Tode führten, sind in dieser blutigen Bilanz 
nicht eingerechnet. Die Opfer kamen aus Deutsch-
land, aber auch aus allen anderen von den Nazis 
unterworfenen Ländern. Da wurden etwa Juden in 
Polen wegen Überschreitung der Ausgangssperre 
zum Tode verurteilt und hingerichtet. Ihr deutscher 
Richter wurde nach dem Kriege freigesprochen und 
ist in Ehren gealtert. Hier genau ist der Punkt, wes-
halb diese Debatte immer noch aktuell ist. Es geht 
nicht um die Rechtstechnik. Was nützt es, Urteile 
aufzuheben, wenn die Schuldigen in Ehren alt wer-
den und heute ihre Pensionen verzehren, meine Da-
men und Herren? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist der eigentliche Punkt jener Geschichtsstun-
de, die wir heute im Bundestag vor kleiner Beset-
zung abhalten. 

Todesurteile wurden verhängt und exekutiert für 
defätistische Äußerungen, j a, es genügte oft nur ein 
unbedachtes Wort, um von den Henkern in Richter-
robe unters Fallbeil geschoben zu werden. Der ge-
ringste Verdacht des Widerstandes gegen die 
braune Barbarei wurde mit dem Tode geahndet. Die 
Geschwister Scholl und der Widerstandskreis 
„Weiße Rose" sollen hier als Namen für alle ande-
ren Widerstandskämpfer erwähnt werden. Es be-
durfte eines kritischen Fernsehfilms über die 
„Weiße Rose", um erneut die Frage nach der heuti-
gen Gültigkeit dieser Bluturteile der Nazi-Justiz 
aufzuwerfen. Erstaunt, ja fassungslos, muß man zur 
Kenntnis nehmen, daß die westdeutsche Justiz 
diese braunen Terrorurteile im Regelfall als rechts-
kräftige Entscheidungen im Sinne der heute gelten-
den Prozeßordnung begreift, zumindest über 30 
Jahre hinweg begriffen hat. 

Nicht einer dieser furchtbaren Juristen wurde 
nach dem Kriege wegen eines solchen Terrorurteils 
als Mörder oder Gehilfe verurteilt, nicht ein einzi-
ger. 

(Zuruf von der SPD: Leider wahr!) 

Ganz im Gegenteil: Verfolgt man die Nachkriegs-
karrieren der überlebenden Mitglieder — es gibt da 
mehr als eine Handvoll — von Hitlers Volksge-
richtshof, so findet man diese nicht etwa in den 
Zuchthäusern des freiheitlich-demokratischen 
Rechtsstaats wieder, sondern als ehrbare Gerichts-
präsidenten, Oberstaatsanwälte und Rechtsanwäl-
te. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Mittlerweile verzehren sie — es sind alles ältere 
Herren — ihre wohlverdienten Pensionen. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Bitte. 

Marschewski (CDU/CSU): Herr Kollege Fischer, 
meinen Sie mit dem vorhin Gesagten Ihren ehema-
ligen Kollegen Vogel? Ich habe eine konkrete Frage: 
Können Sie aus dieser unseligen Zeit des National-
sozialismus einen Richter nennen — wir haben das 
vorhin gemeinsam verurteilt —, der jetzt noch im 
Dienst ist? 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Dazu sind sie alle 
zu alt. Aber ich nehme an, Sie als jüngerer Jurist, 
Jahrgang 1940, hätten Ihre Juristenausbildung un-
ter der Leitung eben dieser Herren durchaus erhal-
ten können, wenn man deren spätere Karrieren an-
sieht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich behaupte nicht, daß sie jetzt noch im Dienst 
sind. Dazu sind sie viel zu alt. Sie sind alle aus den 
Jahrgängen 1900, 1904, 1898. Aber sie bekommen 
ihre Renten, ihre Pensionen. 

(Dr. Althammer [CDU/CSU]: Auch der 
Herr Vogel!) 

Vizepräsident Wurbs: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage? 

Fischer (Frankfurt) (GRÜNE): Meine Meinung 
dazu habe ich damals kundgetan, und ich möchte 
Herrn Vogel in dem Punkt in Schutz nehmen, daß 
es sich bei ihm nicht um ein Mitglied von Hitlers 
Volksgerichtshof gehandelt hat. Ansonsten habe ich 
unserer damaligen Entscheidung nichts hinzuzufü-
gen. 

Die westdeutsche Republik gedenkt alljährlich 
der Opfer des Widerstandes, was gut so ist, während 
die Mörder in der Richterrobe als honorige Bürger 
ungestraft im Auditorium sitzen und, wie vorge-
kommen, gedämpft applaudieren. 

Der Richter Rehse, Beisitzer von Roland Freisler 
am Volksgerichtshof, wurde noch 1968 in Berlin 
freigesprochen, da ihm eine Rechtsbeugung bei all 
den vielen Todesurteilen nicht nachzuweisen war, 
an denen er mitgewirkt hatte. Für ihn galt § 1 des 
Gerichtsverfassungsgesetzes und das darin enthal-
tene Richterprivileg. Solange der Mann bei seinen 
Justizmorden nur ehrlich überzeugt war, konnte 
und kann ihm strafrechtlich nichts vorgeworfen 
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werden. So die damalige Meinung des Bundesge-
richtshofs. 

(Abg. Marschewski [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Frischenfrage) 

— Herr Kollege, Sie kennen das Spiel mit der Uhr. 
Es tut mir furchtbar leid. 

Die dahinterstehende politische Gesinnung kam 
bereits im Jahre 1955 in dem berüchtigten Huppen-
kothen-Urteil des Bundesgerichtshofs zum Aus-
druck, das ich hier wörtlich zitieren will: 

Ausgangspunkt dabei ist das Recht des Staates 
auf Selbstbehauptung. In einem Kampf um 
Sein oder Nichtsein sind ... bei allen Völkern 
von jeher strenge Gesetze zum Staatsschutze 
erlassen worden. Auch dem nationalsozialisti-
schen Staat kann man nicht ohne weiteres das 
Recht absprechen, daß er solche Gesetze erlas-
sen hat ... 

Einem Richter, der damals einen Widerstands-
kämpfer wegen seiner Tätigkeit in der Wider-
standsbewegung abzuurteilen hatte und ihn in 
einem einwandfreien Verfahren für überführt 
erachtete, kann heute in strafrechtlicher Hin-
sicht kein Vorwurf gemacht werden. 

Soweit der Bundesgerichtshof. 

Sauber mußten die Nazirichter bei ihrem mörde-
rischen Handwerk also geblieben sein, und sauber 
sind sie ja nach Meinung der westdeutschen Justiz 
geblieben. 

Ich wiederhole: Es gab nicht eine einzige rechts-
kräftige Verurteilung eines Blutrichters in der Bun-
desrepublik. 

Folgt man dem Grundgesetz, so erübrigt sich ei-
gentlich der Antrag der SPD-Fraktion. Art. 139 und 
die damit übernommenen Befreiungsverordnungen 
und -gesetze der Alliierten nach dem Krieg erklä-
ren diese Terrorurteile für null und nichtig. 

Daß es im Jahr 1983 dennoch eines solchen An-
trags politisch bedarf — und deshalb unterstützen 
wir ihn —, zeigt, wieweit die politische Wirklichkeit 
und das Grundgesetz angesichts des braunen Filzes 
in der westdeutschen Nachkriegsdemokratie aus-
einanderklaffen. Die Mörder waren hier jahrelang 
angesehene Staatsdiener — sie waren es, das läßt 
sich nicht leugnen — und auch Politiker und haben 
zum Aufbau von Staat und Justiz ihren entschei-
denden Beitrag geleistet. Heute fordert man Juri-
sten seitens des Justizministers wieder zu dem al-
ten Kadavergehorsam gegenüber den Mächtigen 
im Staat und ihren Entscheidungen auf. Man nennt 
dies Rechtspositivismus. Diese unselige Fachidiotie 
hat bereits einmal die deutsche Justiz auf dem Weg 
ins Verbrechen begleitet. 

Statt Richter und Staatsanwälte öffentlich aufzu-
fordern, sich bei politischen Äußerungen zurückzu-
halten, sollte, so meine ich, Justizminister Engel-
hard froh sein, daß sich gegenwärtig manche Juri-
sten einen unabhängigen kritischen Verstand be-
wahrt haben, 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

daß sie sich nicht als elitäre, allein der Staatsvergot-
tung verpflichtete Kaste begreifen, sondern sich ge-
rade als Juristen in die politische Tagesauseinan-
dersetzung begeben. 

Hätte diese Haltung 1933 unter den deutschen 
Richtern und Staatsanwälten mehr Verbreitung ge-
habt, so wären die folgenden Jahre des Mordens 
nicht so geflissentlich hingenommen worden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Ich komme zum Schluß. Angesichts der jüngeren 
deutschen Geschichte wird Widerstand, verfas-
sungsmäßiger Widerstand gegen unsinnige und ge-
fährliche Entscheidungen der Mächtigen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist genau 
falsch!) 

zur Pflicht. Besser, meine Damen und Herren, ein-
mal im Widerstand geirrt und dafür die Konsequen-
zen getragen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er will sich jetzt 
schon entschuldigen!) 

denn als jämmerlicher Mitläufer oder gar Täter ein 
weiteres Mal schuldig werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat Herr Abgeord-
neter Kleinert (Hannover). 

Kleinert (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! In der Beur-
teilung des auslösenden Anlasses dieser Debatte 
sind wir uns in allen Fraktionen einig. Auch ist es 
mit Sicherheit gut, daß hier, ausgelöst durch den 
mehrfach erwähnten Film über den Widerstand der 
Weißen Rose, Gelegenheit genommen wird — vor 
welcher Zahl von Abgeordneten auch immer —, das, 
was hier geschehen ist — im Justizbereich als ei-
nem Teil einer verbrecherischen Maschinerie —, 
wieder einmal zu diskutieren und in Erinnerung zu 
rufen. So weit sind wir einig. 

Zu den rechtstechnischen Dingen ist vieles ge-
sagt worden, aber ich meine: keineswegs nur; das 
ist auch richtig so. Ungeachtet der Tatsache, daß 
kein Urteil des sogenannten Volksgerichtshofes 
nachweisbar ist, dessen Aufhebung oder Nichtiger-
klärung, je nach der leider — aus der Historie er-
klärbar — unterschiedlichen Gesetzeslage, zur Zeit 
begehrt werden würde, glaube ich, daß diese Art 
von Vergangenheitsbewältigung mit einem forma-
len Gesetz auch Gefahren in sich birgt für das, was 
wir für die Zukunft zu bedenken haben und was wir 
gerade auch aus diesen in Justizform gekleideten 
Verbrechen, aus der Erfahrung, wie man Justiz zu 
diesen Zwecken mißbrauchen kann, lernen sollten. 

Herr Fischer, ich bin durch Ihre letzten Worte 
natürlich erschüttert, erschüttert darüber, daß Sie 
gerade in diesem Zusammenhang die Worte — 
Wortwahl ist Geschmacksache; da will ich nicht 
rechten — „Kadavergehorsam" und „Rechtspositi-
vismus" — Sie hätten wohl auch „Begriffsjurispru-
denz" sagen können — in einem Atemzug nennen 
— gerade in diesem Zusammenhang! Das macht 
Türen auf für Entwicklungen, die in letzter Konse- 
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quenz genau zu dem führen können, was wir nach 
den Erfahrungen der Vergangenheit alle mit Recht 
verhindern wollen. Wir brauchen Richter, die natür-
lich nicht Kadavergehorsam üben — wem gegen-
über denn? Was rechtlich möglich ist, war übrigens 
schon vor den Zeiten des Dritten Reiches durch 
unsere Gesetze geschehen, um derartiges zu verhin-
dern. Die Menschen, die dann nach zwei juristi-
schen Staatsexamen in diese Versuchung gebracht 
worden sind, haben versagt, und das kann immer 
wieder geschehen. Das wird um so eher wieder ge-
schehen, als wir nicht bereit sind, auf dieses Un-
recht mit peinlichster rechtlicher Genauigkeit zu 
reagieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Gerade in diesem Zusammenhang sind wir es uns 
und insbesondere der zukünftigen rechtlichen Ent-
wicklung — gemessen an der Verantwortung aus 
der hier in Rede stehenden Vergangenheit — schul-
dig, Rechtsstaatlichkeit auch in den Fällen zu üben, 
in denen der Betreffende dies nach übereinstim-
mender Meinung wohl weniger als die meisten an-
deren verdient hätte. Wenn Sie aber glauben, nur 
einem gegenüber auf rechtsstaatliche Grundsätze 
verzichten zu können, dann — — 

(Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Wer sagt 
denn das?) 

— Wie soll ich Ihre Äußerung verstehen, daß kein 
Richter verurteilt ist, daß diese Richter Renten und 
Pensionen beziehen — Sie mißbilligen dies offen-
sichtlich; ich übrigens im Ergebnis auch —, wenn 
nicht dahin gehend, daß Sie hier ein Versäumnis 
beklagen, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ein politi

-

sches!) 

daß irgend etwas hätte geschehen sollen, und zwar 
rechtlich, um diesen Zustand zu beseitigen? Da sage 
ich Ihnen allerdings: Das wollen wir nicht. Dann 
wollen wir sie beschämen, auch wenn sie selbst dies 
gar nicht so verstehen können. Wir wollen das 
äußerste Maß an Rechtsstaatlichkeit anwenden, ge-
rade wenn es sich um die Sühne des unrechtmäßi-
gen Verhaltens handelt; sonst eröffnen wir für die 
Zukunft neue Möglichkeiten ähnlich ungeheuerli-
cher Entwicklungen. 

Wenn heute die Theorie verbreitet wird, man 
solle doch die Begriffsjuristerei, man solle doch die-
ses peinliche Festkleben am geschriebenen Recht 
weglassen und dem Richter mehr schöpferische 
Freiheit geben, damit er nach den Umständen des 
Einzelfalles, so wie er sie nun einmal sieht, ent-
scheiden kann, dann kommen wir um so weniger 
dahin, wohin wir kommen müssen, daß wir nämlich 
so viel Hemmnisse wie nur denkbar einbauen, um 
Wiederholungen des seinerzeitigen ungeheuerli-
chen Unrechts zu vermeiden. 

Und das ist eine Aufgabe, die nicht im Jahr 1983 
und nicht in diesem Jahrtausend beendet wird, son-
dern es ist die ständige Aufgabe der Erziehung jun-
ger Juristen, der Weiterbildung älterer Juristen, der 
Setzung von Rahmenbedingungen durch uns alle in  

der politischen Welt und der ständigen Erinnerung 
an das, was seinerzeit geschehen konnte. 

Deshalb ist es gut, darüber zu sprechen. Deshalb 
werden wir im Ausschuß darüber sprechen und an-
schließend die Ergebnisse unserer Beratungen hof-
fentlich hier in einem etwas größeren Kreis noch 
einmal erörtern. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung des An-
trags an den Rechtsausschuß vor. Sind Sie damit 
einverstanden? — Ich sehe keinen Widerspruch. Es 
ist so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 
Erste Beratung des von der Fraktion DIE 
GRÜNEN eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Änderung des Asylverfahrensge-
setzes und des Gesetzes über die internatio-
nale Rechtshilfe in Strafsachen 
— Drucksache 10/423 — 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
bis zu zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart 
worden. Sind Sie damit einverstanden? — Ich sehe 
keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wird zur Begründung das Wort gewünscht? — 
Zur Begründung nicht. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Schneider (Berlin). Bitte. 

Schneider (Berlin) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Leeres Haus! Das Asyl-
verfahrensgesetz vom Juli 1983 ist insgesamt kein 
Ruhmesblatt für den Anspruch der Bundesrepublik 
Deutschland, ein demokratischer Rechtsstaat zu 
sein. Mit dieser dritten Änderung im Bereich des 
Asylverfahrens innerhalb von vier Jahren wurde 
das Recht von politisch Verfolgten auf Schutz zu 
einem Abwehrrecht des Staates vor asylsuchenden 
Flüchtlingen umgebogen. Dieser Vorwurf ergibt 
sich aus den Bestimmungen zur Verfahrensbe-
schleunigung sowie aus den mangelnden rechtli-
chen Einspruchsmöglichkeiten gegen solche 
Schnellverfahrenspraxis. 

Grundlage dieses Asylverfahrensgesetzes war die 
Annahme, daß die meisten Asylsuchenden einen 
anderen als den angegebenen Zweck verfolgten, 
also sogenannte Scheinasylanten oder sogenannte 
Wirtschaftsflüchtlinge seien. Aus diesem Grund 
war aber schon 1980 der Visumzwang für Angehö-
rige aus Sri Lanka, Äthiopien, Afghanistan, Indien, 
Bangladesh und natürlich auch der Türkei einge-
führt worden, der, gekoppelt mit sehr strengen 
Maßnahmen gegen Fluggesellschaften, zu einem 
drastischen Rückgang der Zahl der Asylersuchen 
führte. 

Schon dieser Visumzwang erwies sich als eine 
gezielte Maßnahme gegen politische Flüchtlinge. 
Wer aus den genannten Ländern heute in der Bun-
desrepublik Schutz suchen will, muß versuchen, die 
Bundesrepublik illegal zu erreichen, weil auch 
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Flüchtlinge, die über Zweitstaaten einreisen, zu-
rückgewiesen werden. Ein Flüchtling aus Afghani-
stan müßte demnach vom Flughafen Kabul flüch-
ten, weil der Umweg über Pakistan sein Asylrecht 
in der Bundesrepublik erlöschen läßt. 

Nach Art. 16 Abs. 2 des Grundgesetzes genießen 
politisch Verfolgte in der Bundesrepublik Asyl. Je-
der Verfolgte, ohne Rücksicht auf Herkunft, ohne 
Rücksicht auf seine politische Gesinnung, ja ohne 
Rücksicht darauf, ob die politische Gesinnung fried-
lich oder mit Gewalt durchgesetzt werden sollte, ge-
nießt dieses Grundrecht. Es kommt nicht darauf an, 
ob ein Staat mit strafrechtlichen oder mit anderen 
Mitteln verfolgt. Entscheidend ist, ob auf seiten des 
Staates, gleichgültig, ob offen oder versteckt, politi-
sche Verfolgungsmotive vorhanden sind. Das sagte 
das Bundesverwaltungsgericht am 17. Mai 1983. In 
dieser Entscheidung heißt es wörtlich: 

In Art. 16 Abs. 2 Satz 2 GG ist das Asylrecht des 
politisch Verfolgten, über das Völkerrecht und 
das Recht anderer Staaten hinausgehend, zum 
subjektiven öffentlichen Recht in der Form ei-
nes verfassungsrechtlichen Asylanspruchs er-
hoben. Seine Voraussetzungen und sein Um-
fang sind wesentlich bestimmt von der Unver-
letzlichkeit der Menschenwürde, die als ober-
stes Verfassungsprinzip nach der geschichtli-
chen Entwicklung des Asylrechts die grundge-
setzliche Gewährleistung eines weitreichenden 
Schutzanspruchs entscheidend beeinflußt hat. 

Die Bundesrepublik ist damit das einzige europäi-
sche Land, das in dieser starken Form einen 
Rechtsschutz für • Flüchtlinge in seine Verfassung 
hineingeschrieben hat, einen Artikel, der Schutz vor 
Auslieferung, Ausweisung, Abschiebung und Ab-
weisung gewähren soll. 

Ich betone diese herausragende Stellung des 
Asylrechts nach dem Grundgesetz hier deshalb so 
nachdrücklich, weil durch die Praxis des Umgangs 
mit Asylsuchenden und insbesondere durch § 18 
des Asylverfahrensgesetzes die Verfassungsansprü-
che so gut wie aufgehoben erscheinen. 

Besonders schockierend wurde der Widerspruch 
zwischen Anspruch und Wirklichkeit einer breite-
ren Öffentlichkeit bewußt, als am 30. August der 
junge Türke Kemal Altun aus dem Fenster des Ver-
waltungsgerichts in Berlin sprang, weil er nicht 
mehr glauben konnte, daß er in der Bundesrepublik 
vor Ausweisung und damit vor Folter und Tod si-
cher sei. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Immer das glei

-

che Lied!) 

Die Verantwortlichen haben damals ihre Hände 
in Unschuld zu waschen versucht und sich darauf 
versteift, daß sie sich korrekt an Recht und Gesetz 
gehalten hätten. Sie haben sich hinter Paragraphen 
und juristischen Absicherungen verschanzt. Als be-
sondere Schutzwehr diente bei all diesen Rechtfer-
tigungen der berüchtigte § 18 des Asylverfahrensge-
setzes, dem wir mit der vorgeschlagenen Änderung 
seine folgenschwere Wirkung nehmen wollen. 

Der § 18 hatte im Fall Altun die juristische Hand-
habe geliefert, um einem politischen Willen der 
Bundesrepublik Ausdruck zu verschaffen, der nur 
als Vertreibungspolitik bezeichnet werden kann. Es 
ist wohl kaum anzunehmen, daß vor einem Jahr 
dem Asylverfahrensgesetz und damit auch diesem 
§ 18 im Bundestag von allen Fraktionen zugestimmt 
worden wäre, wenn man damals daran gedacht hät-
te, daß er in einer Weise, die das Asylrecht prak-
tisch außer Kraft setzt, angewendet wird. Ein Para-
graph, der offensichtlich Auslieferungen durch ei-
gens zuständige Gerichte unabhängig überprüfen 
lassen sollte, wurde durch den politischen Willen 
der Bundesregierung zur — im wahrsten Sinne des 
Wortes — tödlichen Falle für Asylbewerber. 

Es ist nötig, die Absichten der Bundesregierung 
hier noch einmal zu skizzieren, die in der behördli-
chen Praxis gegenüber Asylbewerbern ebenso zum 
Ausdruck kommen wie in vorgelegten oder geplan-
ten Gesetzentwürfen. Alles, was die Bundesregie-
rung derzeit unternimmt, spricht dem Anspruch 
Hohn, ein — ich zitiere — „friedliches und nachbar-
schaftliches Zusammenleben von Deutschen und 
Ausländern auch in Zukunft zu gewährleisten". 
Dies schrieb Herr Kohl in seinem Grußwort an die 
Kirchen, die kürzlich die Woche der ausländischen 
Mitbürger durchführten. Herr Kohl schrieb auch: 
„Hierbei kann unser christlicher Glaube helfen, der 
uns gebietet, im anderen den Nächsten zu sehen, 
und damit auch über die Nationalitäten hinweg ver-
bindet." 

Von dieser christlichen Einstellung findet sich in 
dem Brief des Justizministeriums an das Außenamt 
vom 21. Juli kein Fünkchen mehr. Der Brief macht 
nur eines deutlich: daß die Regierung alles getan 
hat, um Kemal Altun an die türkische Militärjunta 
auszuliefern — aus Gründen der „Glaubhaftigkeit", 
der „Kooperationsbereitschaft" und der „Vertrags-
treue". Altun war nur deshalb über 13 Monate im 
Gefängnis, weil — das weist dieser Brief aus — die 
Bundesregierung einen Weg suchte, um an rechts-
staatlichen Verfahren vorbei und ohne eine Ent-
scheidung der Menschenrechtskommission in 
Straßburg abzuwarten den jungen Türken auszulie-
fern. Der Brief ist ein erschütternder Beweis dafür, 
wie leichtfertig die Bundesregierung den Folter

-

Vorwurf gegen die Türkei und die eklatante Verlet-
zung von Menschenrechten durch das Militärre-
gime bagatellisiert. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

Die Bundesregierung will die Zahl der Ausländer 
drastisch reduzieren, und dazu ist ihr derzeit na-
hezu jedes Mittel recht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Bundesrepublik ist zu einem Land geworden, in 
dem 4,5 Millionen Ausländer Angst haben, weil sie, 
weitgehend rechtlos, zu Menschen zweiter Klasse 
gestempelt werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
dummes Zeug!) 
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Die Berichte über die Unterbringung von Asylbe-
werbern sprechen eine eindeutige Sprache. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das Asylverfahrensgesetz wurde geschaffen, um 
Wirtschaftsflüchtlinge schnellstens zur Umkehr zu 
zwingen. Es hat zu inhumanen und verfassungswid-
rigen Umständen geführt. Es gibt kein anderes 
Land, wo politische Flüchtlinge auf dem Papier ei-
nen Rechtsschutz auf Asyl haben; es gibt aber ver-
mutlich auch kein anderes Land, wo Flüchtlinge, 
auch Flüchtlingsfamilien mit Kleinkindern, jahre-
lang auf eine endgültige Entscheidung warten und 
dabei unter demütigenden Umständen in Lagern 
vegetieren müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer treibt denn 
die Verfahren in die Länge? Wer ist denn 

das?) 

Von türkischen Asylbewerbern wird derzeit nur 
1 1)/0 anerkannt, und bei diesen Anerkennungen legt 
die Bundesregierung noch in den meisten Fällen 
Widerspruch ein. Wer dennoch anerkannt wird, 
kann durch § 18 trotzdem in ein Verfolgerland aus-
gewiesen werden. Diese schlimme Praxis wird auch 
noch durch ein Verfassungsgerichtsurteil vom 
13. März 1983 gedeckt. 

Jahr für Jahr sind hier im Bundestag juristische 
Instrumente geschaffen worden, die den Auslän-
dern Daumenschrauben anlegen und ihnen das Le-
ben zur Qual werden lassen. Wir meinen, es ist Zeit, 
diesen Prozeß im Sinne der Menschlichkeit wieder 
umzukehren. Ein erster Schritt zur Bewahrung von 
Verfassungsgrundsätzen, die die Mütter und Väter 
des Grundgesetzes unter dem Eindruck der Hitler

-

Diktatur dekretiert hatten, könnte die vorgeschla-
gene Änderung des § 18 und die damit verbundene 
Änderung des Gesetzes über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen sein. Wir fordern die 
Fraktionen auf, unseren Gesetzentwurf in der 
Sache zu unterstützen. Sie würden damit nur einer 
Auffassung folgen, die das Amt des Hohen Flücht-
lingskommissars seit Jahren vertritt. Der Flücht-
lingskommissar beruft sich dabei mit seiner Hal-
tung auf Art. 33 der Genfer Flüchtlingskonvention, 
in der es heißt: 

Keiner der vertragschließenden Staaten wird 
einen Flüchtling auf irgendeine Weise über die 
Grenzen von Gebieten ausweisen oder zurück-
weisen, in denen sein Leben oder seine Freiheit 
wegen seiner Rasse, Religion, Staatsangehörig-
keit, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder wegen seiner politischen 
Überzeugung bedroht sein würde. 

Ich sage es zum Schluß noch einmal ganz deut-
lich: Wir befürchten, daß sich die Bundesrepublik 
weiter auf einen Weg begibt, wo die europäischen 
Nachbarn veranlaßt sein könnten, mit den Fingern 
auf diesen Staat zu zeigen, weil wir nichts aus der 
deutschen Vergangenheit gelernt haben. Wir hof-
fen, daß es nicht dazu kommt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von 
der CDU/CSU: Unerhört!) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister der Justiz. 

Engelhard, Bundesminister der Justiz: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Auf die auch einer 
allgemeinen Stimmungsmache dienenden und ab-
zielenden Bemerkungen von Herrn Schneider 
möchte ich an dieser Stelle nicht eingehen. 

Zu Ihrem Antrag weise ich darauf hin, daß es ver-
ständlich, ja, selbstverständlich ist, daß nach dem 
Freitod des türkischen Staatsangehörigen Kemal 
Altun eine Diskussion darüber eingesetzt hat, 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] 
[GRÜNE]) 

ob und gegebenenfalls wie 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wie frei war die

-

ser Tod?) 

geltendes Recht geändert werden kann oder geän-
dert werden soll. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Geändert wer

-

den muß!) 

Dabei geht es dann insbesondere um das nun deut-
licher gewordene Spannungsverhältnis zwischen 
dem Auslieferungsrecht auf der einen und dem 
Asylrecht auf der anderen Seite. Ich muß bei dieser 
Gelegenheit bemerken, daß allerdings, als wir das 
Asylverfahrengesetz im vergangenen Jahr beraten 
und verabschiedet haben, man damals von keiner 
Seite noch unter der alten Bundesregierung Veran-
lassung gesehen hat, dies bei den Beratungen in 
den Ausschüssen in besonderer Weise hervorzuhe-
ben, 

(Bohl [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

es als ein Problem, über das besonders nachzuden-
ken notwendig ist, hervorzuheben. 

Sie wissen — deswegen habe ich das Wort ge-
nommen, und ich bitte, dies bei den Beratungen in 
den Ausschüssen zu berücksichtigen —: Ich habe 
veranlaßt, daß eine interministerielle Arbeits-
gruppe in Abstimmung mit dem Bundesminister 
des Auswärtigen und dem Bundesminister des In-
nern unter dem Vorsitz des Bundesministers der 
Justiz gebildet worden ist. Aufgabe dieser Arbeits-
gruppe ist es, alle hier inmitten stehenden Fragen 
zusammenzutragen, alle rechtlichen Lösungen zu 
untersuchen. In einigen wenigen Monaten wird 
diese Arbeit, die am 22. September dieses Jahres 
begonnen wurde, abgeschlossen sein. Diese Unter-
suchungen werden uns die Entscheidungen erleich-
tern. Dann wäre es ganz sicherlich schlecht, wenn 
parallel gearbeitet würde und wenn innerhalb der 
Ausschüsse zu einem Zeitpunkt, wo diese Ergeb-
nisse als zumindest eine wesentliche Beratungs-
hilfe noch nicht vorliegen, die Beratungen geführt 
würden. Dies an dieser Stelle zu sagen und Ihnen 
für die weiteren Beratungen in den Ausschüssen 
anheimzugeben, war der Sinn dessen, was ich hier 
ausgeführt habe. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Olderog. 
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Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wir alle waren 
und sind noch immer betroffen über den tragischen 
Freitod des jungen Türken Kemal Altun. Und ich 
begreife, daß das von vielen als ein verständlicher 
Anlaß gesehen wird, darüber nachzudenken und 
sachlich zu debattieren, ob Recht und Verfahren 
von Auslieferung und Asyl verbessert werden kön-
nen. Aber die Rede des Kollegen Schneider habe 
ich als peinlich empfunden. Es war eine Hetzrede 
gegen die Bundesregierung und gegen unsere Ge-
richte. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Es war eine Diffamierung, die unter dem Niveau 
einer rechtspolitischen Debatte in diesem Hause 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Lassen Sie mich in der Sache auf den Gesetzent-
wurf eingehen, wie er formuliert worden ist. Dieser 
Entwurf erscheint in der Tat zunächst in gewisser 
Weise plausibel. Es wird häufig von einem Span-
nungsverhältnis zwischen den beiden Verfahren ge-
sprochen. Offensichtlich wird das so gesehen, daß 
zwei unterschiedliche Institutionen, Bundesamt 
und Verwaltungsgerichte beim Asylverfahrensrecht 
auf der einen Seite und die Oberlandesgerichte und 
das Bundesverfassungsgericht beim Auslieferungs-
verfahren auf der anderen Seite, bei gleichem Sach-
verhalt zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen 
könnten, etwa, daß die Verwaltungsgerichte im 
Asylverfahren die Gefahr der politischen Verfol-
gung für gegeben erachten, das Oberlandesgericht 
aber entscheidet, den Straftäter auszuliefern. Ist 
das nicht ein Unterlaufen des im Grundgesetz ga-
rantierten Asylrechts? Ich weiß, daß dazu auch von 
Fachleuten, von namhaften Juristen, kritische Fra-
gen gestellt werden. Dennoch glaube ich, daß es 
gute Gründe für das geltende Recht gibt. 

Asylverfahren und Auslieferungsverfahren ha-
ben es — und das ist der entscheidende Punkt — 
eben nicht mit einem identischen Sachverhalt zu 
tun. Beim Auslieferungsverfahren gibt es ein wich-
tiges zusätzliches Element. Eine Auslieferung er-
folgt nur, wenn der ersuchende Staat ausdrücklich 
eine Garantie dafür gibt und im konkreten Fall 
auch tatsächlich bietet, daß der Ausgelieferte in sei-
nem Heimatland nicht aus politischen, rassischen 
oder religiösen Gründen verfolgt wird oder Nach-
teile hinnehmen muß. Der Ausgelieferte darf nur 
für eine bei der Auslieferung genau festgelegte Tat 
bestraft werden, und er erhält die Garantie, später 
wieder ausreisen zu dürfen. Die Auslieferungsver-
einbarung wirkt also wie eine Schutzglocke, die 
über den Ausgelieferten gestülpt wird und ihn vor 
Übergriffen und vor politischer Verfolgung schützt. 
Er ist also besser geschützt vor etwaigen Verfolgun-
gen als seine Mitbürger in seinem Heimatland. 

Aber nun gehen Sie in Ihrem Gesetzentwurf noch 
weiter. Sie wollen auch dann schon die Ausliefe-
rung ausschließen, wenn nur ein Antrag auf Asyl 
gestellt wird. Meine Damen und Herren, man muß 
sich das einmal in seinen Auswirkungen vorstellen. 
Das Asylverfahren dauert oft mehrere Jahre. Es 
kann formlos von jedem Ausländer in einfachster 

Form in Gang gesetzt werden. Und selbst ein völlig 
unbegründet eingeleitetes Verfahren kann mit eini-
gem Geschick über Jahre in  der  Schwebe gehalten 
werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider!) 

Auch nach Verlassen des Heimatlandes kann noch 
durch politisch aggressives Verhalten die Gefahr 
einer politischen Verfolgung begründet werden. 

Wie lange eigentlich können dann unsere Straf-
verfolgungsbehörden Straftäter in Auslieferungs-
haft halten? Da gibt es das Beschleunigungsgebot, 
den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, der ein ra-
sches Verfahren bedingt. Wenn wir so entscheiden 
würden, wie in diesem Gesetzentwurf vorgesehen, 
dann würde das geradezu eine Einladung an Straf-
täter im Ausland bedeuten, sich hier bei uns in der 
Bundesrepublik zu versammeln. Wir würden ein El-
dorado für kriminelle Elemente aus dem Ausland 
werden! 

(Schneider [Berlin] [GRÜNE]: Das glauben 
Sie doch selbst nicht! Es gibt doch unser 

Strafgesetzbuch!) 

Was ist eigentlich mit dem Europäischen Auslie-
ferungsabkommen von 1964? Wir müßten dieses 
Auslieferungsabkommen doch brechen. Ein auslän-
discher Staat, der glaubhafte Garantien für ein fai-
res Verfahren bietet, hat doch einen Anspruch dar-
auf, daß wir ausliefern. Wir haben eine Verpflich-
tung. Ein Auslieferungsstopp träfe ja nicht nur Län-
der, bei denen das problematisch werden kann, 
etwa die Türkei, sondern er träfe in gleicher Weise 
England, Frankreich, Italien, USA — die westlichen 
Demokratien. Soll das auch für sie gelten? Gibt es 
einen Grund, das so zu regeln? 

Was wäre eigentlich mit unserem Interesse, mit 
dem Interesse der Bundesrepublik Deutschland, un-
seren staatlichen Strafanspruch gegenüber Straftä-
tern durchzusetzen, die sich im Ausland befinden? 
Was ist eigentlich mit unserem Interesse? Wir ha-
ben darum gekämpft — ich bin damals Berichter-
statter gewesen —, Deutsche, die unter teilweise 
unmenschlichen Bedingungen im Ausland einsit-
zen, wieder hierher zu bekommen, damit sie ihre 
Strafe unter humanen Bedingungen verbüßen kön-
nen. Nur wer selbst ausliefert, an den wird auch 
ausgeliefert. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang 
gleich auch noch einen Vorwurf aufgreifen, der viel-
fach erhoben wird. Ich weiß natürlich, daß auch aus-
ländische Ersuchen denkbar sind, die mit manipu-
lierten Unterlagen begründet werden. Natürlich 
kann auch ein Oberlandesgericht oder das höchste 
deutsche Gericht, das Bundesverfassungsgericht, 
getäuscht werden, aber wer kann Justizirrtümer 
überhaupt gänzlich ausschließen? Wir haben in der 
Bundesrepublik — ganz im Gegensatz zu dem, was 
sie gesagt haben, Herr Schneider — ein Maximum 
an rechtsstaatlichen Garantien. Zuständig sind die 
Oberlandesgerichte; ich als Jurist habe noch Re-
spekt vor hohen Gerichten. Das sind Kollegialor-
gane mit hochqualifizierten Juristen, die mit dem 
Grundsatz „in dubio pro reo" arbeiten, die also ge-
wohnt sind, in diesen Fällen vorsichtig und behut- 
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sam vorzugehen, d. h. auch im Zweifelsfalle zugun-
sten des Betroffenen zu entscheiden. Schließlich 
kann auch noch das Bundesverfassungsgericht dar-
über entscheiden. 

Wieviel mehr rechtsstaatliche Garantien können 
wir noch bieten, meine Damen und Herren? Wir 
wollen alles prüfen; der Minister hat es gesagt. Ich 
sehe aber leider nicht, daß man zu einer grundle-
genden Verbesserung kommen könnte. 

Lassen Sie mich auch dem Vorwurf entgegentre-
ten, die Oberlandesgerichte prüften nur sehr for-
mal. Es mag solche Fehler gegeben haben, aber ich 
bitte Sie einmal, die Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts vom 23. Februar 1983 zu lesen, 
in denen mit großer Sorgfalt dargestellt worden ist, 
mit welcher Gründlichkeit die Gerichte bei gegebe-
nem Anlaß zu prüfen haben, ob im Einzelfall die 
Gefahr der politischen Verfolgung gegeben ist. 

Gerade zur Türkei ist gesagt worden, daß dort 
heute teilweise eine Situation zu beklagen ist, auf 
Grund deren dieser Anlaß gegeben ist. Deshalb 
muß im Falle der Türkei besonders gründlich ge-
prüft werden, ob eine türkische Stelle mit manipu-
lierten strafrechtlichen Vorwürfen versucht, politi-
scher Gegner im Wege des Auslieferungsverfahrens 
habhaft zu werden. 

Meine Damen und Herren, insbesondere aber 
Herr Schneider, ich bitte Sie wirklich, sich einmal 
die Entscheidungen vom 23. Februar durchzulesen. 
Ich glaube, Sie werden Ihre Vorwürfe dann nicht 
mehr guten Gewissens hier im Hause vertreten 
können. Sie werden dann erkennen, wie sorgfältig 
die unterschiedlichen Gesichtspunkte, die dabei zu 
berücksichtigen sind, gegeneinander abgewogen 
werden. 

Ich habe die Rede des Kollegen Schneider als stil-
los empfunden. Ich habe den Eindruck gehabt, daß 
er eigentlich gar nicht zu seinem Gesetzentwurf ge-
redet hat, sondern daß er hier nur eine diffamie-
rende Anklage gegen unsere staatliche Ordnung ab-
liefern wollte. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Er hat diese Rede dabei weniger gegen die Bundes-
regierung oder die sie tragenden politischen Kräfte 
gehalten, sondern es war eine Diffamierung, eine 
Herabsetzung der deutschen Gerichte. Ihre Schläge 
treffen vor allem die deutschen Gerichte, die nach 
meiner festen Überzeugung über jeden Zweifel er-
haben sind und unser aller volles Vertrauen verdie-
nen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Bachmeier. 

Bachmaier (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Ereignisse der letzten Wochen sind 
Anlaß, das Spannungsverhältnis von Auslieferungs-  
und Asylrecht neu zu überdenken. Darin waren sich 
ja auch die Herren Vorredner einig. 

Wir müssen gesetzliche Änderungen ins Auge 
fassen, die es den politisch Verantwortlichen un-

möglich machen, ein Grundrecht auf dem Altar ei-
ner guten polizeilichen Zusammenarbeit mit Dikta-
turen zu opfern. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Fraktion spricht sich deshalb dafür aus, ge-
setzlich festzuschreiben, daß anerkannte politische 
Flüchtlinge nicht mehr an den Verfolgerstaat aus-
geliefert werden dürfen. Das entspricht dem hohen 
Stellenwert, den das Grundrecht auf Asyl in unse-
rem Grundgesetz hat. 

Es ist blauäugig, auf Zusagen des Verfolgerstaa-
tes zu vertrauen, er werde den von ihm politisch 
Verfolgten nur strafrechtlich verfolgen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein Politzuschlag bei der Strafzumessung oder eine 
schikanöse Behandlung beim Strafvollzug z. B. kön-
nen nie mit Sicherheit ausgeschlossen werden; 
denn sie sind praktisch kaum oder nur sehr schwer 
beweisbar. 

(Zuruf von der SPD: Und von uns nicht 
überprüfbar!) 

Ein gesetzliches Auslieferungsverbot würde zwar 
unmittelbar nur für den vertragslosen Ausliefe-
rungsverkehr gelten. Fast alle Auslieferungsver-
träge enthalten jedoch eine Klausel, nach der die 
Auslieferung bei der Gefahr politischer Verfolgung 
versagt werden kann. Auf die Auslegung dieser Ver-
träge würde selbstverständlich auch das gesetzliche 
Auslieferungsverbot ausstrahlen, zumal hierdurch 
dem grundgesetzlich verbrieften Asylrecht wirksa-
mer als bisher Rechnung getragen werden kann. 

Nicht so einfach zu beantworten ist dagegen die 
Frage, ob auch in Zukunft eine Auslieferung schon 
vor Abschluß eines laufenden Asylverfahrens mög-
lich sein soll. Das bisher geltende Recht verpflichtet 
die Oberlandesgerichte — das ist schon gesagt wor-
den — und die Bundesregierung, im Rahmen ihrer 
Entscheidung über die Auslieferung die Gefahr po-
litischer Verfolgung zu prüfen. Es läßt eine Auslie-
ferung vor Abschluß des Asylverfahrens zu. 

Ursprünglich war diese Regelung als Schutzvor-
schrift für den Betroffenen gedacht. Damit sollte 
verhindert werden, daß die für die Auslieferung zu-
ständigen Instanzen zunächst ein möglicherweise 
Jahre dauerndes Asylverfahren abwarten müssen 
und der Betroffene unter Umständen Jahre in Aus-
lieferungshaft sitzt. Eine erhebliche Gefährdung 
des Betroffenen wird allerdings auch dadurch her-
beigeführt, daß er zwar später im Asylverfahren als 
politischer Flüchtling anerkannt wird, jedoch zuvor 
bereits ausgeliefert wurde. Deshalb muß durch eine 
stärkere Verzahnung von Auslieferungs- und Asyl-
verfahren ein oft gefährliches Auseinanderlaufen 
der getrennten Verfahren verhindert werden. 

Denkbar wäre, in diesen Fällen die Entscheidung 
über den Asylantrag und über die Auslieferung bei 
einem Gericht zu konzentrieren. Eine andere Mög-
lichkeit besteht darin, daß die Auslieferung nur mit 
Zustimmung des mit dem Asylverfahren befaßten 
Verwaltungsgerichts erfolgen darf. Diese Zustim-
mung kann allerdings nur dann erteilt werden, 
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wenn der Asylantrag voraussichtlich keinen Erfolg 
hat. 

Keinesfalls darf es jedoch dazu kommen, daß je-
des — ich betone: jedes — laufende Asylverfahren 
eine Auslieferung bis zu seinem Abschluß hemmt. 
Mißbräuchliche Anträge würden dadurch geradezu 
provoziert. Selbst nach negativem Abschluß eines 
Asylverfahrens hätte es der Betroffene in der Hand, 
seine Auslieferung bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag 
zu verhindern, indem er sofort einen neuen Asylan-
trag stellt. Der Auslieferungsverkehr bräche selbst 
mit den Staaten zusammen, in denen nicht der lei-
seste Anhaltspunkt für eine politische Verfolgung 
besteht. 

Was noch viel schlimmer ist: Echte Asylbewerber 
laufen Gefahr, in diesem Fall mit Kriminellen in 
einen Topf geworfen zu werden; denn jeder auslän-
dische Kriminelle würde geradezu eingeladen zu 
versuchen, in die Bundesrepublik zu flüchten und 
sich durch Kettenasylanträge einer Auslieferung 
und Strafverfolgung zu entziehen. Dem Grundrecht 
auf Asyl wird damit ein Bärendienst erwiesen. Wer 
es mit diesem Grundrecht ernst meint, darf solche 
Rohrkrepierer nicht ins Auge fassen. 

Neben den bisher genannten Punkten muß das 
Auslieferungsrecht — darauf legen wir besonderen 
Wert — auch noch in folgenden Punkten überprüft 
werden. Das Kammergericht Berlin hat z. B. im Fall 
Altun ausschließlich nach Aktenlage entschieden, 
daß keine Anhaltspunkte für eine politische Verfol-
gung bestehen, ohne Altun jemals persönlich ange-
hört zu haben. Dieser Praxis ist ein Riegel vorzu-
schieben, indem gesetzlich zwingend geregelt wird, 
daß vor einer Entscheidung über eine Auslieferung 
eine mündliche Verhandlung stattzufinden hat. 

Auch die Dauer der Auslieferungshaft ist ein Pro-
blem. Während § 121 der Strafprozeßordnung für 
die Dauer der Untersuchungshaft den Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz konkretisiert, fehlt eine ent-
sprechende Regelung im Auslieferungsrecht für die 
Auslieferungshaft. Sie sollte eingeführt werden. 
Das scheint uns bei der Länge der uns zur Verfü-
gung stehenden Daten dringend geboten zu sein. 

Die Kontrollmöglichkeiten für die Einhaltung des 
Grundsatzes der Spezialität müssen ebenfalls ver-
bessert werden. Versteckte Verstöße sind ohne Hin-
weis des Betroffenen kaum beweisbar. Es sollte da-
her gesetzlich geregelt werden, daß nur noch ausge-
liefert wird, wenn sichergestellt ist, daß der Ausge-
lieferte jederzeit Kontakt mit der deutschen Bot-
schaft aufnehmen und von Angehörigen der Bot-
schaft besucht werden kann. 

(Schneider [Berlin] [GRÜNE]: Kinder

-

glaube!) 

Last not least: In der Schweiz und in Österreich 
ist eine Auslieferung verboten, wenn Verstöße ge-
gen Art. 3 und 6 der Europäischen Menschen-
rechtskonvention zu befürchten sind. Die Bundes-
republik hat diese Konvention ebenfalls unterzeich-
net. Wer es mit dieser Konvention ernst meint, darf 
nicht sehenden Auges in einen Staat ausliefern, der 
sich nicht an diese Grundsätze hält und in dem dem 

Verfolgten Folterungen drohen und in dem kein fai-
res Strafverfahren gewährleistet ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Deshalb muß geprüft werden, ob im deutschen 
Recht eine ähnliche Regelung gefunden werden 
kann. 

Meine Fraktion wird in den nächsten Wochen 
konkrete Vorschläge zu den aufgeworfenen Fragen 
unterbreiten. 

Herr Bundesjustizminister, grundsätzlich — dies 
noch abschließend — begrüßen wir es natürlich, 
daß sich das Justizministerium im Rahmen einer 
interministeriellen Arbeitsgruppe mit diesen Fra-
gen beschäftigt. Keinesfalls aber darf die Installie-
rung dieser interministeriellen Arbeitsgruppe dazu 
führen, daß das hier eingeleitete Gesetzgebungsver-
fahren blockiert wird. Da lassen uns die Ausführun-
gen des Kollegen Olderog von der größten Partei 
der Regierungskoalition nichts Gutes erwarten. — 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Schneider, ich fand Ihr 
Ausführungen bedauerlich. Sie haben mit der Wirk-
lichkeit nichts zu tun. Sie lassen nicht einmal er-
kennen, was der vernünftige Kern Ihres Vorschlags 
ist. 

Ich fand Ihre Angriffe auf die Bundesregierung 
insbesondere deswegen wirklich vollkommen de-
plaziert, weil es auf dieser Erde sehr viel besser 
wäre, wenn alle Regierungen in Auslieferungsfra-
gen dieselbe Sensibilität hätten wie die deutsche 
Bundesregierung. Das muß man einmal mit aller 
Deutlichkeit feststellen. 

(Broll [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Sie waren noch nicht in diesem Hause, als die 
deutsche Bundesregierung vor der Frage stand, ob 
sie ausländische Staatsangehörige ausliefert, um 
dadurch die Möglichkeit zu erhalten, deutsche 
Schwerstkriminelle, von denen wir wußten, daß sie 
weiter kriminelle Taten ausüben würden, zu be-
kommen. Auch in einem solchen wirklich existen-
tiellen Fall ist die deutsche Bundesregierung in gar 
keiner Weise von ihrem im höchsten Maße sensib-
len und die Menschenrechte beachtenden Verfah-
ren abgewichen. Ich wünschte wirklich — ich muß 
das wiederholen —, daß andere Regierungen sich 
diesem Vorbild ohne Zögern anschlössen. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Schneider [Berlin] [GRÜNE]: Das 

war vielleicht einmal!) 

Das Problem, das Sie hier schildern und das uns 
in der Tat beschäftigt, nämlich das richtige Verhält-
nis zwischen Auslieferungs- und Asylrecht, be-
schäftigt ja die Menschheit, wie man bei Tacitus 
nachlesen kann, seit mehreren tausend Jahren. Es 
ist in der Tat im deutschen Recht das große Pro- 
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blem, was eigentlich zu geschehen hat, wenn das 
Asylrecht auf der einen Seite mit dem Ausliefe-
rungsrecht auf der anderen Seite kollidiert. Das ist 
deswegen nicht befriedigend geregelt, weil die Fra-
ge, ob einem Menschen eine politische Verfolgung 
droht oder nicht, in zwei völlig getrennten Verfah-
ren entschieden wird; über das Asylrecht entschei-
den die Verwaltungsgerichte, und über das Auslie-
ferungsersuchen entscheidet das Oberlandesge-
richt, und zwar völlig unabhängig voneinander. Das 
ist ein Tatbestand, auf den ich für meine Fraktion 
schon vor Wochen aufmerksam gemacht, wobei ich 
vorgeschlagen habe, diese Kollision in einer sachli-
chen Weise zu lösen. Man kann einem normalen 
Menschen nur schwer klarmachen und man kann 
auch selber nur schwer begreifen, daß über das 
Asylgesuch auf der einen und das Auslieferungs-
verfahren auf der anderen Seite von zwei verschie-
denen Gerichten unterschiedliche Urteile gefällt 
werden können. Man kann die Verfahren teilen, 
aber nicht die Menschen. Man kann nicht einem 
Flüchtling rechtskräftig sagen, er habe Asyl, und 
dann ebenso rechtskräftig entscheiden, daß er aus-
geliefert werden darf, und zwar gerade an den 
Staat, aus dem er anerkannter- und berechigter-
weise wegen politischer Verfolgung geflohen ist. 
Das ist zwar seit vielen Jahren so, aber daraus folgt 
nicht, daß es so bleiben muß. 

Ich halte es für ganz hoffnungslos, hier den Ver-
such zu unternehmen, die sehr komplizierten juri-
stischen Probleme auseinanderzulegen, auch die in-
ternationalen Verpflichtungen der Bundesrepublik 
im einzelnen darzustellen und dabei dann auch die 
Frage zu erörtern, ob diese Abkommen so, wie sie 
jetzt praktiziert werden, wirklich bestehenbleiben 
müssen. 

Das politische Problem liegt j a in der Tat darin, 
daß die politische Verfolgung und die strafrechtli-
che Verfolgung häufig miteinander verbunden sind, 
so daß abstrakt und auch im Einzelfall nur sehr 
schwer zu entscheiden ist, ob derjenige, der bei uns 
politisches Asyl sucht, gleichzeitig berechtigter-
weise wegen einer strafbaren Handlung verfolgt 
wird oder nicht. 

Nun hat das Verfassungsgericht diese Frage 
mehrfach entschieden, bezogen auf die Fälle, in de-
nen das Asylrecht noch nicht rechtskräftig aner-
kannt ist, in denen das Asylverfahren also noch 
läuft. Es hat gesagt: In diesem Fall ist die Ausliefe-
rung zulässig. Nur ist dieser Zustand deswegen un-
befriedigend, weil er geradezu dazu anreizt, das 
Asylverfahren prozessual in die Länge zu ziehen, 
um inzwischen die Entscheidung im Auslieferungs-
verfahren herbeizuführen. Das aber wirkt dem, was 
wir alle wollen, nämlich einer Beschleunigung der 
Verfahren, drastisch entgegen. Darum sollte auch 
nach unserer Meinung das geltende Recht geändert 
werden, um zu verhindern, daß der anerkannte poli-
tische Flüchtling — nicht etwa wegen eines völlig 
neuen Sachverhalts, sondern auf der Grundlage al-
ler schon bei der Asylgewährung bekannten Tatsa-
chen — gleichwohl an den Verfolgerstaat ausgelie-
fert werden kann. Wenn keine neuen Tatsachen  

auftreten, muß das gewährte Grundrecht auf Asyl 
Vorrang haben. 

Wir begrüßen die Einsetzung der Kommission 
durch den Justizminister. Ich denke, daß wir nicht 
allzuviel Zeit haben, dieses Problem unentschieden 
zu lassen, schon deswegen, weil j a eine Novelle zum 
Asylverfahrensgesetz aus ganz anderen Gründen 
notwendig werden wird. Und in der Tat müssen wir 
uns auch Klarheit darüber verschaffen, wie viele 
vergleichbare Fälle wann tatsächlich zur Entschei-
dung anstehen. 

Ich möchte bei Gelegenheit dieser ersten Lesung 
aber noch einmal darauf hinweisen, daß es uns 
nicht nur auf die rechtliche Gestaltung des Asyl-
rechts ankommt, sondern auch darauf, wie es in der 
Wirklichkeit praktiziert wird. Es hat sich in der 
Praxis eine Engherzigkeit eingeschlichen, die der 
Gewährung eines Grundrechtes nicht würdig ist. 
Wenn Gerichte sagen, daß Folterungen kein politi-
scher Verfolgungstatbestand sein müssen, dann 
kann man das zwar erklären, aber nicht verstehen. 
Wir haben bisher auch den Eindruck, daß die Mög-
lichkeit des Asylverfahrensgesetzes, Asylbewerber 
in Sammelunterkünfte zu zwingen, die Möglichkeit, 
sie auf Sozialhilfe durch Naturalleistungen zu be-
schränken und ihnen gleichzeitig die Arbeitserlaub-
nis für zwei Jahre zu verweigern, die Menschen in 
eine unwürdige Lage bringt, in den Status entmün-
digter Pfleglinge versetzt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Außerdem werden sie, wie man leicht feststellen 
kann, in die Schwarzarbeit abgedrängt und zum 
Objekt der Ausbeutung durch diejenigen, die ihnen 
die Möglichkeit der Schwarzarbeit verschaffen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und des Abg. 
Schily [GRÜNE]) 

Wir müssen uns also nicht nur die Sammelunter-
künfte ansehen — was wir mit dem Innenausschuß 
tun werden —, sondern wir sollten darüber hinaus 
ernsthaft prüfen, ob die in dem Memorandum des 
Flüchtlingskommissars enthaltenen Überlegungen 
gesetzgeberisch aufgegriffen werden sollten. Das 
bezieht sich z. B. auf die Frage der Bewegungsfrei-
heit innerhalb der Bundesrepublik und darauf, ob 
die Verweigerung der Arbeitserlaubnis derart strikt 
gehandhabt werden darf, wenn es gleichzeitig an 
jeder sozialen Betreuung fehlt. Das ist der Punkt. 
Darüber muß man auch mit dem Flüchtlingskom-
missar sprechen. Darüber müssen wir uns auch un-
tereinander Klarheit verschaffen. 

Wir sind stolz darauf, daß unsere Verfassung das 
Asylrecht gewährt. Wir müssen bereit sein, für die-
jenigen auch Opfer zu bringen, die der Rechtsstaat-
lichkeit und der Gerechtigkeit unseres Landes ver-
trauen. Wenn wir das Asylrecht zu bloßem Papier 
werden ließen, würden wir unseren Staat verän-
dern. 

Der hier vorliegende Gesetzentwurf erfaßt eben 
nur einen Teil der zu lösenden und zu behandeln-
den Probleme. Das Problem, das der Öffentlichkeit 
zuletzt bei dem Fall Altun deutlich geworden ist, 
muß gelöst werden. Wir sehen dem Vorschlag des 
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Justizministers über die weitere Behandlung mit 
großem Interesse entgegen. Wir vertrauen darauf, 
daß dieser Vorschlag nicht allzulange auf sich war-
ten lassen wird. Deswegen sind wir mit der Über-
weisung des Entwurfs an die Ausschüsse einver-
standen. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der SPD) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Gesetzentwurf 
zur federführenden Beratung an den Rechtsaus-
schuß und zur Mitberatung an den Innenausschuß 
zu überweisen. Sind Sie mit den vorgeschlagenen 
Überweisungen einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Dann ist es so beschlos-
sen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe die Punkte 7 a 
bis 7 c der Tagesordnung auf: 

7. a) Beratung der Großen Anfrage des Abge-
ordneten Bastian und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Giftgas — Lagerung, Gefährdung — 
Rechtsgrundlagen 
— Drucksachen 10/97, 10/444 — 

b) Beratung der Großen Anfrage des Abge-
ordneten Schily und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Giftgas — Souveränität, Kontrolle — 
Giftgasrüstung 
— Drucksachen 10/98, 10/444 — 

c) Beratung der Großen Anfrage der Abge-
ordneten Frau Kelly und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
Giftgas — Öffentliche Information — Völ-
kerrecht, Interpretation — Repressalien 
— Drucksachen 10/99, 10/444 — 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist für 
die Punkte 7 a bis 7 c der Tagesordnung eine ge-
meinsame Beratung mit einer Runde vereinbart 
worden. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist es so 
beschlossen. 

Wird das Wort zur zusätzlichen Begründung ge-
wünscht? — Das ist der Fall. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Vogt (Kai-
serslautern). 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Es ist hier über einen doppelten Skandal zu 
sprechen: über den Skandal der Lagerung von US- 
amerikanischem Giftgas auf bundesrepublikani-
schem Boden und über den Skandal, in welcher Art 
und Weise die Bundesregierung drei Große Anfra-
gen der Fraktion der GRÜNEN beantwortet hat. 

Ich möchte zunächst zum eigentlichen Sachver-
halt kommen. Es handelt sich zunächst um Mutma-
ßungen, auf die die Bevölkerung angewiesen ist, 
daß an verschiedenen Orten der Bundesrepublik 
Giftgase, insbesondere Nervengase, gelagert sind. 
Bei unserer Frage nach den Orten dieser Lagerung 
mußten auch wir sozusagen mit der Stange im Ne-
bel herumstochern, weil die Bundesregierung gene-
rell, schon über Jahre hinweg, diesen Sachverhalt 
zu einer Geheimsache erklärt hat. Z. B. kam auf 
unsere Frage, ob in Pirmasens oder in Miesau bei 
Landstuhl oder in Weilerbach bei Kaiserslautern 
solche Giftgasvorkommen zusätzlich zu denen von 
Fischbach zu vermuten sind, immer die Antwort: 
Die Bundesregierung verweigert zu diesen Fragen 
im Einvernehmen mit der NATO die Auskunft. Man 
muß dazu anmerken, daß in der Vormacht der 
NATO, in den USA selbst die Lagerung von Giftgas 
keinem Geheimnisgebot, keinem Geheimnisvorbe-
halt unterliegt, daß wir also auch insofern — wir 
haben schon gesagt, daß die Bundesrepublik eine 
Art Nuklearkolonie ist — eine Kolonie der Vereinig-
ten Staaten sind, in der ein minderes Recht 
herrscht als in den Vereinigten Staaten selbst. 

Die Mutmaßungen, ob nun ausschließlich in 
Fischbach 2 000 Tonnen Giftgas — vorwiegend Ner-
vengas — oder bei Viernheim, Hanau und Fisch-
bach insgesamt 4 000 Tonnen Giftgas lagern, gehen, 
entsprechend dieser Geheimhaltungsmaßgabe, na-
türlich auseinander. Perry Robinson, der internatio-
nal anerkannte Friedensforscher und Giftgasspe-
zialist, nennt im SIPRI-Jahrbuch aus dem Jahre 
1982 Fischbach als einziges Giftgasdepot in der 
Bundesrepublik. Fischbach ist ein Ort im Dahner 
Felsenland, in einer der schönsten Regionen der 
Bundesrepublik überhaupt. Robinson geht davon 
aus, es handle sich um die tödlich wirkenden Ner-
vengase GB, auch unter dem Namen Sarin bekannt, 
und VX, die wahrscheinlich sämtlich in Granaten 
abgefüllt seien. Die Munition habe ein Gesamtge-
wicht von 10 000 Tonnen, woraus man wiederum 
rückschließen kann, daß es sich um 1 000 Tonnen 
Giftgas handeln würde. Eine deutsche Untersu-
chung von Peter Koch aus dem Jahre 1981 spricht 
davon, daß allein in Hanau 6 000 Tonnen Giftgas 
gelagert seien. In der „Österreichischen Militärzeit-
schrift" wird 1981 die Menge des in der Bundesrepu-
blik stationierten amerikanischen Giftgases auf 
2 000 bis 4 000 Tonnen geschätzt und bestätigt, es 
handle sich dabei um GB, also Sarin, und VX. 

Das Giftgas befindet sich, wie schon erwähnt wor-
den ist, unter amerikanischer Verfügungsgewalt. 
Die Bundesrepublik ist im übrigen das einzige 
Land, in dem die USA außerhalb ihrer Grenzen seit 
1950 Giftgas kontinuierlich stationiert haben. Zum 
Tatbestand gehört auch, daß die Bevölkerung ange-
fangen hat, sich gegen diese Stationierung zu weh-
ren. Die Bevölkerung, das sind nicht ausschließlich 
Friedensgruppen oder Anrainer, die besorgt sind, 
sondern das ist erfreulicherweise ebenfalls der 
DGB-Landesbezirk Rheinland-Pfalz. Der DGB- 
Landesbezirk Rheinland-Pfalz unter Julius Lehl-
bach hat bereits im September 1982 Verfassungsbe-
schwerde eingereicht, und er hat vor kurzem fest-
stellen müssen, daß sich die Bundesregierung dem 
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DGB gegenüber genauso verzögerlich und hinhal-
tend verhält, wie sie das gegenüber den drei Großen 
Anfragen der GRÜNEN getan hat, die immerhin 
schon im Mai gestellt worden sind und deren Be-
antwortung mehrfach angemahnt werden mußte. 

Im Falle des DGB ist es ein noch größerer Skan-
dal, da diese Verfassungsbeschwerde im Jahre 1982 
eingereicht worden ist. Das Verfassungsgericht hat 
der Bundesregierung und dem Bundestag nach 
mehrfacher Terminverlängerung aufgegeben, sich 
bis zum November 1983 zu äußern. Die Bundesre-
gierung hat nun abermals eine Fristverlängerung 
bis zum 28. Februar 1984 gefordert. Dazu sagt der 
DGB Rheinland-Pfalz: 

Anstatt sich bis zum 15.9. 1983, wie das Bundes-
verfassungsgericht verlangt hatte, zu äußern, 
will sie dies jetzt auch erst am 28.2. 1984 tun. 
Dieses Wegschieben und Aufschieben von Ver-
antwortung durch die Bundesregierung läßt 
vermuten, in welch schwierige Situation sie 
durch die Verfassungsbeschwerde geraten ist. 

Damit komme ich zum zweiten Teil des Skandals. 
Die Antwort der Bundesregierung hätte in einer 
schwierigen Frage, die weite Teile der Bevölkerung 
beunruhigt, einen Dialog dieses Hauses mit der 
Bundesregierung über die Möglichkeiten des Weg-
schaffens von Nervengas, von Giftgas aus der Bun-
desrepublik eröffnen können. Statt dessen haben 
wir mit dieser sogenannten Antwort ein politisch-
bürokratisches Konstrukt bekommen, das den we-
sentlichen Fragen ausweicht und im übrigen ein 
Verweiskatalog ist. Dies ist, schlicht gesagt, eine 
Zumutung im Umgang mit Volksvertretern, und es 
ist sozusagen das I-Pünktchen, das wir bekommen 
haben, nachdem wir bereits nach einem halben 
Jahr Fragepraxis in diesem Haus die niederschmet-
ternde Bilanz ziehen mußten, daß nämlich 80 % der 
Anfragen gar nicht wirklich beantwortet werden. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Das Recht 
des Parlaments ist es zu fragen, das Recht 
der Regierung ist es zu schweigen! — Zu

-

ruf von der CDU/CSU) 

Wir fragen ja nicht immer dasselbe. Die Regierung 
antwortet aber in einer Art von politischem Dadais-
mus immer dasselbe. Die Art, wie die Regierung 
antwortet, kann man an einem Fall aufzeigen. 

(Werner [CDU/CSU]: „Dada", das ist bei Ih

-

nen auch angebracht!) 

Ich meine den Fall, in dem der Bundestagsabgeord-
nete Bastian in einer Anfrage wissen wollte, wie die 
grundsätzliche Haltung der Bundesregierung auch 
unter dem Aspekt der Souveränität ist. Auf diese 
Anfrage ist dann statt einer Antwort ein Verweis 
auf eine Beantwortung von schriftlichen Anfragen 
dieses Abgeordneten Bastian gekommen. In diesen 
schriftlichen Fragen hatte er nach Nervengas und 
den Stationierungsorten gefragt. Die darauf gege-
bene Antwort des Staatssekretärs Würzbach ist 
nichts anderes als die Wiederholung des Geheim-
haltungsvorbehalts. Das nennt man — etwas vor-
nehmer — Redundanz. Ich nenne es politischen Da-
daismus. 

Im übrigen ist in der ganzen Auseinandersetzung 
etwas anderes entscheidend. Damit komme ich zu 
den sogenannten „Vorbemerkungen" dieser Ant-
wort. Man sollte eigentlich eine konkrete, präzise 
Beantwortung erwarten, etwa nach dem biblischen 
Grundsatz: Euere Rede sei j a, j a oder nein, nein. 
Aber statt dessen ist man mit einer Vorbemerkung 
abgefrühstückt worden, die nichts anderes ist als 
eine Anwendung der ohnehin schon umstrittenen 
Abschreckungstheorie dieser Bundesregierung und 
der NATO, diesmal bezogen auf das Thema Gift-
gas. 

Entscheidend ist nicht, was die Bundesrepublik, 
wie es in dieser Vorbemerkung heißt, auf verschie-
denen Papieren und Resolutionsentwürfen der 
Weltöffentlichkeit oder dem potentiellen militäri-
schen Gegner signalisieren will, sondern entschei-
dend ist, was der Gegner und die Weltöffentlichkeit 
auf Grund der Fakten annehmen müssen oder was 
sie auf Grund der Fakten auch nur glauben anneh-
men oder befürchten zu müssen. Da ist ganz ein-
fach die Tatsache, daß auf deutschem Territorium 
mit stillschweigender Duldung und Kenntnis der 
Bundesregierung völkerrechtsmäßig geächtete 
Waffen völkerrechtswidrig gelagert werden und 
zum Abschuß bereitstehen. 

Was dann zur Begründung gesagt wird, ist ein 
Verweis, den man eigentlich nur als infantil be-
zeichnen kann. Ich muß mit Bedauern feststellen: 
Nach einer Erkundungsreise zusammen mit dem 
Unterausschuß Abrüstung und Rüstungskontrolle 
des Deutschen Bundestages sowohl in Washington 
wie in Moskau haben wir überall das gleiche erlebt. 
Unter Hinweis auf das, was die anderen machen, 
was man aber nicht genau belegen kann, wird die 
Begründung verweigert, und man meint, dies sei 
schon Hinweis genug. 

Unsere Position ist, gleichgültig, ob die Sowjet-
union Giftgas hat oder nicht: Für unser Land ist 
Giftgas unakzeptabel. Das schließt natürlich auch 
den Ausschluß der Stationierung ein, auch dann, 
wenn diese Stationierung unter fremdem Verschluß 
erfolgt. 

Ich möchte noch eine Frage an die Adresse des 
Bundesverteidigungsministers stellen. In der „Vor-
bemerkung" zu der Antwort heißt es u. a. ganz lapi-
dar: „Die Bundesregierung sieht ... keine Veranlas-
sung, die Vereinigten Staaten aufzufordern, ihr 
C-Potential aus der Bundesrepublik Deutschland 
abzuziehen." — Das ist also das Giftgaspotential. 
Ich möchte fragen: Wie verträgt sich das mit der 
Haltung des Verteidigungsministers Wörner, der 
anläßlich seines Besuchs im November 1982 in Wa-
shington gesagt hat, er setze sich für den Abbau der 
amerikanischen Giftgasdepots in der Pfalz ein, in 
denen die Nervengase VX und GB gelagert seien? 

Auf die Frage nach der Gefährdung der deut-
schen Bevölkerung im Kriegsfall — wir haben die 
Frage aufgespalten: erstens im Friedensfall, zwei-
tens im Kriegsfall — wird schlichtweg mit Christian 
Morgenstern geantwortet; man weigert sich näm-
lich, den Fall mitzudenken, daß die Abschreckungs-
strategie schiefgehe. Ich meine, wir hatten hier oft 
genug Gelegenheit, zu diskutieren, daß das, was 
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schiefgehen kann, irgendwann — sozusagen nach 
Murphys Law — auch einmal schiefgehen wird. 

Vizepräsident Wurbs: Herr Abgeordneter, ich bitte, 
zum Schluß zu kommen. 

Vogt (Kaiserslautern) (GRÜNE): Ich komme zum 
Schluß. 

Die Befürchtung großer Teile unseres Volkes, daß 
an mehreren Orten der Bundesrepublik irrsinnige 
Mengen Giftgase lagern, wird durch diese Antwort 
der Bundesregierung nicht kleiner, sie wird größer. 
Unsere Entschlossenheit, diesen Wahnsinn zu stop-
pen, wird steigen. Und: Wir werden mit wachsenden 
Kräften der Friedensbewegung — erfreulicherweise 
auch zusammen mit dem DGB Rheinland-Pfalz — 
nicht nur Widerstand üben, sondern auch den positi-
ven Schritt machen, die Geheimhaltungspraxis der 
Regierung gegen das eigene Volk zu durchbrechen 
und die Souveränität des deutschen Volkes über das 
eigene Territorium und über das eigene Schicksal 
wiederzugewinnen. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Werner [CDU/ 
CSU]: Und der Souverän sind Sie?) 

Vizepräsident Wurbs: Meine Damen und Herren, 
ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Bundesminister des Auswärti-
gen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Die Bundesregierung teilt die Sorge aller der 
Bürger, die die Gefahren chemischer Waffen — die 
Gefahren chemischer Waffen weltweit, meine Da-
men und Herren — kennen. Deshalb, Herr Kollege, 
der Sie soeben hier gesprochen haben, hätten Sie 
das Wort „Skandal" nicht im Zusammenhang mit 
der Bundesregierung verwenden sollen, 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

sondern Sie hätten es mit uns als Skandal bezeich-
nen sollen, daß es überhaupt noch chemische Waf-
fen weltweit geben kann; 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Jeder fange 

bei sich selbst an!) 

das ist die Herausforderung. 

Für die Bundesregierung ist und bleibt es das Ziel 
ihrer Politik, ein weltweites Abkommen über ein 
umfassendes und nachprüfbares Verbot der Ent-
wicklung, Herstellung und Lagerung chemischer 
Waffen zu erreichen. Die Bundesrepublik Deutsch-
land — das müssen wir unseren Bürgern und der 
Welt immer wieder sagen — ist in beispielhafter 
Weise vorangegangen. Wir haben schon 1954 auf die 
Herstellung von A-, B- und C-Waffen feierlich ver-
zichtet. Wir haben uns einer Kontrolle der Einhal-
tung dieser Verzichte freiwillig unterworfen. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sehr gut!) 
Wir sind Vertragspartei des Genfer Protokolls von 
1925, das jeden Einsatz von chemischen Waffen ver

-

bietet. Wir setzen uns für die weltweite Beseitigung 

dieser ganzen furchtbaren Waffenkategorie nach-
drücklich ein. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Dann 
schicken Sie sie doch zurück in die USA!) 

Die Bundesregierung hat die C-Waffen-Verbots-
verhandlungen in Genf mit substantiellen, prakti-
schen Beiträgen gefördert. Sie hat im vergangenen 
Jahr ein vernünftiges und praktikables Nachprü-
fungsmodell vorgelegt, das aus einer Mischung von 
Regelkontrollen für besonders sensitive Verbotsbe-
reiche und Kontrollen im Verdachtsfall besteht und 
dabei den Umfang obligatorischer, internationaler 
Ortsinspektionen auf ein Mindestmaß beschränkt. 
Unsere eigenen praktischen Erfahrungen mit Kon-
trollen zur Überprüfung unserer Herstellungsver-
zichte haben wir im Jahre 1980 in einem Seminar 
von Mitgliedstaaten des Abrüstungsausschusses 
vorgeführt. Wir werden im kommenden Jahr erneut 
eine praktische Veranstaltung durchführen. 

Die Verhandlungen über ein C-Waffen-Verbot be-
finden sich in einem fortgeschrittenen Stadium. Im 
August gelang es in Genf, sich auf eine umfassende 
Zusammenstellung aller wesentlichen Elemente ei-
nes C-Waffen-Abkommens zu einigen. Damit ist die 
Gesamtmaterie aufbereitet; die Felder grundsätzli-
cher Übereinstimmung und Annäherung in Teilbe-
reichen sind ebenso definiert wie die Bereiche, in 
denen es noch unterschiedliche Positionen gibt. 

Ungelöst ist vor allem die Frage obligatorischer, 
verpflichtender internationaler Ortsinspektionen, die 
die Sowjetunion nach wie vor verweigert, indem sie 
auf der Freiwilligkeit solcher Inspektionen besteht. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Wenn es Ihnen so ernst ist wie uns, dann unterstüt-
zen Sie uns bei dem Appell, daß sich alle einer obli-
gatorischen Nachprüfung unterwerfen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Kelly? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Ich 
bitte, weiterreden zu dürfen, Herr Präsident. — Die 
Einhaltung eines umfassenden, echten Abrüstungs-
vertrages läßt sich ohne verbindliche Inspektionen 
nicht sicherstellen. Hier erwarten wir den entschei-
denden Schritt von der Sowjetunion, der dann den 
Weg zum Abschluß dieses so wichtigen Abkommens 
freimachen würde. 

Unsere amerikanischen Partner, über die Sie hier 
so oft gesprochen haben, Herr Kollege, haben die 
Verhandlungen über ein Verbot der chemischen 
Waffen in diesem Jahr durch drei wichtige Initiati-
ven wesentlich gefördert und auch damit ihr ernst-
haftes Bemühen um einen Verhandlungserfolg er-
neut deutlich bewiesen. 

Wir begrüßen es, daß die „Arbeitsgruppe chemi-
sche Waffen des Abrüstungsausschusses" ihre Ar-
beit noch vor Beginn der Jahressitzung 1984 wieder 
aufnimmt. Und dazu werden wir wiederum einen 
aktiven Beitrag leisten. 
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Wir hoffen, daß auch die Staaten des Warschauer 

Pakts, die seit 1982 keine Initiative auf diesem Ge-
biet mehr unternommen haben, durch konkrete 
Schritte und Verhandlungsflexibilität Fortschritte 
ermöglichen, Fortschritte, die zu einem im Inter-
esse aller Staaten liegenden umfassenden Abkom-
men über das Verbot chemischer Waffen führen. 

Die sowjetische Militärdoktrin bezieht den Ein-
satz chemischer Kampfstoffe in die Mittel der 
Kriegsführung ein. Der C-Waffen-Einsatz ist Be-
standteil des sowjetischen Offensivkonzepts. Es 
entspricht diesem Konzept, daß die Sowjetunion 
über ein erhebliches Potential an chemischen 
Kampfstoffen in Europa verfügt. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Hört! Hört! — Zu

-

ruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE]) 
Sie besitzt auch die Möglichkeit der kurzfristigen 
Herstellung großer Mengen chemischer Kampfstof-
fe. 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE] — Gegenruf Graf Huyn [CDU/CSU]: 
Aber so ist es doch!) 

— Sehen Sie: Wir haben Ihren Redner doch in Ruhe 
angehört. Ich spreche ganz unpolemisch. Aber es 
muß doch auch für Sie erträglich sein, die Wahrheit 
über die sowjetische Rüstung hier anzuhören. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE]) 
Während die USA auch auf dem Gebiet der C- 

Waffen seit über zehn Jahren Zurückhaltung übten, 
hat die Sowjetunion in den letzten zehn Jahren ihre 
Fähigkeit zu chemischer Kriegsführung konse-
quent ausgebaut. 

Angesichts dieser Entwicklung wird die Aufgabe, 
die Beseitigung aller chemischen Waffen zu errei-
chen, um so dringender — aller chemischer Waffen, 
der westlichen und der östlichen. Darum geht es, 
damit wir vor den Gefahren eines chemisch geführ-
ten Krieges bewahrt bleiben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Null-Lösung!) 
Das ist und bleibt das Ziel der Politik der Bundesre-
gierung, ein Ziel, das wir im Rahmen unserer Frie-
denspolitik verwirklichen. Denn auch diese Ver-
handlungen über die chemischen Waffen sind ein-
gebettet in das West-Ost-Verhältnis und in die breit 
angelegten Abrüstungsverhandlungen, die zwi-
schen West und Ost geführt werden. 

Für alle diese Fragen gilt: Sicherheit ist nicht nur 
eine Frage der militärischen Potentiale; aber Si-
cherheit ist nicht denkbar ohne ein Gleichgewicht 
der politischen und der militärischen Kräfte. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Ein wichtiger 
Grundsatz! — Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr 

wahr!) 
Dieses Gleichgewicht kann für die Bundesrepublik 
Deutschland und ihre Bündnispartner nur durch 
die feste Verankerung in der Nordatlantischen Al-
lianz, im Bündnis mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika gewährleistet werden. Die Bundesregie-
rung bleibt dem Konzept der umfassenden Frie-
denssicherung durch das Atlantische Bündnis ver

-

pflichtet, das im Harmel-Bericht zum Ausdruck 
kommt. Das bedeutet Friedenssicherung durch Ge-
währleistung ausreichender militärischer Stärke 
und politischer Solidarität des Bündnisses zur Ver-
hinderung von Aggression und Einschüchterung. 
Friedenssicherung durch Dialog und Zusammenar-
beit mit dem Osten durch Rüstungskontrolle und 
Abrüstung: Wer eines dieser beiden Elemente ver-
nachlässigt, der gefährdet die Politik der aktiven 
Friedenssicherung. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Ja, ja!) 

Zwischen West und Ost wird heute in bisher nicht 
gekanntem Umfang über Vertrauensbildung, Rü-
stungskontrolle und Abrüstung verhandelt. Dabei 
zeigt sich, daß auch in schwierigen Zeiten der West-
Ost-Dialog über Kernfragen der Beziehungen kon-
struktiv weitergeführt werden kann und auch wei-
tergeführt wird. 

Das durch die Schlußakte von Helsinki geknüpfte 
Netz kann auch schweren Belastungen standhalten. 
Das hat der erfolgreiche Abschluß des KSZE-Tref-
fens in Madrid bewiesen. Das Abschlußdokument 
von Madrid hat wichtige Fortschritte gebracht. Es 
berücksichtigt die Belange der Menschen ebenso 
wie die Fragen der Zusammenarbeit, der Sicherheit 
und der Vertrauensbildung. 

Jetzt kommt es darauf an, den KSZE-Prozeß kon-
struktiv fortzuführen. Er bietet einen der hoffnungs-
vollsten Ansätze, die zwischen Ost und West beste-
henden Probleme im Weg des Ausgleichs zu regeln, zu 
entschärfen und gemeinsame Aufgaben durch Zusam-
menarbeit zu lösen. Die KSZE hat die Menschenrech-
te, die menschlichen Kontakte mit dem Prozeß der 
Entspannung und der wirtschaftlichen Zusammenar-
beit verbunden. Sie ist eine Sache nicht nur der Staa-
ten, sondern auch der Bürger geworden. Die Lösung 
der schwierigen Sicherheitsfragen, auch der chemi-
schen Waffen, kann durch ein positives politisches 
Umfeld erleichtert werden. Deshalb bemühen wir uns 
gerade in dieser Zeit um die Pflege der Kontakte und 
der Entwicklung der Beziehungen zu unseren östli-
chen Nachbarn. 

Dazu gehört auch die wirtschaftliche Zusammen-
arbeit, die das West-Ost-Verhältnis stabilisiert. We-
der wollen wir einen Handelskrieg, noch wollen wir 
einen Mißbrauch wirtschaftlicher Beziehungen als 
Mittel politischer Disziplinierung. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Das gilt gegenüber allen Staaten. 

Zu den bedeutsamsten Ergebnissen der Madrider 
KSZE-Verhandlungen gehört der Beschluß, eine 
Konferenz über vertrauens- und sicherheitsbil-
dende Maßnahmen und Abrüstung in Europa abzu-
halten. Damit wird erstmals der Rüstungskontroll-
dialog im konventionellen Bereich auf ganz Europa 
— vom Atlantik bis zum Ural — ausgeweitet. Das 
schafft völlig neue rüstungskontrollpolitische Rah-
menbedingungen. 

In einer ersten Konferenzphase soll durch ver-
trauensbildende Maßnahmen ein höheres Maß an 
Transparenz und Berechenbarkeit im militärischen 
Bereich erreicht werden. Schon das wäre ein wichti- 
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ger Beitrag zur Stabilisierung der militärischen 
Lage in Europa. Ein Klima des Vertrauens könnte 
auch den Weg zu europaweiten konventionellen Rü-
stungskontroll- und Abrüstungsverhandlungen eb-
nen. 

Für die Konferenz in Stockholm hat das westli-
che Bündnis auf der Grundlage deutscher Vor-
schläge konkrete Vorstellungen entwickelt. Wir se-
hen in der Europäischen Abrüstungskonferenz ei-
nen wichtigen Schritt in Richtung auf eine auf Zu-
sammenarbeit und Vertrauen gegründete künftige 
Sicherheitsordnung für ganz Europa. 

Neben der Europäischen Abrüstungskonferenz 
werden wir die Wiener Truppenreduzierungsver-
handlungen für Mitteleuropa weiter aktiv voran-
treiben. Nachdem sich hier beide Seiten bewegt ha-
ben, erscheint jetzt ein Durchbruch möglich, wenn 
die östliche Seite in den offenen Fragenkomplexen 
— Streitkräftedaten und Nachprüfbarkeit von Re-
duzierungsvereinbarungen — den Weg für kon-
krete Ergebnisse freimacht. 

Bei den Verhandlungen über nukleare Waffen, 
also bei den START- und den INF-Verhandlungen, 
haben die Vereinigten Staaten in jüngster Zeit neue 
Vorschläge eingeführt, die geeignet sind, die Ver-
handlungen substantiell vorwärtszubringen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

— Ja, das finden Sie lustig. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nein, eine Frage 
von Herrn Ehmke!) 

Ich will Ihnen etwas sagen: Die Bürger in diesem 
Lande wollen wissen, wer einen konstruktiven Bei-
trag zur Abrüstung leistet. Das tut man am Ver-
handlungstisch, und das tut man, indem man die 
eigene Regierung und das Bündnis unterstützt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Professor Ehmke? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Kollege, da ich vorhin eine Frage abgelehnt habe, 
bitte ich, das auch bei Ihnen tun zu dürfen, so gerne 
ich normalerweise Fragen von Ihnen beantworte. 

(Gansel [SPD]: Wir finden Sie nicht lustig, 
wir finden Sie erschöpfend! — Dr. Marx 
[CDU/CSU]: Es ist offenbar der große 
Ernst, mit dem hier die Debatte geführt 

wird!) 

Diese Vorschläge, die auch sowjetische Anregun-
gen und Forderungen aufnehmen, zeigen den auf-
richtigen Willen der Vereinigten Staaten, zu einem 
baldigen, für beide Seiten akzeptablen Ergebnis zu 
kommen. 

(Gansel [SPD]: Wann kommen Sie zur 
Sache?) 

Wo stehen wir jetzt bei den Mittelstreckenver-
handlungen? Das militärische Gleichgewicht ist 
durch die Mitte der 70er Jahre begonnene, immer 
noch fortschreitende Aufstellung moderner Mittel-

streckenraketen durch die Sowjetunion nachhaltig 
gestört worden. Die sowjetischen Mittelstreckenra-
keten SS 20 sind eine militärische und politisch-
strategische Bedrohung für die Nachbarn der So-
wjetunion. Sie sind Waffen der Vorherrschaft, sie 
sind Hegemonialwaffen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: So ist es! — 
Sehr richtig!) 

Sie sollen als Ergebnis ihrer die Vereinigten Staa-
ten ausschließenden Reichweite Westeuropas von 
den Vereinigten Staaten von Amerika abkoppeln. 
Hierin — nicht in bloßen Zahlenvergleichen über 
Raketen — liegt der politisch-strategische Kern der 
Herausforderung. 

Die Allianz hat sich mit dem Doppelbeschluß ein-
deutig gegen eine Aufrüstungsspirale entschieden, 

(Lachen bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

indem sie sich auf ein Mindestmaß dessen be-
schränkte, was für die Gewährleistung glaubhafter 
Abschreckung vom Kriege unabdingbar ist. Unser 
Ziel bleibt es, die Anhäufung nuklearer Potentiale 
abzubauen, statt sie zu vergrößern. 

Das Bündnis hat schon 1980 in Ausführung des 
Doppelbeschlusses 1 000 nukleare Sprengköpfe aus 
Europa abgezogen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ein weiterer entscheidender Abrüstungsschritt ist 
von der Tagung der Nuklearen Planungsgruppe 
Ende des Monats zu erwarten. In jedem Falle wer-
den wir also als Folge des NATO-Doppelbeschlusses 
weniger und nicht mehr Nuklearwaffen auf dem 
Boden der Bundesrepublik Deutschland haben als 
bisher. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Das wollen die gar 
nicht hören!) 

Es ist und bleibt für uns und für unsere Verbün-
deten das Ziel, alle sowjetischen und amerikani-
schen landgestützten Mittelstreckenraketen größe-
rer Reichweite abzuschaffen. Damit würde eine 
Waffenkategorie, die uns besonders bedroht und die 
besonders destabilisierend wirkt, beseitigt. 

Die Sowjetunion ist bisher nicht bereit, einem so 
weitgehenden Ziel zuzustimmen. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Schade!) 

Deshalb hat das Bündnis Ende März dieses Jahres 
vorgeschlagen, sich auf ein Zwischenergebnis zu ei-
nigen. Jeder wirkliche Abrüstungsschritt der So-
wjetunion würde mit einem entsprechenden Schritt 
bei der westlichen Nachrüstung beantwortet wer-
den; je größer der Schritt ist, um so besser. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Am 26. September 1983 hat Präsident Reagan in 
seiner Rede vor der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen zusätzlich erklärt, die Vereinigten 
Staaten seien bereit, im Rahmen eines Abkom-
mens, das gleiche globale Obergrenzen für landge-
stützte Mittelstreckenflugkörper vorsieht, nicht das 
gesamte sowjetische Potential durch die Stationie-
rung von amerikanischen Mittelstreckenflugkör-
pern in Europa auszugleichen. Eine bloße Verlage- 
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rung der sowjetischen Raketen von Europa nach 
Ostasien ist damit nach wie vor ausgeschlossen. Die 
Vereinigten Staaten würden die vereinbarte Ober-
grenze nur zu einem Teil durch die Stationierung in 
Europa ausfüllen. Die in einem Abkommen festge-
legten Reduzierungen würden auf Marschflugkör-
per und Pershing II aufgeteilt. 

Dies bedeutet, meine Damen und Herren, die So-
wjetunion hat es in der Hand, durch ihre eigene 
Bereitschaft zur Reduzierung ihrer Raketen auch 
auf die Zahl der Pershing II Einfluß zu nehmen. Die 
Vereinigten Staaten sind außerdem bereit, schon 
jetzt über Begrenzungen für bestimmte INF-Flug-
zeuge zu verhandeln. Damit gehen sie auf eine von 
der Sowjetunion erhobene Forderung ein. 

Bei der Ausarbeitung dieser neuen Vorschläge 
hat sich der Konsultationsprozeß im Bündnis er-
neut bewährt. Wir haben daran aktiv mitgewirkt. 
Leider war die Reaktion der Sowjetunion auf die 
neuen Vorschläge bisher enttäuschend. Auf unserer 
Seite bleibt der ernsthafte Wille, in den Genfer Ver-
handlungen über die Mittelstreckenraketen zu ei-
nem Ergebnis zu kommen, das für beide Seiten an-
nehmbar ist. Ein sowjetisches Monopol an Mittel-
streckensystemen ist und bleibt für uns nicht ak-
zeptabel. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Forderung der Sowjetunion nach Anrech-
nung der britischen und französischen Systeme 
blockiert noch immer diese Verhandlungen. Noch 
1980 bei den deutsch-sowjetischen Gesprächen in 
Moskau lehnte auch die sowjetische Führung die 
Einbeziehung dieser Systeme in die Mittelstrecken-
verhandlungen ab, weil es sich um strategische Sy-
steme handelt. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Das war auch 
richtig so!) 

Meine Damen und Herren, es lohnt sich nachzu-
lesen, was der französische Staatspräsident und der 
britische Außenminister Ende September vor der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen über 
die rüstungskontrollpolitische Erfassung ihrer nu-
klearen Potentiale gesagt haben. Diese Ausführun-
gen sollten ein zusätzliches Motiv sein, die strategi-
schen Potentiale der Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion drastisch zu reduzieren, so wie das der 
amerikanische Präsident vorgeschlagen hat. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Zur Sache!) 

— Wenn man über die Abrüstung redet, redet man 
immer zur Sache. Das sollten Sie in dieser Lage 
wissen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Wenn sich die Sowjetunion angesichts dieser Er-
klärung entschließen würde, ihre Forderung nach 
Anrechnung der Drittstaatensysteme im INF-Zu-
sammenhang fallen zu lassen, wäre der Weg für ein 
Abkommen frei. Wir hoffen noch immer, daß die 
Sowjetunion diesen Weg beschreiten wird. 

Unsere Erwartungen an die Sowjetunion, ihre Be-
drohung mit Mittelstreckenraketen abzubauen, ist  

die Erwartung eines Landes, das selbst vertraglich 
auf eigene Atomwaffen verzichtet hat. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Richtig! Das muß 
man betonen!) 

Durch diesen Verzicht haben wir aber zugleich 
auch das Recht erworben, daß wir selbst nicht mit 
Atomwaffen bedroht werden können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Unsere Bereitschaft, falls unumgänglich zur Wie-
derherstellung verlorengegangenen Gleichge-
wichts, amerikanische Mittelstreckenraketen auf 
unserem Territorium zu stationieren, ist die Ent-
scheidung eines Landes, das angesichts eigenen 
Verzichts auf den Schutz durch Verbündete ange-
wiesen ist. 

Um jeden Zweifel auszuschließen, stelle ich fest: 
Wenn nicht rechtzeitig konkrete Verhandlungser-
gebnisse vorliegen, die eine Stationierung ganz 
oder teilweise überflüssig machen, wird die Statio-
nierung wie geplant beginnen. Der Deutsche Bun-
destag wird dazu am 21. November auf der Grund-
lage eines Berichts der Bundesregierung noch ein-
mal Stellung nehmen. 

Es ist unser Wille, daß auch nach einem mögli-
chen Beginn der Stationierung weiter verhandelt 
wird. Jeder schon stationierte Marschflugkörper, 
jede schon stationierte Pershing II stehen in diesen 
Verhandlungen zur Disposition. Sie werden wieder 
abgebaut, wenn ein Verhandlungsergebnis das er-
laubt. Je früher sich die Sowjetunion zu einem 
Kompromiß entschließt, um so besser. Sie könnte 
damit auch den West-Ost-Beziehungen insgesamt 
einen entscheidenden Impuls geben. 

Wir sind jetzt in der Zusammenarbeit zwischen 
Ost und West in den schwierigsten Bereich des Ent-
spannungsprozesses vorgedrungen, in den Bereich 
der militärischen Sicherheit. Das gilt eben für alle 
diese Verhandlungen, die man nicht losgelöst von-
einander sehen darf, die man im Zusammenhang 
sehen muß, die Verhandlungen über chemische 
Waffen ebenso wie die über die Atomwaffen. 

Wir werden mit langem Atem und Beharrlichkeit 
auch hier zum Ziel kommen, so, wie wir die Fort-
schritte im KSZE-Bereich bis hin zur Madrider 
Konferenz erreicht haben. Wir werden uns auch in 
den kommenden, entscheidenden Wochen mit Fe-
stigkeit und aufrichtigem Verhandlungswillen um 
ein konkretes Verhandlungsergebnis bemühen. 

Meine Damen und Herren, deshalb ist der Vor-
wurf unwahr und unredlich, die Bundesregierung 
habe sich mit dem Scheitern der Genfer Verhand-
lungen und, als Folge davon, mit der Stationierung 
amerikanischer Raketen auf deutschem Boden ab-
gefunden. Das Gegenteil ist richtig. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir haben uns aber auch nicht, wie das bei vielen 
unserer Kritiker der Fall zu sein scheint, mit der 
Bedrohung unseres Landes durch sowjetische Mit-
telstreckenraketen abgefunden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Lambinus [SPD]) 
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— Auf die Beseitigung dieser Bedrohung hinzuwir-
ken, Herr Kollege, das ist das Ziel unserer Bemü-
hungen in bezug auf die Verhandlungen. 

(Lambinus [SPD]: Die Unterstellung war 
eine Ungezogenheit!) 

— Ich rede doch wirklich ganz unpolemisch. Ich 
verstehe gar nicht, daß Sie das nicht ertragen kön-
nen. Wenn ich polemisch mit Ihnen reden wollte, 
könnte ich Ihnen vorhalten, was Sie hier im Deut-
schen Bundestag in der letzten Legislaturperiode 
gesagt haben und was Sie jetzt auf Ihren Parteita-
gen beschließen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Weiterer Zuruf des Abg. Lambinus [SPD]) 

Meine Damen und Herren, wer aus Sorge vor der 
Nachrüstung und ihren Folgen die Gefahren sowje-
tischer Vorrüstung gegenüber Westeuropa ver-
drängt oder wer diese Gefahren nicht wahrhaben 
will, der gefährdet den Verhandlungserfolg und der 
trägt zur Destabilisierung der Lage in Europa bei. 

Der Erfolg der Abrüstungsbemühungen in den 
verschiedenen Bereichen setzt voraus, daß die poli-
tischen Rahmenbedingungen, unter denen diese 
Verhandlungen zu führen sind, von allen Seiten po-
sitiv gestaltet werden. Die Bundesrepublik Deutsch-
land hat durch ihre Vertragspolitik wesentliche Bei-
träge zur Stabilität in Europa geleistet. Sie hat mit 
diesen Verträgen die Grundlagen für beiderseitige 
vorteilhafte Zusammenarbeit geschaffen. Das gilt 
im Verhältnis zur Sowjetunion genauso wie im Ver-
hältnis zur DDR und zu den anderen Staaten des 
Warschauer Pakts. Unsere Politik des Ausgleichs 
und der Zusammenarbeit mit unseren Nachbarn 
im Osten ist langfristig angelegt. Wir sehen in den 
Beziehungen unseres Landes zu unseren Nachbarn 
einen wichtigen Faktor für europäische Stabilität 
und Friedenssicherung. Unser Angebot zur Zusam-
menarbeit ist aufrichtig. Es umfaßt alle Bereiche, 
die politische Zusammenarbeit, die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, die kulturelle Zusammenarbeit 
und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Um-
weltschutzes. Wir sind der festen Überzeugung, daß 
die Felder des möglichen Zusammenwirkens viel 
größer sind, als daß im Augenblick für viele erkenn-
bar ist. 

Eine solche Zusammenarbeit setzt eine klare und 
eindeutige Position der Bundesrepublik Deutsch-
land voraus. Wir sind Teil des Westens und wollen 
es bleiben. Wir sind Teil der Europäischen Gemein-
schaft, mit der wir unsere Zukunft gestalten. Wir 
sind Teil des westlichen Bündnisses und ein verläß-
licher Partner und Freund der Vereinigten Staaten. 
Diese klare Position unseres Landes macht unser 
Land und seine Außenpolitik ebenso berechenbar 
wie die langfristige Anlage unserer Politik gegen-
über der Sowjetunion und ihren Verbündeten. 

Die Wahrnehmung deutscher und europäischer 
Interessen suchen wir in der Stärkung der Europäi-
schen Gemeinschaft. Eine dynamische sich entwik-
kelnde Europäische Gemeinschaft ist die beste Ga-
rantie für die Wahrnehmung der Europäischen In-
teressen auch im westlichen Bündnis. 

Meine Damen und Herren, wir werden das alles 
zu bedenken haben, wenn uns in den kommenden 
Wochen wichtige Entscheidungen im Bereich der 
Europäischen Gemeinschaft abverlangt werden. 
Wir dürfen als Deutsche niemals vergessen, was wir 
nicht nur ökonomisch, sondern was wir auch poli-
tisch aus unserer Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Gemeinschaft gewinnen. Das oft gedanken-
lose Hantieren mit dem Begriff der Nettozahlerpo-
sition läßt leicht die Gesamtbilanz unserer Mitglied-
schaft in der Europäischen Gemeinschaft überse-
hen. Zu dieser Gesamtbilanz gehört der größere eu-
ropäische Markt, gehört unsere Landwirtschaft und 
gehören vor allen Dingen unser größerer außenpoli-
tischer Handlungsspielraum und unsere außenpoli-
tische Durchsetzungskraft. Zu dieser Gesamtbilanz 
gehört auch das Verhältnis der DDR zum Gemein-
samen Markt. 

Das auch durch die Europäische Gemeinschaft 
abgesicherte System des innerdeutschen Handels 
ist eine wesentliche Grundlage unserer Zusammen-
arbeit mit der DDR. Aus nationaler Verantwortung 
muß dieser Aspekt für uns in der europäischen Ge-
samtbilanz einen vorrangigen Stellenwert haben. 

Für die Sicherung des Friedens in Europa, für 
den Erfolg von Abrüstungsverhandlungen ist der 
Dialog mit allen Staaten des Warschauer Pakts, ist 
die Zusammenarbeit mit ihnen von ausschlagge-
bender Bedeutung. Meine Damen und Herren, Frie-
denssicherung ist mehr als nur Verteidigungsfähig-
keit. Friedenssicherung bedeutet Verteidigungsfä-
higkeit und Wille zu Zusammenarbeit, Entspan-
nung und Abrüstung. So steht es im Harmel-Be-
richt, und so wollen wir es auch in Zukunft halten. 

Das Bemühen um Ausgleich und Zusammenar-
beit ist kein Gegensatz und schon gar nicht Anlaß, 
am Willen zur Verteidigung zu zweifeln. Die Euro-
päer im demokratischen Mittel- und Westeuropa 
blicken auf den anderen Teil Mitteleuropas und auf 
Osteuropa in dem Bewußtsein der langen Ge-
schichte vielfältiger Bindungen und gemeinsamer 
Erfahrungen, im Guten wie im Bösen. Viel stärker, 
als mancher das noch vor wenigen Jahren für mög-
lich gehalten hat, wirkt sich dieses Bewußtsein der 
gemeinsamen Geschichte trotz aller Systemunter-
schiede verbindend aus. Natürlich ist das Bewußt-
sein eines auch geographisch vorgegebenen ge-
meinsamen Schicksals in einer immer enger wer-
denden Welt prägend für die Menschen in West und 
Ost. Sie begreifen das alles als Herausforderung, 
gemeinsam eine friedliche Zukunft zu gestalten. 

Eine auf Vertrauen gegründete europäische Frie-
densordnung wird immer mehr als das langfristige 
Ziel europäischer Politik erkannt. Für uns in der 
Bundesrepublik Deutschland im Herzen Europas 
bleibt das Ringen um Zusammenarbeit, Entspan-
nung und Abrüstung eine nationale Schicksalsauf-
gabe. Wir wissen, daß Deutschlandpolitik nur dann 
erfolgreich sein kann, wenn sie als europäische 
Friedenspolitik verstanden wird. Wir Deutschen ha-
ben in der Geschichte unser Schicksal oft im Ge-
gensatz und Widerspruch zu unseren Nachbarn ge-
staltet. Heute stimmen unsere nationalen Interes-
sen mit den Interessen der europäischen Völker 
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überein. Denn Europa ist geteilt so wie Deutschland 
geteilt ist. Diese Teilung zu überwinden ist eine 
deutsche und europäische Aufgabe. Es gibt in unse-
rem Lande keine feindseligen Gefühle gegenüber 
irgendeinem europäischen Volk, weder im Westen 
noch im Osten. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wir wollen mit allen Völkern in Freundschaft und 
Frieden leben. Das sage ich ausdrücklich auch an 
die Adresse der Völker der Sowjetunion. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir erkennen das historisch gewachsene sowjeti-
sche Sicherheitsbedürfnis. Wir sind uns bewußt, 
daß manche Überzeichnung in diesem Sicherheits-
bedürfnis der Sowjetunion mit einem dunklen Ka-
pitel in der deutschen Geschichte zusammenhängt. 

Der Besuch, den der Bundeskanzler und ich An-
fang Juli dieses Jahres in Moskau abgestattet ha-
ben, hat Gelegenheit zu einem ausführlichen, inten-
siven Meinungsaustausch mit der sowjetischen 
Führung gegeben. Die Sowjetunion soll wissen, daß 
jedes Wort weiter gilt, das der Bundeskanzler und 
ich im Juli gesagt haben. Die Fortsetzung dieses 
Meinungsaustausches mit dem sowjetischen Au-
ßenminister, die in New York nicht stattfinden 
konnte, soll am kommenden Wochenende in Wien 
stattfinden. Wir wollen auch bei dieser Begegnung 
als Deutsche unsere Möglichkeiten nicht überschät-
zen, aber wir wollen auch unserer Verantwortung 
nicht ausweichen. 

Wir haben den Dialog mit der Sowjetunion stets 
mit Aufgeschlossenheit und gegenseitigem Respekt 
geführt. Er trägt bei zur Berechenbarkeit und zu 
einer zuverlässigen Einschätzung der Lage. Wir 
wenden uns mit einer Botschaft des guten Willens 
an die Sowjetunion. Die Sowjetunion soll wissen, 
daß unsere Friedenspolitik ernsthaft, aufrichtig und 
von unserer geschichtlichen Verantwortung getra-
gen ist. Wir wollen die deutsch-sowjetischen Bezie-
hungen mit langfristigen Perspektiven ausbauen 
und verbessern. Dabei sind wir uns der Bedeutung 
der deutsch-sowjetischen Beziehungen für das 
West-Ost-Verhältnis bewußt. 

Es liegt im Interesse beider Seiten, das zu bewah-
ren, was auf der Grundlage der in den 70er Jahren 
geschlossenen Verträge erreicht wurde, und das zu 
nutzen, was beim Ausbau langfristiger Beziehun-
gen noch geschaffen werden kann. Der Moskauer 
Vertrag ist ein Gewaltverzichtsvertrag. Er verbietet 
die Anwendung und Androhung von Gewalt. Er ist 
auf Gleichberechtigung gegründet. Er beinhaltet 
kein Sicherheitsprivileg für eine Seite. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir begrüßen, daß auch unsere europäischen 
Partner den Dialog mit der Sowjetunion und ihren 
Verbündeten führen. Wir wissen, daß der deutsch-
sowjetische Dialog den amerikanisch-sowjetischen 
Dialog nicht ersetzen kann. Deshalb treten wir für 
Begegnungen auf hoher und höchster Ebene auch 
zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjet-
union ein. Die internationale Entwicklung darf 
nicht außer Kontrolle geraten. 

Zu den unverzichtbaren Bestandteilen einer ver-
antwortungsbewußten Friedenspolitik gehören die 
Zurückhaltung und Mäßigung bei der Wahrneh-
mung der eigenen Interessen. Das erfordert die Fä-
higkeit, auch die Interessen der anderen Seite zu 
sehen, ihre Probleme und ihre Sorgen. Das muß in 
Europa gelten, das muß sich aber auch in allen Tei-
len der Welt bewähren. 

Der nah- und mittelöstliche Raum mit seinen ver-
schiedenen Krisenherden zeigt die ganze Größe der 
Gefahr. Leider ist das nicht das einzige Krisenge-
biet. Afghanistan und Kambodscha, das südliche 
Afrika, der Tschad und Zentralamerika geben zur 
größter Besorgnis Anlaß. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sagen Sie mal 
was zum Giftgas!) 

In dieser Zeit ist es wichtig, daß sich alle Staaten in 
West und Ost ohne jede Einschränkung an den Ge-
waltverzicht halten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Thema!) 

— Das hat nämlich auch etwas zu tun mit dem The-
ma, Bereitschaft auf den weltweiten Verzicht von 
chemischen Waffen zu zeigen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Gewaltverzicht heißt auch, den Willen zu Gewalt-
anwendung aus den Köpfen der Menschen zu ver-
bannen. Gewaltverzicht heißt Friedenserziehung, 
heißt Abbau von Feindbildern, heißt Schluß mit der 
Dämonisierung der anderen Seite. 

Bundeskanzler Kohl hat sich am 4. Juli 1983 in 
Moskau zu den Möglichkeiten der Weiterentwick-
lung und Konkretisierung bestehender Gewaltver-
zichtserklärungen geäußert und dazu gesagt: „Eine 
erneute verbindliche Bekräftigung des Gewaltver-
bots kann zur Verbesserung der internationalen 
Lage beitragen, wenn dadurch Gewaltandrohung 
konkret verhindert wird, Gewaltanwendung dort, 
wo sie andauert, beendet wird." Gewaltandrohung 
verhindern, bestehende Gewaltanwendung beenden 
— das ist die Aufgabe, die nicht auf die lange Bank 
geschoben werden darf, die jetzt erfüllt werden 
muß, an der sich überall bewährt werden muß. 

Die Bundesregierung wird sich in dieser schwie-
rigen internationalen Lage leiten lassen von Ver-
nunft, Nüchternheit und Berechenbarkeit ihrer Po-
litik. Wir kennen unsere Verantwortung im Herzen 
Europas. Wir wissen, daß Furcht ein schlechter Rat-
geber ist und daß Resignation kein Ersatz für Poli-
tik ist. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wir haben ja 
Genscher!) 

Wir wissen, daß Verhandlungsbereitschaft kein Zei-
chen von Schwäche ist, und wir wissen auch, daß 
Dialogverweigerung weder von gutem Willen noch 
von Stärke zeugt. 

Hier liegt der Kern unserer Verantwortung als 
Staat im Herzen Europas, einer Verantwortung, die 
wir in vollem Bewußtsein der staatlich geteilten Na-
tion erfüllen, einer Verantwortung, die Frieden und 
Freiheit will. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: So ist es!) 
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Wir kennen den großen Einfluß, den eine kon-

struktive Entwicklung des Verhältnisses der Bun-
desrepublik Deutschland zur DDR auf das West-
Ost-Verhältnis hat. Wir bekennen uns zur Verant-
wortungsgemeinschaft der Deutschen in West und 
Ost für den Frieden in Europa. Wir begrüßen es, daß 
auch Generalsekretär Honecker das Wort von der 
Verantwortungsgemeinschaft verwendet hat. Die 
Entschlossenheit, alles zu tun, damit von deutschem 
Boden nie wieder ein Krieg ausgeht, erfordert In-
itiativen des Friedens beider deutscher Staaten. 
Das muß sich bei der Verwirklichung der Schluß-
akte von Helsinki beweisen. Hier haben beide deut-
sche Staaten die Möglichkeit zu zeigen, daß sie Vor-
reiter von Entspannung und Zusammenarbeit in 
Europa sein wollen. 

Wir sind dazu bereit. Wir begrüßen jeden Schritt 
in dieser Richtung. Ich schätze es positiv ein, daß 
die Abrüstungsbeauftragten beider Seiten sich am 
Ende dieses Monats in Bonn zur Fortsetzung ihrer 
Gespräche treffen werden. Das deutsche Volk in 
den beiden deutschen Staaten will keine neue Eis-
zeit, es will mehr Kontakte, es will mehr Zusam-
menarbeit, es will eine gemeinsame friedliche Zu-
kunft. 

Dem dienen alle unsere Abrüstungsbemühungen. 
Dem dienen auch unsere Bemühungen, Vernich-
tungswaffen wie die chemischen Waffen weltweit 
zu beseitigen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Die Bilanz des Luther-Jahres 1983 wird sein, daß 
das Bewußtsein der Verantwortungsgemeinschaft 
der Deutschen für den Frieden noch stärker ist, als 
das am Anfang des Jahres der Fall war. 

(Fortgesetzte Unruhe bei der SPD und den 
GRÜNEN — Dr. Marx [CDU/CSU]: Muß 

dieser Lärm denn sein?) 

Dieses Bewußtsein, meine Damen und Herren, wird 
die Bundesregierung bei jedem ihrer Schritte und 
bei jeder Abrüstungsverhandlung, die sie führt, lei-
ten. Wenn Sie das anerkennen, dann können Sie 
uns unterstützen, auch bei den Genfer Verhandlun-
gen über ein weltweites Verbot der chemischen 
Waffen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Wurbs: Das Wort hat der Abgeord-
nete Jungmann. 

Jungmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Daß die Bundesregierung keine Kabi-
nettssitzung mehr macht, ist ihre Sache. Daß Herr 
Genscher jetzt Tagesordnungspunkte benutzt, um 
dahinter eine Regierungserklärung zu verstecken, 
ist neu. Oder ist die Regierung nicht in der Lage, 
hier eine Regierungserklärung zu den Punkten, die 
Sie angesprochen haben, abzugeben? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Außenminister, Sie haben die Debatte über 
die Große Anfrage zur Lagerung von Giftgas auf 
dem Boden der Bundesrepublik Deutschland für 

eine Erklärung zum Gegenstand der Genfer INF- 
Verhandlungen zweckentfremdet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist auch das 
Wichtigste!) 

Sie fühlen sich insoweit gegenüber unserer Öffent-
lichkeit und der öffentlichen Meinung in der Defen-
sive und wollen sich rechtfertigen. 

(Werner [CDU/CSU]: Erst soll er was sa

-

gen, und dann darf er es nicht!) 

Viel besser wäre es, Sie würden auf Washington 
einwirken, um die Position der Amerikaner fort-
schrittlicher zu gestalten, damit endlich in Genf 
eine Einigung möglich wird. Ihre Rechtfertigung ist 
kein Ersatz für das fehlende Einwirken auf Wa-
shington. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Als ich mich auf diese Debatte vorbereitete, habe 
ich die Antworten der Bundesregierung auf diese 
Anfragen gelesen. Die Antworten waren genauso 
dünn wie das, was der Außenminister hier im Ple-
num zu den Fragen konkret gesagt hat. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Als ich dankenswerterweise, Herr Außenmini-
ster, Ihre Rede eine Stunde vorab in die Hand be-
kam und sie las, habe ich gedacht, Sie hätten das 
Datum verwechselt. Ich dachte, dies sei eine Rede 
für den 21. November 1983. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Als ich dann aber noch einmal auf das Deckblatt 
sah, stellte ich fest, daß dort tatsächlich „13. Okto-
ber" stand. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Sie können es 
nicht oft genug hören, Herr Jungmann!) 

Als ich dann die dpa-Tickermeldung von 15.38 
Uhr las, wurde mir plötzlich klar, was dieses Thea-
ter sollte. Herr Genscher hat nicht auf die Anfrage 
der GRÜNEN reagiert, sondern hat über den Deut-
schen Bundestag hinweggeredet und hat vor dem 
Treffen mit Gromyko eine Botschaft des guten Wil-
lens an die Sowjetunion gesandt. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Und das ist gut!) 

Zwei Tage vor dem Treffen 

— so heißt es in dieser dpa-Meldung — 

mit seinem sowjetischen Amtskollegen Gro-
myko in Wien hat sich Bundesaußenminister 
Hans-Dietrich Genscher mit einer, wie er sagt, 
Botschaft des guten Willens an die Sowjetunion 
gewandt. Im Deutschen Bundestag unterbrei-
tete er der UdSSR am Donnerstag ein umfas-
sendes Angebot zur Zusammenarbeit in allen 
Bereichen. 

Ich würde Ihnen, Herr Außenminister, vorschlagen, 
diese Angebote an den Verhandlungstischen zu ma

-

chen und hier im Deutschen Bundestag eine Regie- 
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rungserklärung dazu abzugeben; dann können wir 
darüber debattieren. 

(Beifall bei der SPD — Jäger [Wangen] 
[CDU/CSU]: Ein seltsames Demokratiever

-

ständnis!) 

— Ich weiß, daß Ihnen das unangenehm ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Im Gegenteil!) 

daß diese Regierung wieder einmal ihre Hand-
lungsunfähigkeit bewiesen hat. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Meine Damen und Herren, ich möchte jetzt zur 
Sache kommen, 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Das wäre gut!) 

nämlich zu den Anfragen. Dazu habe ich in der Ein-
leitung gesagt: Die Antworten beweisen, daß die An-
fragen der Regierung unbequem sein müssen. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg — die vorhandenen 
Giftgasbestände wurden damals von den Alliierten 
mit deutscher Hilfe beiseite geschafft; ich sage aus-
drücklich: beiseite geschafft — wurde über lange 
Zeit kaum gefragt, wofür chemische Kampfstoffe 
benötigt werden, wo sie lagern, welche Mengen es 
davon gibt, für welche Zwecke sie benötigt werden. 
Vielleicht hat die Angst vor der Zerstörungskraft 
der nuklearen Waffen die Menschen so beschäftigt, 
daß sie die großen Gefahren, die ihnen beim Ein-
satz von chemischen Massenvernichtungswaffen 
drohen, verdrängt haben. Verdrängungseffekte be-
züglich der Auswirkungen von chemischen Kampf-
stoffen haben wahrscheinlich auch bei der Beant-
wortung der Großen Anfrage durch die Bundesre-
gierung eine Rolle gespielt. Der Stolzenberg-Skan-
dal in Hamburg im September 1978, bei dem etwa 
70 t chemischer Kampfstoffe, darunter auch der 
Nervenkampfstoff Tabun, nur fünf Minuten vom 
Hamburger Volksparkstadion entfernt gefunden 
wurden, hat wahrscheinlich zur Sensibilisierung 
großer Bevölkerungsteile beigetragen. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Was hat denn das 
mit dem Thema zu tun?) 

— Das waren Giftgase, Herr Kollege. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Aber es hat doch 
nichts mit Ihrer Anfrage zu tun!) 

— Das ist nicht meine Anfrage; es ist die Anfrage 
der GRÜNEN. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: Die Sie jetzt be

-

handeln!) 

Wir wissen, daß wir über die auf unserem Territo-
rium lagernden C-Waffenbestände keine eigene 
Verfügungsgewalt besitzen. 

Vor wenigen Wochen erreichte uns die Nachricht 
aus Washington, der US-Senat habe mit großer 
Mehrheit 144,6 Millionen US-Dollar für die Nerven -
gasproduktion bewilligt. Das wachsende Interesse 
für die Gefährdung durch chemische Rüstung fällt 
im Zusammenhang mit diesen Beschlüssen in eine 
Periode weltpolitischer Spannungen. Im Ost-West

-

Verhältnis verschärft sich der Konflikt, und die Be-
dingungen für kooperative Politik werden immer  

schlechter. Seit Mai 1981 hat sich die Diskussion 
über die Lagerung amerikanischer chemischer 
Kampfstoffe in der Bundesrepublik Deutschland 
zugespitzt. Zu diesem Zeitpunkt fiel auch die Ent-
scheidung des US-Kongresses, der US-Regierung 
Mittel für die Ausrüstung einer Fabrik zur Herstel-
lung neuer chemischer Munition zu bewilligen. 

In der Bundesrepublik löste diese Entscheidung 
Besorgnis aus, weil vermutet wurde, daß die binä-
ren Waffen hier gelagert werden sollten. Zwar er-
klärte die amerikanische Regierung am 8. Februar 
1982: „Sollte jemals festgelegt werden, daß eine Sta-
tionierung außerhalb der USA wünschenswert ist, 
dann wird es vor einer Entscheidung eine umfas-
sende Konsultation mit den betreffenden Nationen 
geben." Aber diese Erklärung wird in der deutschen 
Öffentlichkeit als ungenügend empfunden. Welchen 
Sinn hat die Produktion dieser Kampfstoffe, wenn 
sie nicht dort stationiert werden, wo sie eine mili-
tärische Aufgabe erfüllen, nämlich in der Nähe der 
Grenze zum Warschauer Pakt? 

Die Bundesrepublik ist — seit der einseitigen 
chemischen Abrüstung Großbritanniens im Jahre 
1957 — das einzige NATO-Land außer den USA, in 
dem heute chemische Kampfstoffe gelagert werden. 
So liegt der Schluß nahe, daß die Bundesrepublik 
Deutschland auch das Land sein wird, in dem diese 
neu zu produzierenden chemischen Waffen statio-
niert werden sollen. 

Die Bundesregierung hat eine ganze Reihe von 
Gründen angeführt, warum Giftgas zum Bestand 
der Abschreckung gehören muß. Ihre Argumente 
sind: Erstens. Chemische Rüstung würde zur Ab-
schreckung eines gegnerischen C-Waffen-Angriffs 
gebraucht, sie verhinderten einen Gaskrieg. 

Zweitens. Das sowjetische C-Waffen-Potential 
stellt eine Bedrohung des Westens dar. Die sowjeti-
sche Militärdoktrin sehe die Anwendung dieser Po-
tentiale ausdrücklich vor; 60 000 sowjetische Solda-
ten würden darauf in speziellen Einheiten vorberei-
tet. 

Drittens. Auf chemische Abschreckung könne so-
lange nicht verzichtet werden, wie es hierzu keine 
Alternative gibt. Die einzige Alternative sei ein voll-
ständiges und verifizierbares Verbotsabkommen 
über die Produktion und Lagerung von C-Waffen; 
daran werde im Genfer Abrüstungsausschuß zwar 
gearbeitet, bisher aber — trotz Ihrer positiven Dar-
stellung, Herr Außenminister — ohne Ergebnis. 

Viertens. Die Erfahrungen aus den Rüstungskon-
trollgesprächen zeigen, daß die Sowjetunion nur 
dann ernsthaft verhandelt, wenn die NATO ein ent-
sprechendes Gegengewicht hat; bislang sei die 
NATO im Vergleich zur UdSSR aber bei den chemi-
schen Waffen zu schwach; deswegen habe es zu kei-
ner Einigung kommen können. Der NATO-Oberbe-
fehlshaber Rogers sprach in diesem Zusammen-
hang im Oktober 1982 davon, daß C-Waffen als 
Faustpfand für die Verhandlungen mit dem Ost-
block weiterhin erforderlich seien. Die Produktion 
neuer C-Waffen sei Trumpfkarte für das Ziel, die 
Verschrottung aller chemischen Kampfstoffe zu er-
reichen. 
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Die hier zusammengefaßten Argumentationen 

entsprechen in weiten Teilen dem Denkmuster der 
Reagan-Administration, die auch in anderen Berei-
chen zur Legitimation von Rüstung gebraucht 
wird. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es wird eine Lücke in der Weltraumrüstung oder 
beim Wurfgewicht von interkontinentalen Raketen 
ausgemacht. Dann wird behauptet, der Gegner habe 
hierdurch einen militärisch nutzbaren Vorteil er-
langt. Schließlich wird die Forderung erhoben, die 
Abschreckung durch zusätzliche Kriegsführungsfä-
higkeit glaubwürdiger zu machen. 

Der Trend, Massenvernichtungsmittel benutzbar 
zu machen, sie so zu entwickeln, daß sie risikofrei 
zum Gefechtsfeld transportiert werden können, un-
terminiert das Konzept der Kriegsverhütung. 

Es scheint, als hätten die Befürworter der C-Waf-
fen die Tatsache aus dem Blick verloren, daß Ner-
vengase nicht irgendwelche beliebigen Waffen sind, 
sondern daß ihr Einsatz unabsehbare Folgen für die 
Menschen und die Natur nach sich zieht. Nicht nur 
aus moralischen, sondern gerade auch aus sicher-
heitspolitischen Gründen ist entscheidend, welche 
spezifischen Wirkungen unterschiedliche Rüstungs-
systeme für das Überleben haben. 

Wenn in den Begründungen und Rechtfertigun-
gen der vorgesehenen Programme von den Folgen 
die Rede ist, dann immer nur in bezug auf die 
Kampfkraft und die Operationsfähigkeit von mili-
tärischen Einheiten. Die Folgen für die Zivilbevöl-
kerung, für die Tiere und Pflanzen bleiben außer 
Betracht. Es ist diese Lücke im militärisch-strate-
gischen Denken, die als wirkliche Bedrohung emp-
funden werden muß. Fest steht, daß die Überlebens-
chancen von Soldaten in einem chemischen Krieg 
weit höher wären als die der Zivilbevölkerung. 
Nach Auskunft der Bundesregierung vom 4. März 
1982 würde die Zahl der Toten bei Soldaten und 
Zivilbevölkerung im Verhältnis 1 : 20 zum Nachteil 
der Zivilbevölkerung zueinander stehen. 

Der Einsatz von C-Waffen war nach Auffassung 
der alten Bundesregierung nur als Repressalie im 
Falle eines C-Waffen-Angriffs durch den War-
schauer Pakt denkbar. Sie hat daraus eine Schluß-
folgerung gezogen. Sie lautet: „daß im dicht besie-
delten Mitteleuropa ein den Regeln des Völker-
rechts entsprechender Einsatz nur in Ausnahmefäl-
len möglich ist. Damit ist aus militärisch-operativer 
Sicht der Wert als Repressalie in der Bundesrepu-
blik Deutschland als sehr gering einzuschätzen." 

Der Hinweis auf die Ausnahmefälle läßt sich 
wohl so interpretieren, daß die Bundesregierung da-
mals und heute nicht wußte, welchen Nutzen diese 
Waffen stiften können, aber daß sie gegenüber den 
USA und der NATO den Abzug dieser Waffen bis-
her nicht durchsetzen konnte. 

In jedem Fall ist es wichtig festzustellen, daß die 
amerikanischen Vorstellungen von der Anwendbar-
keit chemischer Waffen aus militärischer Sicht 
fragwürdig sind und von der früheren Bundesregie-
rung nicht geteilt wurden. Mit anderen Worten, mit 
meinen Worten: Chemische Waffen werden nicht  

gebraucht, sie sind überflüssig. Deshalb sollte man 
sie vom Boden der Bundesrepublik Deutschland ab-
ziehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist angesichts der vermuteten Menge von C- 
Waffen abwegig, von Unterlegenheit oder Überle-
genheit zu sprechen. Bereits wenige Gramm Gift-
gas reichen aus, um das Leben in ganzen Landstri-
chen auszulöschen. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Kräftevergleiche in Größenordnungen von Tonnen 
sind deswegen nirgends so sinnlos wie bei den che-
mischen Waffen. Wieviel chemische Munition auf 
dem Boden der Bundesrepublik Deutschland lagert, 
weiß nach der Beantwortung der Großen Anfrage 
durch die Bundesregierung bis heute immer noch 
niemand. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Fragen Sie 
mal Herrn Genscher!) 

Offiziell ist lediglich zu erfahren, daß die USA einen 
geringen Teil eines begrenzten Potentials ihrer C-  
Waffen-Bestände hier stationiert haben, das seit 
1969 nicht erneuert wurde. Die Sicherheitsvorkeh-
rungen liegen in amerikanischer Verantwortung. 
Herr Genscher, ich fordere Sie auf, hier zu erklären, 
welche Möglichkeiten die Bundesregierung und da-
mit die Behörden der Bundesrepublik Deutschland 
haben, in den C-Waffen-Depots zu kontrollieren, ob 
deutsche Sicherheitsstandards überhaupt angewen-
det werden. 

Ich will zum Schluß kommen; denn ich habe hier 
keine unbegrenzte Redezeit wie der Bundesaußen-
minister. Meiner Meinung nach ist es wichtig, daß 
mit den konservativen Illusionen aufgeräumt wird, 
daß in der Rüstung noch ein Vorteil errungen wer-
den kann, der nicht zu kurze Zeit danach auch dem 
Gegner zuwächst. Das entspannungspolitische Kon-
zept für die Zukunft muß Sicherheitspartnerschaft 
heißen, und diese Sicherheitspartnerschaft eröffnet 
eine Perspektive, die endlich wieder politisches 
Denken dem militärischen Handeln überordnet. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion hat 
den Bundeskanzler durch ihren Vorsitzenden auf-
gefordert, Stellung zu den chemischen Waffen zu 
beziehen. Der Herr Bundeskanzler hat dies mit ei-
nem polemischen Brief beantwortet. Herr Gen-
scher, Sie haben die Gelegenheit nicht genutzt, hier 
klarzustellen, welche Position die Bundesregierung 
zu chemischen Waffen hat. — Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Graf Huyn. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Jung-
mann, ich verstehe eines wirklich nicht. 

(Bastian [GRÜNE]: Nur eines?) 

— Nein, Herr Bastian, ich verstehe bei Herrn Jung

-

mann einiges nicht und bei Ihnen sowieso nicht; 
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aber damit will ich mich hier in einer beschränkten 
Redezeit nicht auseinandersetzen. Bei Herrn Jung-
mann verstehe ich vor allem nicht, daß er dem Bun-
desaußenminister hier vorwirft, wie er hier in die-
ser Debatte gesprochen hat. 

(Jungmann [SPD]: Ich habe das hier fest

-

gestellt! — Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: 
Langweilig und lang!) 

Herr Jungmann, Sie hätten lieber zuhören sollen, 
wie hier der Außenminister der Bundesrepublik 
Deutschland 

(Zuruf von den GRÜNEN: Am Thema vor

-

beigeredet hat! — Jungmann [SPD]: Mein 
Lehrer hätte gesagt: Thema verfehlt!) 

darlegt, wie nicht nur auf dem Gebiet der chemi-
schen Waffen — das hat er ausführlich darge-
stellt —, sondern auch auf dem Gebiet der anderen 
Abrüstungsverhandlungen die Politik des Bündnis-
ses zur Sicherung von Frieden und Freiheit durch-
gesetzt werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist die Frage, um die es hier heute geht. 

(Bastian [GRÜNE]: Nein!) 

Ich bin dankbar, daß sich der Bundesaußenmini-
ster nicht nur auf diese Frage der chemischen Waf-
fen beschränkt hat, sondern daß er den Gesamtzu-
sammenhang umfassend dargelegt hat. Aber Sie, 
meine Herren, benutzen das natürlich am liebsten 
zur Polemik auf der Straße, statt sich hier in diesem 
Haus ernsthaft damit auseinanderzusetzen, wie es 
Ihre Pflicht wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Aber, aber, 
Herr Graf! — Weitere Zurufe von den Grü

-

nen) 

Im übrigen hat der Bundesminister des Auswärti-
gen in der sehr umfassenden Antwort auf die drei 
verbundenen Großen Anfragen, die hier zur De-
batte stehen, alle Fragen voll beantwortet. Ich 
möchte auf einige dieser Fragen eingehen, die der 
Bundesminister hier angesprochen hat. Er hat z. B. 
dankenswerterweise den Harmel-Bericht zitiert, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Lassen Sie 
doch mal die Bücklinge!) 

und darin steht — ich zitiere —: 

Eine endgütige und stabile Regelung in Europa 
ist nicht möglich ohne eine Lösung der 
Deutschlandfrage, die den Kern der gegenwär-
tigen Spannungen in Europa bildet. Jede derar-
tige Regelung muß die unnatürlichen Schran-
ken zwischen Ost- und Westeuropa beseitigen, 
die sich in der Teilung Deutschlands am deut-
lichsten und grausamsten offenbaren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist 
deswegen wichtig, weil Sie hier immer wieder den 
Fehler machen, die Phänomene der Spannung und 
die Folgerungen der Spannung, aber nicht ihre Ur-
sachen anzugehen. Sie gehen hier isoliert vor gegen 
chemische Waffen, Sie gehen isoliert vor gegen 
nukleare Waffen. Aber das sind doch nicht die 

Spannungsursachen. Die Spannungsursache ist der 
politische Wille, der dahintersteht, nicht die Rake-
ten oder die chemischen Waffen. Die Ursache der 
Spannung ist die offensive sowjetische Politik. 
Wenn hier im Hause vorhin von einem Skandal 
gesprochen wurde, dann kann es nur einer sein, 
nämlich der, daß hier einseitig unser amerikani-
scher Verbündeter von Ihnen auf der Linken ange-
prangert wird, während die Ursachen der Span-
nung in der offensiven, expansiven Hochrüstungs-
politik der Sowjetunion liegen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD und gerade Sie, Herr Jungmann, sollten zu die-
sen Fragen deutlicher Stellung nehmen. Denn Sie 
sind es, die sich auf diesem Gebiet aus der Verant-
wortung einer Politik stehlen, die Sie selber lange 
genug mitgestaltet und die wir mit unterstützt ha-
ben, auch von der Opposition aus. 

Ich denke an das, was heute von dem früheren 
Bundeskanzler Helmut Schmidt, von Professor 
Karl Kaiser, von Professor Gesine Schwan - etwa 
gestern — zu Ihrer Politik, zu Ihrer Haltung gesagt 
wird. Frau Schwan sagte — ich zitiere wörtlich —, 

daß die SPD-Parteiführung mit ihrer gegenwärti-
gen Taktiererei über die Aussagen der Sozialdemo-
kratie zum NATO-Doppelbeschluß die Grundlagen 
sozialdemokratischer Friedenspolitik verrät. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, danach sind Sie es, die 
die Erfolge einer Abrüstungspolitik mit wirklicher 
Beseitigung der Spannungen verhindern. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Da kom

-

men wieder die „vaterlandslosen Gesel

-

len"!) 

Sie sind es, die immer neue Forderungen nachge-
schoben haben. Erst haben Sie Seestationierung ge-
fordert. Dann haben Sie Verbindung von INF und 
START gefordert. Dann haben Sie gefordert, die 
Freeze-Resolution zu unterstützen. Dann haben Sie 
die Einbeziehung britischer und französischer Sy-
steme gefordert. Meine Damen und Herren, dies 
alles verhindert nur, daß die Sowjetunion zu wirkli-
chen Verhandlungen bereit ist. Sie wären heute 
nicht mehr regierungsfähig, ja, Sie sind nicht ein-
mal oppositionsfähig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Jungmann? — Herr 
Abgeordneter Jungmann, die Zwischenfrage wird 
nicht gestattet. 

Graf Huyn (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, die Haltung der CDU/CSU-Frak-
tion zur Frage der chemischen Waffen ist eindeutig. 
Wir haben sie hier öfters dargelegt. Wir wollen eine 
weltweite Null-Lösung auf dem Gebiet der chemi-
schen Waffen. Ich habe vor zwei Jahren von dieser 
Stelle aus den Antrag unserer Fraktion begründet. 
Die Ursache der Spannung ist auch auf dem Gebiet 
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der chemischen Waffen wie bei dem Gebiet der 
nuklearen Waffen die sowjetische Hochrüstung. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: So ist es!) 

Der Warschauer Pakt unterhält in Europa 100 000 
Mann, für offensive chemische Kampfführung aus-
gerüstet, denen 350 000 t chemischer Kampfstoffe 
zur Verfügung stehen, und mehr als 70 Übungs-
plätze für chemische Kampfführung. 

Demgegenüber bietet die NATO weniger als 5 000 
Mann mit knapp 40 000 t Kampfstoff auf. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Wo soll der 
denn eingesetzt werden?) 

Das heißt, das Übergewicht des Warschauer Pakts 
auf diesem Gebiet beträgt 20 : 1 bei den Truppen 
und 8 : 1 beim Kampfstoff. 

(Drabiniok [GRÜNE]: Wo ist das Einsatzge

-

biet? — Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sa

-

gen Sie doch mal was zum Einsatzgebiet!) 

Diese Zahlen belegen nüchtern, wie die Lage ist. 
Für die sowjetischen Streitkräfte gelten immer 
noch die Dienstvorschriften, in denen es wörtlich 
heißt: 

Der überraschende und massive Einsatz von C- 
Waffen ist ein Mittel zum Erreichen militäri-
scher Ziele. Der Einsatz von Chemiewaffen soll 
dem Feind Massenverluste an Menschen brin-
gen und die Handlungen der Truppen und die 
Tätigkeit im Hinterland erschweren. 

Und weiter: 

Der Einsatz von Kern- und Chemiewaffen ist 
an sich von höchsten politischen Stellen zu ent-
scheiden. Doch kann dies für einzelne Aufga-
ben auch auf Beschluß der Divisionskomman-
deure geschehen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört! — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Das ist ver-
brecherisch, genauso verbrecherisch wie 
die Vorschriften der Vereinigten Staaten!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn 
Herr Jungmann hier erklärt oder unterstellt, die 
chemischen Kampfstoffe der Vereinigten Staaten 
hätten eine militärische Aufgabe in Deutschland, so 
ist dies schlicht falsch. Den Streitkräften der Verei-
nigten Staaten dient der Einsatz von chemischen 
Waffen ausschließlich zur Vergeltung, d. h., sie sind 
zur Abschreckung gelagert. 

(Jungmann [SPD]: Sie hätten zuhören 
müssen, dann hätten Sie verstanden, daß 

ich von Repressalien gesprochen habe!) 

Die Bundeswehr spricht überhaupt nur von Schutz 
vor solchen Waffen. Die Vorräte, die die Vereinigten 
Staaten hier gelagert haben, stammen im übrigen 
noch aus der Zeit des Korea-Krieges, die Geschütze 
und Raketen sind veraltet, und 90 % der Vorräte 
lagern in den USA. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Und 10% 
sind hier — oder was?) 

Dies, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist 
der Riesenunterschied zwischen westlichen und 
östlichen Haltungen zu diesen Waffen. 

Der Einsatz von C-Waffen durch den Osten ist lei-
der nicht nur eine furchtbare Möglichkeit, sondern 
leider auch brutale Wirklichkeit. Die Vereinten Na-
tionen haben im Dezember 1982 die Aussagen zahl-
reicher Zeugen zu Protokoll genommen, die sich als 
Opfer chemischer Kriegsführung durch den Osten 
betrachten. Immer wieder muß die Presse der 
freien Welt über Beispiele von C-Waffen-Einsatz in 
Südostasien und Afghanistan berichten. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: In Südost

-

asien waren aber wohl mehr die Amerika

-

ner beteiligt!) 

Vor wenigen Wochen erst haben die Vereinigten 
Staaten dem Generalsekretär der Vereinten Natio-
nen hierfür eine umfangreiche Liste neuer Beweise 
vorgelegt 

(Abg. Frau Kelly [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Frau Präsidentin, ich möchte keine Zwischen-
frage mehr zulassen —, die auf Berichten von Op-
fern und Zeugen chemischer Kriegsführung in 
Laos, Kambodscha und Afghanistan beruhen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Die Sowjetunion bezeichnet sie als üble amerikani-
sche Propaganda. Die Glaubwürdigkeit solcher 
Dementis, meine Damen und Herren — ich habe 
die auch gelesen —, 

(Jungmann [SPD]: Nein, die UNO-Proto

-

kolle sollten Sie lesen!) 

steht allerdings auf schwachen Beinen. Der Exper-
tengruppe, die von den Vereinten Nationen beauf-
tragt ist, die Klagen zu untersuchen, ist der Zutritt 
zu den Territorien der betreffenden Länder, näm-
lich Vietnam, Laos und Kambodscha, von diesen 
verwehrt worden. Meine Damen und Herren, wer 
hier etwas zu verbergen hat, ergibt sich schon aus 
dieser Haltung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Kon-
rad Adenauer hat sich bereits am 23. Oktober 1954 
für die Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, 
auf die Herstellung von A-, B- und C-Waffen zu ver-
zichten. Wir haben uns in der Bundesrepublik einer 
internationalen Kontrolle freiwillig unterworfen 
und sehr gute Erfahrungen mit dieser Kontrolle ge-
macht. Ich kann nur noch einmal danken, daß die 
Bundesregierung hier in Bonn einen Workshop für 
die Abrüstungsgruppe der Vereinten Nationen ver-
anstaltet hat, um diese Kontrollmöglichkeiten be-
kannt zu machen. Leider haben alle Staaten des 
Warschauer Paktes, bis auf Rumänien, nicht teilge-
nommen. Viele andere — auch der Dritten Welt — 
haben teilgenommen. Wir haben eine internatio-
nale Kontrolle, die funktioniert, die ein Beispiel für 
eine wirksame Kontrolle zwischen Ost und West 
sein könnte, die die Möglichkeit eröffnet, eine wirk-
liche, kontrollierte Null-Lösung hinsichtlich chemi-
scher Waffen zu erreichen, wie wir alle sie, wie ich 
meine, in diesem Hause wollen. Aber nur kontrol- 
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lierte Abrüstung, meine Damen und Herren, ist 
sinnvoll, wirksam und friedenssichernd. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist doch 
selbstverständlich!) 

Aber dies genau will die Sowjetunion nicht, dem hat 
sie sich bisher verweigert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 1969 
haben die Vereinigten Staaten von Amerika einsei-
tig und freiwillig auf eine weitere Produktion che-
mischer Waffen verzichtet. 14 Jahre lang hätte die 
Sowjetunion Zeit gehabt, diesem Beispiel zu fol-
gen. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Sie hat es leider nicht getan, sondern sie hat — im 
Gegenteil — nicht nur auf dem Gebiet der nuklea-
ren Waffen, nicht nur auf dem Gebiet der konven-
tionellen Waffen, sondern auch auf dem Gebiet der 
chemischen Waffen aufgerüstet — und nicht nur 
sie. Auch die Machthaber in Ost-Berlin haben che-
mische Waffen produziert. Ich kann Sie nur einla-
den, die Aussagen von Professor Dr. Frucht zu le-
sen, der deswegen aus Mitteldeutschland hier in 
den Westen gekommen ist. 

Solange Moskau nicht einer kontrollierten Abrü-
stung zustimmt, müssen die Vereinigten Staaten im 
Interesse des Friedens und im Interesse der Siche-
rung unserer Freiheit sich auch auf dem Gebiet 
chemischer Waffen die Möglichkeit einer glaub-
würdigen Abschreckung erhalten. Aber unser Ziel 
im Westen wird es weiterhin sein, auch auf dem 
Gebiet der chemischen Waffen eine Null-Lösung zu 
erreichen. — Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Vogt  [Kaiserlautern] [GRÜNE]: Binäre 

Null-Lösung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Feldmann. 

Dr. Feldmann (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Form der Ant-
wort der Bundesregierung ist hier schon kritisiert 
worden, und als Parlamentarier kann ich dieser 
Kritik nicht voll widersprechen, 

(Beifall bei der SPD) 

enthält diese Antwort doch allein 74 Querverweise, 
größtenteils auf zurückliegende parlamentarische 
Anfragen. 

(Vogt [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Hört! 
Hört!) 

Aber Ihre Kritik, Herr Kollege Jungmann, ging 
eindeutig zu weit und daneben. Die FDP jedenfalls 
unterstützt jede Botschaft des guten Willens an die 
Sowjetunion. 

(Jungmann [SPD]: Dann soll sie doch eine 
Regierungserklärung machen! Dann kön

-

nen wir länger darüber debattieren!) 

— Herr Kollege Jungmann, nehmen Sie bitte zur 
Kenntnis, daß die C-Waffen-Politik dieser Regie

-

rung die gleiche ist, die auch wir einmal in einer 
gemeinsamen Regierung getragen haben. 

(Jungmann [SPD]: Das bezweifle ich!  — 
Vogt  [Kaiserslautern] [GRÜNE]: Und wozu 

führt das?) 

Die FDP begrüßt das intensive Bemühen der 
Bundesregierung, zu einem weltweiten, überprüfba-
ren C-Waffen-Verbot zu kommen, das auch die Ver-
nichtung der vorhandenen Bestände und Produk-
tionsanlagen einschließt, wie es soeben durch Bun-
desaußenminister Genscher nochmals eindeutig 
klargestellt wurde. 

Kernpunkt eines solchen Abkommens ist aber 
die Überprüfbarkeit. Denn auch mit den genaue-
sten Satellitenkameras kann nicht festgestellt wer-
den, ob in einer Fabrik Pflanzenschutzmittel oder 
chemische Kampfstoffe hergestellt werden. Die 
Bundesregierung hat vorgeführt, daß die Verifika-
tion der Einhaltung von Produktionsverboten für C- 
Waffen ohne Industriespionage möglich ist. 

(Graf Huyn [CDU/CSU]: So ist es!) 

Sie haben es erwähnt, Herr Kollege Graf Huyn. Es 
ist bedauerlich, daß die Sowjetunion dennoch wei-
terhin Vor-Ort-Inspektionen und damit den Ab-
schluß eines wirksamen C-Waffen-Abkommens 
blockiert. Wir appellieren daher an die Sowjetunion, 
ihre übertriebenen Sicherheits- und Geheimhal-
tungsbedürfnisse abzubauen und in der Überprü-
fungsfrage endlich einzulenken. 

Obwohl die USA 1969 einseitig die Produktion 
von C-Waffen eingestellt hatten, hat die Sowjet-
union in dieser Zeit ihre Fähigkeit zur chemischen 
Kriegsführung ständig verbessert. Sie hat das US- 
Moratorium nicht mit Entgegenkommen beantwor-
tet und damit auch eine große Chance vertan. Diese 
sowjetische Politik ist auch ein wesentlicher Grund 
dafür, daß in den USA nun ein Verteidigungshaus-
halt verabschiedet worden ist, in dem Mittel für die 
Wiederaufnahme der Produktion neuer chemischer 
Waffen vorgesehen sind. 

Aber die Aufnahme der Produktion binärer C- 
Waffen in den USA heißt nicht, daß diese Waffen 
auch bei uns stationiert werden. Es gibt keinen 
Automatismus zwischen einer amerikanischen 
Produktionsentscheidung und der Modernisierung 
der in der Bundesrepublik lagernden chemischen 
Waffen. 

(Jungmann [SPD]: Also doch! Wider

-

spruch!) 

Ich begrüße daher die Klarstellung der Bundesre-
gierung, daß auch die Stationierung nichtkonventio-
neller Waffen nur im Einvernehmen mit ihr festge-
legt wird. Automatismus, Herr Kollege Jungmann, 
kann und darf es nicht geben. Vielmehr sollte mit 
einer solchen Frage gegebenenfalls auch der Deut-
sche Bundestag befaßt werden. 

Bevor ich auf die Frage eingehe, ob die NATO in 
Europa überhaupt chemische Waffen braucht, um 
den Frieden zu sichern, und den potentiellen An-
greifer vom Einsatz chemischer Waffen abzu-
schrecken, ein Wort noch zu der hier bereits er-
wähnten Repressalie. Ich begrüße es ausdrücklich, 
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daß die Bundesregierung durch die Antwort von 
Staatsminister Möllemann auf meine Anfrage vom 
Juli, die ja integraler Bestandteil der vorliegenden 
Antwort ist, die Position bekräftigt hat, daß eine 
chemische Antwort überhaupt nur unter den einge-
schränkten Bedingungen der Repressalie in Frage 
kommt. Damit tritt die Bundesregierung allen Un-
terstellungen entgegen, daß chemische Waffen eine 
eigenständige Option im Rahmen unserer Strate-
gie, praktisch eine vierte Sprosse auf der Eskala-
tionsleiter, sein könnten. 

(Jungmann [SPD]: Dann lesen Sie sich ein

-

mal Airland Battle durch!) 

— Herr Kollege, wir debattieren heute die Großen 
Anfragen unserer Kollegen, und da haben wir es 
nicht nötig, alles mögliche andere noch mit einzube-
ziehen. 

Ein Wort noch zur, politischen Bewertung einer 
chemischen Antwort: Es ist Aufgabe der NATO, 
überhaupt von einem Angriff abzuschrecken. Im 
Falle des Versagens der Abschreckung muß es Auf-
gabe sein, die Schäden für die Bevölkerung so ge-
ring wie möglich zu halten. Darüber sind wir uns 
doch einig. Ich habe aber Zweifel, ob chemische 
Waffen diesen Aufgaben in Europa gerecht werden 
können. 

(Zustimmung bei der SPD und bei den 
GRÜNEN) 

Wegen der modernen Abwehrmaßnahmen wäre 
eine chemische Antwort von minimalem militäri-
schen Nutzen gegen einen darauf gefaßten Gegner. 
Opfer wäre die eigene Zivilbevölkerung, während 
die defensiv ausgerüsteten Truppen des Angreifers 
relativ ungeschoren davonkämen. 

(Jungmann [SPD]: Richtig! — Zustimmung 
bei den GRÜNEN) 

Diese Bedenken hinsichtlich der Sicherheit der 
europäischen Bevölkerung sind in der amerikani-
schen C-Waffen-Debatte immer wieder ausgeführt 
worden. In der amerikanischen Diskussion ist dar-
über hinaus festgestellt worden, daß vielmehr durch 
eine umfassende Defensivausrüstung unserer 
Truppen 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

eine wesentlich bessere Abschreckungswirkung zu 
erzielen wäre. 

(Jungmann [SPD]: Richtig!) 

Damit würde ein C-Waffen-Angriff von vornherein 
militärisch ins Leere laufen. 

(Jungmann [SPD]: Deswegen können die 
Dinger ja weg!) 

Meine Damen und Herren, eine C-Waffen-Option 
birgt die Gefahr in sich, daß die Sowjetunion sie 
mißverstehen und annehmen könnte, die NATO sei 
bereit, eine Herausforderung auf der chemischen 
Ebene anzunehmen, um eine Eskalation auf der 
nuklearen Ebene zu vermeiden. 

(Jungmann [SPD]: Richtig!) 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Meiner Mei-
nung nach kann die Bundesregierung ihre bisher  

bereits beispielhafte Vorreiterrolle in der C-Waffen-
Politik noch weiter ausbauen. 

(Jungmann [SPD]: Richtig!) 

Die Sicherheitslage der NATO in Europa läßt einen 
Verzicht auf chemische Waffen zu, wenn wir uns 
entschließen, unsere Truppen mit einer wirksamen 
Defensivausrüstung auszustatten. Durch einen im 
Bündnis zu vereinbarenden Abzug der in der Bun-
desrepublik lagernden chemischen Waffen könnten 
die gemeinsamen westlichen Anstrengungen um 
ein kontrollierbares C-Waffen-Abkommen erleich-
tert werden. 

Der Bundesfachausschuß meiner Partei hat 
jüngst beschlossen, wie ein solcher Verzicht im 
Sinne der Vertrauensbildung und der Entschärfung 
der sicherheitspolitischen Lage hier an der Naht-
stelle zwischen den Blöcken umgesetzt werden 
könnte. 

(Jungmann [SPD]: Da war Herr Genscher 
aber nicht dabei!) 

Er hat dazu vorgeschlagen, als ersten Schritt alle 
chemischen Waffen vom Gebiet beider deutscher 
Staaten zu entfernen. Konsequenterweise hat er 
sich gegen jegliche Modernisierung chemischer 
Waffen auf deutschem Boden ausgesprochen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Hier kann die Idee einer gemeinsamen deutsch-
deutschen Abrüstungsinitiative wiederbelebt wer-
den. 

Unsere Hoffnungen richten sich, Herr Bundesau-
ßenminister, auch auf die Konferenz über Abrü-
stung in Europa. Herr Bundesaußenminister Gen-
scher, ich danke Ihnen auch von dieser Stelle aus-
drücklich für Ihren entscheidenden Einsatz für das 
Zustandekommen der KAE. 

(Jungmann [SPD]: Pflichtübung!) 

Auch dieses Forum sollte genutzt werden, um so-
wohl die Vertrauensbildung als auch die tatsächli-
che Abrüstung im Bereich der chemischen Waffen 
voranzutreiben. 

Meine Damen und Herren, in der heutigen De-
batte konnten — da sind wir uns sicher einig — nur 
einige wesentliche Punkte behandelt werden. Ich 
würde es begrüßen, wenn wir dieses wichtige 
Thema zu gegebener Zeit nochmals aufgreifen wür-
den, um es, wie die Kollegen im amerikanischen 
Kongreß es getan haben, auch hier im Deutschen 
Bundestag ausführlich zu behandeln. 

(Jungmann [SPD]: Und um eine ordentli

-

che Antwort von der Bundesregierung zu 
kriegen!) 

Denn dieses Thema ist für uns ebenso wichtig wie 
für unsere amerikanischen Freunde. — Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat die Frau 
Abgeordnete Kelly. 
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Frau Kelly (GRÜNE): Hätte es sich bei der Rede 
des Außenministers, Herrn Genscher, um einen 
Schulaufsatz gehandelt, hätte der Lehrer, so wurde 
vorhin gesagt, wohl „Thema verfehlt" an den Rand 
geschrieben. Das Thema war Giftgas. In Vietnam 
hat es seine chemische Taufe erhalten; so die Worte 
eines amerikanischen Journalisten. 

Es hatte immerhin sieben Jahre gedauert, bis die 
Weltöffentlichkeit zum erstenmal über die Folgen 
der „Operation Ranch Hand", des Einsatzes von 
„Agent Orange", informiert worden ist. Mindestens 
18 Millionen Gallonen der chemischen Gifte wur-
den von den USA in Indochina „abgeregnet", aber 
nicht nur das. Außerdem wurden 300 Pfund des 
hochgiftigen Dioxin über Südostasien versprüht. 

Vielleicht mag sich mancher in der Bundesrepu-
blik damit trösten, daß Gaswolken über Südost-
asien oder Afghanistan schwerlich bis nach Mittel-
europa ziehen werden. Allerdings wäre er dann 
nicht auf der Höhe der strategischen Planung bei-
der Großmächte, jedenfalls sicher nicht auf dem 
Stand des Pentagon. Die USA sind bekanntlich dem 
Genfer Giftgasprotokoll von 1925 erst in 1975 beige-
treten. Wer es nicht genau weiß, soll bitte nachle-
sen, daß die USA im Jahre 1975 einen Vorbehalt 
vorgenommen hatten; nur das Ersteinsatzverbot ist 
durch die USA anerkannt worden, Herr Genscher. 

Darüber hinaus hat die BRD als bisher einziger 
Staat in 1954 auf die Herstellung nicht nur atoma-
rer und biologischer, sondern auch chemischer Waf-
fen vertraglich verzichtet. Im Rahmen der WEU, so 
die Antwort der Bundesregierung, hat die Bundes-
republik außerdem internationalen Kontrollen die-
ses Verzichts zugestimmt. Anläßlich der Unter-
zeichnung des B-Waffen-Übereinkommens von 1972 
hat die BRD erklärt, daß sie im Bereich chemischer 
Waffen solche Kampfstoffe, auf deren Entwicklung 
sie bereits verzichtet hat, weder entwickeln noch 
erwerben noch unter eigener Kontrolle lagern wird. 
Das alles hört sich sehr friedensliebend und grün 
an, unter anderem auch die Meldung des Verteidi-
gungsministers Manfred Wörner im November 
1982, als er bei einem Besuch in Washington erklär-
te, daß er sich für den Abbau der amerikanischen 
Giftgasdepots in der Pfalz einsetzen würde, in de-
nen die Nervengase VX und GB gelagert sind. Seine 
damalige Begründung war, die chemischen Kampf-
mittel der Amerikaner sei nicht nur total veraltet, 
ihr Abzug würde auch positive psychologische Aus-
wirkungen auf unsere Bevölkerung haben, d. h. das 
könne der Bonner Regierung die Stationierung von 
Pershing II und Cruise Missiles bei einem Schei-
tern in Genf erleichtern. Vielleicht war es das, was 
Sie vorher sagen wollten, Herr Genscher. 

Im „Publik-Forum" vom 23. September 1983 er-
klärte wieder Manfred Wörner die Absicht, daß er 
auf keinen Fall neue chemische Waffen lagern 
möchte, um die alten zu ersetzen. Das alles wäre 
auch sehr lobenswert, wenn Manfred Wörner inner-
halb des von ihm so gelobten Verteidigungsbünd-
nisses von demokratisch verfaßten Staaten das 
letzte Wort hätte. Doch gerade das ist das Problem. 
Herr Wörner hat nicht das letzte Wort, auch nicht 
Sie, Herr Genscher. In der Frage des Giftgases sind 
wir nicht sicher, ob die BRD und die USA wie  

souveräne Staaten miteinander verkehren oder ob 
Vorrechte der alten Besatzungsmacht die Jahr-
zehnte überdauert haben. 

Unser politisches Endziel ist die sofortige und völ-
lige Entfernung der C-Waffen-Arsenale in der Bun-
desrepublik und in Europa sowie in der ganzen 
Welt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich glaube, man kann nicht oft genug auf den 
eklatanten Widerspruch hinweisen, daß die Bundes-
regierung — die alte ebenso wie die neue — einer-
seits eine breite Auseinandersetzung in dieser 
Frage gefordert hat, aber andererseits nicht fähig 
ist, seriös auf die Fragen der Volksvertreter einzu-
gehen, und damit ständig die verfassungsmäßige 
Kontrollfunktion behindert. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Tenor der regierungsamtlichen Argumenta-
tion in diesen Antworten auf unsere Giftgasanfra-
gen hält, bezogen auf Völkerrecht, Herr Genscher, 
keinerlei Prüfung stand. Die Antworten der Bun-
desregierung geben keinerlei Auskunft über das, 
was uns Grundgesetz und Völkerrecht zu der Tatsa-
che sagen, daß eine ausländische Macht Massenver-
nichtungsmittel wie Giftgas hier lagert. Die Mutma-
ßungen, ob 2000 oder 4000 t an drei oder vier Orten 
stationiert werden, gehen auseinander. 

Für die GRÜNEN stehen vier Kernfragen zur De-
batte, die Sie nicht beantwortet haben, Herr Gen-
scher: die Souveränität der Bundesrepublik, die 
Verletzung des Grundrechts auf Leben und körper-
liche Unversehrtheit, das Informationsrecht der 
vom Volk gewählten Abgeordneten und der Bevöl-
kerung sowie das Fehlen jeder gesetzlichen Rege-
lung für die Lagerung. 

Wir berufen uns auf einen wichtigen Kronzeugen, 
das Bundesverfassungsgericht, dessen ständige 
Rechtsprechung besagt, daß die Grundrechte Wert-
entscheidungen darstellen, die für alle Bereiche der 
Rechtsordnung gelten und Richtlinien für Gesetz-
gebung und Rechtsprechung geben. Die in der Bun-
desrepublik gelagerten 2000 t Nervengas reichen 
aus, um die ganze Menschheit zu vernichten. Selbst 
in den allerkleinsten Mengen bewirkt das Gift ra-
sches Altern, Blutkrebs, schwere Mißbildungen. Ein 
aufgeplatztes Faß Nervengas in Fischbach würde 
ausreichen, 300 000 Menschen zu töten. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: Die tut immer so, 
als ob sie wüßte, wo etwas liegt!) 

Die Bundesregierung verstößt, indem sie immer 
noch die Lagerung von altem Nervengas toleriert, 
gegen die Verfassung und gegen das Völkerrecht. 
Gerade die Geheimhaltung der Lagerbestände 
selbst vor den für Sicherheit und Katastrophen-
schutz zuständigen Ministerien erhöht die Gefähr-
dung der Bevölkerung. Diese Geheimhaltung in der 
Bundesrepublik wird sogar strenger befolgt als in 
den USA selbst. In der Bundesrepublik werden die 
Behörden von den Amerikanern nicht einmal über 
Transporte mit Giftgasladungen unterrichtet. Herr 
Genscher spricht von der Notwendigkeit der ver-
bindlichen internationalen Ortsinspektionen, die 
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die Sowjetunion verweigere. Aber was für eine Lo-
gik ist das, Herr Genscher, wenn die Bundesregie-
rung selber einräumt, daß sie keine eigenen Kon-
trollen der US-Giftgaslager vornimmt? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Somit kennt sie nicht das tatsächliche Ausmaß der 
Gefährdung der eigenen Bevölkerung. In den USA, 
habe ich erfahren, ist es Pflicht, jede Fahrt mit töd-
lichen Kampfstoffen 30 Tage vorher dem Kongreß 
anzukündigen. Warum gibt es hier nicht eine 
Pflicht, dies dem Deutschen Bundestag anzukündi-
gen? 

Während der Verteidigungsminister Wörner das 
jetzt hier gelagerte Nervengas abbauen möchte, 
steht schon der nächste amerikanische Militärhaus-
halt vor der Tür, in dem die Autorisierung der Pro-
duktion einer neuen Art von Nervengas zum ersten-
mal seit 14 Jahren vorgesehen ist. Es sind viele Mil-
lionen Dollar, die Präsident Reagan und der US-
Senat in dem gesteigerten Rüstungsetat für die 
Produktion binärer C-Waffen bereitgestellt haben. 
Selbst Senator Mark Hatfield erklärte: 

Es hat wenig Sinn, sie in den USA zu lagern. 
Potentielles Schlachtfeld ist Europa. 

Herr Genscher, das war ein Zitat von Senator Mark 
Hatfield. 

(Burgmann [GRÜNE]: Der hört gar nicht 
hin!) 

Die neuen binären C-Waffen, die erst durch Mi-
schung zweier Substanzen unmittelbar vor dem 
Einsatz ihre giftige Wirkung entfalten, sollen das 
Unfallrisiko ausschalten. Wir werten dies als Einge-
ständnis der hohen Gefahr, die von den im Lande 
gelagerten herkömmlichen Giftgasen wie denen in 
Fischbach ausgeht — gerade bei der Häufung von 
Vorfällen mit amokfahrenden Panzern. 

Unsere Frage ist die folgende: ob ein Staat, der 
gegen die Gerüche einer Schweinemästerei Rechts-
schutz gewährt, fremde Giftgaslager dulden darf — 
noch dazu ohne gesetzliche Grundlage, ohne 
Schutzvorkehrungen, ohne ausreichende Informie-
rung des Bundestages, geschweige denn der Bevöl-
kerung. Was Anrainern von Militärflugplätzen und 
Atomkraftwerken vom obersten Gericht zugestan-
den wurde, steht den Nachbarn der Giftgasdepots 
bislang nicht zu. 

Wir sind sehr verärgert über das hartnäckige 
Schweigen der Bundesregierung über Quantität, 
Qualität und Lagerung von Giftgas in der Bundes-
republik und die Untätigkeit hinsichtlich des 
Schutzes der Bevölkerung. In allen Antworten der 
Bundesregierung, auch auf solche parlamentari-
schen Anfragen wie die unsere, wurde lediglich mit-
geteilt, die Lagerung erfolge in Übereinstimmung 
mit dem NATO-Truppenstatut und dem Vertrag 
über den Aufenthalt ausländischer Streitkräfte. Die 
Kontrolle der Regierung durch das Parlament wird 
zu einem formalistischen Pingpongspiel. Wir for-
dern eine politische Debatte in diesem Haus mit 
weit mehr Zeit, in der wir darüber diskutieren kön-
nen. Wir fordern eine öffentliche Prüfung, ob aus-
reichender Bevölkerungsschutz gewährleistet wird. 

Die Antwort der Bundesregierung sagt nichts 
über die Ansichten des Führungsstabes der Bun-
deswehr, der während der sozialliberalen Regie-
rung dieses Ansinnen noch abgelehnt hatte. 

Die abschreckende Wirkung eines umfangrei-
chen chemischen Potentials 

— hieß es in einer Ministervorlage unter Helmut 
Schmidt — 

ist zweifelhaft. 

Doch der NATO-Oberbefehlshaber Rogers meint — 
ich zitiere —, daß ein defensiver Schutz nicht aus-
reiche. Er meint, daß chemische Kampfmittel als 
viertes Element in die NATO-Triade eingefügt wer-
den müßten, die aus konventionellen, taktisch-nuk-
learen und interkontinental-strategischen Waffen 
bestehe. 

Die Antwort der Bundesregierung sagt nichts 
über dieses Freigabeverfahren, daß Atomwaffen 
nur mit Genehmigung des US-Präsidenten einge-
setzt werden dürfen, daß nach Ansicht von Rogers 
chemische Waffen aber der Befehlsgewalt des 
NATO-Oberbefehlshabers unterstellt werden sollen. 
Auch dazu haben Sie nichts gesagt, Herr Gen-
scher. 

(Burgmann [GRÜNE]: Der hört auch nicht 
zu!) 

Die Bundesregierung schreibt in ihrer Antwort, 
Seite 4: 

Solange die C-Waffen-Bedrohung jedoch fortbe-
steht, hält die Bundesregierung 

— und ich schaue Sie immer wieder an, Herr Gen-
scher, aber Sie hören eben nicht zu — 

(Graf  Huyn [CDU/CSU]: Da müssen Sie et

-

was Interessanteres sagen!) 

wie ihre Bündnispartner es für unerläßlich, im 
NATO-Bereich nicht nur die C-Waffen-Abwehr-
fähigkeit zu verbessern, sondern auch eine im 
Umfang begrenzte Repressalienkapazität auf-
rechtzuerhalten. 

Dies ist aber unmöglich, Herr Genscher, da unter 
den Gegebenheiten der Bundesrepublik — viel-
leicht sollte ich noch einmal betonen, daß ich versu-
che, Ihnen einige Dinge zu erklären — keine Unter-
scheidung zwischen Kombattanten und Zivilbevöl-
kerung gemacht werden kann. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Sielaff [SPD]: 
Der quatscht da nur rum!) 

Darum ist die Lagerung der C-Waffen völkerrechts-
widrig. — Herr Genscher ist auf dem Wege nach 
draußen. — 

Es  wird von seiten der Bundesregierung auch be-
hauptet, daß in der BRD bei den amerikanischen 
Streitkräften nur ein geringer Teil des amerikani-
schen C-Waffen-Potentials gelagert wird. Woher 
weiß dies eigentlich die Regierung, die die Giftgas-
lager nicht kontrolliert, und wann können wir als 
Parlamentarier zum erstenmal nach Fischbach rei-
sen? Wann können wir in diesem Deutschen Bun-
destag die Giftgaslager in Fischbach besichtigen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das fordere ich hiermit. 
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Frau Kelly 
Auf Seite 5 schreibt die Bundesregierung ferner: 

Das Genfer Protokoll von 1925 verbietet die Ver-
wendung chemischer Waffen im Kriege. Die 
Staatengemeinschaft betrachtet dieses Verbot 
heute als Gewohnheitsrecht. 

Doch der lautlose Tod, Herr Genscher, wird weiter-
hin bei uns gelagert. 

In einem Dokument der amerikanischen Armee 
wird Klartext geredet: Die Lagerung in Friedenszei-
ten außerhalb der USA sei nur in Reichweite des 
potentiellen Schlachtfeldes, sinnvoll. In anderen Do-
kumenten der amerikanischen Armee wird die Wir-
kung eines Giftkrieges in Norddeutschland und in 
Bayern nachgerechnet. Weiß denn die Bundesregie-
rung nicht, daß die wesentliche Grundsatzentschei-
dung über bestimmte erhebliche Risiken, die den 
grundrechtlich geschützten Bereich des Bürgers 
treffen, in einem demokratischen Staat dem Ge-
setzgeber vorbehalten ist? Nur er kann die Grund-
satzentscheidung über die Akzeptanz eines solchen 
Risikos treffen. Für das Risiko, das mit der Lage-
rung chemischer Waffen verbunden ist, fehlt eine 
solche Grundsatzentscheidung des Gesetzgebers. 

Auf Seite 6 der Antwort aber schreibt die Bundes-
regierung: 

Auch in Mitteleuropa würden die Auswirkun-
gen eines C-Waffen-Einsatzes von einer Viel-
zahl von Bedingungen abhängen. Eine gene-
relle Bewertung ist daher nicht möglich. 

Hat sich wohl die Bundesregierung niemals Gedan-
ken gemacht, hat sie sich niemals mit der massen-
mordenden Wirkung von Giftgas beschäftigt? 

Diese Thesen der Bundesregierung sind völlig 
unsinnig. Hat die Bundesregierung nicht vergessen, 
daß es schon viele westliche — nicht nur östliche — 
Länder gab, die B- und C-Waffen zuerst eingesetzt 
haben? Mussolini setzte schon während der Athio-
pien-Invasion Tränengasgranaten und Senfgasbom-
ben ein. 1942 wurde über der schottischen Insel 
Gruinard die erste Milzbrandbombe abgeworfen. 
Großbritannien setzte in einem seiner letzten Kolo-
nialkriege Ende der 40er Jahre in Malaysia 
erstmals chemische Waffen ein. Schließlich warf die 
amerikanische Luftwaffe — nicht nur die sowjeti-
sche — Anfang 1952 auf Nord-Korea ihre ersten 
Bakterien-Bomben: milzbranddurchsetzte Federn, 
selbst Flöhe und Läuse, die Gelbfieber übertrugen. 
Wir wissen, daß im Ersten Weltkrieg 100 000 Gift-
gas-Tote und etwa 1 Million Verletzte die Bilanz 
waren. 

Die souveräne Bundesrepublik läßt sich einer-
seits zum Ausgangsort einer Angriffswaffe machen, 
deren Ziel Völkermord ist, und rühmt sich anderer-
seits, diese Teufelswaffe nicht selbst zu produzie-
ren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist schlicht menschenverachtend, wenn öffent-
lich erklärt wird, man wisse wohl, wo das Giftgas 
gelagert ist — das hat Herr Würzbach, Ihr Staatsse-
kretär, öfters getan —, nach Vereinbarung mit den 

Amerikanern aber bestätige oder leugne man ange-
nommene Lagerorte nicht. 

Auf Seite 8 der Antwort schreibt die Bundesregie-
rung, daß die Bürger nicht in ihren Grundrechten 
verletzt sind, und schließt dies aus den ihr regelmä-
ßig zugeleiteten Informationen. 

Eine offizielle Propagandaaktion in den Vereinig-
ten Staaten verbreitet nun folgerichtig den Glau-
ben, Herr Genscher, zukünftige Kriege verlangten 
aggressionshemmende B- und C-Waffen gegen 
Menschen, um „den Menschen vor den Menschen 
zu retten". Das ist die Sprache des Pentagons in 
dem Bericht über Giftgas. 

Wir fragen, welche Schritte die Bundesregierung 
unternehmen wird — Herr Genscher, Sie hatten 
vorher ausreichend Zeit, das zu beantworten; Sie 
haben es nicht getan —, um den Abzug der ameri-
kanischen Giftgaskampfstoffvorräte aus der Bun-
desrepublik nach dem Muster des erfolgreichen 
Vorgehens der japanischen Regierung im Jahre 
1969 zu erzwingen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD — Erhard [Bad Schwal

-

bach] [CDU/CSU]: Das war es schon? — 
Und jetzt?) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. Damit ist Tagesord-
nungspunkt 7 a bis c erledigt. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 10 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/428 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 11 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 
— Drucksache 10/429 — 

Das Wort wird nicht erbeten. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer den Beschlußempfehlungen des 
Petitionsausschusses über die in den Sammelüber-
sichten 10 und 11 enthaltenen Anträge zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen 

Veräußerung des bundeseigenen Geländes 
an der Schleißheimer Straße in München an 
die Landeshauptstadt München 
— Drucksache 10/422 —

Auch hier wird das Wort nicht begehrt. — Der 
Ältestenrat schlägt Überweisung des Antrags an 
den Haushaltsausschuß vor. Erhebt sich dagegen 
Widerspruch? — Das ist nicht der Fall. Dann ist das 
so beschlossen. 
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Vizepräsident Frau Renger 
Ich rufe die Punkte 10 und 11 der Tagesordnung 

auf: 

10. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem An-
trag des Bundesministers der Finanzen 

Veräußerung des bundeseigenen Geländes 
der ehemaligen Klosterkaserne in Konstanz 
— Drucksachen 10/226, 10/430 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Wieczorek (Duisburg) 
Dr. Hackel 
Burgmann 

11. Beratung der Beschlußempfehlung des Haus-
haltsausschusses (8. Ausschuß) zu dem An-
trag des Bundesministers der Finanzen 

Bundeseigene Restfläche der ehemaligen 
Marine-Kaserne Bremerhaven- Lehe; 
hier: Veräußerung an die Stadt Bremerha-
ven 

— Drucksachen 10/372, 10/431 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Wieczorek (Duisburg) 
Dr. Hackel 
Burgmann 

Es handelt sich hierbei um Beschlußempfehlun-
gen des Haushaltsausschusses zur Veräußerung 
von Grundstücken. Der Ausschuß empfiehlt, der 
Veräußerung zuzustimmen. Wird das Wort dazu ge-
wünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Ich lasse über beide Beschlußempfehlungen ge-
meinsam abstimmen. Wer den Beschlußempfehlun

-

gen des Haushaltsausschusses auf den Druck-
sachen 10/430 und 10/431 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — So beschlossen. 

Ich rufe Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Verkehr (14. 
Ausschuß) zu der Unterrichtung durch die 
Bundesregierung 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über 
die Bedingungen für die Zulassung von Ver-
kehrsunternehmern zu bestimmten Beförde-
rungen im Binnenverkehr innerhalb eines 
Mitgliedstaates, in dem sie nicht ansässig 
sind 

— Drucksachen 10/358 Nr. 92, 10/410 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Berschkeit 

Das Wort wird nicht gewünscht. — Wer der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses für Verkehr auf 
der Drucksache 10/410 zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer heutigen Tagesordnung. Ich berufe die 
nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen, Freitag, den 14. Oktober 1983, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.52 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Ahrens * 14. 10. 
Frau Dr. Bard 14. 10. 
Frau Beck-Oberdorf 13. 10. 
Bindig 14. 10. 
Gobrecht ** 14. 10. 
Haar 13. 10. 
Dr. Hackel 14. 10. 
Frau Dr. Hamm-Brücher 14. 10. 
Herterich 14. 10. 
Frau Huber 14. 10. 
Ibrügger 14. 10. 
Jansen 14. 10. 
Jung (Düsseldorf) 14. 10. 
Klein (München) ** 14. 10. 
Dr. Köhler (Duisburg) 14. 10. 
Lennartz 14. 10. 
Menzel 14. 10. 
Milz 14. 10. 
Möllemann 14. 10. 
Dr. Müller * 14. 10. 
Offergeld 14. 10. 
Poß 14. 10. 
Reents 14. 10. 
Roth 13. 10. 
Roth (Gießen) 14. 10. 
Dr. Scheer 14. 10. 
Schemken 14. 10. 
Schlatter 13. 10. 
Schmidt (Hamburg) 14. 10. 
Schröer (Mülheim) 14. 10. 
Dr. Soell ** 14. 10. 
Dr. Stark (Nürtingen) 14. 10. 
Dr. Stercken ** 14. 10. 
Stücklen 14. 10. 
Tietjen  14. 10. 
Frau Traupe 14. 10. 
Verheugen 14. 10. 
Voigt (Frankfurt) 13. 10. 
Frau Dr. Wex 14. 10. 
Dr. Wittmann 14. 10. 
Wissmann 14. 10. 
Zink 14. 10. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an der 70. Konferenz der Interparlamentari-
schen Union 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 7. Oktober 1983 dem 
Gesetz zu dem Abkommen vom 3. Juni 1982 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg über 
den Verzicht auf Beglaubigung und über den Austausch von Perso-
nenstandsurkunden sowie über die Beschaffung von Ehefähig-
keitszeugnissen zugestimmt. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Der Vorsitzende des Haushaltsausschusses hat mit Schreiben 
vom 28. September 1983 mitgeteilt, daß der Ausschuß gemäß § 80 
Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung von einer Berichterstattung 
über die nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr. Einwilligung 
zur Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei Kapitel 
15 02 Titel 642 07 des Haushaltsjahres 1983 (Ausgaben nach 
§ 8 Abs. 2 des Unterhaltsvorschußgesetzes) (Drucksache 
10/316 - neu -) 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehenden Vorlagen überwiesen: 

Straßenbaubericht 1982 (Drucksache 10/361) 
zuständig: Ausschuß für Verkehr 

Viertes Hauptgutachten der Monopolkommission 1980/1981 
(Drucksache 9/1892) 
hier: Stellungnahme der Bundesregierung (Drucksache 
10/409) 
zuständig: Ausschuß für Wirtschaft 

Entschließung des Europäischen Parlaments zur Einführung 
von verbilligten Fernsprechtarifen an Wochenenden, Feierta-
gen und abends ab 20.00 Uhr für Telefongespräche innerhalb 
der Gemeinschaft (Drucksache 10/412) 
zuständig: Ausschuß für das Post- und Fernmeldewesen 

Bericht der Bundesregierung zur Einrichtung von Wider-
spruchsausschüssen bei der Bundesanstalt für Arbeit auf-
grund der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 
1. Juni 1979 (Drucksache 10/442) 
zuständig: Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (feder-

führend) 
Rechtsausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr. Überplanmä-
ßige Ausgabe bei Kap. 14 02 Tit. 525 11 - Aus- und Fortbil-
dung, Umschulung - (Drucksache 10/447) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Unterrichtung durch die Bundesregierung betr. Überplanmä-
ßige Ausgabe bei Kap. 14 23 Tit. 671 01 - Leistungen des 
Bundes nach dem Arbeitsplatzschutzgesetz - (Drucksache 
10/465) 
zuständig: Haushaltsausschuß 

Der Präsident hat gemäß § 92 der Geschäftsordnung die nachste-
hende Vorlage überwiesen: 

Aufhebbare Achtundachtzigste Verordnung zur Änderung 
der Einfuhrliste - Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz - 
(Drucksache 10/446) 

Überweisung an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte, 
den Bericht dem Plenum möglichst bis zum 26. Januar 1984 
vorzulegen. 

Die in Vorlage 10/433 unter Nummer 12 aufgeführte EG-Vor-
lage 

Geänderter Vorschlag einer fünften Richtlinie des Rates 
nach Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages über die 
Struktur der Aktiengesellschaft sowie über Befugnisse und 
Verpflichtungen ihrer Organe 

wird als Drucksache 10/467 verteilt. 

Die in Drucksache 10/92 unter Nummer 8 aufgeführte EG-Vor-
lage 

Vorschlag für die Verordnung (EWG) des Rates zur Stärkung 
der gemeinsamen Handelspolitik und insbesondere des 
Schutzes gegen unlautere Handelspraktiken 

wird als Drucksache 10/472 verteilt. 

Der Bundeskanzler hat mit Schreiben vom 30. September 1983 
gemäß § 32 Abs. 6 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
den Jahresabschluß der Deutschen Bundesbahn für das Geschäfts-
jahr 1981 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. Der Jahres-
abschluß liegt im Parlamentsarchiv zur Einsicht aus. 
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Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Weyel (SPD) (Drucksache 
10/457 Frage 3): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, angesichts des Ausbil-
dungsplatzmangels für Mädchen Maßnahmen zu ergreifen, 
um die Praxis der geschlechtsspezifischen Anbietung von 
Ausbildungsplätzen und die damit verbundene Benachteili-
gung auch in solchen Berufen zu unterbinden, die für Män-
ner und Frauen geeignet sind? 

Es trifft zu, daß noch immer viele Ausbildungs-
plätze von den ausbildenden Betrieben geschlechts-
spezifisch angeboten werden. 

Die Bundesregierung hat wiederholt an die Aus-
bildungsbetriebe appelliert, alle Ausbildungsplätze 
auch jungen Frauen zu öffnen, soweit dies rechtlich 
zulässig ist; denn nach dem arbeitsrechtlichen EG- 
Anpassungsgesetz sollen Arbeits- und Ausbildungs-
plätze grundsätzlich Männern und Frauen gleicher-
maßen angeboten werden. 

Um die Berufs- und Ausbildungschancen von jun-
gen Frauen weiter zu verbessern, hat die Bundesre-
gierung das Modellprogramm zur Ausbildung von 
Frauen in gewerblich-technischen Berufen entwik-
kelt und damit auch für die Öffentlichkeit nachvoll-
ziehbar den Nachweis erbracht, daß junge Frauen 
ohne besondere Probleme auch viele sogenannte 
„Männerberufe" erlernen und ausüben können. Um 
den jungen Frauen kurzfristig zu helfen, die in die-
sem Jahr noch keinen Ausbildungsplatz gefunden 
haben, hat die Bundesregierung vor wenigen Tagen 
ein einmaliges Ausbildungssonderprogramm be-
schlossen, in dem vorrangig die Ausbildung junger 
Frauen gefördert werden soll. Sie hat damit Maß-
nahmen ergriffen, die geeignet sind, eine Benach-
teiligung von Mädchen bei der Suche nach geeigne-
ten Ausbildungsplätzen zu verhindern. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Pauli (SPD) (Drucksache 10/457 
Frage 4): 

Trifft es zu, daß bei bundeseigenen Betrieben, wie Bundes-
post und Bundesbahn keine Lernbehinderten mehr als Aus-
zubildende oder als Jungarbeiter eingestellt werden? 

Nach allen mir vorliegenden Informationen trifft 
es nicht zu, daß Lernbehinderte bei bundeseigenen 
Betrieben wie Bundesbahn oder Bundespost keine 
Einstellung mehr als Auszubildende oder als Jung-
arbeiter finden. In diesem Zusammenhang ist dar-
auf hinzuweisen, daß es keine allgemein aner-
kannte Klassifizierung von Lernbehinderungen 
gibt. Lernbehinderte gelten nicht als Schwerbehin-
derte, für die besondere Regelungen bestehen und 
die nach wie vor unter Berücksichtigung ihrer indi-
viduellen gesundheitlichen Beeinträchtigung und 
den Anforderungen der unterschiedlichen betriebli-

chen Verhältnisse als Auszubildende oder Jungar-
beiter eingestellt werden. 

Für Lernbehinderte bestehen in den bundeseige-
nen Betrieben zwar keine besonderen Regelungen 
oder Programme, sie werden aber auch nicht auf-
grund schlechter Zeugnisse oder Schulnoten als Be-
werber zurückgewiesen. Sie müssen sich wie alle 
anderen Bewerber den für die unterschiedlichen 
beruflichen Anforderungsprofile bestehenden Eig-
nungstests unterziehen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit fördert in berufs-
vorbereitenden Maßnahmen ca. 10 000 Teilnehmer 
jährlich, darunter auch lernbehinderte Jugendliche. 
Diese Berufsvorbereitungslehrgänge werden auch 
in bundeseigenen Betrieben wie Bundesbahn und 
Bundespost durchgeführt. 

Einen Einstellungsstopp für Lernbehinderte als 
Jungarbeiter in bundeseigenen Betrieben gibt es 
nach meiner Information nicht. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Gallus auf die Fragen des 
Abgeordneten Müller (Schweinfurt) (SPD) (Druck-
sache 10/457 Fragen 5 und 6): 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus der 
Ablehnung des Entwurfs der Europäischen Tierschutzkon-
vention durch die Parlamentarische Versammlung des Euro-
parates, und welche Initiativen wird sie im Hinblick auf die 
Erarbeitung einer neuen Konvention ergreifen, um die Tier-
versuche wirksamer als bisher einzuschränken? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der angekündigten No-
vellierung des Tierschutzgesetzes von 1972 wesentlich stren-
gere Schutzmaßnahmen und wirksamere Einschränkungen 
der Tierversuche vorzuschlagen, als es in dem Entwurf des 
Europarates über ein Europäisches Übereinkommen zum 
Schutz von Versuchstieren vorgesehen war, und wie beurteilt 
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die in Arti-
kel 9 des Konventionsentwurfs vorgeschlagene Anzeige- und 
Genehmigungsregelung? 

1. Die Empfehlung des Ausschusses für Wissen-
schaft und Technologie der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates, mit der — vorbehalt-
lich geringfügiger Änderungen — die Annahme des 
Entwurfs für ein Europäisches Übereinkommen 
zum Schutz von Versuchstieren vorgeschlagen wur-
de, hat bei der Abstimmung durch die Parlamenta-
rische Versammlung nicht die erforderliche Zwei-
drittelmehrheit erhalten. Die Ministerbeauftragten 
hatten zuvor die Beratung des Übereinkommens

-

Entwurfs auf eine Sitzung voraussichtlich Anfang 
1984 vertagt, da auch andere Mitgliedstaaten des 
Europarates Einwände gegen den Text des Über-
einkommens-Entwurfs erhoben hatten. Die Mini-
sterbeauftragten beschlossen daher, daß bis zur 
nächsten Sitzung des Ministerkomitees die Mit-
gliedstaaten ihre Änderungswünsche einreichen. 
Das Ministerkomitee hat also eine Entscheidung 
über den Entwurf noch nicht getroffen, so daß 
durch die Verschiebung der Beratungen erneut Ge-
legenheit besteht, nach Lösungen zu suchen, die so- 
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weit wie möglich den Belangen des Tierschutzes in 
der Bundesrepublik Deutschland Rechnung tragen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung muß in 
dem Übereinkommen noch deutlicher werden, daß 
Tierversuche in ganz Europa zu reduzieren sind, 
und keine Festschreibung des derzeitigen Zustan-
des erfolgt. 

2. Nach Auffassung der Bundesregierung enthält 
der Übereinkommens-Entwurf Bestimmungen, die 
auf europäischer Ebene zu einer Verbesserung des 
Tierschutzes beitragen können. Einige dieser Be-
stimmungen gehen über die Vorschriften des Tier-
schutzgesetzes von 1972 hinaus. Die vorgesehenen 
Änderungen im Rahmen der beabsichtigten Novel-
lierung des Tierschutzgesetzes entsprechen inso-
weit dem Übereinkommens-Entwurf. 

Artikel 4 des Übereinkommens-Entwurfs erlaubt 
den Vertragsparteien strengere Maßnahmen zu 
treffen, als sie in dem Entwurf vorgesehen sind. 
Von dieser Möglichkeit wird die Bundesregierung 
im Zuge der anstehenden Novellierung des Tier-
schutzgesetzes Gebrauch machen. 

Nach Artikel 9 des Übereinkommens-Entwurfs 
dürfen Versuche, bei denen Tiere länger anhalten-
den erheblichen Schmerzen oder Leiden ausgesetzt 
sind, nur genehmigt werden, wenn sie für wesentli-
che Bedürfnisse von Mensch und Tier einschließ-
lich der Lösung wissenschaftlicher Probleme außer-
gewöhnlich wichtig sind. Die Überlegungen zu die-
ser Regelung sind noch nicht abgeschlossen. Nach 
Auffassung der Bundesregierung bedarf die hiermit 
verbundene Problematik einer besonders sorgfälti-
gen Prüfung; auf der anderen Seite müssen verfas-
sungsrechtliche Fragen, insbesondere im Hinblick 
auf die Freiheit von Wissenschaft, Forschung und 
Lehre gemäß Artikel 5 Abs. 3 des Grundgesetzes, 
berücksichtigt werden, andererseits muß aber auch 
den berechtigten Anliegen des Tierschutzes Rech-
nung getragen werden. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Fragen 
des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/457 Fragen 7 und 8): 

Wie ist die Entwicklung von Schüler- und Jugendfahrten in 
die DDR seit 1979 hinsichtlich der Teilnehmerzahl und der 
finanziellen Förderung verlaufen? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, in Zukunft auch 
Kurzreisen von Schüler- und Jugendgruppen (Ein- und Zwei

-

Tagesreisen) in die DDR zu fördern? 

Zu Frage 7: 

Im Bereich der Schülerfahrten in die DDR ist seit 
1979 hinsichtlich der Teilnehmerzahl und auch der 
finanziellen Förderung durch das Bundesministe-
rium für innerdeutsche Beziehungen ein starker 
Zuwachs festzustellen, der sich von Jahr zu Jahr in 
einer Verdoppelung der Maßnahmen, Teilnehmer-
zahl und Förderung abzeichnet. Ein ähnlicher 

Trend gilt auch für die Fahrten sonstiger Jugend-
gruppen. Im einzelnen gilt: 

Schülerfahrten 

Teilnehmerzahl DM 

1979 834 . 82 465,80 
1980 1 068 110 263,72 
1981 2 059 218 788,50 
1982 5 019 559 374,40 
1. 1.-30.6. 1983 6 034 644 311,56 

Sonstige Jugendgruppen 

Teilnehmerzahl DM 

1979 — — 
1980 170 17 279,91 
1981 514 66 260,95 
1982 949 104 725,- 
1. 1.-30.6. 1983 1 627 156 891,80 

Zu Frage 8: 

Die Bundesregierung plant, ab 1984 auch ein-
oder zweitägige Kurzreisen von Jugendgruppen in 
die DDR zu fördern. Die dafür notwendigen Verwal-
tungsvorschriften sind derzeit in Vorbereitung und 
sollen in Kürze mit den Bundesländern abgestimmt 
werden. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Jenninger auf die Frage des 
Abgeordneten Egert (SPD) (Drucksache 10/457 
Frage 25): 

Sind die im ZDF gesendeten Ausführungen des Bundes-
kanzlers, daß manche mehr akademische Spielereien, die da 
auf Papieren und in anderen Texten entstanden sind, den 
Bundeskanzler nicht sonderlich beeindrucken, eine Absage 
an die Thesen der Herren Albrecht und George? 

Die in Ihrer Anfrage wiedergegebene Äußerung 
des Bundeskanzlers ist einem Redeabschnitt ent-
nommen, der sich mit der Notwendigkeit öffentli-
cher Sparmaßnahmen befaßt. Dieser Zusammen-
hang ist von Ihnen nicht beachtet worden. Er macht 
deutlich, daß sich der zitierte Satz grundsätzlich ge-
gen eher theorieorientierte Patentrezepte richtet, 
die von verschiedenen wirtschaftspolitischen Rich-
tungen propagiert werden. 

Zu den von Ihnen angesprochenen Thesen-Papie-
ren aus den Reihen der CDU hat der Bundeskanzler 
wiederholt festgestellt, daß es sich nicht um Positio-
nen der Bundesregierung, sondern um Denkan-
stöße von Einzelpersonen handelt. Offene, notfalls 
auch kontroverse Diskussionen über den besten 
Weg zur Lösung unserer Wirtschaftsprobleme sind 
von der Sache her geboten und Zeichen einer leben-
digen Demokratie. Der Bundeskanzler hat jedoch 
stets mit Nachdruck darauf hingewiesen, daß die 
Grundsätze und Richtlinien der Wirtschaftspolitik 
in seiner Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 fest-
gelegt sind. Dieses in sich ausgewogene Konzept 
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der Bundesregierung bleibt die berechenbare und 
verläßliche Rahmenvorgabe für die kommenden 
Jahre. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Schulze (Berlin) (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/457 Fragen 56 und 57): 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis der Leip-
ziger Herbstmesse unter Berücksichtigung der weiteren Ent-
wicklung des innerdeutschen Handels? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um den 
erkennbar härteren Finanzierungsbedingungen durch die 
DDR — mit negativer Auswirkung auf die mittelständischen 
Betriebe — entgegenzuwirken, und sieht die Bundesregie-
rung besondere Förderungsnotwendigkeiten, um den mittel-
ständischen Betrieben bei den erheblich gestiegenen Messe-
kosten die Teilnahme an der Leipziger Messe zu erleich-
tern? 

Zu Frage 56: 

In Gesprächen mit Ausstellern wird das Ergebnis 
der Leipziger Herbstmesse unterschiedlich beur-
teilt. 

Während die Investitionsgüterlieferanten unter 
den Folgen der restriktiven Investitionspolitik der 
DDR leiden und nur bei Maschinen mit hohem Ra-
tionalisierungseffekt einige Verkäufe abgeschlos-
sen wurden, waren die Chancen für die Einkäufer, 
vor allem bei Konsumgütern, gut. Im übrigen wur-
den bei der Messe keine herausragenden großen 
Geschäfte abgeschlossen. 

Hinsichtlich der weiteren Entwicklung des inner-
deutschen Handels dürfte sich das Wachstum der 
Lieferungen, das im ersten Halbjahr mit + 33 % au-
ßerordentlich hoch war, verlangsamen. Auf der Be-
zugsseite versucht die DDR, ihre Verkäufe wieder 
stärker als im ersten Halbjahr zu steigern. Beides 
könnte dazu führen, daß das Ungleichgewicht zwi-
schen Lieferungen und Bezügen wieder geringer 
wird. 

Zu Frage 57: 

Die Frage der mit großem Nachdruck verfolgten 
Forderungen der DDR nach Finanzierung von Lie-
fergeschäften ist von Staatssekretär Dr. von Wür-
zen anläßlich der Leipziger Herbstmesse gegenüber 
Außenhandelsminister Sölle erneut angesprochen 
worden. Staatssekretär Dr. von Würzen hat mit 
Nachdruck vor einem Überziehen derartiger Forde-
rungen gewarnt, die vor allem die mittelständischen 
Unternehmen überfordern und dem Handel scha-
den können. Darüber hinaus waren sich beide Sei-
ten einig, daß die Treuhandstelle für Industrie und 
Handel bei ihren laufenden Gesprächen mit dem 
Ministerium für Außenhandel sich dieser Probleme 
annehmen soll. 

Der Bundesregierung sind Überlegungen des 
Deutschen Industrie- und Handelstages sowie von 
Industrie- und Handelskammern bekannt, durch 
Gemeinschaftsstände die Kosten der Teilnahme an  

der Messe vor allem für kleine und mittlere Unter-
nehmen, die im innerdeutschen Handel besonders 
stark vertreten sind, in Grenzen zu halten. Die Fra-
ge, ob dieser Weg sinnvoll ist, muß von den Ausstel-
lern aus ihrem Interesse heraus beantwortet wer-
den. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
10/457 Fragen 70 und 71): 

Nach welchen Kriterien werden Zonenrandförderungsmit-
tel vergeben, und über welche Stellen, außer dem Ministe-
rium, läuft die Antragsentwicklung? 

Wie viele Anträge liegen derzeit aus Niederbayern und der 
Oberpfalz vor, und können diese Anträge vom Finanzvolu-
men her berücksichtigt werden? 

Zu Frage 70: 

Die regionale Wirtschaftsförderung für das Zo-
nenrandgebiet erfolgt grundsätzlich nach den Kri-
terien der Gemeinschaftsausgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" unter Beach-
tung des Zonenrandförderungsgesetzes. Die Inve-
stitionszulagenbescheinigungen nach dem Investi-
tionszulagengesetz erteilt der Bund im Benehmen 
mit den Ländern. Die Vergabe von Haushaltsmit-
teln der Gemeinschaftsaufgabe ist dagegen Auf-
gabe der Länder. Im übrigen sind Mittel für die 
soziale und kulturelle Förderung des Zonenrandge-
bietes im Einzelplan des Bundesministeriums für 
innerdeutsche Beziehungen veranschlagt, an deren 
Vergabe eine Reihe weiterer Bundesressorts betei-
ligt sind. Grundsätzlich sind Anträge jeweils an die 
Sozial- bzw. Kultusministerien der Zonenrandlän-
der zu richten, die selbständig Notwendigkeit und 
Dringlichkeit der einzelnen Vorhaben prüfen und 
gegebenenfalls dem Bund zur Förderung vorschla-
gen. 

Zu Frage 71: 

Angesichts der großen Anzahl der beim Bund 
vorliegenden Anträge auf Investitionszulage, ist es 
mir in der Kürze der Zeit leider nicht möglich, 
Ihnen Angaben über den hiervon auf Niederbayern 
und die Oberpfalz entfallenden Anteil zu machen. 
Da auf die Investitionszulage bei Vorliegen der 
gesetzlichen Voraussetzungen ein Rechtsanspruch 
besteht und die Finanzierung nicht aus Haushalts-
mitteln erfolgt, ist die Berücksichtigung der An-
träge gewährleistet. Im Bereich der sozialen und 
kulturellen Zonenrandförderung sind die verschie-
denen Bundeshilfen des Haushaltsjahres 1983 be-
reits weitgehend verplant. Detaillierte Angaben, in 
welchem Umfang zusätzliche Anträge vorliegen, 
müßten von den Zonenrandländern erfragt bzw. er-
mittelt werden. 
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Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Sielaff (SPD) (Druck-
sache 10/457 Fragen 97 und 98): 

Teilt die Bundesregierung die Meinung vieler Fachleute, 
daß die Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse für 
Kriegsdienstverweigerung aus zeitlichen Gründen bis zum 
1. Januar 1984 in der im neuen KdVG vorgesehenen Form 
nicht vorgenommen werden kann und damit bestätigt wird, 
daß das Gesetz übereilt verabschiedet worden ist? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, wie das Formblatt 
der Ablehnung bei Kriegsdienstverweigerung aussieht, und 
ob der Ablehnung durch das Bundesamt für Zivildienst eine 
schriftliche Begründung für den Prüfungsausschuß beigege-
ben wird? 

Zu Frage 97: 
Die neuen Vorschriften des Kriegsdienstverwei-

gerungsgesetzes über die Berufung der Beisitzer in 
den Ausschüssen und Kammern für Kriegsdienst-
verweigerung treten zusammen mit den übrigen 
Vorschriften des Gesetzes am 1. Januar 1984 in 
Kraft. Daraus ergibt sich die Frage, ob die Beisitzer 
bereits vor diesem Zeitpunkt von den Vertretungs-
körperschaften der Gemeinden gewählt werden 
dürfen. Der Bundesminister der Verteidigung hält 
dies für rechtlich zulässig. Soweit die Länder sich 
dieser Auffassung nicht anschließen sollten, kön-
nen sie jedoch bereits vor Inkraftreten des Gesetzes 
— d. h. noch in diesem Jahr — alle Vorbereitungen 
für deren Wahl treffen. Damit ist gewährleistet, daß 
auch in diesen Bundesländern keine nennenswerte 
Unterbrechung der Tätigkeit der Ausschüsse und 
Kammern zu Beginn des nächsten Jahres eintritt. 

Soweit sich Unterbrechungen ergeben sollten, 
werden sie jedoch nicht zu einem Rückgang der 
Einberufungen zum Zivildienst führen, da das Bun-
desamt für den Zivildienst Anfang nächsten Jahres 
mit der Prüfung der noch nicht abschließend ent-
schiedenen Anträge der ungedienten Wehrpflichti-
gen, die ihren Antrag nach dem 30. Juni 1983 ge-
stellt haben, beginnt. 

Die aufgezeigte Rechtsfrage, die sich bei den Be-
mühungen um eine frühzeitige Ernennung der Bei-
sitzer in den Ausschüssen und Kammern stellt, ist 
keine Folge der kurzen Beratungszeit des Kriegs-
dienstverweigerungs-Neuordnungsgesetzes in den 
gesetzgebenden Körperschaften. Die gleiche Frage 
hätte sich auch bei dem auf der Arbeit einer inter-
fraktionellen Arbeitsgruppe beruhenden Gesetzent-
wurf der Fraktionen der SPD und FDP vom Juni 
1979 ergeben, der später im Plenum des Deutschen 
Bundestages in der Dritten Lesung keine Mehrheit 
gefunden hat. Dieser Gesetzentwurf, der über ein 
Jahr lang in den Ausschüssen des Deutschen Bun-
destages gründlich beraten worden ist, sah eben-
falls keine Übergangsvorschrift für die Bildung der 
neuen Ausschüsse vor. 

Zu Frage 98: 
Sowohl Ablehnungen von Anträgen auf Anerken-

nung als Kriegsdienstverweigerer nach § 6 des 
Kriegsdienstverweigerungsgesetzes als auch Wei-
terleitungen solcher Anträge an den Ausschuß für 
Kriegsdienstverweigerung nach § 7 des Gesetzes  

sind mit einer Begründung zu versehen. Dies ergibt 
sich im ersten Falle aus § 39 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes, im zweiten Falle mittelbar aus § 7 
Satz 3 des Kriegsdienstverweigerungsgesetzes. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Druck-
sache 10/457 Frage 99): 

Wie hoch ist der Anteil der neu hinzukommenden Sozial-
hilfeempfänger an den Arbeitslosen? 

Im Jahre 1980 betrug die Zahl der Haushalte von 
Empfängern laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 
außerhalb von Einrichtungen nach dem Bundesso-
zialhilfegesetz, bei denen die Hauptursache der Hil-
fegewährung der Verlust des Arbeitsplatzes war, 
79 744. Im Jahre 1981 betrug die Zahl 93 261. Das 
waren 1980 10,5 % aller Haushalte, die diese Hilfe 
zum Lebensunterhalt erhielten, und im Jahre 1981 
12,3 % aller Haushalte. 

Neuere Zahlen für das Bundesgebiet liegen noch 
nicht vor. Die Amtliche Sozialhilfestatistik er-
scheint hinsichtlich der Empfängerzahlen jeweils 
erst 1 1/2 Jahre nach Ablauf des jeweiligen Be-
richtsjahres. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Frage der Abgeordneten Frau Nickels (GRÜNE) 
(Drucksache 10/457 Frage 100): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ausbildung zum 
Heilpraktiker durch private gewerbliche Ausbildungsstätten 
— wöchentlich inserierende „Institute" — qualitativ weit un-
ter dem Niveau der sechs dreijährigen Ganztags-Fachschu-

len des Heilpraktiker-Berufsverbandes „DH" (Deutsche Heil-
praktiker e. V.) liegt, mit dem Effekt, daß nur ein sehr gerin-
ger Prozentsatz der Absolventen dieser gewerblichen Ausbil-
dungsstätten zur Führung einer eigenen Praxis befähigt 
wird, und ist der Bundesregierung weiterhin bekannt, daß 
die gewerblich betriebenen Ausbildungsstätten für die Aus-
zubildenden um ein Vielfaches teurer sind als die Verbands-
fachschulen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß neben den 
Berufsverbänden zahlreiche weitere Stellen Ausbil-
dungen zum Heilpraktiker anbieten, und daß die 
Ausbildungsmöglichkeiten in ihrem Niveau diffe-
rieren. Für die Zulassung zum Beruf des Heilprakti-
kers setzt das Heilpraktikerrecht keine bestimmte 
Ausbildung voraus. Der einzelne Berufsbewerber 
ist daher in der Wahl seiner Ausbildungsstätte frei. 
Er muß sich aber der für alle Bewerber vorgeschrie-
benen Überprüfung durch das Gesundheitsamt un-
terziehen, die zur Versagung der Berufserlaubnis 
führen muß, wenn festgestellt wird, daß die Aus-
übung der Heilkunde durch ihn eine Gefahr für die 
Volksgesundheit darstellen würde. Diese Überprü- 
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fungen werden in den Bundesländern weitgehend 
einheitlich durchgeführt. 

Welche Kosten der Berufsbewerber für seine 
Ausbildung aufwendet, steht ebenso in seinem Be-
lieben wie die Wahl der Ausbildungsstätte. Da das 
Ausbildungsangebot frei ist, besteht keine Handha-
be, auf die Ausbildungsbedingungen amtlicherseits 
Einfluß zu nehmen. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Jaunich (SPD) (Druck-
sache 10/457 Fragen 101 und 102): 

Treffen Meldungen (z. B. der Spiegel Nr. 40 vom 3. Oktober 
1983) zu, wonach das Bundesgesundheitsamt das Arzneimit-
tel „Felden Tabs 10 und 20" zugelassen haben soll, obwohl die 
Zulassungskommission diesem Vorhaben ablehnend gegen-
überstand? 

Worauf bezog sich gegebenenfalls die Ablehnung der Zu-
lassungskommission, und was gab für die abweichende Ent-
scheidung des Bundesgesundheitsamtes den Ausschlag? 

Das Bundesgesundheitsamt hat die Präparate 
„Felden Tabs 10 und 20" bislang nicht zugelassen. 

Das antragstellende pharmazeutische Unterneh-
men hat vielmehr entsprechend der Anregung der 
Zulassungskommission in Abstimmung mit dem 
Bundesgesundheitsamt mit Schreiben vom 18. Au-
gust 1983 um Aussetzung des Zulassungsverfahrens 
bis zum 25. Januar 1984 gebeten. 

Bekanntlich enthält dieses Arzneimittel den Oxi-
cam-Abkömmling Piroxicam. Derartige Arzneimit-
tel befinden sich im Verkehr. Im Rahmen des Stu-
fenplanes fand am 29. September 1983 eine Sonder-
sitzung über die Risiken oxicam-haltiger Arzneimit-
tel statt. Nach der Auswertung der Ergebnisse die-
ser Sondersitzung wird über diese Präparate-
Gruppe insgesamt zu entscheiden sein. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen der Abgeordneten Frau Schoppe (GRÜNE) 
(Drucksache 10/457 Fragen 103 und 104): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Zulassung des Anti-
rheumatikums „Felden Tabs 10 und 20" durch das Bundesge-
sundheitsamt trotz der Ablehnung durch die Zulassungskom-
mission des Amtes? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch eine 
Meldepflicht von Schädigungen durch Arzneimittel, die oft 
zum Tode führen, durch behördlich zugelassene Pharmaka 
die derzeitig ansteigende Zahl solcher Zwischenfälle gesenkt 
werden könnte und die Bundesrepublik Deutschland da-
durch ihren Platz als Schlußlicht in bezug auf die Arzneimit-
telsicherheit in den westlichen Industrieländern verlassen 
würde? 

Zu Frage 103: 

Wie ich bereits in meiner Antwort auf die Fragen 
Nr. 101 und 102 des Kollegen Jaunich ausgeführt 
habe, hat das Bundesgesundheitsamt die beiden 
neuen Darreichungsformen des Antirheumatikums 
„Felden" bislang nicht zugelassen. 

Ob und ggf. unter welchen Auflagen „Felden 
Tabs 10 und 20" zugelassen werden kann, wird das 
Bundesgesundheitsamt nach Auswertung des Er-
gebnisses der Sondersitzung vom 29. September 
1983 und Anhörung der Kommission A entschei-
den. 

Zu Frage 104: 

Die Arzneimittelgesetzgebung der Bundesrepu-
blik Deutschland hält einem internationalen Ver-
gleich sehr wohl stand. Der Vollzug des Gesetzes 
verwirklicht ein hohes Maß an Arzneimittelsicher-
heit. Die Zulassung von Arzneimitteln kann bereits 
bei begründetem Verdacht unerwünschter Wirkun-
gen zurückgenommmen bzw. widerrufen werden. 

Der pharmazeutische Unternehmer ist nach § 29 
des Arzneimittelgesetzes verpflichtet, der zuständi-
gen Bundesoberbehörde alle bisher ihrer Art nach 
nicht bekannten oder in ihrer Häufigkeit veränder-
ten unerwünschten Wirkungen anzuzeigen, die bis-
her nicht Gegenstand der Nutzen-Risiko-Abwägung 
bei der Zulassung sein konnten. Ergänzend stellt 
der Bericht der Bundesregierung über Erfahrungen 
mit dem Arzneimittelgesetz (BT-Drucks. 9/1355) zur 
Diskussion, die Anzeigepflicht des pharmazeuti-
schen Unternehmers auf jeden beobachteten Ein-
zelfall einer unerwünschten Wirkung auszudeh-
nen. 

Dadurch soll die Zulassungsbehörde eine breitere 
Datenbasis für Risikomaßnahmen erhalten. 

In das Risikoerfassungssystem ist auch die Ärzte-
schaft eingebunden. Jeder Arzt ist nach der Berufs-
ordnung verpflichtet, die ihm aus seiner Verord-
nungstätigkeit bekannt werdenden unerwünschten 
Wirkungen der Arzneimittelkommission der Deut-
schen Ärzteschaft mitzuteilen. 

Im übrigen wird das Risikoerfassungssystem Ge-
genstand der Beratungen über den Erfahrungsbe-
richt im Bundestag sein. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Karwatzki auf die 
Fragen des Abgeordneten Peter (Kassel) (SPD) 
(Drucksache 10/457 Fragen 105 und 106): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, nach denen 
in der Bundesrepublik Deutschland ein Überangebot statio-
närer Einrichtungen der Alten- und Behindertenhilfe festge-
stellt werden kann oder im nächsten Jahr zu erwarten ist, 
und wenn ja, in welchem Umfang? 

Sind der Bundesregierung Fälle von spekulativem Miß-
brauch im Bereich von Alten- und Pflegeheimen bekanntge-
worden, die auf einer Überversorgung mit solchen Einrich-
tungen beruhen und denen mit dem vorhandenen Instru-
mentarium des Bundessozialhilfegesetzes nicht wirksam be-
gegnet werden kann? 
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Es ist Aufgabe der Länder, die für ältere, pflege-
bedürftige und behinderte Menschen erforderlichen 
sozialen Dienste und Einrichtungen zur Verfügung 
zu stellen und den Bedarf danach einzuschätzen. 
Verschiedene Länder haben darauf hingewiesen, 
daß zunehmend Einrichtungen für alte und behin-
derte Menschen entstehen, die zu Lasten der Sozial-
hilfe in Anspruch genommen wurden oder werden 
sollen, für die ein Bedarf aus der Sicht der Sozial-
hilfe jedoch nicht bestehe. Dabei kann es sich 
darum handeln, daß der Bedarf nicht oder nicht in 
dieser Region besteht oder daß die Einrichtung 
nach ihrem Angebot einen noch bestehenden Be-
darf nicht zu decken geeignet ist. Dabei wird außer 
auf Neubauten — auch solcher, die im Bauherren-
modell entstehen — insbesondere auch auf Umwid-
mungen bestehender Einrichtungen (z. B. Kranken-
häuser, Kur- und Erholungseinrichtungen) hinge-
wiesen. Vor allem dies hat den Bundesrat veranlaßt, 
zu Artikel 21 des Gesetzentwurfs der Bundesregie-
rung eines Haushaltsbegleitgesetzes 1984 verschie-
dene Vorschläge zur Änderung des Bundessozialhil-
fegesetzes zu machen, zu denen er folgende allge-
meine Begründung gegeben hat: 

Länder, Kommunen und Einrichtungsträger ha-
ben in den letzten Jahren erhebliche Mittel aufge-
wendet, um ein bedarfsdeckendes Netz von Einrich-
tungen zur Erfüllung von Aufgaben nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz zu schaffen. Durch zahlreiche, 
vielfach gewerblich motivierte Investitionsvorha-
ben von Einrichtungsträgern, deren Folgekosten 
die öffentliche Hand zu einem maßgeblichen Anteil 
zu tragen hätte, zeichnet sich jedoch namentlich im 
stationären Bereich eine Überversorgung mit Sozi-
alhilfeeinrichtungen ab. Hierdurch werden einer-
seits begrüßenswerte Aktivitäten der Familien- und 
Nachbarschaftshilfe und der ambulanten sozialen 
Dienste gehemmt. Andererseits muß längerfristig 
mit unzureichender Auslastung aller Einrichtungen 
und damit erheblichen Kostensteigerungen im Ein-
zelfall gerechnet werden. 

Über diese Feststellungen der zuständigen Be-
hörden hinausgehende Erkenntnisse liegen der 
Bundesregierung nicht vor. Die Feststellung von 
Mißbräuchen im Einzelfall wäre im übrigen Sache 
der zuständigen Landesbehörden. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
der Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin (SPD) 
(Drucksache 10/457 Frage 107): 

Wird die Bundesregierung aus dem jetzt vorliegenden 
Schlußbericht über die erste Phase der ÖPNV-Modellunter-
suchung Landkreis Tübingen mit der Zusatzuntersuchung 
Ammertalbahn/Durchführung der Strecke Tübingen—Am-
merbuch—Herrenberg—Sindelfingen—Stuttgart auf der 
Schiene die Konsequenz ziehen, endlich selbst die Initiative 
zu ergreifen, um zusammen mit dem Land Baden-Württem-
berg und den regional verantwortlichen Gebietskörperschaf-
ten die Möglichkeiten zu erörtern, die sich nicht nur zur 
Erhaltung der Ammertalbahn selbst, sondern auch zur 
Durchführung dieser Strecke auf der Schiene ergeben? 

Wie ich Ihnen bereits mit meinem Schreiben vom 
23. September 1983 mitgeteilt habe, wurde der 
Schlußbericht über die erste Phase der ÖPNV-Mo-
delluntersuchung Kreis Tübingen mit der Zusatz-
untersuchung Ammertalbahn dem Landkreis Tü-
bingen und dem Land Baden-Württemberg zugelei-
tet. Reaktionen darauf stehen noch aus. Der Bun-
desminister für Verkehr ist grundsätzlich bereit, 
das Projekt weiterzuführen. Voraussetzung ist al-
lerdings, daß sich der Kreis ebenfalls mit der Fort-
führung dieses Projekts einverstanden erklärt und 
ggf. eigene Vorstellungen äußert. Erst danach ist es 
sinnvoll, daß sich alle Beteiligten, einschließlich der 
Deutschen Bundesbahn, zu einer gemeinsamen Be-
ratung aller Fragen, zu denen auch die Ammertal-
bahn gehört, zusammenfinden. 

Dabei wird zu berücksichtigen sein, daß der Deut-
schen Bundesbahn keine zusätzlichen finanziellen 
Belastungen erwachsen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) (SPD) 
(Drucksache 10/457 Frage 108): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß im 
privaten Omnibusverkehr, und hier insbesondere im Schü-
lerverkehr, überwiegend Aushilfsfahrer mit mehr als 60 v. H. 
eingesetzt werden, wobei häufig der Tatbestand der 
Schwarzarbeit erfüllt ist, und was gedenkt sie, insbesondere 
auch im Blick auf die Verkehrssicherheit dagegen zu tun? 

Die Bundesregierung sieht zur Zeit keine Veran-
lassung, die fahrerlaubnisrechtlichen Bestimmun-
gen zum Führen von Kraftomnibussen (§§ 15d ff. 
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung) zu ändern. 
Insbesondere hält sie es nicht für sachgerecht, in 
das Fahrerlaubnisrecht Regelungen aufzunehmen, 
die sich auf die Arbeitsverhältnisse der Busfahrer 
erstrecken. Die für den Erwerb der Fahrerlaubnis 
zur Fahrgastbeförderung vorhandenen Bestimmun-
gen (§§ 15e ff. Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung) stellen ausschließlich darauf ab, daß die Er-
werber der Erlaubnis die geforderten Anforderun-
gen erfüllen und somit geeignet zum Führen von 
Kraftomnibussen im Straßenverkehr sind. Erkennt-
nisse über eine Gefährdung der Verkehrssicherheit 
durch Aushilfsfahrer liegen der Bundesregierung 
nicht vor. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Vahlberg (SPD) (Drucksache 
10/457 Fragen 109 und 110): 

Wie ist der derzeitige Stand der Planungen der Umge-
hungsstraßen in Garmisch-Partenkirchen, und wie sieht die 
zeitliche Abfolge der Realisierung dieser Straßen aus? 

Welchen Einfluß hätte eine erfolgreiche Bewerbung Gar-
misch-Partenkirchens für die Olympischen Winterspiele 1992 
auf die Durchführung dieser Straßenbaumaßnahmen? 
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Zu Frage 109: 

Für die Planung der Ortsumgehungen Garmisch

-

Partenkirchens im Zuge der Bundesstraßen 2 bzw. 
23 ist das auf Landesebene durchgeführte Raum-
ordnungsverfahren abgeschlossen. Die bayerische 
Straßenbauverwaltung wird das Ergebnis dieses 
Verfahrens in Kürze dem Bundesverkehrsministe-
rium vorlegen und die Bestimmung der Linie ge-
mäß § 16 Bundesfernstraßengesetz beantragen. 

Aus planungsrechtlicher und finanzieller Sicht ist 
die weitere Entwicklung der beiden Projekte zu-
nächst nicht absehbar. 

Zu Frage 110: 

Eine erfolgreiche Bewerbung Garmisch-Parten-
kirchens für die Olympischen Winterspiele 1992 
kann die planungsrechtliche Durchsetzung der Pro-
jekte kaum beschleunigen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Druck-
sache 10/457 Frage 111): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß nach einem von der 
Firma Bayer gemeinsam mit der finnischen Anlage-Firma W. 
Rosenlew Ltd. entwickelten neuen Verfahren die Aufkonzen-
trierung von Dünnsäure auf 65 v. H. in Vakuum-Zwangsum-
lauf-Verdampfern 50 v. H. Energieersparnis bringt, und wenn 
ja, warum verordnet die Bundesregierung nicht einen soforti-
gen Stopp der Dünnsäureverklappung? 

Der Bundesregierung ist das Verfahren bekannt. 
Es setzt jedoch wegen der Aufarbeitung der soge-
nannten Filtersalze, die bei der Aufkonzentrierung 
von Dünnsäure anfallen, zusätzliche Spalt- und 
Schwefelsäurekontakt-Anlagen voraus. Diese Vor-
aussetzungen sind bei den anderen deutschen Ti-
tandioxid-Herstellern nicht gegeben. Die Anwen-
dung des Verfahrens wird im übrigen durch die 
Wettbewerbssituation im EG-Bereich zusätzlich er-
schwert. 

Die übrigen deutschen Titandioxid-Hersteller ha-
ben Maßnahmen ergriffen, ihre Produktion eben-
falls auf abfallarme Technologien umzustellen. 
Letztere beruhen auf modifizierten Aufkonzentrie-
rungsverfahren und werden eine vollständige Been-
digung der Dünnsäureeinbringung ermöglichen. 
Hierfür müssen mit erheblichem Investitionsauf-
wand neue Produktionsanlagen errichtet werden. 

Die Umstellung erfordert einen gewissen Zeitbe-
darf für Planung, Genehmigung und Bau der neuen 
Anlagen. Während der Verfahrensumstellung wird 
eine stufenweise Reduzierung der Dünnsäuremen-
gen erreicht. Das Einbringen des in der Dünnsäure 
enthaltenen Grünsalzes wird bereits Ende 1984 be-
endet. 

Die Bundesregierung drängt darauf, daß die er-
forderlichen Baumaßnahmen so schnell wie mög-
lich durchgeführt und abgeschlossen werden. Sie 
wird sich darüber hinaus dafür einsetzen, daß im 

Rahmen der künftigen EG-Richtlinie über die Har-
monisierung des nationalen Verringerungspro-
gramms für Titandioxid-Abfälle alle Mitgliedstaa-
ten zu vergleichbaren Anstrengungen verpflichtet 
werden. 

Ein sofortiger Stopp der Dünnsäure-Einbringung 
für deutsche Firmen führte dagegen nur zur Verla-
gerung der Produktion in andere EG-Länder mit 
niedrigeren Umweltschutzanforderungen, zur Still-
legung der Produktion in deutschen Unternehmen 
mit ca. 2 500 Arbeitsplätzen, nicht jedoch zu einer 
Entlastung der Nordsee. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Blunck (SPD) (Drucksache 
10/457 Fragen 112 und 113): 

Welche Schadstoffe in welchen Mengen wurden in den 
letzten 10 bis 15 Jahren im Wege der sogenannten Verklap-
pung in den Bereich der Nordsee bzw. in den Bereich der 
Ostsee eingeleitet? 

Welchen Firmen wurden in diesem Zeitraum Verklap-
pungsgenehmigungen erteilt? 

Zu Frage 112: 

Der Bundesregierung sind Angaben über die in 
die internationalen Gewässer der Nordsee und des 
Nordost-Atlantik verklappten Schadstoffe erst seit 
1976 bekannt. Danach werden jährlich zwischen 7 
bis 9 Millionen Tonnen Industrieabfälle, 7 bis 9 Mil-
lionen Tonnen Klärschlämme und 70 bis 110 Millio-
nen Tonnen Baggergut eingebracht. Der Anteil der 
Bundesrepublik Deutschland an der Gesamtmenge 
hat stark abnehmende Tendenz. Er hat sich in die-
sem Zeitraum von rund 15% fortlaufend auf 1% im 
Jahre 1982 verringert. 

Die vor 1980 in die Ostsee verklappten Schad-
stoffmengen sind der Bundesregierung nicht be-
kannt. Seit diesem Zeitpunkt darf in dem Bereich 
der Hohen See des Ostseegebiets keinerlei Abfall 
mehr eingeleitet werden. Lediglich in die Küstenge-
wässer darf noch Baggergut eingebracht werden. 
Die für die deutschen Küstengewässer hierfür er-
forderlichen Erlaubnisse erteilt das Land Schles-
wig-Holstein. Im Jahre 1981 wurden rund 
300 000 m 3  Baggergut eingebracht. Die Zahlen für 
1982 sind noch nicht vollständig. Inwieweit andere 
Ostseeanliegerstaaten Baggergut einbringen, ist 
nicht bekannt. 

Zu Frage 113: 

Genehmigungen zur Verklappung von Abfällen 
wurden erteilt 

— der Freien und Hansestadt Hamburg sowie 

— den Firmen Kronos Titan, Zweigwerke Norden

-

ham und Leverkusen, Pigment Chemie, Hom-
berg und Bayer, Leverkusen. 
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Die Genehmigungen für die Freie und Hanse-
stadt Hamburg und die Firma Bayer sind inzwi-
schen ausgelaufen. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Ehrbar (CDU/CSU) (Drucksache 
10/457 Fragen 114 und 115): 

Treffen Pressemeldungen zu, daß der Bundesverkehrsmi-
nister ein neues Verkehrsschild entwickelt, wonach nur 
lärmarme Kraftfahrzeuge in eine Straße einfahren dürfen? 

Welche rechtlichen Veränderungen wären dazu erforder-
lich, und bis wann ist gegebenenfalls mit diesem Schild zu 
rechnen? 

Zu Frage 114: 

Die Lärmschutz-Richtlinien-Straßenverkehr se-
hen vor, daß bei Verkehrsverboten oder Verkehrs-
beschränkungen, die aus Lärmschutzgründen ange-
ordnet wurden, Ausnahmen für besonders gekenn-
zeichnete lärmarme Fahrzeuge vorgenommen wer-
den können. 

Dies soll jetzt durch ein Zusatzschild zu dem je-
weiligen Verbotszeichen geschehen. Ein solches Zu-
satzschild mit der Bedeutung „lärmarme Fahrzeuge 
frei" ist erarbeitet worden und muß noch mit den 
Ländern abgestimmt werden. 

Zu Frage 115: 

Nach Abstimmung mit den Ländern wird das Zu-
satzschild durch den Bundesminister für Verkehr 
im Verkehrsblatt bekanntgemacht werden. Einer 
Änderung der Straßenverkehrs-Ordnung bedarf es 
nicht. 

Die Kennzeichnung der lärmarmen Fahrzeuge 
muß allerdings in der Straßenverkehrs-Zulassungs

-

Ordnung festgelegt werden. Die Straßenverkehrs

-

Zulassungs-Ordnung wird insoweit ergänzt wer-
den. 

Die Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung könnte bereits Anfang März 1984 in Kraft 
treten. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Drucksache 
10/457 Fragen 116 und 117): 

Wird die Bundesregierung alles nur Erdenkliche unterneh-
men, um die Bundesbahnstrecken Heide-Neumünster, Bad 
Oldesloe-Neumünster und Ascheberg-Neumünster auch für 
den Personenverkehr zu erhalten? 

Gibt es bei der Bundesregierung bzw. Deutschen Bundes-
bahn Pläne, die sicherstellen, daß die Arbeitsplätze in wichti-
gen Bundesbahnunternehmen wie z. B. dem Bundesbahnaus-
besserungswerk in Neumünster, auch in Zukunft erhalten 
bleiben? 

Zu Frage 116: 

Wird von der Deutschen Bundesbahn für eine 
Strecke die Entbindung von der Betriebspflicht an-
gestrebt, so hat sie dies zunächst im Rahmen eines 
gesetzlichen Verfahrens zur Diskussion zu stellen. 
Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn kann 
dem Bundesminister für Verkehr erst dann einen 
Antrag mit prüffähigen Unterlagen vorlegen, wenn 
der Verwaltungsrat der Deutschen Bundesbahn 
über die Maßnahmen beschlossen und ihr zuge-
stimmt hat. 

Bei Strecken im Zonenrandgebiet, zu denen auch 
die angesprochenen drei Strecken zählen, hat sich 
das Bundeskabinett die endgültige Entscheidung 
vorbehalten. 

Für die Strecke Heide-Neumünster und Asche-
berg-Neumünster steht der abschließende Be-
schluß des Verwaltungsrates der Deutschen Bun-
desbahn noch aus. Hinsichtlich der Strecke Neu-
münster-Bad Oldesloe hat das Land Schleswig-Hol-
stein den zustimmenden Beschluß des Verwal-
tungsrates durch Anrufung der Bundesregierung 
gemäß § 52 Bundesbahngesetz angefochten. Das 
Bundeskabinett hat hierüber noch nicht entschie-
den. Dieser Sachstand gestattet zur Zeit noch keine 
endgültige Aussage zu den angesprochenen Strek-
ken. 

Zu Frage 117: 

In Neumünster betreibt die Deutsche Bundes-
bahn ein Ausbesserungswerk für die Instandhal-
tung von Reisezugwagen. 

Nach Mitteilung der Deutschen Bundesbahn be-
steht derzeit keine Absicht, am Betrieb des Ausbes-
serungswerkes Neumünster etwas zu verändern. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Drucksache 
10/457 Fragen 118 und 119): 

Nach welchen Verfahren werden künftig die Korrosions-
schutzarbeiten an der Rader Kanalhochbrücke und an ande-
ren Brückenbauten des Bundes „umweltfreundlich" durchge-
führt, und ist dann sichergestellt, daß es zu keinen Schäden 
mehr kommt? 

Wer ist dafür verantwortlich, daß bei der Konstruktion der 
Rader Kanalhochbrücke nicht erkannt worden ist, daß damit 
schon Umweltschäden vorprogrammiert wurden, und warum 
ist nicht wie bei den später gebauten Kanalüberquerungen 
auch hier ein Brücke gebaut worden, die eine sogenannte 
Werkstatt-Konservierung der einzelnen Brückenteile zu-
läßt? 

Zu Frage 118: 

Bei künftigen Korrosionsschutzarbeiten werden 
wie bei den zur Zeit laufenden Arbeiten an der 
Hochbrücke „Rader Insel" umfangreiche Schutz-
maßnahmen ergriffen, um eine Umweltbelastung 
auszuschließen. 

Die Brückenkonstruktion wird durch fahrbare 
Schutzgerüste vollständig eingekleidet, so daß die 
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gesamten Arbeiten in einer geschlossenen Kabine 
durchgeführt werden. 

Der Bundesminister für Verkehr und die Deut-
sche Bundesbahn werden noch in diesem Monat 
eine „Richtlinie für die umweltgerechte Planung 
und Ausführung von Korrosionsschutzarbeiten an 
Stahlbauten" herausgeben, die die Dienststellen bei 
der Durchführung und Ausschreibung von Korro-
sionsschutzmaßnahmen zu beachten haben. 

Zu Frage 119: 

Die Konstruktion des stählernen Brückenüber-
baues der Hochbrücke „Rader Insel" ist nicht ur-

sächlich für die aufgetretenen Umweltschäden. Um-
weltschäden sind seinerzeit durch die Korrosions-
schutzarbeiten aufgetreten. Die zur Zeit laufenden 
Arbeiten zur Erneuerung des Korrosionsschutzes 
der Hochbrücke zeigen, daß durch entsprechende 
Schutzmaßnahmen eine Umweltbelastung verhin-
dert werden kann. 

Die Hochbrücke wurde im Jahre 1968/72 errich-
tet. Der Stand der Korrosionsschutztechnik ließ zu 
dieser Zeit die Ausführung eines Korrosionsschut-
zes im Werk bei derartigen Großbrücken nicht zu. 
Insbesondere erforderten die seinerzeit verfügba-
ren Anstrichsysteme auf Ölbasis zu lange Aushär-
tungszeiten, so daß bei der Montage der Brücke der 
Korrosionsschutz umfassend geschädigt worden 
wäre. 
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